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Snbaltsverzeichniß 


zu dem 


dreizehnten Bande der Hefehfammlung 


für Die: 


Füurſtlich Reußiſchen Lande J. 2. 


In chronologiſcher Ordnung.) 






Datum | Nummer | 
| Inhalt. des .  Geite. 
| Stüds 
1862. 1861. | 
26. März. | 6. Zuli. — Berordnung, die Vergütung der 


| 
Steuer für ausgeführten Rübenzuder, die | 
| Befteuerung des AZuderd aus getrodneten | 
| Rüben und die Verzollung des ausländiichen i 
| 
} 





AZuders und Syrops betr. . - 
„ „ 115. Auguft. |Minifterialbefanntmachung, Die Ausführung "der 
Verordnung vom 6. Juli 1861 über die 
Vergütung der Steuer für —— Rü- 
benzucker ꝛc. bett.. 
„28. Auguſt. Regierungsbekanntmachung, das Berhältniß "des | 
Sächſiſchen Maaßes zum Preußi- 
ſchen betr. . . 
" n 18. Sept. Appellationsgerichtsbefanntmadhung, die Inftrut | 
tion für Die Grund und — 
buchführer betr. . . 2 
" „» 17. Novemb. |Minifteriaferklärung, die mit Baiern wegen une | 
terbleibender Koiteneritattung in 
ſtrafrechtlichen Requifitionsfällen 
1862. getroffene Bereinbarung ber. . -» 
„ „ 114. Bebruar.Miniterialbefanntmahung, den Beitritt zur | 
Uebereinfunjt zwiſchen der Königlich Preu— | 
Bifheun Regierung und dem Schwei— 
. zerifhen Bundesrathe wegen gegen— 
feitiger Befreiung von der Gewer— 
bejteuer betr. . — 25. 
8. Dxrtober.| 16. April. Landesberrliche Verordnung, die obere Siaats: 
verwaltung bei. . . . 227. 29. 
" r 23. April, |Minitterialbefanntmahung, den Wwiſchen den 
Staaten des deutſchen Zoll: und 
Handelsvereins einerjeitd und dem Freie 
ftaate Barayuay audererjeits abgeſchloſſe— 


23. 


8. Dftober. 


"„ ” 


24. u 


* ” 


„ " 


4 [23 


„ " 


1863. 
14. Januar. 


" „ Kae — 


15. April. 


| 


1] 
s nen Freundfchafts, dandels⸗ und 
Schifffabrtsvertrag betr. . . 

5. Juni. Dergl. die zwifben dem Fürſtenthum Reuß 3.8. 
und dem Großherzoatbum Sachſen— 
Beimar, fowie dem Herzögthum Sad 
fen-Altenburg abgeſchloſſenen Koönven- 
tionen über die Militärpflichtigkeit 
der Söhne der ein —— 
thanenrecht beſitzenden Perfonen betr 

12. Auguſt. Landesherrliche Verordnung, die Kompetenz 
er a ie in Injurienfar 

ett. » » 

10. Novemb,. Ractenge-Bersrdmung zu 55. 1 und 2 der Mie 
nifterial-Berordnung vom 11. Auguft 1856, 
betr. die Entrihtung der Perſonal— 
fteuer der Dienftboten, Fabrikar— 
beiter, Gewerbögehülfen und Ge- 
fellen duch ihre Dienftherrfhaften . 

10. Novemb./Minifterialverordnung, die Beitrafung der 
Führung unridtigen Gewichts betr. 

20. Rovemb. Geſeß über die fubfidiarifhe Haftpflicht 
bei Hebertretung der Geſetze über 
indirekte Steuern . . 

28. Novemb. Miniſterialbelanntmachung, die Üebereinfunft mit 
der Königl.Württembergifhen Staats» 
regierung wegen gegenjeitigen 
Schutzes der BBORTPRISLFIONNNGNE 


betr. 
10. Dezemb. Gefeh über die Verbindlichkeit zur Anwen 
"9 geftempelter Altobolometer 
10. Dezemb. Dinierin verordnung, die Ausführung des Ge- 
| fepes über die Verbindlichkeit zur 
| Anwendung gehempelter ums 
| meter betr. . 
31. — Geſeß über die Befoldung. der volts: 
fhullebrer . . 
Landesherrliche Verordnung ; den Nachtrag. zui 
proviforiihen Drdnung des Geſammt— 
Oberappellationsgerichts zu Jena betr. 
m Februar.Gefeg, die Einführung des allgemeinen 
deutiden Handelögefegbudes betr. 
28. März. Minifterialverordnung, die Ausführung des 
allgemeinen deutiben Handels-Ge— 
| ſetzbuchs und des Gefeges vom 23. Febr. 





1863 die Einführung Des allgemei- 
u — — —— 
etr. “ * 


* 
— en 


231. 





30. 


38. 


38. 


53. 
61. 


„ 


„ 


” 


” 


* 





e6 
' 28. April. Sefep, die Aufbebung des } 


) d 
$emein IT nung vom emt 


: a Tirol den mit dem Groß- 


berzogthume adfen» Beimar-Ei- 
ſenach, fowie den Fürftentbümern 
Schwarzburg-Rudolſtadtundſchwarz— 
burg-Sondershanfen wegen Anichluf 
fe8 des biefigen Fürftenthumes an 
das Appellationdgeriht in Eifenad 
abaeihlofjenen Vertrag bei... . . 
nebft Anhang. - 
z über die Drg 





28. April. Geſeß Tebergangsbefimmung en zu dem 
Geſeß vom 28. April 1863 aan ie Zur 
ftändigfeit De Gerichte nnd über 


den Inftanzenzug in bürgerliden 
Rectöftreitigfeiten betr. . . 
7 über die Aufbebung des be reiten 





fin 
— der geiſtlichen Inſpektionsäm— 


tr betr 
28. April. Gef, "die Einführung freier Gerichts 


tage bett. .. 


richten betr. . . 


28. Apru — die Greihtung von Briedensger 





502. 


Demerkung. 


Die Seiten 499 und 500 diefes dreizehnten Bandes der Gefegfammlung 
find wegen einer Auslaffung und eines Druckfehlers umgedrudt worden. 
Das umgedrudte Blatt ift auf Seite 499 mit der Bogenzahl 


70 Verb. 
bezeichnet und wird mit diefem Inhaltsverzeihnig ausgegeben. 


Drudfeblerberichtigung. 
Auf Seite 380 dieſes Bandes Zeile 3 und 7 von Oben muß es anftatt auszubändigen 
„auszuhängen“ 
beißen. 


499 


fenntniffe des Einzelrichters, infofern der Gegenftand der Befchwerden einen fehäpbaren 
Werth von 25 Thlr. nicht erreichet. 
Ueber diefe Berufung entfcheidet das Kreisgericht in letzter Inftanz. 


8. 10. 
Die Altenverfendung findet bei dem Kreisgericht nicht Statt. 


$ 11. 

Hinfihtlih der Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, namentlich in Anfehung 
des Grund» und Hypothekenweſens ſowie der Obervormundfchaftsverwaltung bildet das 
Kreisgericht die letzte Inftanz für alle Berufungen gegen die Verfügungen der Juftiz- 
ämter feines Bezirks. 

Das Kreisgericht übt in diefen Beziehungen ganz die Befugniffe des zeitherigen 
Appellationsgerichts aus, 

Insbeſondere gehen auf das Kreisgerichte die F. 208 des Gefepes über die Grunde 
und Hppothefenbücher vom 20, November 1858 und $. 103 der dazu gehörigen Aus⸗ 
führungsverordnung dem Appellationsgerichte zugetheilten Rechte und Verpflichtungen über. 


$. 12. 


Die Kreisgerichte felbft find ſolche Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit vor⸗ 
zunehmen befugt, für welche nicht befondere Bedingungen der Zuftändigkeit beftimmt find, 


II. Appellationsgericht. 
$. 13. 

An das Appellationdgericht gehen: 

4) die Berufungen wider Verfügungen und Erkenntniſſe der Einzelrihter in bürger- 
lichen Nechtöftreitigkeiten, infofern der Gegenftand der Befchwerden unfhäpbar ifl, 
oder einen Werth von mindeſtens 25 Thlr. erreicht. 

Ueber diefe Berufungen entfcheidet das Appellationsgericht in Tepter Inſtanz; 

2) die Berufungen wider die erſtinſtanzlichen Verfügungen und Erkenntniſſe der 
Kreisgerichte, wenn der Gegenſtund der Beſchwerden unſchätzbar iſt oder minde- 
ſtens einen Werth von 25 Thlr. erreichet. 

Infoweit das Appellationsgeriht die Entfheidung des Kreisgerichtes beftätigt, findet 
fein weiteres ordentliches Rechtsmittel Statt. 
$. 14. 
Außerdem fteht dem Appellationsgerichte die erftinftanzliche Verhandlung und Ent- 
fheidung der Beihwerden über Niätigkeiten zu, welde bei den Kreisgerichten oder bei 


dem Appellationsgerichte felbft vorfommen, 
70 Berb. 


500 


8, 15, 

Solche Handlungen der freiwilligen Gerihtöbarkeit, welche nicht an ein ——— zu⸗ 
ſtaͤndiges Gericht gewieſen ſind, koͤnnen auch bei dem Appellationsgerichte vorgenommen werden. 
$. 16. 

Das Appellationsgericht ift die dienftlihe Auffihtsbehörde über die Aelagriähe, 
fowie in höherer Inftanz über die Juftizämter. 

§. 17. 

Die Disziplinargewalt über die Anwälte und Notare wird bis dahin, wo eine An- 
waltsfammer gebildet fein wird, unter Oberaufficht des Minifteriums, Abtheilung für die 
Juſtiz, durch das Appellationsgericht geübt, vorbehältlih der jedem Gerichte auch über 
die Anwälte innerhalb des Bereiches der vor ihnen anhängigen Prozeffe zuftehenden 
Ordnungspolizet, 

IV, Oberappellationsgericht. 

8. 18. 

Das Oberappellationsgericht entfcheidet aufeingewendete Oberberufung als Tepte Inftanz: 

1) in denjenigen bürgerlihen Rechtöftreitigkeiten, in welchen das Appellationsgericht 
ein kreisgerichtliches Erkenntniß abgeändert hat, 

2) in allen bei dem Appellationsgerihhte verhandelten Nichtigkeitsfachen, vorausge- 
fept, daß der Gegenftand der Befchwerden unfhäpbar oder die Oberberufungs- 
fumme vorhanden ift, überhaupt nah Maßgabe der durch die proviforiihe Ober— 
Appellationsgerihts-Ordnung, deren Erläuterungen, Ergänzungen oder Abände- 
zungen getroffenen Beftimmungen. 


V, Allgemeine Beftimmungen. 
g. 19. 


Ueberall, wo es nad den vorftehenden Beitimmungen auf den Werth des Streit. 
gegenftandes, bezüglich des Gegenftandes der Beichwerden ankommt, ift nur der Haupt» 
werth, mit Ausfchluß der Nebenforderungen an Zinfen, Nupungen, Schaden» und Koften« 
erfag, in Anfchlag zu bringen. 

Solche Nebenforderungen fommen nur dann in Betracht, wenn fie befonders ein- 
geklagt werden, oder wenn deren Betrag fhon an und für fih die Summe erreicht, 
welche die Appellabilität oder die Kompetenz des höheren Gerichts bedingt. 

Unfhägbar find ſolche Gegenftände, welche eine Würderung nad Geldwerth nicht 
zulaffen. Für fhäpungsfähig dagegen follen ſelbſt folde Befugniffe gelten, deren zu 
Geld veranfchlagbare Nutzungen nicht in beftimmten Beiträumen wiederfehren. Um den 
Werth folder Befugniffe zu diefem Zwede feitzuftellen, foll der durchſchnittliche Ertrag 
der daraus hervorgehenden Nupungen innerhalb der Iepten 20 Jahre und, wenn diejer 


Sefebfammlung 


für Die 


Fuͤrſtlich Reußiſchen Lande juͤngerer Linie. 
No. 226. 








H Verordnung, die Vergütung der Steuer für ausgeführten Rübenzucker, die Beſteuerung des Zuckers 
aus getrodneten Rüben und die Verzollung des — Zuckers und Syrops betr. 
vont 6. Juli 186 


(Publizirt in Mr. 29 des Amts · und on vom Jahre 1861.) 


Wir Heinrich der Sieben uud Schzigfte von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie vegierender Fürft Neuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranihfeld, Gera, Schleiz und 
Lobenſtein zc.Pıc, 


verordnen auf dem Grunde der von den Regierungen der zum deutſchen Zollverein ges 
börenden Staaten am 25. April d. 38. abgefhloffenen Uebereinfunft wegen Vergütung 
der Steuer für ausgeführten Nübenzuder, Befteuerung des Zuderd aus getrodneten 
Rüben und Berzollung des ausländifchen Zuders und Syrops, mit Vorbehalt der fpäs 
term verfaffungsmäßigen Berathung mit dem Landtage: 


8.1. 
Für Nobzuder und Karin, fowie für Brod-, Hut» und Kandis-Zucker, nicht min- 
der für gejtoßenen (gemablenen) Brod- und Hut=Zuder foll, wenn deren Ausfuhr über 


. die Bollvereinsgrenze oder- deyen Niederlegung in eine öffentliche Niederlage erfolgt, vom 1. 


Septbr. 1861 ab eine der Rübenzuderiteuer entfprechende Vergütung gewährt werden, in« 
ſefern nicht die höhere ZolleBergütung für raffinirten ausländifhen Zuder eintritt, 


§. 2. 
Die näheren Beſtimmungen über die Bedingungen und: über die Höhe dieſer 
Vergütung find durch Unfer Minijterium zu ertheilen. 


— 


Bei der Erhebung der Steuer für die Bereitung von Zucker aus getrockneten 
Ausgegeben den 26. März 1862. 


2! 
(gebörrten) Ruͤben werden auf.jeden Eentner getrodneter Rüben nicht mehr fünf und 
ein halber, ſondern nur fünf Centner rohe Rüben gerechnet. . 


F. 4. 
Vom 1. September 1861 ab beträgt bis auf Weiteres der Eingangdzoll von aus⸗ 
ländifhem: 







Eingangsab« 
gabe. 


bie.) Sar.| HL. | Er. 


Für Tara wird vergütet vom 
Gentner Bruttogewicht. 






1) Auder. 

a. Brod-, Hut⸗, Kandis«, Bruch⸗ 
oder Lumpen- und weißem 
geftoßenen Zuder. 


14 inFäffern mit Dauben von Gi- 
chen und anderem harten Holze. 

10 in anderen Fäſſern. 

13 in Kiften. 

7 in Körben. 





7 110 | 12 50 
6 — 






1 Eentner 


1 Centner 












b. Robzuder und Farin, 
(Zuckermehl.) chen⸗ und anderem harten Holze. 

10 in anderen Fäſſern. 

16 in Kiſten von 8 Centnern 
und darüber. 

13 in Kiſten unter 8 Centnern. 

10 in außereuropäiſchen Rohrge— 
flechten. 
(Canassers, Cranjans.) 

7 in andern Körben. 

6 in Ballen. 


11 in Fäſſern. 


c 


— 


Rohzucker für inländiſche Sie- 
dereien zum Maffiniren unter 
den beſonders vorzuichreiben- 
den Bedinzungen und Kon— 
trolen. 


2) Syrop. 

Auflöſungen von Zucker, welche 
als Pie bei der Revifion 
beftimmt erfaunt werden, un« 
terliegen dem vorftebend zu 1a 
— Eingangszolle für 
Zuder. 


| 13 in Fäffern mit Dauben von Eis 





1 Gentner | 4 | 7% 


2 115 







1 Gentner 


Urkundlih haben Wir diefe Verordnung höchſtelgenhändig vollzogen uud Unſer 
Fuͤrſtliches Infiegel derfelben beidruden laſſen. 


Wildbad Gaftein, den 6. Juli 1861, 


(L.S.) Heinrich LXVII. 


v. Geldern. 





2) Bekanntmachung Pdie Ausführung der Verordnung vom 6. Juli 1861 über die Dergütung der 
Steuer für ausgeführten Rübenzucker ıc. betr, vom 15. Auguft 1861. 


(Publizirt in Ar. 34 ded Amts und Verordnungẽblattes vom Sabre 1861.) 


Nah Vorfhrift der HS. 1 und 2 der Verordnung wegen Vergütung der Steuer 
für ausgeführten, Nübenzuder, u. ſ. w. vom 6. Juli 1861 fol vom 1. September 1861 
ab für Zucker, deffen Ausfuhr über die Zollvereind-Grenze oder deffen Niederlegung in 
eine Öffentliche Niederlage unter Innehaltung der Dafür vorzufchreibenden Bedingungen 
erfolgt, eine der Nübenzuderfteuer entfprechende Vergütung gewährt werden, infofern nicht 
die höhere Zollvergütung für raffinirten ausländifhen Zuder eintritt, 

- Zur Ausführung diefer Vorfchrift wird Folgendes angeordnet: 
1 ) Die der Nübenzuderfteuer entiprechende Vergütung wird vom 1. September 1861 
ab bis auf Weiteres für Rohzucker und Farin mit 2 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. und für 
Brod⸗, Hute und Kandid-Zuder mit 3 Thlr. 10 Sgr. — vom Eentner gewährt, 

Bruch- und Lumpenzuder find dem Robzuder und Farin gleich zu behandeln. 

Für geftoßenen (gemahlenen) Brod» und Hutzuder wird die Vergütung mit 3 Thlr. 
410 Sgr, für den Gentner gewährt, wenn die Zerffeinerung des Zuders mit Innebehalt- 
ung der dieferhalb vorzufchreibenden Bedingungen unter Auffiht von Stenerbeamten bes 
wirft worden ift, wegegen, fofern Dies nicht gefchehen if, die Vergütung von 2 Zhlr. 
22 Sgr. 6 Bi. für den Gentner zur Anwendung kommt, 

2) Die Vergütung kann nur eintreten, wenn Rohzucker und Barin, fo wie die der 
gleihen Behandlung mit dem Nobzuder und Farin unterliegenden Zuderarten in Mengen 
von mindeitend 30 Eentnern Brod-, Hut» und Kandiszuder aber in Mengen pon 10 
Gentnern über die Zollvereinsgrenze ausgeführt oder in eine Öffentliche Niederlage aufs 
genommen werden, - 

3) Die ESteuervergütung wird dem Berfender gewährt. Ein Nachweis über den 
Urfprung und die Berfteuerung des Zuders ift nicht erforderlich. 

Demgemäß kann der für Brod-⸗, Hute und Kandiszucker, fowie für geſtoßenen (ge⸗ 
mahlenen) Brod⸗ und Hutzuder bewilligte Vergütungsbetrag auch für dergleichen Babrikate 
aus ausländifchen Zuder gewährt werden, wenn der Grportant die befonderen Bedingr 
ungen nicht erfüllt, an welche der Empfang des ausſchließlich für Rohzuder « Raffingde 
beftehenden höhern BVergütungsfages geknüpft it, und eben fo faun die Vergütung für 
Robzuder und Farin aud für dergleichen aus dem Auslande eingeführten Zuder ge— 
zahlt werden. | 

4) Wer Zuder mit dem Anfpruche auf die der’ Nübenzuderfteuer entfprechende 
Steuervergütung ausführen oder zur Niederlage bringen will, hat einem zur Abfertigung 
befugten Amte (d. h. einem foldhen, welches entweder die Befugniß zur Ausfertigung von 

” 1? 


4 


Begleitfheinen I. befigt, oder die betreffende Ermächtigung befonders erteilt erhalten hat) 

1. eine, nach dem vorgöfchriebenen Mufter (1) ausgejtellte fhriftliche Anmeldung in einfacher 
Ausfertigung vorzulegen, welde Gattung und Menge des Zuders, fowie die Berpad- 
ungsart und Bezeichnung der Kolli angiebt und dasjenige Amt benennt, über welches 
die Ausfuhr, oder bei welchem die Niederlegung bewirkt werden fol. Mit diefer Ans 
meldung ift der Zuder zur Abfertigung vorzuführen, deren Schluß die Beſcheinigung 
der Ausfuhr oder Niederlegung bildet, 

5) Iſt diefe Befcheinigung (Nr. 4) nicht von demjenigen Amte, weldem die Ans 
meldung zuerft vorgelegt worden ift, zu ertheilen, fo gelangt die bejcheinigte Anmeldung 
doch an diefes Amt zurüd. 

6) Bon den Ausfertigungsämtern werden nad dem Ablaufe jedes Monats Steuer- 
vergätungs » Liquidätionen über den im Laufe deffelben als ausgeführt nachgewiefenen 
Zucker aufgeftellt und mit den befcheinigten Anmeldungen dem General» Infpector des 
Thüringifhen Zoll- und Handelövereind vorgelegt. 

7) Der Generals Infpector bat zu vergütenden Beträge feftzuftellen und entweder 
deren Anrehnung auf freditirte Nübenzuderfteuer zu verfügen, foweit dies gefhen kann, 

II. oder darüber Anerfenntniffe auszufertigen, welche auf jeden Inhaber lauten (Mufter II, 

Diefe Anerkenntniffe fünnen auf die zu entrichtende Rübenzuckerſteuer bei Hebeftellen 
de8 darin genannten Staates, welche dergleichen zu empfangen haben, in Zahlung gege- 
ben oder es fann die baare Zahlung des Betrages nad) Ablauf der in den Anerfennt- 
niffen bezeichneten Friſt bei der darin genannten Kaffe in Empfang genommen werden. 

Die Anerkenntniffe werden nur gerade zu dem Betrage, auf welden. fie lauten, in 
Zahlung genommen oder baar eingelöft und es it nicht zuläfig, Die Abtragung einer 
geringeren Summe darauf in Abfchreibung zu bringen. 

Wenn die in ein Anerfenntniß übernommenen Vergütungsbeträge nicht innerhalb 

der in dem Anerfenntniffe bezeichneten Frift durch Anrechnung auf Nübenzuderfteuer oder 
baare Hebung in Empfang genommen werden, fo verfallen die Beträge dem Bollvereine 
und es erlifht der Anſpruch auf diefelben. 
8) Denn für Zuder eine Eteuervergütung in Folge der Aufnahme deffelben in 
eine öffentliche Niederlage gewährt worden ift, fo fann der Zuder aus der Niederlage 
zum Verbrauche im Inlande nur gegen Entrihtung der vollen tarifmäßigen u 
Abgabe entnommen werden, 

Gera, am 15, Auguft 1861, | | 

Fürſtlich Reuß · Pl. Minifterium. 
v. Geldern. 
Muͤnch. 


Nr. 5. (des Abfertigungs-Regiiters). R 


Unterzeichneter meldet hiermit dem FürstL Reuss-Pl. Steuer-Amte zu Gera, daß 
er beabfichtiget, den nach Gattung, Menge und Kollizahl nachftehend declarirten 


Zucker — ee zu .... mittelst der Eisenbahn nad) Mecklenburg 
auszuführen, Ausfuhr —— 








niederzulegen, und trägt darauf an, ihm nad erfolgter Kiederlegung 
Grund der desfallfigen Beicheinigung die angeordnete Steuervergütung zu gewähren. 


 Revifions-Befund des Abfertigungsamtes: 





i Angabe der Verfender: 





ann — — — —— — 
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1 — | 
1.2 Fässer nl | 1 1121 4 | Brod ? Fässer 4 . | 12 ] Brod | rohe en 
a2. | 13) 50107 Nuke © 1 13) 50L ans @ucker 1 befand sich 
| 'C 'Summa | 23178 'Summa| 23,68 | in Umschlies- 
| | (ab 24 %) (ab 2% %) |: ung von Per 
| 4 | | 23|18°ı0 | | | | 2380| - | pe ind⸗ 
2. 1 Kiste! AB. 12 50) 11 gestos- 1 Kiste 12) 50) 11! . |gestos-! 2. Der Güterwa- 
| —M sener 1 sener | gen ist ver- 
| | | Brod- | Brod- schlossen. 
| | | | Zucker | Zucker 
Veberhaupt34! 185/,0 \3(Drei) Ueberhaupt34) 8% 
| ; | | | Colli ) | | | . 
A 
| | Vier und dreissig Centner 
| | acht bt Pfund. 
| zelintel | 
| | III 1 
Gera, den, 18, Februar 1862, Die Nichtigkeit vorftehender Ermit— 
N.N telungen befcheinigen 
(Unterferift ve “ oſtellers) Gera, den 18. Februar 1862. 
rift des Ausſtellers. 
Die Reviſions-Beamten. 


(Je nachdem die Anmeldung zur Ausfuhr oder zur Niederleguug erfolgt, ſind, im erſteren Falle die 
unter der Linie, im leßteren Falle die über der Linie ſtehenden Worte zu durchſtreichen.) 


| ht u 
Die umftehend bezeichneten Vier und dreissig Centner acht -chnket Pfund Zuder 


in zwei Fässern und einer Kiste find in den Eifenbahngüterwagen Nr. 811 verladen, 
welher heut Nachmittag fünf Uhr mit zwei Schlöffern Ser, fünf und neunzig verſchlos⸗ 
fen der Eifenbahnverwaltung zur Vorführung bei dem königlichen Neben-Zollamt 1. zu 
Wendisch-Warnow übergeben worden it, 


Gera, den 18, Februar 1862, 


Fürſtlich Reuß-Pl. Steueramt. 
(Stempel.) (Unterſchrift.) 


Der oben bezeichnete Güterwagen iſt am neunzehnten Februar 1862 Nachmittags 
ein Uhr bier eingetroffen und nad Abnahme des unverlegten Berfähluffes aleichzeitig über 
die Grenze ausgegangen. 


Wendisch-Warnow, den 19. Februar 1862, 


Königlihes Neben-Bollamt 1, 
Stempel.) (Unterſchriften.) 


Auf Grund vorſtehenden Ausgangs-Atteſts wird nunmehr beſcheinigt, daß die um— 
ſtehend bezeichneten Vier und dreissig Centner acht — Pfund Zucker über die 
Grenze in das Ausland geführt worden find. 


Gera, den 23. Februar 1862, 


Fürſtlich Neuß Pl. Stenezamt. 
(Stempel.) (Unterferift.) 


(Die Bejheinigungen über die Ausfuhr uud Niederiegung find gach den Umfänden zu ertheilen, und 
nus für einzelne Bälle beifpielöweiie worfichend amgedentet,) 


en I. 
Nr, | Hnerfenntniß 
übet 
4413 Thle 19 Sgr. 
Stkeuervergütung für ausgeführten Zucker. 


Jür Vier und dreissig Centner Acht und Acht Zehntel Pfund Brod-Zucker, welche 


für N, N. zu Gera am 19. Sehr. 1862 (5, 7) mittelst der Eisenbahn nad 


Gera, 
Mecklenburg ausgeführt worden find, beträgt Die Steuervergütung Einhundert dreizehn 
Thaler Neunzehn Silbergroschen. 

Diefelbe kann in dem vorgedachten Betrage von jedem Inhaber diefes Anerfennt- 
niffes entweder durdy Angabe des Iepteren bei Hebeftellen des Fuͤrſtenthums Reuß jüngerer 
Linie auf, zu entrichtende Nübenzuderfteuer, oder vom 15, des Monats Mai 1862 an 
baar bei dem Fürftl, Steueramt zu Gera erhoben werden, Jedoch findet die Annahme 
des Anerkenntniffes, fei e8 in Anrechnung auf verfhuldete Nübenzuderfteuer, oder zum 
Empfang baarer Zahlung, überhaupt nur bid zum 1, März 1863 Statt, 


Erfurt, den 12, März 1862, 


Fürftlih Neuß-Plauifcher und der übrigen Staaten des Thüringifchen 
Zoll: und Handels ·Vereines Generalinfpektor. 


[ 
(Die eingellammerte Stelle ( ie ) weift auf das betreffende Megifter des Amtes bin, bei welchem 


die Abfertigung des Zuders zur Ausfuhr oder Niederlegung Statt gefunden hat.) 





8. 
3) Belanntmahung, das Verhältniß des Sächſiſchen Maaßes zum Preußiſchen betr. vom 28. Aug. 1861. 
(Publizirt in Ar. 35 des Amti- und PBerorbnungeblatted vom Sabre 1861.) j 
Um etwaige Zweifel über das Berhältnig des ſächſiſchen Maßes, welches zufolge 
unferer Verordnung vom 1. April 1859 bei allen der Approbation untetliegenden Baus 
rifien anzuwenden ift, zum Preußifhen Maße, weldes der Landesvermefjung zu Erunde 
liegt, zu bejeitigen, werden nachſtehende Angaben andurd) zur Öffentlichen Kenntnif gebracht. 
Gera, den 20, Yuguft 1861. * 
— Fürſtlich NeußPlauil. Regierung. 
v. Geldern, 
Müunch. 
Da die Länge des preußiſchen (rheinländiſchen) Fußes zu 139,13 pariſer Linien, die 
Länge des ſächſiſchen (Xeipziger) Fußes dagegen zu 125,3 parifer Zinien angenommen 


wird, fo if 
1 preuß, Buß = 1,1075 fühl. Buß, 
1 fühl. Fuß = Q,00507 Preuß. Buß. 
Ebenſo verhalten jih auch die Ellen 
1 preuß. Ruthe (a 6 Ellen) = O,saarsı ſächſ. Ruthe (a 8 Ellen) 
1 ſächſ. Ruthe 1,200795 preuß. Ruthe, 
1 preuß. U duß 1,232933 ſaͤchſ. U Buß, 
1 fühl. I Fuß (‚811074 Preuß. [J Buß, 
1 preuß. CI Ruthe = 0,603595 fühl. I Ruthe, 
1 ſächſ. II Ruthe = 1,4910 Preuß. I) Ruthe, 
Wo fhon ein geringerer Grad von Genauigkeit hinreicht, oder blos Kleinere Di- 
menfionen in Betracht kommen, können annäherungsweije gerechnet werden 
s ſächſ. Fuß = 9 preuf, Buß, 
10 fühl. Ruthen = 12 preuß. Ruthen, 
37 ſächſ. A Buß = 30 preuß. I Zuß, 
43 fühl. A Ruthen = 62 preuß, M Ruthen. - 


ma 


4) Bekanntmachung des Fürſtl. Appellationsgerichts, die Juftruction für die Grund- und Hppöthe- 
fenbuchrührer betr. vom 18. Septbr. 1861. 
(Bublizitt in Nr. 39 des Amts- und Berordnungsklattes vom Jahre 1861.) 


Für die nach F. 199 des Gejeges, die Grund- und Hypothekenbücher betreffend vom 
20. November 18558 und nach F. 54 der dazu gehörigen Ausführungsverordnung. bei 
jeder Gerichtsbehörde bejonders zu verpflichtenden Hpporhefenbuchführer it auf Höchſten 
Befehl Er, Durchlaucht des regierenden Bürften eine Inſtruktion aufgeftellt worden und 
wird im Nachitehenden mit der Anweifung für die Behörden befannt gemacht, Die er— 
wählten Hypothekenbuchführer nah Anleitung F. 84 der gedachten Ausführungsverords 
nupg darauf zu verweifen bezüglich zu verpflichten, 

Gera, am 18, September 1861. 

Fürſtlich Reuß-Pl. Appellationsgerict. 


v. Bretſchneider. 
Dr. A. Mortag. — 
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Inſtruktion 
für die Grund- und Hypothekenbuchführer. 


on der lit des Grund: und Syppotbefenbuchführers im Allgemeinen. 


8.1 
Die Dienftobliegenheit des Grund- und Hypothekenbuchführers befteht in der formel- 
len Führung des Grund» und Hypothekenbuchs; er hat daher alle und jede Einfchrei- 
bungen in daffelbe zu verrichten und es im vorfäriftmäßigen Zuftande zu erhalten (88.199, 
200 des Gefepes vom 20. November 1858). 


Insbefondere bei der Uebertragung der Entwürfe in die Grund- und 
Sppotbefenbücher. 


8.2. 

Bei dem Eintragen des in das Hypothekenbuch einzufhreibenden Entwurfs hat der 
Hppothefenbuchführer darauf zu ſehen, daß das ihm zugetheilte Papier gehörig und mit 
möglichfter Schonung verwendet werde 

Im Algemeinen find (vgl. $. 54 der Ausführungsverordnung vom 22. November 
1858) für Ein Folium wenigftens zwei Blatt, und von diefen die erfte Seite für Die 
Rubrik der Sache, die zweite für die Beftgerrubrif und die dritte und vierte Seite für 


die Rubrik der Schulden zu beftimmen. Dagegen kann bei ſolchen Grundftüden, in 
deren erſter Rubrik künftig nur wenige oder feine Veränderungen einzutragen fein wer— 


den (3. B. bei denen für Pertinenzftüde auswärtiger Güter) die IL. Rubrif auf der 
untern Hälfte der erften Seite beginnen. Herner wird der für die I. und II. Rubrik 
often zu haltende Raum für fünftige Einträge in der Negel auf das. Doppelte des Um- 
. Tang® der Einträge im Enımwurfe beitimmt werden fünnen, Inzwiſchen foll hiermit eine 
für alle einzelnen Bälle geltende Norm nicht gegeben fein, fondern der Grund» und Hy- 
pothefenbuchführer hat den erforderlichen Papierbedarf je nach den befondern Berhältniffen, 
namentlih mit Rüdfiht darauf, ob der Inhalt eines Folii oder einer Rubrik zu mögli- 
hen zahlreichen Nachträgen Anlaß gebe, ob in einem Orte die Beſitz- und Pfandver- 
hältnifje einem häufigen Wechſel unterworfen find, und nah ähnlichen Umftänden zu 
ermeſſen. 
Fortſetzung. 


$. 3. 

Bei der Berechnung und Gintheilung des Papiers zum Regifter (vergl, $. 169 
des Geſeßes vom 20. November 1858) ift dafür Sorge zu tragen, daß das Regiſter 
auf alle Zeit die gehörige Räumlichkeit erhalte, weshalb, je nach dem örtlihen Beduͤrf- 

2 


10 


niffe, für manche Buchſtaben mebr, für andere weniger Seiten oder Blätter zu rechnen 
find. Uebrigens ift das Negifter in der Form des befonders gedrudten und mit dem 
Bapiere zu dem Hypothelenbuche am die Behörden ausgegebenen Schema zu führen, nad) 


welchem auf jeder Blattfeite 2 Columnen zur Ausfüllung angelegt find. 


— 


Am Schluſſe jeden Bandes ſind für Fortſetzungen einzelner Folien und beziehendlich 
Rubriken, wenn bei einem oder dem andern Folium wegen häufiger Einträge der ſpeziell 
vorbehaltene Raum vor der Zeit ausgehen ſollte, eine Anzahl leerer Blätter aufzuſparen, 
welche jedoch nicht über 10 bis 20 Blätter, je nach der größern oder geringern Zahl der 
in dem Bande und beziehendlich deſſen Abtheilungen befindlihen Grundjtüdstolien, be- 
tragen darf ($. 54 der Ausführ. B.-D. vom 22, November 1858.) 


$. 3. 


Ferner muß ermeffen werden, ob 
a. für eine Ortfhaft die Anlegung mehrerer Bände, oder 
b, für jeden Ort (Stadt oder Dorf) die Aufitellung eines Bandes 
zwedmäßig fei ($. 154 d. Gef. vom 20. November 1858). 

Für die Etärfe eines Bandes laffen fih zwar beitimmte Regeln nicht aufitellen, 
doch ift es zwedmäßig, dab Ein Band einſchließlich Des Regiſters nicht mehr ala 125— 
150 Bogen umfaſſe. 

$. 6. 

Nach der Art und Weife, in welcher die Aufftellung der Grund» und Önpotbefen- 
bücher nah $. 5 erfolgt iſt, bat fih die Anlegung der Namenregifter zu richten, 

Befteht nämlich das Grund: und Hyvothekenbuch einer Ortſchaft "aus mehreren: 
Bänden, fo tft Das Namenregifter entweder hinter den legten, oder noch zweckmaͤßiger in 
einen befondern Band zu bringen (Regiſterband). Iſt für je eine DOrtichaft ein Grund- 
und Hypothekenbuch angelegt worden, fo ift das Regiſter am Schluß eines jedes anzu— 
hängen. 

67. 


Das nad voritehenden $$. eingetheilte und für einen Band beitimmte Papier iſt 
unverweilt durch den Buchbinder dauerhaft in Leder mit Sprungrüden binden zu laſſen. 
Hierbei iſt dem Buchbinder zur Pflicht zu machen, das Papier nicht nach den PBunftur- 
(öchern, fondern nad) den Linien zu falzen, daffelbe ferner namentlich in der Breite fo - 
wenig als möglich zu befchneiden, damit die Nummer: und Anmerkungsipalte den größt: 


möglichſten Raum behalte. 
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8:8, 


Der Rüden des Bandes it mit der Aufjhrift „Grund und Hypothekenbuch“, auch 
mit dem Namen des Orts, und, wenn das Grund= und Hypothekenbuch in mehrere 
Bände abgetheilt if, zur Unterfheidung von den übrigen Bänden des nämlichen Grund: 
und Hypothekenbuchs mit einer Ziffer oder einem Buchftaben zu verfehen. In letzterem 
Falle können zu mehrerer Bequemlichkeit auf dem Rüden jeden Bandes auch noch die 
darin enthaltenen Grundbuhsnummern angegeben werden, 3. B. num. 1—100. In— 
wendig erhält jeder Band ein Titelblatt; der darauf anzubringende Titel muß nächſt dem 
Namen des Orts und, bei Abtheilungen des Grund» und Hypothekenbuchs eines Orts 
in mehrere Bände, der Zahl oder Litera des Bandes, die Benennung des Gerichts ent: 
halten. 8. 48 d. A.V. Bergl. das Schema unter A. 


.8.9. 


Auf ungebundenes Papier und vor Ablauf der Brit des nah $. 232 des Gefepes 
vom 20. November 1858 erlaffenen öffentlihen Aufrufs darf die Uebertragung des Ent- 
wurfs nicht geſchehen, fie iſt aber nachher unverweilt zu beginnen. 


$. 10. 
Für die Form derllebertragung und der künftigen Einträge gelten folgende Regeln: 
A. Ullgemeine Regeln. 


a. Der Buchführer hat pflihtmäßig darauf zu halten, daß zu den in die Grund» 
und Hypothekenbücher zu bemirkenden Einträgen eine gute, ſchwarze, dauerhafte, 
dem Berbleichen nicht umterworfene Dinte verwendet werde. 

b, Der Grund» und Hppothefenbuchführer muß eine deutlihe Handichrift haben und 
die Einträge fo fehreiben, daß fie Jeder, dem die Einficht eines Folii geitattet 
wird, ohne Beichwerde lefen fünne. Daher darf die Schrift nicht zu klein und 
der Raum zwifchen den Zeilen nicht zu eng fein, wiewohl auch andrerſeits Raum 
verſchwendung durch eine zu große und weitläuftige Handfhrift zu vermeiden ift. 

c. Die Linien, welche die Einträge von einander abfchneiden (vergl. unten B. sub 
e), dürfen nicht zu ftark gezogen’ werden, damit Diefelben auf der Ruͤckſeite nicht 
durchleuchten. 

d. Im Grund» und Hppothefenbuche darf nichts ausgeftridhen, nichts radirt 
und fein Blatt eingelegt werden, auch find Zwiſchenſchriften zu vermeiden. 

Sollte etwas im Grund» und Hypothekenbuche ausgeftrihen worden fein, fo 
ift der folhenfalld nöthigen, vom Grund und ie bewerf- 


b. 
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ftelligenden, rechtfertigenden Seitenbemerfung ihre Stelle in der Spalte der An- 
merfungen zu geben; es wird indeffen erwartet, daß die Grund- und Hypotbe- 
kenbuchführer alle Sorgfalt und Aufmerkfamfeit anwenden werden, damit die Ein- 
zeichtungen in das Grund: und Hypothekenbuch fehlerfrei gefchehen ($. 167 des 
Gefepes, & 53 der Ausf.-Berordn.) 


. Ein Unterftreiden von Summen oder Worten ꝛc. darf nicht Statt finden, da 


ſolches das künftig bei Löfhungen zu bewirfende Rothunterftreichen (vergl $. 16) 
behindern würde, 


. Des Sandes darf der Buchführer bei Einſchreibungen in dad Grund- und Hp: 


pothekenbuch zum Abtrodnen der Schrift ſich nicht bedienen. 


. Sobald das Binden des Grund» und Hypothekenbuchs eines Orts beforgt, und 


letzteres mit den erforderlichen Titeln verfehen if, werden die Seitenzablen (nicht 
Blattzahlen) und die Grundbuhsnummern eingetragen ($$. 155. 169. 171 des 
Geſetzes). 


B. Beſondere Regeln für das Einſchreiben der Folien. 


Der Belipername ift in der IL, Rubrik mit Kanzleis oder anderer auögezeichneter 
Schrift zu fihreiben ($. 62 a. d. Ausf.-Verordn.) Außer diefem darf nichts 
weiter mit dergleichen Schrift gefchrieben werden. 

Die Einträge find in der 1. II. II. Rubrik (mit den weiter unten sub g auf- 

geftellten Ausnahmen) über die ganze Breite der mittleren Spalte zu fchreiben. 
Darüber hinaus darf aber nicht gefchrieben werden. 

Das Allegat der Urkunden fhließt fih unmittelbar an die Schlußmworte des Ein- 

trags an. (Eine Ausnahme hiervon fiche sub g.) 


. Das Citat der Acten, Kauf-Konfensbücher ıc., worin fih die vorgedachten Urkun— 


den befinden, ift ftetS an den Schluß des Eintrags und zwar auf eine ‚ befonbere 
Zeile zu bringen. 
Leder für ſich beftehende Eintrag ift durch eine Querlinie über die ganze Breite 
der DBlattfeite von den nachfolgenden Einträgen abzufondern. 
In der 1. Rubrik, beim erften Eintrage, nad der Berordnumg vom 26. Septem: 
ber 1859 iſt 

bei Aufführung des mit rother Dinte zu ſchreibenden Katafterfolium, 

bei Angabe der Eigenfhaft ded Grundftüds, 

bei Angabe von Berechtigungen, welche dem Grundſtücke zuftehen und 

bei Aufzählung der Reallaften, 
jedesmal eine neue Zeile zu beginnen, damit alle diefe Einträge fih von einan- 


der unterſcheiden. 
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. Die jährlichen Beträge der Reallaften mögen mit Ziffern gefchrieben werden. 

g. In der III. Rubrik ift 
1) wenn das Datum der Öppothefenbeftellung auf mehrere, Durch vorgefepte 

Buchſtaben von einander getrennte Forderungen fich bezieht ($. 71 d. A. B.), 

fowohl diefes Datum am Anfange des Eintrags, als das Allegat der Ur- 

funden am Schluffe deffelben auf eine befondere Zeile zu fegen, die einzelnen 

Forderungen felbit aber find um fo viel, ala der vorzuſetzende Eleine lateinifche 

Buchſtabe beträgt, einzurüden. 

Der erfolgte Widerfprucd gegen einen Eintrag ($. 101 d. A. V.) und das 

Gitat der Alten, worin fich diefer befindet, ift auf eine befondere Zeile und 

zwar etwas eingerüdt zu fchreiben, damit diefer Theil des Eintrags fih von 

dem Gegenftande felbft, welchem widerſprochen ift, unterfcheide und beffer in 
die Augen falle. 

3) Die bei einer Forderung etwa vorkommenden nnd zum Eintrage gelangenden . 
Rebenbedingungen, 3. B. „daß ein Grundſtück ohne Vorwifien des Dar- 
leiherd nicht veräußert oder weiter vepfändet werden darf“ ($. 64 d. A. V.) 
find ebenfalls von dem Haupteintrage dadurch abzufcheiden, daß fie auf einer 
neuen Zeile, ein wenig eingerüdt, eingetragen werden. . 

h. Geldfummen find im Gonterte der Einträge in der IN. Rubrik (einſchließlich 
der in den 14 ZThalerfuß umzurechnenden Beträge) nit mit Ziffern, fondern 
mit Buchſtaben ($. 166 d. g. ©,), in der dafür beftimmten Nebenfpalte jedoch 
(8. 51 ad. U. V.) mit Ziffern zu fchreiben. 

Bei Forderungen, die nicht in baarem Gelde beftehen, wie Naturalauszüge, in- 
gleihen bei allen auf eine bereitd eingetragene Forderung ſich beziehenden Ein- 
trägen, wird diefe für die Geldfummen beftimmte Rebenfpalte mit horizontalen 
Strihen ausgefüllt ($. 65 d. A, V.) Dergleichen horizontale Striche in der 
Zahlenfpalte find aud dann anzubringen, wenn jährliche, nicht fapitalifirte Leifte 
ungen in baarem Gelde, z. B. Leibrenten eingetragen werden. 

Denn eine Hauptſumme in einzelnen Beträgen Mehreren angewieien üt, fo 
iſt zweierlei zu bemerken, Es können nämlih im Gintrage felbft, befonders bei 
Umrechnungen in den 14 XThalerfuß, die Theilſummen mit Ziffern eingetragen 
werden, fobald nur Me Hauptſumme mit Buchladen geſchrieben ift; ferner ift 
in der Zifferfpalte nicht die Hauptfumme, fondern es find nur die Zheilfummen 
zu wiederholen 

i. Der Raum zu den Linien der Zablenfpalte in der IL. Rubrik ift von der mitt« 
. breiteften Spalte zu enmehmen ($. 51 ad A. a und mit Thle., Sar., 

Pf, zu überfchreiben. 


« 


— 
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k. Die in der Nummerfpalte anzubringenden auszeichnenden Worte, 5. B. Auszug 
Herberge, Ausftattung, Leibrente 2c., eifern ($$. 67, 69 d. U. V.) find unmit— 
elbar unter die Hypothekennummern zu fegen, fofern fie aber, bei mehreren un— 
“ter einer und derjelben Hppothefennummer in einem und demfelben Eintrag be- 
griffenen, durch vorgefegte Buchftaben unterfhiedenen Forderungen (f. o. sub g. 
1.) nur auf eine einzelne, foldhergeitalt mit der Bezeichnung durch b. c. u. f. w. 
eingetragene Forderung ſich beziehen, fo find fie in gleicher Höhe mit den An- 
fangsworten des betreffenden Eintrags anzubringen, ferner find die in die Zah— 
Jenipalte einzurüdenden Ziffern oder horizontalen Strihe neben den Schluß— 
worten ded Eintrags einzufchreiben. 

J. Damit für die fünftig in der Anmerkungsfpalte anzubringenden Bemerkungen, 
3. B. Mitverpfändet, Vorzug, Nachgetreten, leihen Rang, Verpfändet, Ueber: 
wiefen, Gedirt, Abgeſchrieben, Beſchränkt, Gelöfht ze. (88. 69. 70. 72. 7A fig, 
d. A. B.), weldhe leicht bei einer Forderung indgefammt nach und nach anzu« 

merken fein fönnen, gehöriger Raum verbleibe, hat der Grund» und Hypothe— 

tenbuchführer darauf Rüdficht zu nehmen, daß jede derartige Randbemerkung fo 
hoch wie möglich eingeichrieben wird, um möglichit viel Raum für etwaige fpä- 
tere Bemerkungen zu erhalten. Hierbei find auch Abkürzungen zuläffig, fobald 
fie nur dem Lefer verftändlich find, 3. B. Haftet auh auf Nr. 16 d. G. u. H. 
B. f. Bieblad. 

Bei einem Gintrage, wo mehrere verfchiedene, unter vorgefepten Buchflaben 
aufgeführte Forderungen zufammengefaßt find (f. o. unter g. 1), iſt bei jeder 
Randbemerkung anzugeben, auf welche Forderungen fie fich bezieht, 3. B. 

ad a. b. c. Nachgetreten f. Nr. 2, 

ad d. Vorzug vor a. b. 2 E RE 2, 

ab b, Berpfänder ſ. Nr. 4. s 
ad a. und d. Cedirt f. Nr. 6. 

Auch in diefem Falle find diefe Anmerkungen fo body wie möglich in der be- 
treffenden Spalte einzutragen, und jede folgende Bemerfung, mag fie nun die 
erfte oder legte Post betreffen, unmittelbar an die vorherige anzuſchließen. 

Keineswegs find alfo Bemerkungen, die fi) auf die Forderung d. beziehen, 
diefer parallel einzufchreiben, wenn weifer oben noch Raum vorhanden ift, wie 
denn auch nicht etwa eine Bemerkung, die ſich gleichzeitig. auf mehrere Poſten 
bezieht, mehrmals und zwar neben jeder einzelnen Poſt einzutragen iſt, fondern, 
wie oben angegeben worden, nur einmal, 3. B. 

ad a. b. c. Nachgetreten ſ. Nr. 2 
m. Bei mehrfahem Wiederfehren der Bemerkungen: „Abgeförieben“ (bei welcher letz⸗ 
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teren die Summe, welche abgeſchrieben worden, in der Anmerkung nicht zu ver— 
lautbaren ift), „Vorzug vor Nr.“, „Nachgetreten ſ. Nr.” „Beſchränkt“, „Gleichen 
Rang“, in Bezug auf eine und dieſelbe Poſt, bedarf es nicht der Wiederholung 
dieſer Worte, ſondern nur der Beiſetzung der neuen Eintrags-Rummer zu den 


ſchon vorhandenen Ausdrüden, z. B. 
„Abgeſchrieben ſ. Nr. 4. 6. 8. 10. 15. 


„Vorzug vor Nr. 5. ſ. Nr. 7, vor 2, ſ. Nr. 12. 4 
„leihen Rang mit Nr. 7. f. Nu 13, mit 5. f. Nr. 14. 
g. 11. “ 


So ſehr am fich zu wünfchen ift, daß das Einfchreiben der Folien in das Grund: 
und Hypothekenbuch ausſchließlich von dem verpflichteten Grund: und Hypothekenbuch— 
führer und von diejem durchgehends mit eigener Hand bewirkt werde, jo würde doch bei 
großen Gerichten, wo der Entwürfe viele find, derenthalber der öffentliche Aufruf gleich 
zeitig erlaffen worden it, und bei Städten oder großen Dörfern, deren Grund- und 
Hppothefenbuch wegen der großen Anzahl der Folien in mehrere Bände abgetheilt wer: 
den muß, über jener Einſchreibung der Folien, die doch ohne Verzug geſchehen fol, län— 
gere Zeit vergehen, che der einzige dabei bejchäftigte Offiziant damit zu Stande fommen 
könnte. Es ift daher zuläfig, daß in einem foldhen Kalle mehrere Hände in Bewegung 
gejept werden, fo daß gleichzeitig mehrere zuverläſſige Perſonen in verfchiedene Bücher 
oder verfchiedene Bände eined und deifelben Buchs einfchreiben, damit die Reinjchrift 
fümmtliher Bolten in möglichit kurzer Zeit zu Stande gebracht werde, 

Diefe Beichäftigung Mehrerer kann jedoh nur unter gewiffenhafter Anleit- 
ung, Eontrole und ununterbrodener Aufficht von Seiten des Buchführers 
geſchehen, welcher für die Nichtigkeit der Reinfhrift verantwortlich iſt. 

Die nad erfolgter Eröffnung des Grunde und Hypothekenbuchs nöthig werdenden 
Einfhreibungen in daffelbe bat der Grund: und Hypothefenbuchführer ohne Ausnahme 
eigenhändig zu bewirken und darf diefes Gefhäft eigenmädtig ($. 202 d. Geſ. $. 87 
d. A.V.) feinem Andern überlaffen. 


8. 12. 


Den Folien, deren Einfhreibung wegen noch zu erörternder ‚Einwendungen oder 
Anmeldungen fürs Erfte ausgefegt bleiben muß, find die ihnen zufommenden Stellen im 
Grund» und Hypothefenbuche offen zu halten ($. 235 d. Gef.). 


$. 13. 
Die Einträge, welche den Inhalt des Foliums bei Anlegung des Grund- und Hypo— 
thefenbuchs ausmachen, find in allen drei Rubriken mit dem Datum der. geichehenen Ein« 
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ihreibung des Foliums abzufhließen, und folhergeftalt von den fünftig hinzukommenden 
Einträgen zu trennen. Diefe Abſchließung gefhieht in allen drei Rubriken dur zwei 
Querlinien uͤber die ganze Breite der Blattfeite, zwiſchen en. die Worte zu — find: 
Aus dem Entwurfe übergetragen am . . 
($. 236 0.6. 8.106 d. A. B) 

Infofern es nicht möglich ift, nach Ablauf der Friſt des öffentlichen Aufrufs ($$. 232. 
235 d. ©.) die Einſchreibung aller Grundftüdsfolien, bei denen Einwendungen oder An- 
meldungen, melde noch der Erörterung bedürften, wicht vorgefommen find, fofort am 
nächſten Tage zu vollenden, find, unbefchadet der Reihenfolge der Folien, vor Allem die 
Folien derjenigen Grundftüde einzufchreiben, hinfihtlih deren Anträge in Grund- und 
Hppothefenfachen vorliegen und Gefchäfte zu erpediren find, damit Letzteres Aunmehr nach 
den Beftimmungen des Gefepes vom 20. November 1858 und in den vorgefchriebenen 
neuen Formen ohne Verzug geichehen könne und der Gang der laufenden Gefchäfte nicht 
gejtört werde. 

Auf gleihe Weife und aus demfelben Grunde find, wenn in der Zwifchenzeit bis 
zur Vollendung der Reinfhrift des Grund» und Hypothekenbuchs Anträge in Grund- 
und Hppothefenfahen in Bezug auf Grundftüde eingehen, bis zu deren Folien die Ein: 
ſchreibung noch nicht gediehen iſt, diefe Grundftüdsfolien zunächſt und auch aufer ber 
Reihe, an der ihnen zufommenden Stelle einzufchreiben. 

Bei fhuldenfreien Grundſtücken fallen in der II. Rubrik die beiden Querlinien mit 
der Bemerkung der Einfhreibung ganz weg. 

Diefe Abſchlußbemerkung ift aber einzig und allein von dem verpflidteten 
Grund» und Hypothekenbuchführer zu bewerfitelligen, namentlich au) dann, wenn 
Mehrere bei der Einfhreibung befhäftigt find. In lepterem Falle hat der Buchführer 
die täglich in das Grund» und Hppothefenbuch übergetragenen Folien genau zu colla- 
tioniren und fofort mit der Abjchlußbemerkung zu verfehen. 


Andere Dienftobliegenheiten des Grund: und Hypothekenbuchführers. 
8. 14. 


Obwohl die Einfehreibung der Einträge in das Grund- und Hypothekenbuch ledi- 
glich von dem verpflichteten Grumd- umd Hypothekenbuchführer zu bewirken ift, fo ‚darf 
diefelbe doch nicht anders, ald auf Grund einer fhriftlihen gerichtlihen Refolution und 
nach einem mit der Signatur des Richters verfehenen, übrigens nah $. 89 d. A. 2. 
eingerichteten Conzepte erfolgen. 

Dem Eintrage fept der Buchführer das Datum, an welchem er denfelben in das 
Grund⸗ und Hypothekenbuch bewirkt, voraus, trägt auch dieſes Datum im Eonzepte nad) 
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und verfieht Ießteres mit der Bemerkung der gefchehenen Einſchreihung, wobei Band und 
Eeite des Grund» und Hypothekenbuchs, wo der Eintrag fich befindet, ı anzugeben iſt. 
(8. 89 d. A. V) 

Von vorſtehender Anordnung darf durchaus nicht abgewichen werden, und nament- 
ih darf der Bucführer unter feinerlei Bormwand, beiBermeidung einer Ordnungs⸗ 
firafe von zwei bis zwanzig Thalern,-und nad Befinden fchärferer Ahndung, vorbehält« 
li deffen, was im Unterfuhungswege nad den Beftimmungen des Kriminalgefepbuchs 
gegen ihn erfannt ‚werden würde, einen Eintrag in das Grund- und Hypothenbuch ei- 
genmädtig bewirken. 


8. 15. | —— 


in 

Der Grund- und Hypothekenbuchführer hat die Einträge und Löſchungen im Grund⸗ 
und Hppothefenbuche nad den ihm zugeftellten fignirten Konzepten ohne allen Aufihub 
vorzunehmen und darf fi dabei eigenmächtig fchlehterdings feine Abweihung von der 
Ordnung, in welder er diefe Konzepte empfängt, etwa auf die Weile erlauben, daß er 
gin früher empfangenes Konzept zurüdlegte, um einen Eintrag oder eine Löfhung nad 
einem fpäter empfangenen Konzepte eher vorzunehmen, Sind ihm aber zu gleicher Zeit 
mehrere Konzepte zu verfchiedenen Einträgen zugeftellt worden, und es find die richterli« 
hen Refolutionen zur Eintragung nicht von einem und demfelben Tage, fo hat er die 
früher refolvirte Eintragung oder Löfchung vor der fpäter refolvirten vorzunehmen. 

Endlich hat er, wenn mehrere Einträge auf ein und daffelbe Grundſtücksfolium und 
beziehendlich in eine und diefelbe Rubrik diefes Foliums zu bringen find, auf die von 
dem Richter dem Konzepte vorgefegten Eintrags: und Hypothefen-Nummern Rückſicht zu 
nehmen und die Einträge nach dieſer Reihefolge zu bewertitelligen. 

Werden Forderungen gelöſcht, fo bewirkt foldhes in der Reihenfolge der Zahlen 
feige Veränderung. Erſt wenn alle auf ein Grundſtück eingetragene Forderungen gelöſcht 
ſind, wird für die nach der Zeit zur Eintragung gelangenden neuen dorderungen eine 
neue Zahlenreihe angefangen. 

($. 184 d. Geſ. $. 66 d. A. V.) 


g. 16. 


Damit die im Grund» und Hypothekenbuche dorgenommenen Löfhungen deſto 
beſſer ins Augen fallen umd nicht. überfehen werden fünnen, iſt in dem urfprüngfichen 
Gintrage des Gegenitandes, der gelöfht wird, nicht nur das denfelben im Konterte des 
Eintrags bezeihnende Wort, z. B. „Erbpachtsgut“, „Erbpachtskanon“, „Ablöfungsrente“, 
„Vorkaufsrecht“, „Proteſtation“, „Naturalauszug“ ꝛc., ferner bei Forderungen, die in baa— 

3 
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rem Gelde beftehen, die mit Buchſtaben gefähriebene Summe, ſondern aud das in der 
Spalte der Anmerkungen auf den Löihungseintrag verweifende Wort: „gelöfcht“ (oder 
bei nur theilweifen Abzablungen „abgeichrieben”) und überdies in der IL Rubrif bei 
Forderungen in baarem Gelde auch die mit Zahlen gefchriebene Summe in der Neben- 
fpalte, fo wie in der Spalte links die,Hppothefen-Nummer mit rother Dinie zu un⸗ 
terftreihen. ($. 82 d. 4. 3.) 


$. 17. 


DemBuchführer liegt ob, dafür zu forgen, daß jede erfolgte Eintragung eines neuen 
Befipers dem Fürftlihen Katafterbüreau binnen 14 Zagen mitgetheilt und Alles dasje- 
nige genau beobachtet wird, was in dieſer Beziehung das Regulativ vom 13. November 
1855 $. 36 vorfchreibt, 


F. 18. 


Ueber die. dem Grund» und Hypothekenbuchführer zugehenden Konzepte und über 
die von ihm bewirkften Einträge, hat derfelbe eine befondere Regiitrande zu führen, deren 
Form in der Beilage B. näher angegeben iſt. 


8. 19, 


Zu den Dienjtobliegenheiten de3 Grund» und Hypothekenbuchfuͤhrers gehört auch 
die Sorge für die gehörige Fortführung des nah $ 1 der Verordnung vom 26. Sept. 
1859 als erſter Theil des Grund- und Hypothekenbuches zu betrachtenden Kataſters. 


8. 20. 


z ‚Auszüge aus dem ‚Grund: und Hppothefenbuche werden, der Pegel nad, unter Be- 
glaubigung ‚des Gerichts ertheilt, jedoch find auf Verlangen aub unbeglaubijte 
Auszüge unter einfacher Unterfohrift des Grund- und Hypothekenbüch— 
führers zu ertbeilen. Die Auszüge find entweder vollitändige wörtlihe Abſchriften des 
ganzen Grundftürtsfoliums in allen drei Rubriken, jedoch in der III. Rubrik mit Hin- 
weglaffung der Einträge bereits gelöfchter Korderungen, oder ſummariſche Auszüge, in 
denen in der III. Rubrik die eingetragenen Forderungen nur der Summe und bezieheud- 
lich dem Gegenitande nah und die damit vorgegangenen Veränderungen angegeben, die 
Namen der Gläubiger, Ceſſionarien 2c, aber mweggelaffen find. Je nachdem fie gebraucht 
und verlangt werden, find die Auszüge in diefer oder in jener Maafe zu fertigen. 

Auszüge, in welchen blos einzelne Einträge aus einer Rubrik angegeben find, an« 
dere noch wirkfame Einträge aber fehlen, oder Auszüge einzelner Rubriken mit Weg— 
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faffung der übrigen Rubriken, dürfen, zu Bermeidung- von — nicht gegeben 
werden. (5 86 d. U. V.) 

Alle dieſe Auszüge hat der Grund- und Sppothefenbuchführer genau und dm Grunde 
und Hypothekenbuche getreu zu.fertigen. Hierzu bedarf er jedoch ſtets einer Anordnung 
des Gerichts; ohne eine, folhe Anordnung it ihm nicht erlaubt, für Jemanden, es fei 
eine. Privatperfon oder eine Behörde, einen Auszug aus dem Grund» und Hypotheken 
buche, in weldher Form es immer fein möge, zu fertigen und auszuantworten, 


8. 21. 


Dem ihm perfönlih bekannten eingetragenen Beſitzer, ſowie den ihm perfönlich be— 
kannten ‚eingetragenen Gläubigern fann der Grund- und Hypothekenbuchführer auch ohne. 
vorherige Anfrage. bei dem Gericht und ohne befondere Anordnung defielben die Einficht 
des betreffenden Grundjtüdsfoliums im Grund» und Hypotbefenbuhe an Gerichts- ‚oder 
Serihtöespeditionsitelle und in feiner Gegenwart geftatten; ebenſo auch jeder. andern Pers 
fon, welche ihm, von dem ihm ‚perfönlich befannten eingetragenen Befiper zu dem Zwede, 
ſie fein Grundſtücksfolium einſehen zu Inffen, perſönlich vorgeitellt wird, Außerdem darf 
der Grund und Hypothekenbuchführer ohne Vorwiſſen und Anordnung des Gerichts 
Niemandem die Einfiht des arm und Hypothekenbuchs geftatten. ($. 85 v 2. 2.) 


8. 22, 


Die Haltung der Bücher: in gutem Zuftande it eine der Hauptobliegenheiten des 
Grund- und Hypothekenbuchführers. Derfelbe hat namentlih beforgt zu fein, daß die 
Bücher bei der Handhabung oder bei der Brrlegung an Andere nicht beftoßen, befledt, daß 
nicht Blätter gebrochen oder an dem Inhalte etwas verändert,oder befhädigt, und daß die 
Bücher fo aufbewahrt werden, daß ohne fpezielle Zulaffung Eeiten des Gerichte Nies 
mand davon Einfiht nehmen fann. ($. 132 d. ©.) 

Insbejondere hat der’ Buchfũhrer noch darüber zu wachen, daß die Bücher nicht 
an feuchten. oder der Sonnen⸗ ‚oder Dfenbige, oder dem Staube auögejegten Orten auf 
gejtellt werden, Auer zu 


S. 23. 


Iſt bei einem Folium zu | | weiteren Einträgen fein Raum — vorhanden, ſo iſt 
die Fortſezung je nach Bedürfniß entweder blos in einer oder ſogleich in allen 3 Ru— 
brifen auf den jedem Grund» und Hypothekenbuche (beziehendlih Bande) angehängten 
Blättern (oben $.4) zu bewirken’ und zwar fo Tange, als noch dergleichen Blätter vor: 
* handen find. Es it aber am Fr des ne durch di mit rother Dinte 


zu jhreibenden Worte: 9 - ; — "ge 
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0 538ortſetzung Seite. 
auf u ji Seitenzahl, wo die Bortfegung erfolgt, und fe umgekehrt, auf Ichteret, mit 
der ue erfärift: 

ui Bolium .. Seite .. gehörig” 
auf das Sauptfoltum zu verweifen Die Beobachtung diefer Vorſchrift ift um fo uner- 
läßlicher, je größer die Vertretungen find, weldhe außerdem darans entftehen könnten, 
wenn der dad Grund- und Hypothekenbuch Einſehende eine bloße Fortſetzung für das 
vollftändige Folium zu nehmen verfucht würde, Die Bortfegung geichieht allemal auf 
der erften, nicht auf der zweiten Seite eines Blattes, Neicht auch diefer Raum nicht 
mehr ans, fo ift die Fortfegung unter gleichen emtfprechenden Berweifungen in einem 
neuen Bande zu beforgen, (7168 'd. Gef.) jedoch dergeftalt, daf in den leptern nicht 
bloß eine Rubrik, fondern das ganze Folium, jedoch mit Weglaffung der * meht 
wirffamen Cinträge, übergetragen wird, 

Bei Uebertragung eined Foliums in einen neuen Band find aber, da nur dann 
erft, wenn alle auf einem Grundftüde eingetragenen Forderungen’ gelöſcht find, eine neue 
Zahlenreihe angefangen werden kann, die Zahlen der gelöſchten Einträge an dem neuen 
Orte in der Maaße aufzuführen, daß denſelben das Wort: „gelöſcht“ beigefegt wird, z. B. 







| 18. Mai 1844, Dreihundert Thaler ꝛc. x | 300 | — | — | 
| 6. 7. 8. gelöfcht. | | | | 
| x. 2% ꝛc. | | | | 


Auch die Grundbuhsnummer bleibt unter allen Umftänden diefelbe ($. 8), und find 
felbiger die Worte mit rother Dinte unterzufepen: 
„diefes Folium ift vorher Seite ,. Bd, . . enthalten“, 





2t j 


Im Negifter muß auch derjenige Band und dieSeite bezeichnet werden, wo die les 
beitragung erfolgt ift, 3. B. 






Deinze, Georg — 
— ce 






— 6. 24. 


Sollte dem Grund- und Hypothekenbuchführer bei einem oder dem andern der künf— 
tig zu bewirkenden Einträge irgend einmal hinſichtlich der Form des Konzepts oder ſonſt 
ein Bedenken beigehen, fo bat derfelbe fofort und ehe der Eintrag bewirft wird, dem 
Konzipienten defjelben hiervon Mittheilung zu machen, deffen Weifung jedoh alddann ſo— 
fort nachzugehen, wie er denn überhaupt an die Anordnung des Gerichts gebunden ift. 


A, 
Titelblatt, Rüdentitel, 
Grund- und Hypothekenbuch Grund» und Hppothefenbud. 
des Gera. 
Juſtizamts Gera I (oder A.) 
, für die Stadt Gera, Nr. 1100. 
L Band (oder. A.) 
Nr. 1— 100, 
Grund» und Hypothekenbuch — Grund und Hypothekenbuch 
des Detterädorf, 


Juſtizamts Schleiz 
für das Dorf Dettersdorf. 
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B. | 
Schema zu der vom Grund: und Hypothekenbuchführer zu haltenden Regiſtrande. 


nn nn — ne un um nn nn mn Sun ee enarme nngr— — — Done nt nn ge _ Om men — 


Nr. Tag der Tag des | Zug der Wo der Eintrag bewirkt worden iſt? Tag 





ne] der Eine] Weiolution | Empfangs | inihreibung |__- — Aumerk- 
au en gangsrer des des des des ungen. 
" Igiftrande.] Eintrags. Konzepts. Eintrags. Ortſchaft. Baud. ' Seite. | Koijepts. 


| | 
| 3 
iR) ' 
| = ' 
| 
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5). Die mit Baiern wegen: unterbleihender Kofteneritattung in ſtrafrechtlichen Requifitionsfällen getrof« 
fenen Vereinbarung betr. vom 7. Novbr. 1861. 


(Publizirt in Nr. 46 ded Aıntd und Verordnungẽblattes vom Jahre 1861.) 


Nachdem mit Höhfter Tandeöherrliher Genehmigung zwifchen dem dieffeitigen Fürftli— 
hen Minifterium und dem Königlich Bayeriſchen Etaatsminifterium. des Röniglichen Hau— 
fe und ded Aeußeren eine Vereinbarung in Betreff derjenigen Koſten, welche durch 
Requifitionen in Strafrechtsfällen bei den beiderfeitigen Gerichtsjtellen erwachien, getrof— 
fen worden ijt, fo wird die darüber ausgefertigte diesfeitige — nachſtehend zur 
Nachachtung bekannt gemacht. 


Gera, am 7. November 1861. 


Fürftlih Reuß ⸗Pl. Miniſterium. 
vGelderm 
Muͤnch. 


Minifterial- Erklärung. 


Nachdem die Königlih Bayeriſche, fowie die Fürſtlich Reuß-Pl. j. L. Regierung 
fh durch die biöherige Erfahrung überzeugt haben, daß eine gegenfeitige Wiedererftatt: 
ung der durch Nequifitionen von Gerichtöbehörden des einen Staates an ſolche des 
anderen in ftrafrechtlichen Unterfuchungsfällen verurfachten Auslagen oder der fonit hier— 
bei erlaufenen Koſten mit unverhältnißmäßigen Mipftänden und Nachtheilen bezüglich 
der Verrechnung verbunden fei, fo find Diefelben übereingefommen, den Rüderfag diejer 
Koften gegenfeitig aufzuheben und haben zu diefem Ende nachſtehende Beſtimmungen 
getroffen: 


Wenn in ſtrafrechtlichen Unterſuchungsfällen durch die Requiſitlon einer Gerichts— 
behörde des einen Staats an eine ſolche des anderen, bei letzterer baare Auslagen 
nothwendig werden: oder fonjt Gebühren und Koſten entſiehen, fo foll der requiricenden 
Behörde eine Vergütung dieſer Anslagen und Koften niemals amgefonnen werden und 
zwar ohne Unterjchied, ob das endliche Erkenntniß die Zragung der Koften einer Un— 
terfuhung der Staatöfaffe oder dem Angefchuldigten oder font einem Berpflichteten zu: 
weijen wird. 

Zu folden baaren Auslagen und fonftigen Koſten werden insbefondere gerechnet: 

Alle Auslagen für Verpflegung, Transport und Bewahung der Gefangenen, Bo- 
tenlöhnungen, dann Protofollirungs-, Schreib: und Abfchrift-Gebühren, fowie alle an 
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Gerichtsperſonen, Zeugen und Sachverſtändige oder an die Gerichtskaſſen fonft zu ent« 
richtende Gebühren und andere Koften dieſer Art. 


2. 

Die in diefer Weiſe erlaufenen Koften find von der requirirten Behörde nad 
den im Inlande geltenden Normen in gehöriger Weife anzufeßen und glei den anderen 
durch die öffentlichen Kaffen zu berichtigenden Koften in Verrechnung zu bringen und 
in Ausgabe decretiren zu laffen. 

Da übrigens durch diefe Uebereiafunft die Verbindlichkeit derjenigen angefhuldig« 
ten Privaten, welde die Koften zu tragen verurtheilt werden, nicht aufgehoben fein 
fol, fo wird die requirirte Gerichtöbehörde ein Verzeihniß der durd Erfüllung der 
-Nequifition erwachfenen Koften der requirirenden Behörde mittheilen, welche ihrerfeits 
diefe Koften in die allgemeine Koftenliquidation: der betreffenden Sache aufnehmen umd 
geeigneten Falles zur Vereinnahmung decretiren wird, 


3. 
Requifitionen Diefer Art, fowie die hierauf erfolgenden Erledigungen follen jeder: 
zeit auf der Adreſſe ald Regierungs- oder Criminalſache bezeichnet werden 
Ä 4, | 
Diefelben Grundſätze ſollen bezüglih der Requiſitionen in polizeilichen Unterfuch- 
ungsfüllen in analoger Weife in Anwendung. fommen, 
5. 


Vorftehende Beſtimmungen follen vom Zage ihrer Bekanntmachung an in Boll 
zug gefept werden und vorläufig auf die Dauer von 12 Jahren, dann aber fo lange . 
giltig fein, bis einer der beiden contrahirenden Theile durch vorgängige einjährige 
Kündigung dem anderen Theile feine Abſicht mitgetheilt haben wird, gegenwärtige Vers 
einbarung außer Vollzug zu fepen. 


Gera, am. 4. November 1861. 
Fürftlih Neuß ˖ Pl. Minifterium. 


| 63.) v. Geldern. . 
(L. S.) CE — 
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6). Bekanntmachung, den Beitritt zur Webereinkunft zwiichen der Königlich Preußifhen Regierung und 
dem Schweizeriſchen Bundesrathe wegen gegenfeitiger Befreiung von der Gewerbefteuer betr. vom 
14. Februar 1862. 


(Publizitt in Ar. 11 des Amtd- und Verordnungsblattes vom Jahte 1862.) 


Nachdem mit Höcfter Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürſten die Fürftliche 
Regierung einer Mebereinkunft der Königlich Preußiſchen Regierung mit dem Schweize— 
tiſchen Bundesrathe wegen gegenfeitiger Befreiung der ——— von der Gewer⸗ 
beſteuer 2c. beigetreten iſt, dahin lautend: 


8. 1. 

Fabrikanten und Kaufleute aus dem Fürſtenthum Reuß J. L. ſowie Handelsreiſende 
jener Fabrikanten oder Kaufleute, welche in ihrem Heimathslande in einer dieſer Eigen- 
ſchaften die Gemerbefteuer bezahlt oder bei der Tompetenten Behörde zu diefem Zwed 
ihre Anmeldung abgegeben haben, fünnen in den nachbenannten Kantonen der Schweiz, 
nämlih: Züri, Bern, Luzern, Nidwalden, Glarus, Zug, Freiburg So— 
lothurn, Bafel (beide Theile), Schaffhbaufen, Appenzell beide Rhode), St. 
Gallen, Aargau, Thurgau, Teſſin, Waadt, Neuenburg und Genf, ohne Ent- 
richtung einer befonderen Patent» oder fonjtigen Gewerbefteuer 

1) für die Bedürfniffe ihres Gewerbszmweiges Ankäufe machen und 
2) mit oder obne Waarenmufter Beftellungen fuchen, ohne jedoh Waaren mit fid 
führen zu dürfen. 

Die gleichen Rechte follen den den gedachten Schweizerifchen Kantonen angehörigen 
Fabrifanten, Kaufleuten und deren Handelsreifenden im Fürftentbume Reuß 3. %. zufteben. 


8. 2. 


Zum Beweife, daß das Recht, den einen oder den andern der vorgedachten Ge— 
werbözweige zu betreiben, erworben fei, joll bezüglih der Bürftlih Reußiſchen Untertha— 
nen die Borzeigung eines für das laufende Jahr giltigen Legitimationsfcheines nad dem 
anliegenden Mufter unter A (für Fabritanten und Kaufleute) und unter B (für Han- 
delöreifende), fowie bezüglich der Echweizerifhen Angebörigen die Borzeiguug eines von 
der zuftändigen Heimathöbehörde nach den eben genannten Muftern A und B ausgeitell- 
ter, für das laufende Jahr giltigen Legitimationsſcheines angefehen werden. 


$. 3, 


. Die im & 2. gedachten Urkunden werden Die Berfonalbefhreibung und die Namens: 
unterfchrift des Inhabers enthalten und mit dem Stempel. oder Siegel derjenigen kom— 


petenten Behörde, welche fie ausgefertigt hat, verfehen werden, 
4 
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Gegen Borzeigung einer in vorgedachter Form ausgeftellten Urkunde für das lau- 
fende Jahr foll den Fürftlih Reußiſchen Untertbanen und refp. den Angehörigen der be» 
zeichneten Kantone der Schweiz, weldhe in ihrer Heimath eines oder mehrere der im 
$. 1. Abfap 1 erwähnten Gewerbe ausüben und welche in den bezeichneten Kantonen 
der Schweiz und refp. im Fürftenthume Neuß 3. %. die in den Nr. 1 und 2 des $.1 
gedachten Handelögefchäfte betreiben wollen, hier, nachdem ihre Identität anerkannt fein 
wird, ein fteuerfreiet Gewerbeſchein nad dem angefchloffenen Mufter C, von Per kompe— 
tenten Behörde audgefertigt werden. 


8.5. 
Die Inhaber eines gemäß vorftehenden $. 4. auögefertigten Gewerbefheins find 
gehalten, denfelben vorzuzeigen, fo vft fie dazu von den fompetenten Behörden oder 
Beamten werden aufgefordert werden; 

fo wird foldhes hiermit zur Nachachtung befaunt gemacht. 


Gera, am 14, Februar 1862, 
Fürſtlich Reuß-Pl. Minifterium. 


v. Darbou. 
Münd. 


Sormular A, 


Dem N. N, welcher als (Wollfabritant) in N. wohnhaft (anfäffig) 
ift, wird hierdurch behufs feiner Gewerbslegitimation bei den einfchlägigen 
Behörden (ded Bürfientbums Reuß I. 2, des Kantons Zürich) befchei- 
nigt, daß er für fein vorgedadhtes Gewerbe im biefigen Lande die gefep- 
lich beitehenden Steuern zu entrichten hat. 
Died Zeugniß iſt giltig auf... . Monate. 
Ort, Datum und Firma der Behörde. 
Perjonal«-Beichreibung und 
Unterjhrift des Inhabers. 


Sormular B. 


Dem N. N,, welcher ald Handlungs-Commis in Dienften des zu N. 
etablirten Handelöhaufes (oder der Babrif) des N. N, fteht, wird hiermit 
behufs feiner Gewerbelegitimation bei den einfchlägtgen Behörden (des 
Fürftentbums Neuß 3. L., des Kantons Zürich) befcheinigt, daß das eben- 
gedachte Handelshaus (die ebengedachte Fabrikanſtalt) für feinen (ihren) 
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Gewerbebetrieb im biefigen Lande die gefeplich beitehenden Steuern zu 
entrichten hat, 

Dies Zeugniß ift giltig auf... . Monate. 
: Drt, Datum und Firma der Behörde. 

Perſonbeſchreibung und " 
Unterjchrift des Inhabers. 
dormular C, 

Dem N. N,, Sabrifinhaber zu N, (oder Handelsreifender in Dienften 
des N. N. zu N,) wird hierdurch auf den Grund des beigebradhten, von 
der kompetenten Zürftlih Neußifchen Behörde unter dem .....- aus⸗ 
gefertigten Gewerbelegitimations-Zeugniſſes die Befugniß ertheilt, in dem 
(Kanton Zürich) für das von ihm (feinem ebengedachten Prinzipal) be 
triebene Gefhäft Waarenbeftellungen aufzufuhen und Waarenankäufe zu 
machen, Derfelbe darf jedoch von den Waaren, auf weldhe er Beftellung 
ſuchen will, nur Proben, aufgefaufte Waaren aber darf er gar nidt mit 
fi herumführen, leptere muß er vielmehr frachtweife an ihren Beftimm- 
ungsort befördern laſſen. 

Nicht minder ift ihm verboten, KRommiffionen für andere als feine 
eigene (feines vorgedachten Prinzipals) Rechnung aufzufugen. 

Gegenwärtige Ermächtigung ift giltig auf die Dauer von .. Mo⸗ 
naten, alſo bis zum...... . 

Ort, Datum nnd Firma der Behörde. 
Perſonalbeſchreibung und 
Unterichrift des Inhabers. 
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Geſetzſammlung 


Fuͤrſtlich Reußiſchen Lande jüngerer Linie. 
No, 227. 





I) Berordnung, die obere Staatsverwaltung betr., vom 16. April 1862. 
(Publizirt in Rr. 17 deö Amts» und Berorbnungdblatted vom Jahre 1862.) 


Wir Heinrich der Sieben und Sehzigfte von Gottes Gnaden Jün- 

gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 

von Plauen, Berr zu Greiz, Kranihfeld, Gera, Schleiz umd 
Lobenſtein ıc. ꝛc. 


verordnen in Verfolg des Geſetzes vom 29. Juli 1852 hierdurch Folgendes: 


F§. 1. 
Die unter der Benennung „Fürſtliche Regierung“ beſtehende obere Berwaltungs- 
behörde fommt in Wegfall, Die Gefchäfte derfelben gehen auf das Minifterium über. 


$. 2, 
Das Minifterium leitet die Derwaltungsgefchäfte des Landes * Maßgabe des vier- 
ten Abjchnitts des Gefepes vom 29. Juli 1852, 


5.3 
Der Abtheilung des Minifteriums für die innere Landesverwaltung, fowie der Ab- 
theilung desfelben für die Zuftiz, fteht je ein verantwortlicher Abtheilungsvorftand mit dem 
Prädicat . 
„Staatsrath“ 
vor. Chef der uͤbrigen Abtheilungen des Miniſteriums iſt der Miniſter. 


8.4. 
- Sämmtliche Berichte und Eingaben an das Minifterium, ohne Unterfchieb, in welde 
Abtheilung diefelben gehörig, find an 
Ausgegeben den 8. Dftober 1862. 5 


30 


„das Bürftlihe Miniſterium“ 
zu richten, Sie werden von dem Minifter, welder fie empfängt und erbricht, an die ver⸗ 
ſchiedenen Abtheilungen vertheilt. 


8.5. 

Die Ausfertigungen des Gefammtminifteriums und der im $. 20 des Gefepes vom 
29. Juli 1852 sub 1 genannten Miniſterialabtheilung erfolgen mit der Unterſchrift: „Fuͤrſt⸗ 
liches Minifterium“; die Ausfertigungen der übrigen Abtheilungen mit der Unterfährift: 
„Bürftlihes Minifterium, Abtheilung für das Innere — für bie Juſtiz — für Kirhen- 
und Schulangelegenheiten — für die Zinanzen.“ , 


$. 6. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Mai diefes Jahres in Kraft. 
Urkundlih unter Unferer eigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem Fürſtlichen 


Inſiegel. 
Schloß-Oſterſtein den 16. April 1862, 


(L. S.) Heinrich LXVII. 


v. Sarbou. 


2) Bekanntmachung, den zwifchen den Staaten des deutichen Zoll- und Handelsvereins einerjeitd und 
dem Freiftaate Paraguay andererfeits abgefchloffenen Freundſchafts-, Handeld- und Schifffahrtövertrag 
betr., vom 23. April 1862. 


Nachdem zwifhen den Staaten des deutfhen Zolle und Handeldvereins einerfeits 
und dem Breiftaate Paraguay andererfeits unter dem 1. Auguft 1860 ein Freundſchafts-, 
Handels- und Schifffahrtsvertrag abgefchloffen und derfelbe hierauf gegenfeitig ratifizirt 
worden iſt: fo wird diefer Vertrag nad) feinem deutfchen Texte hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht, 


Gera, den 23. April 1862. 


Fürſtlich Reuß-Plauil. Minifterium. 
v. Harbou. 
Semmel. 
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Freundfchafts-, Handels: und Schifffahrts-Bertrag 
äwifchen 
Preußen und den übrigen Staaten des Zollvereines einerſeits 
und dem 
Freiftaate Waraguay andererfeits. 


Se Königliche Hoheit der Regent, Prinz von Preußen, im Namen Er. Majeftät 
des Königs von Preußen, fowohl für Sid, als in Vertretung der dem Preußiſchen Zoll: 
und Steuer⸗Syſteme angefchloffenen fouveränen Länder und Landestheile, nämlich des 
Großherzogthumes Luremburg, der Großherzoglich Mecklenburgſchen Enklaven Roffow, 
Netzeband und Schönberg, des Großherzoglich Oldenburgſchen Fürſtenthumes Birkenfeld, 
der Herzogthümer Anhalt-Deſſau-Köthen und Anhalt-Bernburg, der Fürſtenthümer Wal: 
deck und Pyrmont, des Fürſtenthumes Lippe und des Landgräflich Heſſiſchen Oberamtes 
Meifenheim, als auch Namens der übrigen Mitglieder des deutfhen Zoll- und Handels- 
Vereines, nämlich der Krone Bayern, der Krone Sachſen, der Krone Hannover zugleich 
in Vertretung des Fürſtenthumes Schaumburg-Pippe, und der Krone Württemberg, des 
Großherzogthumes Baden, des Kurfürftenthumes Heffen, des Großherzogthumes Heffen, 
zugleich das Landgräflich Heflifche Amt Homburg vertretend, der den Thüringifhen Zoll- 
und Handelö-Verein bildenden Staaten, namentlich ded Großberzogthumes Sachſen, der 
Herzogthümer Sahfen- Meiningen, Sadfen- Altenburg und Sadfen-Eoburg und Gotha, 
der Fürſtenthümer Schwarzburg-Rudolitadt und Schwarzburg-Sondershaufen, Reuß äl- 
terer und Neuß jüngerer Linie, des Herzogthumes Braunfchweig, des Herzugthumes Dl- 
denburg, des Herzogthumes Naffau und der freien Stadt Branffurt einerfeits, und Se. 
Excellenz der Präſident des Freiſtaates Paraguay andererſeits von dem Wunſche beſeelt, 
die Freundfchafts-, Handels- und Schifffahrts-Beziehungen zwiſchen den Staaten des 
Zollvereines und dem Freiſtaate Paraguay auszudehnen und zu befeitigen, haben es für 
zweckmäßig und angemeffen erachtet, Unterhandlungen zu eröffnen und zu gedachtem Be- 
bufe einen Bertrag abzufhlichen und haben zu dem Ende zu Bevollmächtigten ernannt, 
nämlich: 

Se. Königlihe Hoheit der Regent, Prinz von Preußen 
Allerhoͤchſt Ihren Gefchäftsträger bei dem Freiſtaate Paraguay. Herrn 
Friedrich von Gülich, 

und 

Se, Ercellenz der Präſident des Freiſtaates Paraguay 

den Paraguayifchen Bürger Brancisco Sanchez, Minifter der auswär— 


tigen Angelegenheiten, 5. 


x 
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welche, nachdem fie ihre Vollmachten fich mitgetheilt, und ſolche in guter und gehöriger 
Form befunden haben, über nachftehende Artikel übereingefommen find: 


Art, 1. 


Zwifchen den Staaten des Zollvereines und dem #reiftaate Paraguay, fowie zwi— 
fehen den Untertbanen und Bürgern derfelben ohne Unterfchied der Perfonen und Orte, 
fol volllommener Briede und aufrichtige Breundfchaft beftehen. Die hohen kontrahiren- 
den Theile werden für die beftändige und fortdauernde Erhaltung diefer Freundſchaft 
und diefed guten Einvernehmens nad Kräften Sorge tragen. 


Art. 2, 

Der Freiftaat Paraguay geftcht, Kraft des ihm zuftändigen Landes» Hoheitsrechtes, 
der Handeläflagge der Unterthanen der Zollvereind:Staaten die freie Schifffahrt zu auf 
dem Fluſſe Paraguay bis Afuncion, der Hauptitadt des Freiftaates, fowie auf der rechten 
Seite des Parana von dem Punkte an, wo derfelbe zum Freiftaate gehört, bis zur Stadt 
Encarnacion, Die Untertbanen der Zollvereind » Staaten follen mit ihren Schiffen und 
Ladungen frei und fiher in die vorerwähnten Orte und Häfen einlaufen und aus den- 
felben auslaufen, fie follen in allen Theilen der genannten Gebiete bleiben und ſich wohn- 
baft aufhalten, Häufer und Waarenlager miethen und mit Natur» und Gewerbs-Erzeug- 
niffen und Gegenftänden des erlaubten Verkehres aller Art, fo weit e8 die Geſetze des 
Landes geftatten, Handel treiben dürfen, vorausgefept, daß fie ſich dabei. den Gebräus 
hen und hergebrachten Gewohnheiten des Landes unterwerfen. Sie fünnen ihre Ladungen 
in dem Hafen von Pilar oder in denjenigen Orten, in welchen fonft der Handel mit 
anderen Nationen erlaubt ift, vollftändig oder theilweife löfchen, oder ihre Fahrt mit der 
ganzen oder mit einem Theile der Ladung bis zu dem Hafen von Afuncion fortfegen, 
je nachdem der Schiffsführer, der Eigenthümer oder der anderweit gehörig Bevollmäch— 
tigte_ dieſes für angemeffen erachtet. 

In gleicher Weife follen diejenigen Bürger von Paraguay behandelt werden, welche 
mit Ladungen in Schiffen des Zollvereines oder Baraguay’s nad den Häfen der Boll: 
vereind- Staaten fommen. 


Urt. 3, 


Die hohen Eontrahirenden Theile kommen dahin überein, daß jede Begünftigung, 
jedes Vorrecht und jede Befreiung in Handels- oder Schifffahrts- Angelegenheiten, welche 
einer von ihnen den Unterthanen oder Bürgern irgend eines anderen Staates” gegen« 
wärtig bereits zugeitanden hat oder fünftig zugeftehen möchte, bei Gleichheit des Falles 
und der Umftände, auf die Unterthanen oder Bürger des anderen Theiled ausgedehnt 
werden foll, und zwar unentgeltlih, wenn das Zugeftindniß zu Gunjten jenes anderen 
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Staates unentgeltlih gemacht, oder gegen eine entfprechende Entihädigung, - wenn das 
Zugeftändniß bedingungsweife erfolgt war. 
Art. 4. 

Es follen auf die Einfuhr oder Ausfuhr von Natur» oder Gewerbs-Erzeugniffen der 
beiden fontrahirenden Theile feine anderen oder höheren Abgaben gelegt werden, als die— 
jenigen, welche von gleichnamigen Gegenjtänden, fofern fie Natur- oder Gewerbs-Erzeug« 
niffe anderer fremder Länder find, gegenwärtig oder künftig zu entrichten find, Auch 
follen keinerlei Gegenftände des Handels, weldhe Natur- oder Gewerbs- Erzeugniffe der 
Gebiete eined der beiden fontrahirenden Theile find, bei Einfuhr in die Gebiete oder 
bei der Ausfuhr aus den Gebieten des anderen Theiles mit einem Verbot belegt werden, 
welches nicht gleichmäßig auf die Einfuhr oder die Ausfuhr gleicher Gegenftände aus 
oder nach den Gebieten jeder andern Nation ausgedehnt wird. 


Art. 5 

In den Häfen des Freiſtaates Paraguay follen von den Schiffen der Zollvereind« 
Staaten an Tonnengeldern, Leuchtthurm- oder Hafen-Abgaben, Rootfen-Gebühren, Berges 
geldern in Fällen von Seefhäden oder Schiffbrud, oder anderen örtlichen Abgaben, keine 
anteren oder höheren Auflagen oder Laften erhoben werden, als diejenigen, welche in den 
nämlihen Häfen von Paraguayiſchen Schiffen zu zahlen find. Ebenſo follen in den 
Häfen der Zollvereind-Staaten von Paraguayifhen Schiffen feine anderen oder höheren 
Abgaben erhoben werden, ald diejenigen, welche in denfelben Häfen von Schiffen der 
„Zollvereind- Staaten zu zahlen find. 


Art, 6. 


Bei der Einfuhr und Ausfuhr aller Waaren, welche jetzt oder künftig in die Ger 
biete der Zollvereind-Staaten oder Paraguay’s geſetzlich eingeführt werden dürfen, follen 
die nämlihen Abgaben erhoben werden, die Einfuhr oder Bu mag in den Schiffen 
der Zollvereind-Staaten oder Paraguay's erfolgen. 


Art. 7. 


Ale Schiffe, welche nad den Gefepen der Zollvereind « Staaten als Sihiffe diefer 
Staaten, und alle Schiffe, welche nad den Gefegen von Paraguay ald Paraguayiſche 
Schiffe zu betrachten find, follen für die Zwede des gegenwärtigen Vertrages als Schiffe 
der Zollvereind-Staaten, beziehungsweife Paraguay's betrachtet werden. 

Urt, 8, 


Die Untertbanen der Zollvereind » Staaten follen in dem Freiſtaate Paraguay die 
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nämlihen Einfuhr und Ausfuhr-Abgaben zahlen, welche von den Paraguayifhen Bür- 
gern nad) den gegenwärtig beftehenden oder fünftig zu erlaffenden Gefepen zu zahlen 
find. Ebenfo follen diefe Iepteren in den Staaten des Zollvereines diejenigen Abgaben 
zahlen, welche für Unterthauen diefer Staaten gegenwärtig beftehen oder kuͤnftig einge. 
führt werden, 


Art. 9. 


Allen Kaufleuten, Schiffeführern und anderen Perfonen, welche Unterthanen oder 
Bürger eines der beiden fontrahirenden Theile find, foll e8 in den Gebieten des anderen 
‚völlig freiftehen, ihre Geſchaͤfte felbft zu betreiben oder die Betreibung derfelben an Agen- 
ten, Mäkler, Faktoren oder Dolmetfcher, welche fie dazu nad Gutdünfen wählen, zu 
übertragen. Sie follen nicht gehalten fein, hierbei andere Perfonen zu verwenden, als 
diejenigen, deren ſich auch die Eingeborenen bedienen, oder denjenigen Perfonen, welde 
fie Hierbei zubefhäftigen für angemeffen halten, einen höheren Lohn oder eine höhere Ver— 
gütung zu zahlen, als in gleichem Falle von Eingeborenen gezahlt werden, 


Art. 10. 


Die Unterthanen der Zollvereind:- Staaten follen in Paraguay und die Bürger von 
Paraguay follen in den Gebieten der Zollvereins-Staaten diefelbe volle Freiheit genie— 
Ben, welche jegt oder in Zukunft den Gingeborenen zufteht, alle Gegenftände des gefep- 
lih erlaubten Handels einzukaufen und zu verfaufen, von wem oder an wen es ihnen 
beliebt, und die Preife dafür nah Gutdünfen feftzufegen, ohne dabei durch Monopole, 
Verträge oder ausfhließlihe Einkaufs» oder Verkaufs: Privilegien beichränft zu fein. Sie 
find jedoch in diefer Hinficht den gefeplich eingeführten allgemeinen und ordentlichen Ab- 
gaben und Auflagen unterworfen, . 

Die Unterthanen und Bürger eines jeden der beiden fontrahirenden Theile follen 
in den Gebieten des anderen Theiles vollen und volllommenen Shug für ihre Perfonen 
und ihr @igenthum genießen und zur Verfolgung und Bertheidigung der ihnen zujtehenden 
Rechte freien und offenen Zutritt zu den Gerichtshöfen haben, Sie follen in diefer Be- 
ziehung diefelben Rechte und Privilegien genießen, wie die eingeborenen Unterthanen und 
Bürger; auch foll es ihnen freiftehen, in allen Rechtsfällen ſich derjenigen Advokaten, 
Sachwalter oder Agenten aller Art zu bedienen, die fie dazu für geeignet erachten. 


Art. 11. 


In Allem, was die Hafen-Polizei, die Beladung und Loͤſchung der Schiffe, die La« 
gerung und Sicherheit der Waaren, Güter und Effekten, die teftamentarifche oder ander- 
weite Erbfolge in bemegliches Vermögen, die Verfügung über bewegliches Eigenthum je— 
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der Art uud Benennung mittelft Verkaufes, Schenkung, Tauſch, Teftament oder auf ir- 
gend eine andere Art betrifft, fowie in Allem, was auf die Rechtöpflege Bezug bat, fol» 
len die Untertbanen und Bürger eines jeden der fontrahirenden Theile in den Gebieten 
des anderen Theiles die nämlihen Rechte, Privilegien und Breiheiten genießen, wie die 
eingeborenen Unterthanen und Bürger, und fie follen in feiner diefer Beziehungen mit 
anderen oder höheren Auflagen oder Abgaben, als denjenigen betroffen werden, welche 
jegt oder fünftig von eingeborenen Unterthanen oder Bürgern zu zahlen find, wobei fie 
jedoh ſtets den örtlichen Gefegen und Einrichtungen des Landes unterworfen bleiben. 
Im Falle ein Unterthan oder Bürger eines der beiden fontrahirenden Theile in dem 
Gebiete des anderen ohne Teptwillige Verfügung oder Teftament ftirbt, fo foll der Gene- 
ral-Konful, Konful oder Bice-Konful der Nation, welcher der Berftorbene angehörte, oder 
in deifen Abmwefenheit, der Vertreter des General-Konfuls, des Kunfuls, oder Vice⸗Kon— 
fuls, ſoweit die Gefepe jedes Landes diefes geftatten, im Intereſſe der gefeplichen Erben 
und der Gläubiger, das Eigenthum, welches der Verftorbene binterlaffen bat, bis dahin 


übernehmen, daß der gedachte General-Konful, Konful oder Vice-Konſul, oder deren 
Vertreter einen Zeftaments-Erefutor oder Kurator ernannt haben wird, 


Art. 12. 


Die Unterthanen der Zollvereins-Staaten, welche fih in dem Freiſtaate Paraguay 
wohnhaft aufhalten und die Bürger des Freiſtaates Paraguay, welde fi in den Ge- 
bieten der Zollvereins-Staaten wohnhaft aufhalten, follen von allem unfreiwilligen Mi« 
litair-Dienfte zur See wie zu Lande und von allen Zwangsanleihen oder militatrifchen 
Kontributionen oder Requifitionen befreit bleiben, und fie follen nicht gezwungen werden, 
andere oder höhere Lajten, Requifitionen oder Abgaben zu zahlen, ald diejenigen, welche 
von den eingeborenen Unterthanen oder Bürgern zu zahlen find. 


Art. 13. 

Jeder der beiden Eontrahirenden Theile foll die Befugniß haben, zum Schutze des 
Handels Konfuln zu beftellen, welche in den Befipgungen und Gebieten des anderen 
Theiles refidiren; bevor jedod ein Konful feine Funktionen als ſolcher ausübt, foll er 
von der Regierung, an welche er abgefendet worden, in der gebräuchlichen Form beftä- 
tigt und zugelaffen werden, und ein jeder der Eontrahirenden Theile kann die‘ Refidenz 
von Konfuln an denjenigen befonderen ‘Plägen, wo er folches für angemeffen erachtet, 
ausichließen. Die diplomatifhen Agenten und Konfuln der Zollvereind-Staaten in dem 
Sreiftaate Paraguay follen alle Borrechte, Eremtionen und Befreiungen genießen, welche 
den diplomatifhen Agenten und Konfuln irgend einer anderen Nation gegenwärtig zu— 
geitanden find, oder fpäter werden zugeftanden werden, und ebenfo follen die diplomati- 
fhen Agenten und Konfuln des Freiftantes Paraguay in den Gebieten der Zollvereind- 


* 
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Staaten alle Vorrechte, Eremtionen und Befreiungen genießen, welche den diplomatifchen 
Agenten und Konfuln irgend einer anderen Nation gegenwärtig zugeftanden find oder 
fünftig werden zugeftanden werden, 


Urt. 14, 

Zu größerer Sicherheit des Handels zwifchen den Untertbanen der Zollvereins-Staaten 
und den Bürgern des Freiftaates Paraguay wird vereinbart, daß, wenn zu irgend einer 
Zeit eine Unterbrehung der freundfchaftlihen Beziehungen oder unglüdlicherweife ein 
Bruch zwifhen den beiden fontrahirenden Theilen eintreten follte, die Unterthanen oder 
Bürger eines jeden derfelben, welche fi) in den Gebieten des anderen Theiles niederge- 
„laffen haben und dafelbft ein Gewerbe vder eine fonftige Befhäftigung treiben, das Vor— 
recht genießen follen, daſelbſt zu verbleiben und ihr Gewerbe oder ihre Befchäftigung, 
ohne irgend welche Störung und in dem vollen Genuffe ihrer Freiheit und ihres Eigen- 
tbumes, fo lange fortzufegen, als fie fich friedlich verhalten und ſich keiner Bergehungen 
gegen die Gefege fhuldig machen. Ihr Vermögen und ihre Effeften, von welder Art 
und Befchaffenheit diefe auch fein mögen und gleichviel, ob ſolche fich in ihrem eigenen 
Gewahrfam befinden, oder anderen Perfonen oder dem Staate anvertraut find, follen 
weder der Befchlagnahme oder Sequeftration, noch irgend welchen anderen Auflagen oder 
Anfprühen als denjenigen unterliegen, welchen aud die Effekten und das Vermögen 
eingeborener Unterthanen und Bürger unterworfen find. Biehen fie e8 jedoch vor, das 
Land zu verlaffen, fo foll ihnen die erforderliche Zeit vergönnt werden ihre Rechnungen 
in Ordnung zu bringen und über ihr Eigenthum zu verfügen und fie follen freies Ge— 
leit erhalten, um fih in dem von ihnen felbft gewählten Hafen einzufchiffen. 

Demgemäß follen, in dem erwähnten Kalle eines Bruches, die Öffentlichen Fonds 
der Eontrahirenden Staaten nie confiscirt, fequeftrirt oder zurüdgehalten werden. 


Art. 15. 


Die Unterthanen oder Bürger eines jeden der beiden kontrahirenden Theile, welche 
in den Befigungen oder Gebieten des anderen Theiled wohnen, follen in Beziehung auf 
ihre Häufer, ihre Perfonen und ihr Eigentum den Schup derRegierung in ebenfo voll« 
fändigem und weitem Umfange genießen, wie die eingeborenen Unterthanen oder Bürger. 

In gleiher Weife follen die Unterthanen oder Bürger eines jeden fontrahirenden 
Theiles in den Befipungen und Gebieten des anderen Theiled volle Gewiffensfreiheit ge« 
nießen und wegen ihres religiöfen Glaubens nicht beläftigt werden und diejenigen Un— 
tertbanen oder Bürger, welche in den Gebieten des anderen Theiles verfterben, follen auf 
den Öffentlihen Begräbnißplägen oder an hierzu befonders beftimmten Plägen mit anges 
meffener äußerer Würde beerdigt werden, 
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Die Untertbanen der Zollvereind-Staaten, melde ſich innerhalb der Gebiete des 
“ Breiftaates Paraguay wohnhaft aufhalten, follen die Freiheit geniefen, privatim und in 
ihren Wohnungen oder in den Wohnungen und Dienfträumen der Konfuln oder Bice- 
Konfuln ihres Landes ihre Religions-Gebräuche und ihren Gottesdienft — und 
fi daſelbſt ungehindert und unbeläftigt zu. verſammeln 


Art. 16.. 


»Der gegenwärtige Vertrag foll bis zum 31. Dezember 1865 in Kraft beftehen, und, 
wenn weder der eine noch der andere fontrahirende Theil vermittelft amtlicher Erflärung 
feine Abfiht, der Wirkung des Vertrages ein Ziel zu fepen, dem anderen ein Jahr vor 

Ablauf jener Friſt anfündigt, fo foll derfelbe noch ein Jahr fortbeftehen. 
i Es fol der Paraguapifchen Regierung freiftehen, die in dem gegenwärtigen Artikel 
vereinbarte amtliche Erklärung an Se. Majeftät, den König von Preußen, oder an Aller: 
hoͤchſtdeſſen Repräfentanten bei dem #reiftaate zu richten. 


Art. 17. 


Der gegenwärtige Vertrag foll von den Regierungen der Bollvereins - Staaten in- 
nerhalb acht Monaten, von Sr. Ereellenz, dem Präfidenten des Freiftaates Paraguay 
innerhalb zwölf Tagen nach Unterzeichnung deffelben ratificirt und es follen die Ratifi« 
eationen in diefer Hauptftadt innerhalb achtzehen Monaten von demfelben Datum an, 
oder wo möglich früher auögemwechfelt werden. 

Zu Urkunde deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten den Vertrag unter 
zeichnet und ihre Siegel beigefügt in der Stadt Afuncion den erjten Tag des Monates 
Auguft ein Taufend acht hundert und fechäzig. 


j (gez.) Friedrich von Gülich. 
(L. S) 


(9%3.) Francisco Sanchez. 
(LS) 
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3) Bekanntmachung, die zwiihben dem Fürftentbum Neuß j. 2. und dem Großberzogthfum Sadhyfen- 
Weimar, fowie dem Herzogthum Sachjen-Altenburg abgejchloffenen Konventionen über die Militär- 
pflichtigfeit der Söhne der ein zweifaches Unterthanenrecht befigenden Perſonen betr., vom 5. Juni 1862. 


(Bubligirt in Nr. 24 des Amtd- und Berorbnungsblatted® vom Jahre 1862.) 


Nachdem von der hiefigen Staatsregierung mit den Regierungen des Großherzog. 
thums Sachſen- Weimar und des Herzogthums Sachen: Altenburg binfichtlih der Milie 
tairpflichtigfeit der ehelichen Söhne folder Perfonen, welche gleichzeitig Angehörige bei— 
der fontrahirender Staaten find, je eine befondere Vereinbarung dahin getroffen worden ift, 
„daß die männliche ebeliche Defcendenz derartiger Perſonen nur in dem Staate 
ihrer Geburt, fo lange fie darin ein Unterthanenrecht befigt, die Militairpflicht zu 
erfüllen hat, Diejenigen ebelihen Söhne eines zu beiden Staaten im Untertha= 
nen: Berhältniß jtehenden Vaters aber, welche in einem dritten Staate geboren 
werden, der Militairpflicht in demjenigen der beiden fontrahirenden Staaten zu 
genügen haben, welchem der Vater urfprünglich angehört hat,“ 

fo wird Solches andurd zur Öffentlihen Kenntniß gebracht, 


Sera, den 5. Juni 1862, 
| Fürftlihes Minifterium. 


v. Harbou, 
Semmel. 


4) Verordnung, die Kompetenz und das Verfahren in Injurienſachen betr., vom 12. Auguſt 1862. 
(Bubligirt in Rr. 34. ded Amtd- und-Berorbnungsblaktes vom Jahre 1862.) 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün- 
gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 
von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und 
2obenftein ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf gegebene Anregung im Landtage zu Abſchneidung hervorgetretener Zwei⸗ 
fel über die Kompetenz und das Verfahren in Injurienſachen kraft des $.66 vos Staats. 
» grundgefeges vom 14. April 1852 Bolgendes: 


5. 1. 
Es behält bis weiter bei der Beſtimmung des $. 13 des Gefeped vom 4. Des 


— 
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zember 1852, die Organifation der Juftizbehörden betreffend, wonach die Unterfuchungen 
wegen qualifizirter Injurien zur Kompetenz der Kriminalgerichte, die Verhandlungen 
wegen der einfachen Berbal- und Realinjurien zur Kompetenz der Juſtizämter gehören, 
fein Bewenden. > 


8. 2. 

Alle Berlegungen der Ehre, wie fie in den Artikeln 185, 186, 189, 190 und 
191 des Strafgefepbuchs verzeichnet und mit Strafe bedroht werden, find auf Antrag 
des Verletzten oder der, im Art. 193 zu folhem Antrage berechtigten Perſonen unter« 
fuhungsmäßig zu verhandeln. 

Jedoch foll den Betheiligten das Necht zuftehen, über die zur Begründung ihrer 
Klage oder Vertkeidigung dienlihen Thatfahen den Eid anzutragen. Der Delat hat 
die Wahl, ob er den Eid annehmen oder zurüdgeben will; Gewiffensvertretung dages 
gen findet nicht Statt. 

Die Verweigerung oder Nichtleiftung eines angetragenen oder zurüdgegebenen Ei— 
des hat die Folge, daß die Thatfahen, über welche nach richterliher Beitimmung hat 
geihworen werden follen, für zugeftanden angefehen werden. 

Der Gefährdeeid ift ausgefchloffen. 


$. 3. 
‚Ueber die Koften des Verfahrens in erfter Inſtanz fowohl, als in der Inftanz der 
Rechtsmittel ift nad den Regeln des Civilprozeffes zu entfcheiden. 


Urkundlih unter Unferer eigenhändigen Unterfhrift und beigefügtem Fürftlichen 
Infiegel. 


Schloß Schleiz, den 12. Auguſt 1862. 
(L.S.) Heinrich LXVII. 


v. Harbou. Dinger. Dr. E. v. Beulwig. 
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Geſetzſammlung 


Fürſtlich Reußiſchen Lande jüngerer Linie. 


NM 





l) Nahtrags-Berordnung zu SS. I und 2 der Minifterial-Berordnung vom 11. Auguft 1856, betr. 
die Entrihtung der Perfonalfteuer der Dienftboten, Fabrikarbeiter, Gewerbögehülfen und Geiellen 
durch ihre Dienſtherrſchaften. 


(Publicitt in Ar. 46. des Amtd- und PBerorbnungsbl. von 1862.) 


- Nachdem. ed Öfter vorgefommen ift, daß Anzeigen über Annahme oder Entlaffung von 
Dienftboten, Babritarbeitern, Gewerbögehülfen ımd Handwerksgeſellen theils-erft-am- Jahr 
resfhluffe oder noch fpäter an die Steuerhebeftellen erjtattet, theild ganz unterlaffen wer« 
den, hieraus aber Unzuträglichkeiten für das Steuer- und Rehnungswefen fowie Berkürs 
zungen der Staatseinnahmen entftehen:; fo wird mit Höchfter Landesherrliher Genehmis 
gung andurd verordnet, daß Dienſtherrſchaften, Babrikbefiger, Handwerfömeifter und Ge— 
werbetreibende, denen der Minifterial-Berordnung vom 11, Aug. 1856 zufolge die Ent— 
richtung der Porfonaljteuern für ihre Dienftvoten ꝛc. obliegt, den Antritt oder Abgang 
eines Dienftboten 2c. längitens acht Zage vor dem zunächſt darauf folgenden Berfonal- 
fteuertermine bei der betreffenden Ortöfteuereinnahme anzuzeigen verbunden find, widrigen« 
falls fie bei unterlaffener Abmeldung die Borterhebung der ausgeworfenen Steuern zu 
gewärtigen, bei unterlaffener Anmeldung dagegen, unter Vorbehalt der in $. 21 des Ge- 
werbe⸗ und PBerfonalfteuergefepes vom 1. Juli 1552 angedrohten Drdnungsftrafe, den 
Betrag der hinterzogenen Steuern nachzugewähren haben. 

Gera, den 10. Novbr. 1862, 
Fürftlihes Minifterium. 


v. Harbou. 
Münd, 


Ausgegeben den 24. December 1862. 
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2) Minifterial-Berordnung vom 10. November 1852, die Beftrafung der Führung unrichtigen 
Gewichts betr. . 


(Publicirt in Rr. 47. des Amt und Verorbnungsbl. von 1862.) 


Da die Ausführungsverordnung vom 10, Mai 1858 die Einführung des Zollge- 
wichts betreffend, fpezielle Strafbeftimmungen nicht enthält, fo verordnen wir hierdurch 
Bolgendes: 


§. 1. 
Zuwiderhandlungen gegen die Beftimmungen der 88. 2 und 8 der gedachten Aus- 
führungsverordnung find mit Geldftrafen bis zu fünf und zwanzig Thalern oder mit ver- 
bältnigmäsiger Gefängnißitrafe zu abnden. 


$. 2, 

Die gleiche Strafe trifft diejenigen, welche von ihnen eingeführte, mit dem Stem- 
pel eines benachbarten Bundesftaates verfehene Zollgewihtsftüde dem zuftändigen inlän- 
difhen Aichamte nicht zur Prüfung vorlegen oder ſich hierbei irgendwie Bälfhungen zu 
Schulden kommen laffen. 

Diefe Prüfung ift dann nicht erforderlich, wenn von dem Kürftlichen Minifterium 
Abtheilung für das Innere die Zuläffigkeit der Gewichtsftüde eines zen er Bun« 
desftaates für den Marktverfehr im Allgemeinen ausgeſprochen ift 


Gera, den 10, November 1862, 
Fürftlihes Minifterium. 


v. Harbou, 
Münd. 


3) Geſetz über die fubfidiarifche Haftpflicht bei Uebertretung der Geſetze über indirekte Steuern. 
(Publicirt in Ar. 48. ded Amts- und Berorbnungsbl. von 1862.) 
Wir Heinrich der Sieben und Sechzigſte von Gottes Gnaden Jün— 
gerer Linie tegierender Fürft Neuf, Stammes Aelteſter, Graf und Herr 


von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und 
Lobenſtein ze. ıc. 


verordnen hierdurch in Bolge einer unter den Regierungen der zum Thüring’fhen Zoll- 
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und Handelsverein gehörenden Staaten getroffenen Bereinbarung und unter Zuflim- 
mung des Landtages wie folgt: 


5.1; 

Ueberall, wo in den Gejepen über indirekte Steuern eine fubfidiarifche Haftpflicht 
für die von dem Mebertreter eines foldhen Geſetzes verwirfte Geldftrafe beftimmt ift, wird 
diefelbe, foweit es nicht ſchon jept der Fall, zugleich auf die Haftpflicht für die Gefälle 
und Prozepfoften erftredft, zu deren Zahlung der Uebertreter verurtheilt worden ift, 


$. 2, 

Diefe Haftpflicht tritt eben fowohl wegen verwirkter Kontraventionsftrafen, ald we— 
geu Defraudationöftrafen ein; es fann jedoch im Falle mehrerer oder wiederholter Kon- 
traventionen derfelben Art bei gleichzeitiger Entdeckung die Kontraventionsftrafe, insbes 
fondere die dur $. 26 des Branntweinfteuer-Gefepes vom 1. Dezember 1833 verhängte 
Ordnungsftrafe von 100 Thalern gegen den fubfidiarifch Verpflichteten gleichwie gegen die 
eigentlichen Thäter oder Theilnehmer nur in dem einmaligen Betrage feitgefept werden. 


8. 3, 

Dem Ermefjen des Fürftlihen Minifteriums, Abtheilung der Finanzen, bleibt in 
dem alle, wenn die Geldbuße von dem Berurtheilten nicht beigetrieben werden fann, 
vorbehalten, die Geldbuße entweder von dem fubfidiarifch Verhafteten einbringen, oder ftatt 
deffen und mit Verzichtung hierauf, folhe nah Berwandlung in Freiheitsftrafe an dem 
Angefhuldigten vollfireden zu laffen, ohne daß legteren Falls die Verbindlichkeit des 
fubfidiarifch Verhafteten rüdjichtlih der zu erfegenden Gefälle und zu berichtigenden Prozeß: 
foften dadurch aufgehoben wird, 

Urkundlich unter Unferer eigenhändigen Unterfhrift und beigefügtem Fürftlichen Infiegel. 


Schloß Diterftein, den 20. November 1862. 


(L. S.) Seinrich LXVIL 


v. Sarbou. Dinger. Dr. € v. Beulmip. 
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4) Miniſterialbekanntmachung, die Uebereinkunft wegen einer mit der Königl. Wiürttembergifchen _ 
Staatsregierung wegen gegenfeitigen Schußes der Waarenbezeihnungen betr. 


(Publicirt in Ar, 49. ded Amtd- und Verordnungẽbl. von 1862.) 


Es wird hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebracht, daß nach einer mit der Kö— 
niglih Württembergifhen Staatsregierung getroffenen UWebereinfunft bis auf Weiteres 
gegen Ddieffeitige Anerkennung der Anwendbarkeit des Artikel 258 des im biefigen Für- 
fienthume gültigen Strafgefepbucdhs zu Gunſten Königlih Württembergifcher Staatsange- 
böriger die Anwendbarkeit des Königlich Württembergifchen Gefeges vom 12. Februar 
d. Is. den Schutz von Waarenbezeichnungen betr., zu Gunften der Angehörigen des 
Fürftentbums zugefichert worden ift. 


Gera, den 26. Novbr. 1862, 


Fürftlihes Minifterium. 
v, Harbou, 
Münd. 


5) Gefeß über die Berbindlichfeit zur Anwendung geftempeltes Altoholometer. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün- 
gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 
von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und 
2obenftein ac. ꝛc. 


haben mit Zuftimmung des Landtags zu verordnen befchloffen, wie folgt: 
$. 1. 


Bei dem Verkaufe weingeijtiger Blüffigkeiten voneiner vorbedungenen Stärke 
dürfen, fofern die Weberlieferung im Inlande Statt findet, zur Ermittelung des Alkohol: 
gebaltes nur die mit dem Stempel einer von Unferem Minifterium anerkannten inläns 
diſchen oder ausländifchen Aichungsbehörde verfehenen Alkoholometer und Thermometer 
resp. Thermo-Alkoholometer angewendet werden. 


$. 2, 
Bei der Anwendung diefer Inftrumente find diejenigen Vorſchriften und Reductions- 
Tabellen ausjchlieglih maßgebend, deren Anwendung Unfer Minifterium anordnet, 
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$. 3. 

Die Uebertretung der Borfchrift im $. 1 oder die Benugung anderer als der auf 
Grund des $, 2 vorgefchriebenen Reductionstabellen bei dem im $.1 erwähnten Berfaufe 
wird mit der gegen die Anwendung unrichtiger Gewichte und Maße im Verkehre ange- 
drobten Strafe geahndet. 


8.4. 
Die vorftehbenden Beftimmungen, mit deren Ausführung Unfer Mintfterium beauf: 
tragt ift, treten mit dem 1. April 1863 in Kraft, 
Urkundlich unter Unferer eigenbändigen Unterfhrift und beigefügtem Kürftlichen In« 
fiegel. 


Schloß Diterftein, am 10, Dezember 1862. 


(L. S.) Heinrich LXVII. 


v. Harbou. Dinger. Dr. v. Beulmip. 


6) Minifteriale Verordnung, die Ausführung des Geſetzes über die Berbindlichkeit zur Anwendung ger ° 
ftempelter Alfoholometer betr. 


Zur Ausführung des Geſetzes vom heutigen Tage über die Verpflihiung zur An— 
wendung geitempelter Alkoholometer bei dem Handel mit weingeiftigen. Slüffigkeiten wird 
hiermit verordnet: 


& 1. 

Bei dem gedachten Verkehre dürfen unter den im 8. 1 des Geſetzes auögefprochenen 
Borausfepungen bis auf Weiteres nur folhe Altoholometer und Thermometer resp. 
Zhermo-Alkoholometer angewendet werden, welche mit dem Stempel einer Königlich Preu- 
Bifchen Aichungs-Behörde verfehen find und zu welchen ein den Königlih Preußifchen 
Vorſchriften entiprehender Aich-Schein ausgeftellt iſt. 

82, 

Für die Anwendung diefer Inftrumente im Berfehre treten die in’ der. beigedrudten 

Anweifung des Königlih Preußifhen Handels-Minifteriums vom 21, Novbr. 1860 ent« 
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baltenen Vorſchriften, fowie die denfelben beigefügten, auf jeder Seite mit dem Stempel 
der Königlihen Normal-Aihungs-KRommifion verfehenen fogenannten Brixſchen Reducti— 
ond-Tabellen ald maßgebend. und fürerft allein zuläfig ein. 


8.3. 
Namentlich auch rüdjichtlih der Bereithaltung des Aich-Scheines find die Beftimm: 
ungen im $. 5 der angezogenen Königlich Preußifhen Verordnung maßgebend. 
Gera, am 10. December 1862. 


Fürftlihes Minifterium. 
v. Harbou. . 
Münd. 


Anweifung 
zum Gebranche der Alfoholometer und der zugehörigen Neduftions-Tabellen. 


Nachdem ih auf Grund der Vorſchrift im $. 2 des Gefepes, betreffend die Ver— 
bindlichfeit zur Anwendung geitumpelter Altoholometer, vom 24. April 1860 (Gefep- 
Sammlung S. 381) durd die Eirkular-Berfügung vom heutigen Tage feftgefept habe, 
daß zur Beftimmung der wahren Spiritus.-Stärfe aus den feheinbaren Epiritus-Stärfen 
nur die auf jeder Seite mit dem Stempel der Königlichen Normal-Aichungs-Kommiſſion 
verfehenen fogenannten Brirfhen Tabellen Gültigkeit haben follen, beftimme ich, der Ein- 
gangs gedachten Vorfchrift gemäß, über das Verfahren bei Anwendung der Altoholometer 
und der zugehörigen Reductiond-Tabellen, was folgt: 


Ss. 1. 

Bei der Handhabung des Alkoholometers ift zu beachten, daß der Punkt, bis zu 
welchem die Spindel des Inftrumentes in den zu prüfenden Weingeift eintaucht, jedesmal 
unter der Oberfläche des letzteren abgelefen werde. Denn auf der Oberfläche bildet 
ih um die Spindel, vermöge der Anziehungskraft der Iepteren gegen die umgebende 
Flüͤſſigkeit ſtets eine wulitartige Erhöhung, welche auf das Ergebniß der Prüfung feinen 
Ginfluß ausüben darf, 

Die auf diefe Weife abgelefene Zahl von Graden zeigt die f[heinbare Spiritus— 
Stärke an. 

u: 2 

Gleichzeitig mit der ſcheinbaren Spiritud-Stärfe wird die Temperatur der zu 
prüfenden Flüffigkeit durch den Thermometer feſtgeſtellt. Wird zu diefem Zweck ein, mit 
dem Alktoholometer nicht verbundener Thermometer benupt, fo muß der Temperatur-Grad 
feftgeftellt fein, bevor der Alfoholometer aus der Flüſſigkeit entfernt ift. 
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8. 3. 

Aus der fheinbaren Spirttus-Stärke und der Temperatur der Flüſſigkeit wird die 
wahre Spiritus-Stärfe mit Hülfe der Tabelle hergeleitet. 

Diefe Tabelle hat zwei Eingänge: den einen für die Anzeigen des Alkoholometers, 
den anderen für die Anzeigen des Thermometerd, In dem erfteren, nämlich der oberften 
Horizontal-Reihe, find die unmittelbaren Altoholometer- Anzeigen, alfo die fheinbaren Stärken 
von 30 bis 99 Volum-Prozenten, in dem zweiten, nämlich der vorderften Bertifal-Spalte, 
find die zugehörigen Anzeigen des Neaumur’fhen Thermometerd von 10% unter, bis 
25° über Null bemerkt. An derjenigen Stelle, wo eine Bertifal- und Horizontal« 
Spalte fih freuzen, ift die der NormalsTemperatur von ı 12809 Neaumur entfprechende, 
alfo die wahre Spiritus-Stärfe zu finden. 

Wenn z. B. bei einer Temperatur einer weingeiftigen Slüffigkeit von + 18% Reau- 
mur der eingefenfte Altoholometer eine fcheinbare Stärke von 85 Prozent anzeigt, fo ift 
in der oberjten Horizontal-Reihe der Tabelle die Zahl 85 aufzufuchen, und die zugebö- 
sige Bertifal-Spalte fo weit hinab zu verfolgen, bi8 man zu der horizontalen Zahlreihe 
fommt, zu welder links in der, die Wärmegrade enthaltenden Spalte die Zahl 18 ge 
bört. Hier findet man die Angabe 83,0 als die wahre Epiritus-Stärfe; d. h. die ges 
fundene Zahl zeigt an, daß in 100 Quart der vorher bis 12%, Réaumur abgefühlten 
Flüffigkeit 83 Quart abfoluten Alkohols enthalten find. 


§. 4 

Wenn der Alkeholometer beim Einſenken in den zu prüfenden Weingeiſt eine ſchein— 
bare Stärke anzeigt, die aus einer ganzen Zahl in Verbindung mit einem Bruche be: 
ftebt, fo ift die der ganzen Zahl entfpredhende wahre Stärke nad dem angegebenen 
Berfahren zu beftimmen und der gefundenen Zahl der überſchießende Bruch hinzuzufügen. 
Die Summe beider Zahlen zeigt die wahre Stärke an. Iſt z. B. bei 69% unter Null die 
fheinbare Stärke von 681/a Prozent angezeigt, fo ſuche man in der Tabelle zuerjt die 
zu 68 Prozent gehörige wahre Stärke, welde gleich 75,1 iſt, und fepe diefer Zahl Y/a 
hinzu. Diefes ergiebt 751 + 0,5 7356 Prozent ald die gefuchte wahre Stärfe, 

Kommt dagegen bei den Thermometer-Anzeigen ein Brud vor, fo iſt er, wenn er 
Y/g oder weniger beträgt, außer Acht zu laffen, wenn er mehr als Y/ beträgt, für voll 
zu rechnen Bei der Beobadhtung des Thermometerd genügt es alfo, jedesmal blos den, 
der wirklichen Temparatur nächſten ganzen Zemperatur-Grad abzulefen. 


g. 5. 


Der Befiper eines der im Gefepe vom 24. April 1860 bezeichneten Inftrumente 
muß in jedem Balle, wo er ein foldhes zum Bwed des Epiritus-Handels benugt, oder 
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die Polizeis-Behörde es verlangt, durch Borzeigung des dazu gehörigen Aih-Scheines ſich 
ausweiſen können, daß das Inftrument der in diefem Scheine enthaltenen näheren Be- 
zeichnung unverändert entfprehe. Der Aich-Schein ift daher forgfältig aufzubewahren. 
Bei Statt gehabtem Berlufte deffelben ift das betreffende Inftrument fofort der Wichungs- 
Behörde zur Prüfung und Ausfertigung einer neuen Befcheinigung vorzulegen. Bis 
dahin ift die Benugung des Inftrumentes zu Berkaufszweden unitatthaft. 


8. 6. 
Geht dem Befiger eines Altoholometers die ihm eingehändigte Reductions- Tabelle 
verloren, fo fann die Verabfolgung eines anderweiten Eremplard nur gegen Vorzeigung 
des Aich⸗Scheines und Zahlung des Preiſes von 3 Sgr. Statt finden. 


&7. 
Borftehende Anweifung ift den von der Königlihen Normal-Aihungs-Kommiffion 
auszugebenden Reduktions⸗Tabellen vorzudruden. 


Berlin am 21. November 1860, 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 
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Geſetzſammlung 
für die 
Fürftlich Reußiſchen Lande jüngerer Linie. 


No, 229. 


Gefeg, über die Beioldung der Vollsſchullehrer. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün- 

gerer Linie regierender Fürſt Neuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 

von Planen, Derr zu Greiz, Rranihfeld, Gera, Schleiz und 2o- 
benjtein ze. ꝛtc. 





verordnen mit Zuftimmung, des Landtags Bolgendes: 


8 1. 
Die Beſoldung eines Volksſchullehrers fol, außer freier Wohnung oder einem 
Geldäquivalent dafür, mindeftens betragen: 
auf dem platten Lande 2 2 2 2 nen nn. 160 Thlr. 
in den Marftfleden und kleineren Städten . - + » 200 „ 
in Lobenſtein und Shlel : 2 2 een en. 220 u 
ME BES 2 a ae a er ee EN 
Kann ein Lehrer auf dem platten Lande ohne Dienftwohnung innerhalb der Schul⸗ 
gemeinde eine Wohnung nicht erhalten, ſo hat die Gemeinde dem Lehrer eine angemeſ⸗ 
ſene Dienſtwohnung unbedingt zu beſchaffen. 


8.2. 
Die Befoldung der Rectoren und Oberlehrer an den Knaben» und Mädchenfhulen 
fol, außer Wohnung oder Wohnungsgeld, mindeftens betragen: 
in den Marktfleden und kleineren Städten . + + » 300 Thlr, 
in Lobenfen > 2 2 2er BO 
in Schleitz..330 


ee a a ee 


“ Ausgegeben den 14. Januar 1863. 


% 


50 


8.3. 


Auch einem feftangeftellten Schullehrerfubftituten fol die Mindeftbefoldung der be- 
treffenden Schulftelle gewährt werden. 

Die Befoldung eines nicht ftändigen Hilfslehrers hat das Minifterium nad den 
Umftänden zu beftimmen. 

Diefelbe darf jedoch auf dem Lande nicht unter 120 Thlr. und in den Städten 
niht unter 150 Thlr. betragen, Wer die Bezüge eines Hilfslehrerd zu gewähren 
bat, ob der Hauptlehrer oder die Schulgemeinde, das beftimmt Fürftlihes Minifterium 
mit Rüdfiht auf die Gründe, weldhe die Anftellung des Hilfslehrers bedingen, Liegt 
der Grund in der Perfönlichkeit des Hauptlehrers, fo kann diefer nad Befinden ange: 
halten werden, den Aufwand für den Hilfslehrer ganz zu übertragen, 


$. 4. 
Jedem Volköfchulfehrer follen, bei tadellofer Bührung und befriedigender Leitung 
im Amte, nach fehsjähriger Dienftzeit 20 Thlr. — —., nah zwölfjähriger Dienftzeit 


40 Thlr. —. —, nad achtzehnjähriger Dienftzeit 60 Thlr. — —, nah vierundzwan- 
zigjähriger Dienſtzeit SO Thlr. — —. mehr, als der $. 1 und $. 2 feitgefepte Min- 
defigehalt der Stelle, welche er bekleidet, gewährt werden. 

Lehrer, welche Schulen verwalten, in denen die Zahl der Kinder in fünfjährigem 
Durchſchnitte nicht mehr als dreißig beträgt, follen nur die Hälfte der vorbeftimmten Al- 
terözulagen erhalten, 

Der Anſpruch auf eine Alterszulage geht durch Nichtannahme einer beffer dotirten 
Stelle ohne ausreichenden Grund infoweit, als diefer Anfpruch durch Annahme der eg: 
tern ausgefchloffen fein würde, verloren. j 

Die Dienftzeit ift von der definitiven Anjtellung im Schuldienft an zu berechnen 


8. 5. 

Denjenigen Schulftellen, mit welchen eine, den Mindeftbetrag überfteigende Dotation 
verbunden ift, foll diefelbe erhalten bleiben. Jedoch dürfen innerhalb derfelben Schul— 
gemeinde Dotationstheile von einer Stelle auf eine andere nad Beſchluß der Gemein- 
debehörden auf vorgängige Vernehmung des etwa beftehenden Schulvorftandes mit Ger 
nehmigung des Minifterium übertragen werden, foweit nicht ein erworbenes Recht da— 
durch verlegt wird. 


8. 6. 
Das Schulgeld für jedes fehulpflichtige oder außerhalb des fchulpflichtigen Alters 
die Echule beſuchende Kind darf nicht unter 1 Thlr. —. —. jährlich betragen, kann 
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aber nach Bedarf bis auf 2 Thlr. — —. erhöht werden. In den Städten foll es 
wenigftend 2 Thlr. —. —. betragen. 


87 
Nur folhen Schulgemeinden, welhe die Lehrerbefoldungen nicht aufzubringen ver- 
mögen, fol, foweit nöthig, ein Zufhuß aus einer Bezirks. oder Landes-Schulfaffe, even- 
tuell aus der Hauptftaatöfaffe, gewährt werden. 


8.8, 
Die in $. 4 geordneten Alterözulagen werden unbedingt aus der allgemeinen Kir— 
chen- und Schulkaſſe, eventuell aus der Hauptftaatäfaffe beftritten. 


| 8. 9. 

Ueber die Beſoldungen ſämmtlicher Schulſtellen find genaue, die einzelnen Beſol— 
dungstheile geſondert aufführende Verzeichniſſe durch das Minifterium in der Weiſe feſt— 
zuftellen, daß von den Schulbehörden unter Zuziehung des etwa beteiligten Patrons, 
des Rofalinfpektors, der Lehrer, des Gemeindevorftands und Gemeinderaths, bezüglich 
wo ein folcher nicht beiteht, der Gemeinde alle einzelnen Emolumente und Befoldungs- 
füde einer Stelle — die Wohnung allein ausgenommen — fowie die Zahl der fchuls 
pflichtigen Kinder einer Schule oder Klafje nach einem fünfjährigen Durchſchnitt ermit- 
telt resp. von dem Minifterium in Grmangelung einer Vereinigung beitimmt werden 
und zwar namentlich 

a. Naturalien nad ihrer zeitherigen Befchaffenheit nach billigen Preiſen; 

b. die Benutzung von Dienſtgrundſtücken nach billigem, ortsüblihem Pachtſchillinge; 

e Die Bezüge aus dem mit einer Schulſtelle verbundenen Kirchendienſte nur dann 
und infoweit, als deren + jährlicher Betrag nad fünfjährigem Durchſchnitte 
20 Thlr. —. —. überfteigt; 

d. das Schulgeld voll, dem Gefege oder dem fonftigen Betrage gemäß ohne Rüd- 
fiht auf Berluft; 

e. das Holz mit NRüdficht darauf, daß nur der Theil berechnet wird, der dem Leh— 
rer felbit als Theil jeines Gehaltes zukommt, wogegen der zur Schulheizung be— 
ftimmte Theil nicht veranihlagt werden fann; 

f. Bezüge aus Stiftungsfaffen und von Patronen nah ihrem Betrage. 

Bon fünf zu fünf Jahren find die Vefoldungsverzeichniffe einer Reviſion zu unter: 

ziehen. 
8. 10, 


Ueber die Emeritirung und Penfionirung eines Lehrers — die im Staatödie- 
nergefege enthaltenen Beitimmungen, 
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8. 11, 

Der Ruhegehalt eined emeritirten Schullehrers ift aus einer Bezirks- oder Lan- 
desſchulkaſſe, eventuell aus der Hauptftaatsfaffe zu beftreiten. Jede Schulgemeinde hat 
aber, zur Aufbringung der dazu nöthigen Mittel, jährlich zwei Procent der Befoldung 
hrer Scähulftellen zu der vom Minifterium zu beftimmenden Kaffe in zwei Zerminen, zu 
Anfang der Monate April und Oktober, einzuzablen. 

$. 12. 
Dieſes Gefeg tritt mit dem 1. April 1863 in Kraft. 


Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigefügtem Fuͤrſt— 
lichen Inſiegel. 


Schloß DOfterftein, den 31. Dezember 1862. 


(L. S.) Heinrich LXVII. 


v. Harbou. Dinger Dr. E v. Beulmip. 
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Geſetzſammlung 


Fuͤrſtlich Reußiſchen Lande jüngerer Linie. 


| No, 230. 





Verordnung, den Nachtrag zur proviforifhen Ordnung des Geitmmt-Dberappellationsgerichts 
zu Jena betr. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie regierender Fürft Reuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 

von Plauen, Herr zu Greiz, Rranihfeld, Gera, Schleiz und 2o- 
benitein ꝛc. ꝛc. 


haben in Uebereinſtimmung mit den übrigen, zum Geſammt-Oberappellationsgericht zu 
Jena vereinigten Höchſten Höfen Uns veranlaßt gefunden, einen die Beſoldungs- und 
Penſionsverhältniſſe der Mitglieder des Oberappellationsgerichts betreffenden Nachtrag zur 
proviſoriſchen Ordnung des gedachten Gerichts zu erlaſſen und verordnen demgemäß Kraft 
des gegenwärtigen Gefeges nah Zuſtimmung der Landesvertretung Folgendes: 


Art. L 
(Zu $. 77 der proviſoriſchen Oberappellationsgerichts.Ordnung.) 
Die jährliche Bejoldung 


des Präfidenten wird auf 2500 Zhlr. 
. 4. nicht afademifchen Raths auf 1700 — 
ae . s : 1400 ⸗ 
u Er . . « 1400 » 
«4 » ⸗ : 1400 « 
5. . . - 1400 » 
« 4. atademifchen e : 70 + 
:» 2 . P : 700 ⸗ 


Ausgegeben den 14. Januar 1863. 10 
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des 3, alademifhen Natbe auf 600 Thlr. 


⸗ 4. ⸗ . nd 600 " 
. 5. s . . 600 — 
« (1.) Sekretaits . . .. = 90 « 


erhoͤht. 

Der Mehraufwand, welcher ſich durch die Erhöhung der Beſoldungen ergibt, wird 
zuvörderft aus den Ueberſchüſſen der Suſtentationskaſſe gedeckt, das hiernach noch Feh— 
lende durch Zuſchüſſe aus den Sfaatskaffen nad dem beſtehenden Divifor aufgebracht. 


Art, I. 
(Zu $. 78 der proviforifchen Oberappellationsgerichtd-Ordnung.) 


Der in $. 78 der proviforifhen O.-A.«G.-Ordnung feftgefegte Abzug von 2 Pro— 
zent der Befoldungen des DOberappellationsgerichts-Perfonals für die Wittwenkaffe des 
Gerichts findet nicht mehr Statt, 


Art. III. 


Unter Wegfall des $. 79 der proviforifhen O.-A.«G.-Ordnung wird bezüglich der 
Berfepung der Mitglieder uud Subalternen des Oberappellationsgerihts in den Ruheftand 
(Benfionirung) und deren Ruhegehalt (Benfion) beftimmt: 


& 1. 


Mitglieder, fowie unwiderruflich angeftellte Subalterne des Oberappellationsgerichts, 
welche 

1) das 40. Dienſt- oder das 70, Lebensjahr zurüdgelegt haben oder 

2) wegen einer nicht durch ihre eigene grobe Verfchuldung eingetretenen körperlichen 
und geiftigen Schwäche zur Verwaltung ihres Amtes bleibend unfähig geworden 
find, können, vorausgefept, daß nicht ein Fall vorliegt, der Dienftentfepung be— 
Dingen würde, ihre Verfegung in den Ruheſtand mit dem nachgeordneten Rube- 
gehalt (Benfion) fordern, aber auch andererfeits gegen Gewährung des Lepteren 
wider ihren Willen in den Ruheſtand verfept werden. 
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Gefuche der Raͤthe und Subalternen des Gerichtshofs um Penfionirung auf Grund 
diefer Beftimmung find mit der Befcheiniguug des Grundes bei dem Präfidenten einzu« 
reichen, der fie dem jeweiligen Infpectionshof vorlegt ; der Präfident felbit hat fein deß— 
fallfiges Gefuch unmittelbar bei dem Infpectionshof zu übergeben. 
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— 


Wird wegen Dienſtunfähigkeit die Verſetzung in den Ruheſtand nachgeſucht oder 
ſoll aus dieſem Grunde unfreiwillige Penſionirung erfolgen, fo hat bei Räthen und Sub— 
alternen des Gerichtähofs der Präfident und zwar im erfteren alle, fobald ihm das be- 
treffende Gefuch überreicht worden if, im zweiten auf den ihm von dem Inſpectionshof 
— der fi) zuvor mit den übrigen Höfen deshalb zu benehmen hat, — ertheilten Auf— 
trag bin, unter Zugrundelegung eines Gutachtens geeigneter Sachverftändiger, insbefon« 
dere auch Ärztlicher Zeugniffe, die Dienftunfähigkeit des betreffenden Beamten zu ermit« 
teln und das Ergebniß diefer Ermittelung dem Inſpectionshof vorzulegen; der Beamte 
ift davon in Kenntniß zu fepen und ihm eine binnen einer dwöchigen Friſt einzureichende 
Erklärung nadzulaffen, worauf von den höchſten Höfen Beſchluß gefaßt wird; zur Bes 
ihlußfaffung genügt Pie Uebereinitimmung dreier der höchſten Höfe. 

Steht die Benfionirung des Präfidenten in Frage, fo beauftragt der Infpectiondhof 
den eriten nicht afademifchen Rath oder einen andern ihm geeignet erfcheinenden Beam- 
ten mit der Vornahme der obigen Ermittelung. 


8. 4. 


Der Ruhegehalt befteht bei 10 und weniger Dienftjahren in 40% der Befold- 
dung, die der Beamte bezieht, für jedes weitere, auch nur begonnene Dienftjahr wird 
er um 11/4 9%, erhöht, kann jedoch nicht über 80%. fteigen. 


8. 5. 


As Befoldung ift lediglich der mit der Stelle ftändig verbundene Genuß an 
baarem Geld, Naturalien und Dienftwohnung, einfchließih der als Theil des Dienftein- 
fommens veranjchlagten Accidenzien und Tantiemen, fowie der unwiderruflih für die 
ganze Dienftzeit etwa bewilligten perfönlihen Zulagen anzufehen: 

Zur Befoldung gehören daher nicht: 

a. die Gebühren und Nebennupungen, welche bei einem Dienfte nur zufällig vor— 

fommen und nicht als Befoldungstheil veranschlagt find, 

b. die perfünlichen Zulagen auf Zeit oder Widerruf, 

e. das was der Diener als Erfap für Standes» oder Dienftaufwand, als Bedarf 
für die Amtsführung nnd als Entfhädigung für Einbußen bei der Dieuftver- 
waltung erhält, als: Diäten und Reiſekoſten oder deren Aequivalente, die zur 
Anfhaffung und Erhaltung von Bureaubedürfniffen verwilligten Gelder, die Ver— 
gütung für Kopialien, die Entfhädigung für Geldverluft zc., das zur Heizung 


des Dienitlofald gelieferte Holz ꝛc. 
10* 
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Eind bei der Anftellung die Naturalien, Dienftwohnung und andere Emolumente 
nicht befonders veranfhlagt worden, fo wird deren Geldwerth bei Ausmeffung der 
Penfion durch die Taxe dreier Sachverftändiger ermittelt, von denen der eine durch das 
Minifterium des jeweiligen höchſten Infpectionshofs, der zweite durch das Oberappella« 
tionsgericht, der dritte durch den betreffenden Beamten ſelbſt beitimmt wird, 


$. 6. 


Bei Berechnung der Dienftzeit wird zuvörderſt die Zeit der erften Anftellung bei 
dem Gerichtshofe zu Grunde gelegt. 

HDinzugerechnet wird fodann die Zeit, 

a. welche der Beamte vorber im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienit eines 
deutfhen Staates zugebracht bat, 

b, während welcher derfelbe fich im Vorbereitungsitadium zum Staatsdienft von Ab- 
lauf des zweiten Jahres nad) feiner Verpflichtung an befunden bat, 

e. Die, welche der Beamte vor dem Eintritt in den (mittelbaren oder unmittelbaren) 
Givilftaatödienft im aktiven Militairdienft eines dewfchen Staates über feine 
gefeplihe Dienftzeit hinaus geitanden hat, wobei jedoch die Zeit des Ur: 
laubs, fobald die Dauer deffelben 3 Monate überitieg, nicht und die im Feldzug 
zugebrachte Zeit nur einfah in Auſchlag kommt. 

Dagegen wird nicht in Betracht gezogen: jede vor dem 21. Lebensjahre zurüdges 

legte Dienitzeit, 

War der Beamte früher eine Zeit lang aus dem Staatsdienfte freiwillig ausge: 
fchieden, fpäter aber wieder eingetreten, fo bleibt zwar die außer dem Dienſt zugebrachte 
Zeit außer Berechnung, die frühere Dienftzeit aber wird zugerechnet, infofern nicht bei 
dem vormaligen freiwilligen Austritt Grund zur Amtsentſetzung auf gerichtlihem Wege 
vorhanden geweſen war. 


8.7 

Wenn ein Beamter des Oberappellationsgerichts in Erfüllung feines amtlichen Bes 
rufs ohne feine grobe Verfchuldung befhädigt und dadurch dienſtunfähig wird, fo fteht . 
ihm der Anſpruch auf 80 Prozent feiner Bejoldung ohne Rückſicht auf feine Dienit- 
jahre zu. 

A $. 8. 

Die Benfion beginnt 3 Monate nach Ablauf des Monats, in welchem dem Beam- 
ten der Beſchluß auf Verfegung in den Ruheſtand bekannt gemacht worden ift. Bis 
dahin Läuft die bisherige Befoldung und fo lange der Beamte feinen Dienft verrichtet. 
auch das fonftige Dienjteinfommen fort. 
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$. 9. | 
In Falle ein penfionirter Beamter des Oberappellationsgerichts feinen Aufenthalt 
im nichtdeutichen Ausland nimmt, tritt ein Abzug von einem Fünftheile des Ruhegehalts 
zu Gunſten der Suſtentationskaſſe des Oberappellationsgerichts ein. 
$. 10. 
Das Recht auf Bezug der Penfion gebt verloren: 
a. wenn der penfionirte Beamte fich folcher Vergehen fhuldig macht, die, wenn er 
noch im wirklichen Dienjte wäre, feine Entfegung zur Folge gehabt haben würden, 
b. wenn er ohne Grlaubniß der ſämmtlichen Durchlauchtigſten Höfe in bleibende 
Dienſte eines anderen Staats tritt. 
Bezüglich des DVerluftes der Penſion in dem Falle sub a. tritt daffelbe Verfahren 
ein, wie es für die Entlafung des Perfonals des Oberappellationsgerihts mit Verluſt 
des Dienſteinkommens vorgefhrieben ift resp noch werden wird. 


Art. IV, 
(Zu $. 80 der prov. OAGOrdnung u. Art. XII. des Nachtrags vom 7. März 1842.) 


Anftatt der bisherigen Beitimmungen über Penfionen der Wittwen und Waiſen 
von Mitgliedern und Subalternen des Oberappellationsgerichts wird Folgendes feitgefept : 


F. 1. 


Die Wittwe, in deren Ermangelung die noch umverforgten ehelichen oder durch 
nachfolgende Ehe legitimirten Kinder eines in Activität oder in Ruheſtand verftorbenen 
Mitgliedes oder definitiv angeitellten Subalternen des Oberappellationsgerichts haben, 
— die Kinder bis zum vollendeten 18. Lebensjahre Anſpruch auf Gewährung der 
nachgeordneten Benfion. 

Diefer Anfpruch tritt jedoch nicht ein: 

a wenn der Gatte oder Bater ohne erhaltene dienftlihe Erlaubniß geheiratbet hatte, 
es fei denn, daß folches ſchon vor feiner Anftellung bei dem Oberappellationsge- 
richt oder vor Erlaß des am 7, März 1842 verabredeten Nachtragd zur provi— 
forifhen Oberappellationsgerichts- Ordnung gejcheben. 

b. wenn er fich erjt während feines Ruheſtandes verbeirathet hatte, 

c. wenn er feines Amtes durch Uıthel und Necht entfept oder feiner Penſion für ver— 
luſtig erklärt worden ift. 


$.2 
Die Benfion der Wittwe beiteht in dem fünften Theile der Befoldung, welche 
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ihr verftorbener Mann während der legten Zeit feines Activitätsftandes bezogen hat. — 
Zur Bermeidung aller Brüche wird jedod die Summe des Dienfteinlommensd nur info- 
weit berüdfichtigt, als fie mit 25 Thlr. theilbar if. Niemals fann die Penfion die 
Summe von 500 Thlr. überfteigen und ebenfowenig unter 25 Tplr. betragen. 


8. 3. 

Jedes ehelihe oder durch nachgefolgte Ehe legitimirte Kind erhält, wenn feine 
Wittwe vorhanden: ift‘, oder fobald dieſe in Folge ftirbt oder wieder heirathet, den 3. 
Theil der geordneten Wittwenpenfion als Erziehungsbeitrag, bis es das 18. Lebensjahr 
erfüllt hat oder früher verforgt wird, Sind mehr als drei ehelihe Kinder vorhanden, 
— gleichviel ob aus einer oder aus mehreren Ehen — fo wird der Ertrag der Witt: 
wenpenfion unter fie alle gleihmäßig veitheilt. 

Mit dem Tode, dem erfüllten 18 Lebensjahr oder der früheren Verſorgung des 
Kindes fällt diefer Antheil den übrigen Kindern zu und erft dann an die Staatskaſſe 
zurüd, wenn durch folde Anfälle oder auch ſchon ohne ſolche jedes übrige Kind zum 
Genuß eines vollen Drittheild der Wittwenpenfion gelangt iſt. 


8.4, 

So lange hingegen neben der Wittwe noch unverforgte jüngere als 18jährige Kin- 
der aus einer früheren Ehe des verftorbenen Beamten des Oberappellationsgeridhts leben, 
jo hat erftere für foldhe ein Drittheil und, wenn ſie felbft gar feine Kinder von dem 
Berftorbenen hätte, die Hälfte von ihrer Wittwenpenfion abzugeben, es fei denn, daß 
nur 1 Kind aus der früheren Ehe vorhanden wäre, welchen Falls daſſelbe auch nur ein 
Drittheil erhält. Nach dem Zode, nach erfülltem 18. Lebensjahre oder nad früher ein- 
getretener Berforgung eines folhen Kindes fällt deffen Antheil an die Wittwe zurüd. 


8. 5. 
Für verforgt it ein Kind zu achten, fobald es heirathet, ein Dienfteinfommen er: 
bält oder fonft zu einem felbbitändigen Erwerb irgend einer Art gelangt. 


$. 6. 
Bei Kindern ausgezeichnet verdienter Mitglieder des Gerichtshofs, die feine Penfion 
beziehende Mutter mehr haben und die vermögenlos und ohne ihre Schuld zu binläng« 
lihem Eelbjterwerb unfähig find, kann das höchſte Ermeffen der Durchlauchtigſten Höfe 


die Waifenpenfion bis zu ihrem Ableben oder doch bis auf Widerruf resp. fortdauern 
oder eintreten laffen. 


57T; 
In den im zweiten Abfap des $, 1 sub. a. b. und c. gedachten Fällen bleibt es 
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ferner der Gnade der Durchlauchtigſten Höfe überlaffen, unfhuldigen und dürftigen Ehe— 
frauen, Wıttwen oder Waiſen einige Unterftügung bis höchſtens zur Hälfte der außerdem 
eintretenden Penſion zuzufprechen. 


i 8.8, 

Alle Wittwen» und Waifenpenfionen fangen erſt mit Ablauf des Gnadenquartals 
und was die Hinterlaffenen der im Ruheſtand verftorbenen Beamten betrifft, mit Ablauf 
des Sterbequartals an. 

— werden vierteljährlih und zwar zu Anfang des letzten Quartalmonats aus- 
gezahlt, 

Auf den Zuittungen der außerhalb der Großherzoglih und Herzoglih Sächſiſchen 
und Fürftlich Reußiſchen Lande wohnenden Wittwen muß das Leben derſelben und der 
fortwährende Wittwenſtand von einer Gerichtsbeshörde atteftirt fein. 

Waifenpenfionen werden nur an Bormünder ausgezahlt, welche dafür haften müffen, 
daß ihre Pflegebefohlenen noch am Leben, noch nicht über 18 Jahre alt und noch un— 
verforgt find. | 

Jeder erften Quittung, die eiu Alterevormund unterzeichnet, muß beglaubte Abfchrift 
des Tutoriums beiliegen. Sollte eine Wittwe unfähig fein, Quittung auszujtellen, fo hat 
die ordentliche Obrigkeit ihr zu diefer Handlung ein für allemal eineu Vormund zu be— 


ſtellen. 
8. 9. 


Die ſchon eingetretene Wittwenpenſion fällt wieder weg mit dem Tage der ander— 
weiten Verheirathung, welche Leptere jedoch hbinfichtlih der Kinder blos diefelbe Wirkung, 
wie der Tod der Wittwe hat. 


8. 10. 


Wittwen- und Waifenpenfionen fallen weg, fobald die Wittwe oder resp. das ver- 
waifte Kind wegen eines Verbrechens zu Zucht oder Arbeitshaus oder einer gleichkom— 
menden Strafe rechtöfräftig verurtheilt worden if. Doc hat auch hier das Verbrechen 
der Wittwe hinfichtlich der unfhuldigen Kinder nur diefelbe Wirkung wie ihr der Er- 
fteren Tod. 

§. 11. 

Bei dem Ableben der Wittwen oder Waiſen endet die Penſion jedesmal mit dem 

Sterbemonat. 
$. 12. 


Ale Wittwen- und Waifen : Benfionsangelegenbeiten find als officielle anzufehen 
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und folglich fportelfrei zu .erpediren, . Auch find die Wittwen» und Waiſenpenſionen der 
Arreianlegung oder gerichtlichen Einweifung zum Beten der Gläubiger nicht unterworfen, 


&. 13. 

Den Waifen, welche von den bereits angeftellten Beamten bei deren Abiter: 
ben binterfaffen werden folten, bleiben übrigens die, aus $. 80, der proviſoriſchen Ober: 
appellationsgerichts-Drdnung fließenden Rechte, ſoweit ſolche weiter gehend find 
als die fih aus den gegenwärtigen Bejtimmungen für fie ergebenden, 
vorbehalten. 


Art V. 


(Zu $. 81 und 82 der O.A.G. Ordnung.) 
Wittwenfajie des. Dberappellationsgeriähts. 


Die Wittwenfaffe des Oberappellationsgerichts bleibt als befondere Kaffe ‚mit dem 
Fonds, den fie am 1. Juli 1862 befigen wird und mit den ihr eingeräumten — 
beſtehen. Als ſolche wird ſie in bisheriger Weiſe fortverwaltet. 

Es kommen jedoch außer der in $. 81 sub lit. a aufgeführten Einnahmequellen — 
ſiehe darüber: Art. II. —- auch die der Wittwenfaffe sab b, e nud d ibid zugemwiejenen 
Einnahmen für die Zukunft in Wegfall, indem insbefondere die sub e gedachte -Kolla- 
teralerbfchafte- Abgabe fürderhin überhaupt nicht mehr erhoben werden, die sub‘ d bezeich · 
neten Strafgelder aber der Staatsfaffe desjenigen Staates zufließen ſollen, aus dem der 
bezügliche Rechtsſtreit an das Oberappellationsgericht gelangt ift --— Die darnach ver— 
bleibenden Erträgniffe der Wittwenkaffe (die im $. 81 sub e erwähnten fonftigen zufäl« 
ligen Einnahmepojten und die Zinfen vom Fonds) dienen, - wie bisher, zu Dedung Der 
Wittwen- und Waifen-Benfionen; etwaige Ueberſchüſſe werden admaſſirt. Fehlbeträge 
werden von den Staaten nach dem bejtehenden Divifor aufgebracht und der Kaffe un: 
mittelbar überwiefen. 


Art. VL 
Diefer Nachtrag iſt als mit dem 9. Juli 1862 in Kraft getreten zu betrachten. 


Urfundlih unter Unferer eigenbändigen Unterfohrift und en Fürftlihen 
Infiegel. 


Gegeben Schloß Dfterftein, den 3. Januar 1863 


(L. S.) Heinrich LXVII. 
v. Darbou. Dinger Dr. &,v.Benimip. 
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Geſetzſammlung 


Fuͤrſtlich Reußiſchen Lande jüngerer Linie. 
No. 231. 





Geſetz, die Einführung des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs betreffend, vom 23. Februar 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Weltefter, Graf ımd Herr 

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und 2o- 
" benftein ꝛc. ıc. 


verordnen unter Zuftimmung der Landesvertretung, was folgt: 


§. 1. 

Das in der Anlage enthaltene zu Folge des Beſchluſſes der deutſchen Bundesver- 
fammlung vom 18. Dezember 1856 von Commiffarien der Regierungen deutfher Bun— 
desitaaten ausgearbeitete | 

allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch 
wird hiermit als Geſetz für das Fürſtenthum bekaunt gemacht. 
Dasfelbe tritt mit den nachfolgenden Beitimmungen am 1. Juli 1863 in Kraft. 


1. Bon Kaufleuten. 


S. 2, 

Iſt das Handelögericht zweifelhaft, ob das Gewerbe einer Perfon über den Hand« 
werköbetrieb "hinausgeht (Art. 10, Art. 272 Nr. 1 und 5 des H.G. B.), fo if zuvör- 
derft Durch das zuftändige Landrathsamt feftzuftellen, ob das Gewerbe in größerem Um— 
fang und in folder Weife betrieben wird, daß der Betrieb der allgemeinen Auffaffung 
gemäß nicht als ein handwerksmäßiger erſcheint. 


8.3. 
Höfer, Trödler, Haufirer, ingleihen Wirthe und Buhrleute können die Eintragung 
11 
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in das Handelsregifter verlangen, wenn fie durh ein Zeugniß der Berwaltungsbehörde 
den Beweis liefern, daß fie-ihre Gewerbe in einem größeren Umfang und in einer fol- 
hen Weife betreiben, daß fie nach der allgemeinen Anfchauung den übrigen Kaufleuten 
gleichgeitellt werden. 

Das Handelögericht ift jedoch nicht beftigt, diefe Perfonen gegen ihren Willen zur 
Eintragung zu veranlaffen. 

Detreibt eine der im Eingang genannten Perfonen neben dem bezeichneten Ge— 
fhäft noch ein anderes Gewerbe, fo hat auf die durch letzteres begründete Befugniß und 
Berpflihtung zur Eintragung ins Handeldregifter ein fonftiger Gefchäftsbetrieb feinen 
Einfluß. 

$- d. “ 

Iſt das Handelögericht in Betreff anderer als der in $. 2 und 3 genannten Per— 
fonen im Zweifel darüber, ob das Gewerbe derfelben binfichtlih der Betriebsart, der 
Gegenftände, auf welde es fich bezieht, fowie des Umfangs der allgemeinen Anfchauung 
nad den fonftigen unzweifelhaft faufmännifchen Gewerben gleichzuftellen it, fo ift für 
die Befugniß und Verpflichtung, die Birma eintragen zu laffen, die Entiheidung der 
betreffenden Verwaltungsbehörde ($. 2) maßgebend. 


$. 5. 

Auf alle diejenigen Perfonen, in Betreff welcher ein Zweifel darüber entiteben * 
ob deren Firmen zur Eintragung ind Handelsregiſter angemeldet werden können und 
müffen fowie auf diejenigen, deren Firmen nur unter befonderen Vorausfegungen zur 
Eintragung ins Handelöregifter zugaelaffen werden, finden die Beitimmungen des Han- 
delögefepbuchs über Firmen, Handelsbücher und Profura nur dann Anwendung, wenn 
deren Firmen thatſächlich in das Hanbdelsregifter eingetragen find, 


1. Bom Handelsregifter. 


8§. 6. 
Die näheren Beitimmungen über die Form und die Führung des ——— 
ſowie die Veroͤffentlichung der Eintragungen werden in einer beſonderen Verordnung ge— 
troffen. 


§. 7. 


Jede zur Eintragung in das Handelsregiſter beftimmte Anmeldung muß auch in 
denjenigen Fällen, für welche das Handelsgeſetzbuch dieß nicht befonders vorfchreibt, bei 


dem Gericht, welchem die Kührung des Handelsregifters obliegt, entweder perfönlich be— 
wirft oder in der Form einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde eingereicht werden, 

Auch müffen alle Unterlagen, welche erforderlich find, um den Gintrag zu bewir« 
ten, infoweit das Handelögefegbuch nicht etwas Anderes anordnet, die Eigenfhaft öffent: 
iher Urkunden haben. 


8. 8. 

Wer in den Fällen, in welchen nach den Beitimmungen des Handelsgeſetzbuchs die 
Betheiligten zur Befolgung der die Anmeldung zum Behuf der Eintragung in das Han— 
delsregiſter betreffenden VBorfchriften von Amtöwegen durch Drdnungsitrafen anzubalten 
find, diefen Vorfhriften, fowie den Beltimmungen des $. 7 dieſes Gefeges innerhalb 
vier Wochen nah Eintritt des Falls nachzukommen unterläßt und nicht darzuthun ver: 
mag, daß ihn hierbei fein Verſchulden trifft, verfällt, ohne daß es einer vorhergehenden 
Androhung bedarf, in eine Individualftrafe von I—10 Thalern. In den Fällen der 
$S. 2—4 dieſes Gefepes beginnt der Lauf der vierwöchigen Friſt mit der endgiltigen 
Entſcheidung der Verwaltungsbehörde. 

Als endgiltig iſt eine ſolche Entfheidung anzufehen, wenn gegen fie binnen zehn 
Tagen nad ihrer Befanntmahung ein Recurs an die obere Berwaltungsbehörde, das 
Bürftlihe Minifterium Abtheilung für das Innere, nicht eingelegt worden oder diefer 
endgiltig erledigt iſt. 

Das Handelögericht Hat bei Erkennung diefer Strafe dem Betheiligten für den Fall, 
daß er binnen einer beftimmten Frift die Anmeldung nicht ordnungsmäßig nachholt, eine 
böhere Gelditrafe anzudroben und damit fo lange fortzufahren, bis die gefepliche Anord— 
nung befolgt oder deren Vorausſetzung weggefallen iſt. 

Die Geldftrafen können bis zur Höbe von je zweihundert Thalern angedrobt und 
verhängt werden. 


$. 9. 
An das in $. 8 dieſes Gefeges beftimmte höchfte Maß der Ordnungsftrafen ift das 
Gandelsgericht auch in dem Falle des Art 26 Abf. 2 des 9. ©. B. gebunden. 


11. Bon den Handelsbüchern. 
$. 10. 


Ordnungsmäßig geführte Handelsbücher eines Kaufmanns liefern bei Streitigkeiten 
über Handelsſachen einem Nichtkaufmann gegenüber. weniger als halben Beweis, 
Das bisherige über die Beweiskraft der Handelsbücher und deren Borausfegungen 
geltende Recht ift aufgehoben. 
11* 
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IV. Bon den Dandelsmäklern. 


8, 11. 

Die Regierung kann, wenn fih das Bedürfniß hierzu berausftellen follte, durch 
Verordnung beftimmen, daß an einzelnen Orten Handlungsmäller amtlich zu beitellen 
und zu vereidigen find (Art. 66 des 9. ©. B.). 

Auf diefe Handelsmäkler finden die Beitimmungen des 7. Titels des erften Buchs 
des Handelsgefepbuhs Anwendung. 

Der Landesgefepgebung bleibt vorbehalten, diefe Beitimmungen erforderlichen Falle 
nah Maßgabe des Art. 84 des H. ©. B. zu ergänzen und abzuändern, 


V. Bon den Handelsgeſellſchaften. 
$. 12, 

Eigenthum an Grundftüden, Pfandrechte, fowie überhaupt alle der Eintragung in 
Öffentliche Bücher fähigen Rechte, welche zu dem Vermögen einer Handelsgefellfhaft ger 
bören, fei diefe eine offene Gefellfchaft, eine Commanditgefellihaft, eine Gommanditgefell- 
haft auf Actien, eine Actiengefelfhaft, werden auf den Namen der Gefellichaft in die 
Grund» und Hppothefenbücher eingetragen. 

Der Eintrag darf erſt gefchehen, wenn die Eintragung der Gefellihaft in das Han- 
delöregifter nachgewiefen ift 

In dem Eintrage ift die Birma der Gefellfchaft und der Ort, wo fie ihren Sig hat 
und, falld die Sache zu einer Zweigniederlaffung der Gefellihaft gehört, auch der Ort, 
wo diefe Zweigniederlaffung ihren Sig hat, anzugeben. 

Die Namen der einzelnen Gefellichafter werden nicht eingetragen (ſ. jedoch 8.14 d. ©.). 

Spätere Aenderungen in Bezug auf die Firma oder den Sig der Gefellfchaft oder 
der Zweigniederlaffung werden, wenn fie in das Handelsregiſter eingetragen find, auf 
Antrag der Gefellfhafr auch in dem Grund» und Hppothefenbuche vermerkt. 


$. 13. 

Soll eine Verfügung, welche im Namen der Geſellſchaft über eines der im Eingange 
des $. 12 des ©. bezeichneten Nechte erfolgt ift, in das betreffende öffentliche Buch ein— 
getragen werden, fo genügt zur Beititellung der Befugniß desjenigen, welcher im Namen 
der Gefellihaft verfügt hat, der Nachweis aus dem Handelsregifter, daß derfelbe zur Zeit 
jener Verfügung zu der Geſellſchaft in einem Verhältniß geftanden hat, wodurd er nad 
den Beftimmungen des Handelsgefegbuchs befugt war, in der gefchehenen Art im Namen 
der Geſellſchaft mit rechtlicher Wirfung gegen Dritte zu verfügen. 

Die Nachweifungen aus dem Handelsregifter werden durch Beurkundungen des 
Handelsgerichts geliefert, welches das Handelsregifter führt, 
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) — 8. 14, 

Es ift der Gefellfhaft, auf deren Firma eines der im Eingange des $. 12 dieſes 
Geſetzes erwähnten Rechte eingetragen ift, jederzeit geitattet, auf Grund einer Nachweifung 
aus dem Handeldregiiter, die Namen derjenigen Perfonen, welche als von der Gefchäfts- 
führung nicht ausgefchloffene offene oder perſönlich haftende Gefellfchafter, als Liquida- 
toren oder ald Mitglieder des Vorſtands zur Dispofition über das Gefellfehaftsvermögen 
befugt find, eintragen zu laffen. 

Ir diefe Eintragung erfolgt, fo find die Eingetragenen fo lange als geihäftsfüh- 
rende Gejellihafter, als Liquidatoren oder als Mitglieder des Borftandes zur Dispofi« 
tion über das betreffende Recht ausſchließlich Tegitimirt, bi auf Grund einer neuen Rad- 
weifung aus dem Handelöregifter ihre Namen gelöfcht oder andere Perſonen ald Ber: 
treter der Gefellichaft eingetragen find. 


8. 15. 


Wenn und foweit die im Eingang des $. 12 d. ©. erwähnten Rechte wegen noch 
nicht erfolgter Herftellung der Grund» und Hypothekenbücher nicht durch Eintragung in 
folde begründet bez. erworben werden, fo find unter den Vorausfepungen der vorftehen- 
den 88. 12—14 und unter Befolgung der dafelbft enthaltenen näheren Beftimmungen 
die Erwerbd- und fonftigen Urkunden auf den Namen der Gefellihaft auszuftellen und 
die fpäteren Eintragungen auf Gruud diefer Urkunden zu bewirken. 


$. 16. 

Ueber das Bermögen einer jeden Handelögefellfhaft ift der Concurs zu eröffnen, 
wenn in Bezug auf das Gefellihaftsvermögen die Vorausfegungen vorliegen, unter wels 
hen überhaupt der Concurs zu eröffnen iſt. 

Der Eoncurs fann auch nad Auflöfung der Gefellfhaft eröffnet werden, fofern die 
Bertheilung des Gefellihaftövermögens in Folge Liquidation noch nicht erfolgt if. 


8. 17. 

Wird über das Vermögen einer offenen Handelögefellfhaft oder einer Kommandit» 
gefellfhaft oder einer Commanditgefelfchaft auf Aktien der Concurs eröffnet, fo iſt zu— 
gleich über das nicht in die Gefellfhaft eingebrachte Vermögen eines jeden perfönlich haf- 
tenden Gefellfhafters von dem competenten Gericht der Concurs zu eröffnen, 

Der Eoncurs über das Vermögen eines, mehrerer oder ſämmtlicher Geſellſchafter 
hat an fih die Eröffnung des Concurfes über die Gefellihaft nicht zur Folge. 


$. 18. | 
An dem Concurs über das Gefellfchaftsvermögen find nur die Gläubiger der Ge— 


jellfhaft Theil zu nehmen berechtigt. Diefelben können wegen des Ausfalls in Ddiefem 
Concurs gleichzeitig in den Concurſen über das nicht in die Gefellfchaft eingebrachte Ber: 
mögen der perfönlich haftenden Gefellichafter ala Gläubiger auftreten. 


8. 19. 


Mit Gefängniß bis zu drei Monaten werden beftraft: 

41) die perfönlich haftenden Mitglieder einer Commanditgefellfhaft auf Aktien, wern 
fie Behufs der Eintragung des Gefellfchaftsvertrags in das Handelsregifter falfche 
Angaben über die Zeichnung oder Einzahlung des Kapitald der Commanbitiften 
gemacht baden, ingleichen wenn die Gefellfchaft Tänger ala drei Monate ohne 
Auffichtsrath geblieben ift. 

2) Die Mitglieder des Vorftandes einer Actiengefellfhaft, wenn fie der Borfhrift 
des Art. 240 des H. ©. B. zumider, dem Gericht die Anzeige zu machen un— 

terlaſſen haben, daß das Actienvermögen der Gefellfchaft nicht mehr die Schulden 
derfelben dedt. 

Die in diefem $. gedrobten Strafen treten nicht ein, wenn von den Betheiligten - 

nachgewiefen wird, daß ein Verfchulden fie nicht trifft. 

Venn in den vorjtehenden Fällen die Gefängnißftrafe nicht höher als ſechs Wochen 

anfteigt, jo kann jtatt derfelben auf Gelditrafe bis zu 100 Thlr. erkannt werden. 

Unter diefer Vorausfegung ift das Handelsgericht ebenfalls ermächtigt, die eine 

Strafe, auch wenn fie bereits erfannt tft, in die andere umzuwandeln. 

Die Strafe wird von dem Handelögericht ohne Betheiligung der Staatsanwalt: 

ihaft erkannt, 

Die in dieſem $. gedrobten Drdnungäftrafen werden dur die etwa daneben ver- 

wirften Sriminalitrafen nicht ausgefchloffen. 


$. 20. 


Für die Aftiengefellihaften, bei welchen der Gegenftand des Unternehmens in Han- 
delögeichäften bejteht, gelten folgende Beitimmungen: 

1) Unter der in den Art. 208, 214, 242, 247 und 248 08 H. G. B. für erfor« 
derlich erklärten ſtaatlichen Genehmigung ift die Tandesherrlihe Genehmigung zu verfteben. 

2) Unter der in Art, 240 des H. ©. B. erwähnten VBerwaltungsbehörde ift das 
Sürftlihe Minifterium zu verftehen. 

3) Nach erfolgter Tandesberrliher Genehmigung iſt der Gefellfhaftövertrag feinem 
vollen Inhalt nad nebit der Genehmigungsurfunde in die Gefepfammlung aufzunehmen. 
Dafielbe gilt von Jeder Abänderung oder Verlängerung des Geſellſchaftsvertrags. Die 
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in dem Handelögefepbuch über die Beröffentlihung der Einträge im Handelsregiiter ent- 
baltenen Beftimmungen werden hierdurch nicht berührt. 

4) Die nah den Art 227 und 230 des H. ©. B. dem Vorſtand einer Altienge- 
fellfchaft zuitehende Befugniß zur Vertretung derfelben erſtreckt fih auch auf diejenigen 
Geſchäfte und Rechtshandlungen, für welde nah dem fonftigen Recht eine Specialvoll- 
macht erforderlich ift. 

$. 21. 

Die Beftimmungen des $. 20 d. ©, unter 1. 3. 4 gelten auch für Commanditge- 

ſellſchaften auf Aktien. 


VI. Bon den Handelsgefhäften. 


$. 22, 


Dur Art. 295 des H. G. B. werden die Beftimmungen über den gegen einen 
Shuldihein oder eine Quittung zu erbringenden Beweis nicht berührt. 

Die Einrede des nicht empfangenen Geldes bleibt hypothekariſchen Documenten ge— 
genüber in dem Umfang, in weldem fie in dem bisherigen Recht anerkannt ift, auch 
dann beftehen, wenn die Pfandfchuld aus einem Handelsgefchäft entitanden ift. 


$. 23, 

Durch die Beftimmungen der Art, 300, 301 und 303 des Handelsgeſetzbuchs wer— 
den die Vorſchriften des Gefeped über faufmännifhe Anmweifungen vom 30. Juli 1852 
nit berührt, 

$. 24, 

Die Art. 306 und 307 des H. G. B. finden bei Papieren auf Inhaber, fo lange 
diefelben ordnungsmäßig außer Cours gefept find, feine Anwendung. 

Das ordnungsmäßig außer Cours gefepte Papier kann von demjenigen, für welchen 
es außer Cours gefept ift, und defien Rechtönachfolger Dritten gegenüber mit einer ding« 
lihen Klage verfolgt werden. 

" $. 25. 
Als allgemeine Feiertage find zu betrachten: 
der Neujahrstag, 
der Charfreitag, 
der Oftermontag, 
der Himmelfahrtstag, 
der Pfingftmontag, 
der Bußtag, _ 
der erite und zweite Weihnachtsfeiertag. 


8. 26. 
Das Handelsgericht ift befugt, im Boraus Sachverſtändige zu beftellen, melde in 
den Bällen der Art. 348 und 407 des H.G. B. auf Antrag des Berbeiligten die Feft« 
ftellung des Zuſtands der Güter vorzunehmen haben. 


8. 27. a 
Unter dem in Art. 348 und 407 des H.G. B. erwähnten Richter des Orts ift das 
Gericht erfter Inftanz zu verftehen, weldhes an dem betreffenden Ort zur Entfheidung 
in Civilfahen überhaupt fompetent ift 
Dasfelbe hat auf Antrag der Betheiligten oder eines derfelben die Sachverſtändi— 
gen dann zu ernennen, wenn das Handelsgericht fih nicht an demfelben Drt befindet 


VI. Bon dem Handelögerichte, 


8. 28. 
An Drten, an welchen fih ein Bedürfuiß berausftellt, werden befondere Handels- 
gerichte errichtet. 
Die Beftimmungen über Errichtung, Organifation und Kompetenz diefer Gerichte 
fowie über das Gerichtöverfahren bleiben der Landesgefepgebung vorbehalten. 


8. 29. 


Der Erlaß von Beftimmungen über die in Handelsfahen zu berechnenden Gebüh- 
ren bleibt der Kandesgefepgebung vorbehalten. 


8. 30. 

Für die Orte, für welche fein Handelögericht befteht, find die den Handelögerichten 
in dem Handelögefepbuche umd Diefem Gefege zugewiefenen Geſchäfte den ordentlichen 
Gerichten übertragen, 

Auch in diefer Beziehung werden die weitern Beftimmungen im Berordnungdmwege 
erlaffen. 


VI. Allgemeine Beftimmung. 


$. 31. 

Unter der im Handelsgeſetzbuch gebrauchten Bezeihnung „Landesgefepe” ift das 
neben dem Handelsgeſetzbuch im Fürſtenthum geltende Recht zu verftehen. 

Mit dem im $. 1 bezeichneten Tage treten für Handelsfahen alle Beftimmungen 
des allgemeinen bürgerlichen Rechts und der Progefgefepe, fowie die Handelsgebräuche 
infoweit außer Wirkſamkeit, ald das Handelögefepbudh Beftimmungen enthält und hier— 
bei nicht auf die Landesgefehe bezüglich auf die Handelsgebräuche hinweilt. 
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— 

Auch inſoweit das Handelsgeſetzbuch über Rechtsverhältniſſe, welche nicht zu den 
Handelsſachen gehören, verfügt und hierbei nicht auf die Landesgeſetze hinweiſt, treten 
von dem in 8. 1 bezeichneten Tage an die Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Rechts außer Anwendung. 


IX. Zranfitorifche Beſtimmungen. 


8. 32. 


Die in dem Handelsgefepbuch feitgefepten Berjährungsfriften (Art, 146—149. 172. 
349, Abi. 2. 386, Abf. 1 und 2, 408. Abf. 3) beginnen für folhe Klagen, welde 
ſchon vor dem Zage, an welchem das Handelsgeſetzbuch iu Kraft tritt, begründet waren, 
mit diefem Tage, 

Wird vor Ablauf diefer Verjährungszeit eine zur Zeit des Infrafttretens des 9. 
G. B. nad) dem bisherigen Recht bereits begonnene Verjährung vollendet, fo ift diefe 
Verjährung entfcheidend, 


$. 33. 


Die Vorfhriften des Handelögefepbuchs, melde die Rechte der Gläubiger für den 
Ball des Goncurfes ordnen, finden auf diejenigen Fälle feine Anweudung, in welchen der 
Eoncurs bereitd vor dem Tage, an welchem das H. ©. B. in Kraft tritt, eröffnet wor« 
den iſt. 


8. 34. 


Die Vorſchriften des Handelsgefegbuchs und des gegenwärtigen Befeges, gemäß wel 
hen die Handelsfirmen und die Handelsgefellfchaften, ſowie die Vorſteher der Actienge- 
fellfhaften zur Eintragung in das Handelöregifter angemeldet und die Firmen und Un— 
terfchriften vor dem Handelögericht gezeichnet oder die Zeichnungen in beglaubigter Form 
eingereicht werden follen, find auch von den Kaufleuten und Handelögefellihaften, welche 
bereitö vor dem Tage, an welchem das H. ©, B. in Kraft tritt, ihren Gefchäftäbetrieb 
begonnen haben, zu befolgen. Dieß gilt auch für den Fall, daß eine Gefellichaft in Li— 
quidation begriffen ift, 

Diefe Beſtimmung gilt aud für diejenigen Thatfachen, welche ſchon in andern Re— 
giftern eingetragen oder amtlich veröffentlicht find, 


$. 35. 


Mit dem Tage, an weldhem das H. ©. B. in Kraft tritt, treten auch in Betreff 
12 
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der fhon vorher vorhandenen Thatſachen alle Rechtswirkungen in Kraft, welche das Han⸗ 
delsgefepbuch an Die erfolgte. oder unterlaffene Eintragung in das Handelsregiſter und 
die erfolgte oder unterlaffene Bekanntmachung dieſer Eintragung fnüpft, 


$. 36. 


Auch die übrigen Vorſchriften des Handelsgefepbuchs über die Firmen haben für die 
Kaufleute und Handelögefellihaften, welche bereit8 vor dem Zage, an weldhem das 9. 
G. B. in Kraft tritt, ihren Gefchäftäbetrieb begonnen hatten, Geltung. 

Jedoch kann eine vor jenem Tage nad dem bisherigen Necht nicht widerrechtlich 
geführte Birma aud dann fortgeführt werden, wenn fie den Anforderungen der Art. 16, 
17, 18, 20, 21, Abſ. 2 und 251 nicht entfpricht, fofern diefelbe vor jenem Tage zur 
Eintragung in das Handelsregifter angemeldet iſt. 

War eine, vor dem Tage, an weldhem das H. G. B. in Kraft tritt, geführte Birma 
nach dem bisherigen Recht widerrechtlich geführt worden, fo ift die Eintragung derfelben 
zu verweigern und es finden in Betreff derfelben die Beitimmnngen der Art. 26 Abf. 2 
und 27 des Handelsgefegbuchs Anwendung. 


8. 37: 


Eine nach dem bisherigen Necht giltig errichtete Actiengefellihaft oder Eommandit« 
gefellichaft auf Actien, welche bereits vor dem Tage, an weldhem das H.G.B. in Kraft 
tritt, ihren Gefchäftsbetrieb begonnen bat, wird in das Handelsregifter eingetragen, foll- 
ten auch die Erforderniffe nicht erfüllt fein, welche das Handelsgeſetzbuch für die Er— 
richtung einer ſolchen Gefellfchaft vorfchreibt und weldhen nad den Vorfchriften desfelben 
genügt fein muß, bevor die Eintragung der Gefellichaft gefchehen kann. 

Iſt der Gefellfchaftsvertrag und die Tandesherrlihe Genehmigung bereits in der 
Gefepfammlung oder in anderer Weiſe amtlich publicirt, fo genügt ftatt der Vorlage des 
Originals beider Urkunden die Bezugnahme auf die bereits erfolgte Publikation, und 
die nochmalige Publikation in der Gefepfammlung unterbleibt. 


8.38. 


Sind die zur Gefhäftsführung befugten Mitglieder einer offenen Handelsgefellfhaft, 
einer Gommanditgefellihaft oder einer Gommanditgefellfhaft auf Actien, welche fchon 
vor dem Tage, an welhem das H.G. B in Kraft tritt, ihren Gefchäftsbetrieb begonnen 
hatte, durch den Gefellichaftsvertrag oder einen andern vor jenem Tage errichteten Ver— 


trag in der Befugniß die Gefellichaft zu vertreten beſchränkt, fo kann diefe Beſchränkung | 


bis zu jenem Tage zur Eintragung in das Handelsregifter angemeldet werden. 
Iſt die Eintragung und Belanntmahung gefhehen, fo muß ein Dritter die Bes 


4 


71 


ſchränkung gegen ſich gelten laſſen, fofern nicht durch Umftände die Annahme begründet 
wird, daß er die Beichränfung beim Abſchluß des Geſchäfts weder — habe, noch 
babe kennen müſſen. 

Wenn die Anmeldung nicht innerhalb der im erſten Abfag angegebenen Friſt er 
folgt, fo hat die Befchränfung für die Zeit nah Ablauf diefer Friſt dritten Perſonen 
gegenüber feine rechtliche Wirfung und kann fpäter nicht mehr angemeldet werden. 


8. 39, 


Dasfelbe gilt von der Befchränfung der Befugniffe des VBorftands einer Actienge- 
fellihaft, welche am Tage, an welchem das H. G. B. in Kraft tritt, bereits zu Recht be« 
ſtand. 


$. 40. 


Wer vor dem Tage, an welhem das H.G.B. in Kraft tritt, eine Procura. erhals 
ten hatte und an Ddiefem Tage oder nach demfelben nicht von Neuem von dem Princi« 
pal zum Procuriften beftellt wird, (Art. 41. Abſ. 2 des H.G. B.) ift nicht mehr befugt, 
per procura die Firma zu zeichnen, oder fich fonft ald Procurift auszugeben. Er gilt 
vielmehr nur als Handlungsbevollmächtigter im Sinne des Art. 47 fig. d. Ä. G. B. 


g. 41. 


Die Beftimmungen der Art. 96 und 97gdes H.G.B., wonad ein offener Gejell- 
ichafter an einer. andern gleichartigen Handelögefellihaft als offener Gefellfhafter nicht 
Theil nehmen darf, findet auf die Fälle feine Anwendung, in welchen dieſe Theilnahme 
bereits am Tage, an welchem das 5. G. B. in Kraft tritt, beſtand. 


8. 42. 


Die Vorfchriften der Firmen- und Procura-Drdnung vom 2, Auguft 1852 find 
von dem Tage an, an welchem dieſes Geſetz und das Handelsgeſetzbuch in Kraft treten, 
aufgehoben, mit alleiniger Ausnahme folgender Beftimmung in $. 2 Ziffer 4 jenes 
Geſetzes: 

„Die Anwendung des Beiſatzes „Füͤrſtlich Reußiſch“ in der Firma oder 
„der Gebrauch eines Fürftlih Neufifhen Wappenitempels it ohne Geneh— 
„migung des Bürftlihen Minifteriums nicht geftatte. ber auch im leptern 
„Ball darf ſich dieſes Wappenftempels zum Verſchluß bei Berfendung von 
„Briefen und Padeten dur die Poftanftalt, fowie in allen den Fällen, 
„welche das Fabrik- oder das Handelögefhäft nicht angehen, nicht bedient 
„werden, 
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8. 43. 
Die fonft noch zu Ausführung des Handelsgeſetzbuchs und des gegenwärtigen 
Geſeßes erforderlichen regulativen Borfchriften werden durch Unfer Minifterium er 
theilt werden, 


Urkundlih haben Wir das gegenwärtige Gefep hoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
Unſer Landesfuͤrſtliches Inſiegel vordrucken laſſen. 


Schloß Oſterſtein, den 23. Februar 1863. 


(L. S.) Seinrich LXVII. 


v. Harbonu. Dinger. Dr. v. Beulwiß. 
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Allgemeines —— Handelsgeſetzbuch. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Art. I. In Handelsfahen kommen, infoweit dieſes Geſetzbuch feine — 
enthält, die Handelsgebräuche und in deren Ermangelung das allgemeine bürgerliche 
Recht zur Anwendung. 

Art, 2. An den Beftimmungen der deutfchen Wechfel-Ordnung wird durch diefes 
Geſetzbuch nichts geändert. 

Art. 3. Wo diefes Gefegbud von dem Handelögerichte fpricht, tritt in Ermange- 
lung eines befonderen Sandelögerichts das gewöhnliche Gericht an deffen Stelle. 


— nt — 


Erſtes Buch. 
Vom Handelsſtande. 


Erſter Titel. 


Von Kaufleuten. 


Art. 4. Als Kaufmann im Sinne dieſes Geſeßbuchs iſt anzuſehen, wer gewerbe- 
mäßig Handelögefhäfte betreibt. 

Art. 5. Die in Betreff der Kaufleute gegebenen Bejtimmungen gelten in gleicher 
Weiſe in Betreff der Handelsgefellichaften, inöbefondere auch der Aktiengefellfchaften, bei 
welchen der Gegenitand des Unternehmens in Handelsgeſchäften befteht. 

Diefelben gelten auch in Betreff der öffentlihen Banken in den Gränzen ihres 
Handelöbetriebs, unbefchadet der für fie beitehenden Verordnungen. 

Art. 6. ine Fran, welchegewerbemäßig Handelsgefchäfte treibt (Handelsfrau), hat 
in dem Handelöbetriebe alle Rechte und Pflihten eines Kaufmanns, 

Diefelbe kann ſich in Betreff ihrer Handelögefchäfte auf die in den einzelnen Staa- 
ten geltenden Rechtswohlthaten der Frauen nicht berufen. 


Es macht hierbei feinen Unterfchied, ob fie das Handelägewerbe allein oder in &e- 
13 
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meinfchaft mit Anderen, ob fie dasfelbe in eigener Perſon oder durch einen Profuriften 
betreibt. 


Art. 7. Eine Ehefrau fann ohne Einwilligung ihres Ehemannes nicht Handelöfrau fein. 

Es gilt als Einwilligung des Mannes, wenn die Frau mit Wiffen und ohne Ein: 
ſpruch deffelben Handel treibt 

Die Ehefrau eines Kaufmanns, welche ihren Ehemanne nur Beihülfe in dem Han— 
delögewerbe leiftet, ift telne Handelsfrau, 


Art,8. Eine Ehefrau, welche Handelsfrau ift, kann fih durch Handelsgeſchäfte 
gültig verpflichten, ohne daß es zu den einzelnen Geſchäften einer befonderen Einwillig- 
ung ihres Ehemannes bedarf. 

Sie haftet für die Handelsfhulden mit ihrem ganzen Bermögen, ohne Rüdficht auf 
die Verwaltungsrechte und den Nießbrauch oder die fonftigen, an diefem Bermögen dur 
die Ehe begründeten, Mechte des Ehemannes 8 haftet auch das gemeinfchaftliche Ber: 
mögen, fo weit Gütergemeinfchaft beftebt; ob zugleich der Ehemann mit feinem perfönli- 
chen Vermögen haftet, ift nach den Landesgefegen zu beurtheilen. 


Art. 9, ine Handelöfrau fann in Handelsjachen felbftftändig vor Gericht auftreten ; 
ed macht feinen Unterfhied ob fie unverheiratbet oder verbeirathet ift 


Art, 10. Die Beftimmungen, welche diefes Gefepbuch über die Firmen, die Handelsbücher 
und die Profura enthält, finden auf Höfer, Zrödler, Haufirer und dergleichen Handels- 
leute von geringem Gewerbebetriebe, ferner auf Wirtbe, gewöhnliche Fuhrleute, gemöhn« 
lihe Schiffer, und Berfonen, deren Gewerbe nicht über den Umfang des Handwerfäbe- 
triebed hinausgeht, feine Anwendung. Den Landesgefepen bleibt vorbehalten, im Falle 
es erforderlich erfcheint, diefe Klaſſen genauer feitzuitellen. 

. Bereinigungen zum Betriebe eines Handelögewerbes, auf welches die bezeichneten 
Beftimmungen feine Anwendung finden, gelten nicht ald Handelsgeſellſchaften. 

Den Landeögefegen bleibt vorbehalten, zu verordnen, daß die bezeichneten Bejtim- 
mungen auch noch für andere Klaffen von Kaufleuten ihres Staatögebiets feine An— 
wendung finden follen. Ebenſo können fie aber auch verordnen, daß diefe Beftimmungen 
auf einzelne der genannten Klaffen, oder daß fie auf alle Kaufleute ihres Staatsgebiets 
Anwendung finden follen 


Art. 11. Durd die Landesgefege, welche in gewerbepolizeiliher oder -gewerbe- 
jteuerliher Beziehung Erforderniffe zur Begründung der Eigenfchaft eines Kaufmanns 
oder bejonderer Klaffen von Kaufleuten aufftellen, wird die Anwendung der Beitimmungen 
diefes Gefepbuchs nicht ausgefhloffen; ebenfo werden jene Geſetze durch dieſes Geſetzbuch 
nicht berührt, 


‘ 
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Zweiter Titel. 
Bon dem Sandelsregifter. 

Art. 12. Bei jedem Handelsgerichte ift ein Handelsregifter zu führen, im welches 
die in diefem Gefephuche angeordneten Eintragungen aufzunehmen find. 

Das Handelsregifter iſt öffentlich. Die Einſicht desfelben ift während der gewöhn- 
fihen Dienftftunden einem Jeden geſtattet. Auch kann von den Gintragungen gegen 
Erlegung der Koften eine Abfchrift gefordert werden, die auf Berlangen zu beglaubigen iſt. 

Art. 13. Die Eintragungen in das Handelöregifter find von dem Handelsgerichte, 
fofern nicht in diefem Gefepbuche in einzelnen Fällen ausdrüdlid ein Anderes beftimmt 
ift, nach ihrem ganzen Inhalte durch eine oder mehrere Anzeigen in öffentlichen Blät- 
tern obne Verzug befannt zu machen. 

Art. 14. Jedes Handelsgericht hat für feinen Bezirk alljährlih im Monat Des 
zeınbey die Öffentlichen Blätter zu bejtimmen, in welchen im Laufe des nächſtfolgenden 
Jahres die im Art. 13 vorgefchriebenen Bekanntmachungen erfolgen follen. Der Be- 
ſchluß ift in einem oder mehreren Öffentlichen Blättern befannt zu machen. 

Wenn eines der bejtimmten Blätter im Laufe des Jahres zu erfcheinen aufhört, 
fo hat das Gericht ein anderes Blatt an defien Stelle zu beftimmen und öffentlich be- 
fannt zn. machen, 

In wie fern die Gerichte bei der Wahl der zu beftimmenden Blätter an Weifun- 
gen höherer Behörden gebunden find, ift nad) dei? Landesgefegen zu beurtheilen. 


r Dritter Titel. 
Bon Handelsfirmen. j 

Art. 15. Die Firma eines Kaufmanns ift der Name, unter welchem er im Han- 
del feine Geſchäfte betreibt und die Unterfchrift abgiebt 

Art 16. Ein Kaufmann, welder fein Gefhäft ohne Gefellihafter oder nur mit 
einem ftillen Gefellfchafter betreibt, darf nur feinen Bamiliennamen (bürgerlihen Namen) 
mit oder ohne Vornamen als Birma führen. —— 

Gr darf der Firma feinen Zufap beifügen, welcher ein Gefellfhaftsverhältniß an- 
deutet, Dagegen find andere Zufäpe geitattet, welche zur näheren Bezeihnung der Per— 
fon oder des Gefchäfts dienen. 

Art. 17. Die Firma einer offenen Handelsgefellihaft muß, wenn in diefelbe nicht 
die Namen fämmtliher Gejellfhafter aufgenommen find, den Namen wenigitend eined 
der Geſellſchafter mit einem das Vorhandenfein einer Geſellſchaft andeutenden Zufape 
enthalten, . 

Die Firma einer Kommanditgefellfhaft muß den Namen wenigitens eines verſonlich haften⸗ 
den Geſellſchafters mit einem das Vorhandenſein einer Geſellſchaft andeutenden Zuſghe enthalten. 
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Die Namen anderer Berfonen, als der perſönlich haftenden Gefellichafter, dürfen in 
die Birma einer Handelsgefellichaft nicht aufgenommen werden; aud darf ſich feine of- 
fene Handelögefelfhaft oder Kommanditgefellihaft als Aktiengeſellſchaft bezeichnen, jelbfl 
wenn das Kapital der Kommanditiften in Aktien zerlegt ift. 

Art. 18 Die Firma einer Aktiengefellfhaft muß in der Regel von dem Gegen- 
ftande ihrer Unternehmung entlehnt fein. 

Der Name von Gefellfhaftern oder anderen Perfonen darf in die Firma nicht auf- 
genommen werden. 


Art. 19. Jeder Kaufmann ift verpflichtet, feine Birma bei dem Handelsgerichte 
in deffen Bezirk feine Handelsniederlaffung fich befindet, behufs der Eintragung in das 
Handelöregifter anzumelden; er hat diefelbe nebft feiner perfönlichen Unterfchrift vor dem 
Handelögerichte zu zeichnen oder die Zeichnung derfelben in beglaubigter Form einzu- 
reichen. . 

Art. 20. Jede neue Firma muß fih von allen an demfelben Orte oder in der- 
felben Gemeinde bereit3 beftehenden und in das Handelöregifter eingetragenen Firmen 
deutlich unterfcheiden. 

Hat ein Kaufmann mit einem in das Handelsregifter bereits eingetragenen Kauf— 
mann gleihe Bor: und Yamiliennamen, und will auch er ſich derfelben als feiner Firma 
bedienen, fo muß er diefer einen Zufag beifügen, dur welchen ſich diefelbe von der bes 
reits eingetragenen Birma deutlich unfrfcheidet. 

Art. 21. Die Firma muß auch für die an einem andern Orte oder in einer 
anderen Gemeinde errichtete Zweigniederlaffung bei dem für die legtere zuftändigen Han» 
delögerichte angemeldet werden. 

Beiteht an dem Orte oder in der Gemeinde, we die Zweigniederlaffung errichtet 
wird, bereits eine gleiche Firma, fo muß der Firma ein Zufag beigefügt werden, durd 
welchen fie fich von jener bereitd vorhandenen Birma deutlich unterfcheidet 

Die Eintragung bei dem Handelsgerichte der Zweigniederlaffung findet nicht ftatt,, 
bevor nachgewiefen ift, daß die Eintrag. ng bei dem Handelögerihte der Hauptnieder- 
laffung geſchehen iſt. 

Art. 22. Wer ein beſtehendes Handelsgeſchäft durch Vertrag oder Erbgang er— 
wirbt, kann daſſelbe unter der bisherigen Firma mit oder ohne einen dad Nachfolgever— 
hältniß andeutenden Zufap fortführen, wenn der biöherige Geichäftsinhaber oder deffen 
Erben oder die etwaigen Miterben in die Fortführung der Firma ausdrüdlic willigen, 

Art. 23. "Die Veräußerung einer Firma als folder, abgefondert von dem Han— 
delögefchäft, für welches fie bisher geführt wurde, iſt nicht zuläflig. 

Art. 24. Denn in ein beftehendes Handelögeichäft Jemand als Gefellfchafter ein- 
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tritt, oder wenn ein Gefellichafter zu einer Handelägefellihaft neu binzutritt oder aus 
einer ſolchen austritt, fo ann, ungeachtet diefer Veränderung die urfprünglihe Firma 
fortgeführt werden, 

Jedoch iſt beim Austreten eines Gefellfhafters deſſen ausdräüdliche Einwilligung im 
die Kortführung der Firma erforderlich, wenn fein Name in der Birma enthalten iſt. 

Art. 25. Denn die Firma geändert wird oder erlifcht, oder wenn die Inhaber 
der Firma fi Ändern, fo ift dies nach den Beitimmungen des Art. 19 bei dem Han- 
delögerichte anzumelden. 

Iſt die Uenderung oder das Erlöfhen nicht in das Handelsregifter eingetragen und 
Öffentlich bekannt gemacht, fo kann derjenige, bei welchem jene Thatfachen eingetreten find, 
diefelben einem Dritten nur infofern entgeg nfegen, als er beweift, daß fie dem lepteren 
befannt waren. 

It die Eintragung und Bekanntmachung gefcheben, jo muß ein Dritter die Aen— 
derung oder das Erlöfchen gegen ſich gelten laffen, fofern nicht die Umftände die An- 
nahme begründen, daß er diefe Thatfachen weder gekannt habe, noch habe kennen müffen. 

Art. 26. Das Handelögericht-hat die Betheiligten zur Befolgung der Vorſchriften 
der Art. 19. 21. und 25. von Amtöwegen durch Ordnungsſtrafen anzubalten. 

In gleicher Weile hat es gegen diejenigen einzufchreiten, welche fich einer nad) den 
Borfhriften diefes Titels ihnen nicht zuftehenden Birma bedienen. 

Art. 27. Wer durd den unbefugten Gebrauch einer Firma in feinen Rechten 
verlegt ift, kann den Unberechtigten auf Unterlaffung der weiteren Führung der Firma 
und auf Schadenerfag belangen. 

Ueber das Borhandenfein und die Höhe des Schadens entfcheidet das Handelsge⸗ 
riht nad feinem freien Ermeſſen. 

Das Handelsgeriht kann die Veröffentlihung des Erkenntniſſes auf Koſten des 
Berurtbeilten verordnen. 


Bierter Titel, 
Bon den Sandelsbüchern. 


Art. 28. Jeder Kaufmann iſt verpflichtet, Bücher zu führen, aus welden feine 
Handelsgefchäfte und die Lage feines Vermögens vollftändig zu erfehen find. 

Er ift verpflichtet, Die empfangenen Handelöbriefe aufzubewahren und eine Abfchrift 
(Kopie oder Abdrud) der abgefandten Handelöbriefe zurüdzubehalten und nad der Beit- 
folge in ein Kopierbuch einzutragen. 

Art. 29. Jeder Kaufmann hat bei dem Beginne feines Gewerbes feine Grund— 
ftüde, feine Forderungen und Schulden, den Betrag feines baaren Geldes und feine ans 
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deren Vermögensftüde genau zu verzeichnen, dabei den Werth der Vermögensſtücke an: 
zugeben und einen das Berhältniß des Vermögens und der Schulden darftellenden Ab- 
ſchluß zu machen; er hat demnächſt in jedem Jahre ein foldhes Inventar und eine ſolche 
Bilanz feined Vermögens anzufertigen. 

Hat der Kaufmann ein Waarenlager, deffen Inventur nach der Befchaffenheit des 
Gefhäfts nicht füglich in jedem Jahre gefchehen fann, fo-genügt ed, wenn das Inven- 
tar des Waarenlagers alle zwei Jahre aufgenommen wird. 

Für Handelögefellfhaften kommen dieſelben re in Bezug auf das Gejell- 
fchaftsvermögen zur Anwendung. 

Art. 30. Das Inventar und die Bilanz find von dem Kaufmann zu unterzeich— 
nen. Sind mehrere perfönlih haftende Gefellichafter vorhanden, fo haben fie alle zu 
unterzeichnen. 

Das Inventar und die Bilanz können in ein dazu beitimmtes Buch eingefchrieben 
oder jedesmal befonders aufgeitellt werden. Im Iepteren Falle find Ddiefelben zu ſam— 
meln und in zufammenhängender Reihenfolge geordnet aufzubewahren 

Art. 31. Bei der Aufnahme des Inventars und der Bilanz find fämmtliche 
Vermögensſtücke und Forderungen nach dem Wertbe anzufepen, welcher ihnen zur Zeit 
der Aufnahme beizulegen ift 

Zweifelhafte Forderungen find nad ihrem wahrfcheinlihen Werthe anzufegen, un: 
einbringliche Forderungen aber abzufchreiben 

Art. 32. Bei der Führung der Handelsbücher und bei den übrigen erforderlichen 
Aufzeihnungen muß fih der Kaufmann einer lebenden Sprache und der Schriftzeichen 
einer ſolchen bedienen. 

Die Bücher müffen gebunden und jedes von ihnen muß Blatt für Blatt mit fort— 
laufenden Zahlen verfehen fein. 

An Stellen, welche der Regel nach zu befchreiben find, dürfen feine leeren Zwiſchen— 
räume gelaffen werden. Der urfprüngliche Inhalt einer Eintragung darf nicht durch 
Durchſtreichen oder auf andere Weife unleferlich gemacht, es darf nichts radirt, noch 
dürfen folkhe Veränderungen vorgenommen werden, bei deren Belchaffenheit es ungewiß 
ift, ob fie bei der urfprünglichen Eintragung oder erft fpäter gemacht worden find. 


Art. 33. Die Kaufleute find verpflichtet, ihre Handelsbücher "während zehn Jah: 
ren, von dem Zage der in diefelben gefchehenen legten Eintragung an gerechnet, auf: 


jubewahren. 
Dasfelbe gilt in Anfehung der empfangenen Handelsbriefe, fomie in Anfebung der 


Inventare und Bilanzen, 
Art. 34, Drdnungsmäßig geführte Handelsbücher liefern bei Streitigkeiten über 
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Handelsfahen unter Kaufleuten in der Regel einen unvollitändigen Beweis, welcher 
dur den Eid oder durch andere Beweismittel ergänzt werden kann. 

Jedoch bat der Richter nad feinem dur die Erwägung aller Umftände geleiteten 
Ermeffen zu entfcheiden, ob dem Inhalte der Bücher ein größeres oder geringeres Maaß 
der Beweisfraft beizulegen, ob in dem Falle, wo die Handelsbücher der ftreitenden Theile 
nicht übereinftimmen, von diefem Beweismittel ganz abzufehen, oder ob den Büchern 
des einen Theild eine überwiegende Glaubwürdigkeit beizumeffen fei. 

Ob und inwiefern die Handelsbücer gegen Nichtlaufleute Beweiskraft haben, ift 
nad den Landesgefepen zu beurtheilen. 


Art. 35. Handelsbücher, bei deren Führung Unregelmäßigfeiten vorgefallen find 
können ald Beweismittel nur infoweit berüdfichtiget werden, als diefes nad der Art 
und Bedeutung der Unregelmäßigkeiten, fowie nah der Lage der Sache geeignet 
erfcheint. 

Art. 36. Die Eintragungen in die Handelsbücher fünnen, unbefchadet ihrer; Be— 
weiskraft, durch Handlungsgehülfen bewirkt werden. 


Art 37. Im Laufe eines Rechtöftreits kann der Richter auf den Antrag einer 
Vartei die Vorlegung der Handelsbücher der Begenpartei verordnen. Gefchicht die Bor« 
legung nicht, fo wird zum Nachtheil des Weigernden der behauptete Inhalt der Bücher 
für erwiefen angenommen. 


Art. 38. Wenn in einem Rechtsftreite Handelsbücher vorgelegt werden, fo ift von 
dem Inhalte derfelben, foweit er den Streitpunft betrifft, unter Zuziehung der Parteien 
Einficht zu nehmen und im geeigneten Falle ein Auszng zu fertigen. Der übrige Ins 
balt der Bücher iſt dem Richter infoweit offen zu legen, als dies zur Prüfung ihrer 
ordnungsmäßigen Führung nothwendig, ift. 


Art. 39. Befinden ſich die Handelsbücher, welche vorzulegen find, an einem Orte, 
welcher nicht zum Bezirk des Prozeprichters gehört, fo muß der Letztere das Gericht des 
Ortes, wo fih die Handelsbücher befinden, erfuchen, die Borlegung der Bücher vor fid 
bewirken zu laffen, dabei nah den Beitimmungen des vorhergehenden Artikels zu ver- 
fahren und einen beglaubigten Auszug mit dem über die Verhandlungen aufgenommenen 
Protokolle zu überfenden. 


Art. 40. Die Mittheilung der Handelsbücher ‘zur vollftändigen Kenntnißnahme 
von ihrem ganzen Inhalte kann in Erbfchafts- oder Gütergememfchafts-Angelegenheiten, 
fowie in Gefellfhaftstheilungsfadhen und im Konkurfe, foweit e8 die Bücher des Gemein- 
ſchuldners betrifft, gerichtlich verordnet werden. 
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Fünfter Titel, 
Bon den Profuriften und Handlungsbevollmächtigten. 


Art. 41. Wer von dem Eigenthümer einer Handelsniederlaffung Grinzipal) be 
auftragt iſt, in defien Namen und für defien Rechnung das Handelsgefhäft zu betreiben 
und per procura Bie Firma zu zeichnen, ift Profurift. 

Die Beftellung des Profuriften kann durch Ertheilung einer ausdrüdlih als Pro— 
fura bezeichneten Vollmacht, oder durch ausdrüdlihe Bezeihnung des Bevollmächtigten 
als Profuriften, oder dur die Ermächtigung, per procura die Firma des Prinzipald 
zu zeichnen, gefchehen. 

Die Profura kann mehreren Perfonen gemeinschaftlich ertheilt werden (Kollektiv- 
Prokura). 

Art. 42. Die Prokura ermächtigt zu allen Arten von gerichtlichen und außerge⸗ 
rihtlichen Gefhäften und Rechtshandlungen, welche der Betrieb eines Handelögewerbes 
mit ſich bringt; fie erfept jede nad) den Landesgefehen erforderliche Spezialvollmadt; fie 
berechtigt zur Anftellung und Entlaffung von Handelsgehülfen und Bevollmächtigten. 

Zur Veräußerung und Belaftung von Grundftüden ift der Profurift nur ermäd- 
tigt, wenn ihm dieſe Befugniß befonders ertheilt it 


Art. 43. Eine Befchränkung des Umfangs der Prokura (Art. 42) hat dritten 
PBerfonen gegenüber keine rechtliche Wirkung. 

Died gilt insbefondere von der Beſchränkung. da die Profura nur für gewiffe Ge- 
Ihäfte oder gewiffe Arten von Gefhäften gelte, oder daß fie nur unter gewiffen Umftän- 
den oder für eine gewiffe Zeit oder an einzelnen Drten ausgeübt werden jolle, 

Art. 44. Der Prokurift hat in der Weife zu zeichnen, daß er der Firma einen 
die Profura andeutenden Zufag und feinen Namen beifügt. 

Bei einer Kolleftiv-Profura bat jeder Profurift der mit diefem Zuſatz verfehenen 
Firmazeihnung feinen Namen beizufügen. 

Art. 45. Die Ertheilung der Profura ift vom Prinzipal: perfönlich oder in be- 
glaubigter Form beim Handelsgerichte zur Eintragung in das Handelsregifter anzumelden. 

Der Profurift bat die Firma nebft feiner Namendunterfhrift perfönlihd vor dem 
Handelögerichte zu zeichnen (rt. 44) oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen. 

Das Erlöfhen der Profura ift von dem PBrinzipal in gleicher Weife zur Eintrag- 
ung in das Handelsregifter anzumelden. 

Die Berheiligten find zur Befolgung diefer Borfhriften von Amtöwegen durd Ord- 
nungöitrafen anzubalten. 


Art. 46, Wenn das Erlöfhen der Profura nicht in das Handelsregifter einge 
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tragen und Öffentlich bekannt gemacht ift, fo fann der Prinzipal daffelbe einem Dritten 
nur dann entgegenfegen, wenn er beweift, daß es Iepierem beim Abfchluffe des Geihäfts 
befannt war. 

Iſt die Eintragung und Bekanntmahung gefhehen, ſo muß ein Dritter das Er« 
löfhen der Prokura gegen fi gelten laſſen, fofern nicht durch die Umftände die Annahme 
. begründet wird, daß er das Erlöſchen beim Abfchluffe des Gefhäfts weder gefannt habe, 
noch habe kennen müffen. 

Art. 47, Wenn ein Prinzipal Jemanden ohne Ertheilung der Profura, fei es 
zum Betricbe feines ganzen Handelsgewerbes oder zu einer beftimmten Art von Gefhäf- 
ten oder zu einzelnen Gefchäften, in feinem Handelsgewerbe beftellt (Handlungsbevoll- 
mädhtigter), fo erftredt fi die Vollmacht auf alle Geſchäfte und Rechtshandlungen, welche 
der Betrieb eined derartigen Handelögewerbes oder die Ausführung derartiger Gefchäfte 
gewöhnlich mit fich bringt. 

Jedoch ijt der Handlungsbevollmädhtigte zum Eingehen von Wechfelverbindlichkeiten, 
zur Aufnahme von Darlehen und zur Prozefführung nur ermächtigt, wenn ihm eine 
ſolche Befugniß befonders ertheilt ift. 

Im Uebrigen bedarf er zu den Gefchäften, auf melde fi feine Vollmacht erftredt, 
der in den Landesgefepen vorgefehriebenen Spezialvollmacht nicht. 


Art. 48. Der Handlungsbevollmädhtigte hat fih bei der Zeichnung jedes eine, 
Brofura andeutenden Zufages zu enthalten; er —* mit einem dad Vollmachtsverhäͤltniß 
ausdrädenden Zufage zu zeichnen. 


Art. 49. Die Beitiminungen der beiden vorhergehenden Artikel finden auch An— 
wendung auf Handlungsbevollmädtigte, welche ihr Prinzipal ald Handlungsreifende zu 
Gefhäften an auswärtigen Orten verwendet. Diefelben gelten inöbefondere für ermäch— 
tigt, den Kaufpreis aus den von ihnen abgefhloffenen Verkäufern einziehen oder dafür 
Zahlungsfrijten zu bewilligen. 


Art. 50. Wer in einem Laden oder in einem offenen Magazin oder Waaren- 
lager angejtellt ift, gilt für ermächtigt, daſelbſt Verkäufe und Empfangnahmen vorzu« 
nehmen, welche in einem derartigen Laden, Magazin oder Waarenlager gewöhnlich gefcheben. 


Art. 51. Wer die Waare und eine unquittirte Rechnung überbringt, gilt des— 
balb noch nicht für ermächtigt, die Zahlung zu empfangen. 


Art. 52. Durd das Rechtsgeſchäft, welches ein Prokuriſt oder ein Handlungd- 
bevollmächtigter gemäß der Profura oder der Vollmacht im Namen des Prinzipals fchließt, 
wird der leptere dem Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet. 

Es ift gleihgültig, ob das Gefchäft ausdrüdlich im Namen des Prinzipald ge 
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fehloffen worden if, oder ob die Umſtände ergeben, daß ed nach dem Willen der Kon- 
trabenten für den Prinzipal, gefchloffen werden follte, 

Zwifchen. dem Profuriften oder Bevollmächtigten und dem Dritten erzeugt das Ge- 
ſchäft weder Nechte noch BVerbindlichkeiten, 

Art. 53. Der Profurift oder der Handlungsbevollmächtigte kann ehne Einwillig- 
ung des Prinzipals feine Profura oder Handelsvollmadt auf einen Anderen nicht 
übertragen. 

Art. 54. Die Profura oder Handlungsvollmaht ift zu jeder Zeit widerruflid, 
unbefchadet der Rechte aus dem beitehenden Dienftverhältniffe. 

Der Tod des Prinzipals hat das Erlöfchen der Profura oder Handlungsvollmagt 
nit zur Folge. 

Art. 55 Wer ein Handelsgefhäft als Profurift oder als Handlungsbevollmäd- 
tigter fchließt, ohne Profura oder Handlungsvellmaht erhalten zu haben, ingleihen ein 
Handlungsbevollmächtigter, welder bei Abſchluß eines Gefchäfts feine Vollmacht über« 
fhreitet, ift dem Dritten perfönlich nach Handelsrecht verhaftet; der Dritte kann nach fei- 
ner Wahl ihn auf Schadenserfag oder Erfüllung belangen. 

Diefe Haftungspfliht tritt nicht ein, wenn der Dritte, ungeachtet cr den Mangel 
der Profura oder der Vollmacht oder die UWeberfhreitung der letzteren kannte, fih mit 
ihm eingelaffen bat. 

Art. 56. Ein Profurift oder ein zum Betriebe eined ganzen Handeldgewerbes 
beftellter Handlungsbevollmächtigter darf ohne Einwilligung des Brinzipals weder für eigene 
Rechnung noch für Rehnung eines Dritten Handelsgefhäfte machen. 

Eine Einwilligung des Prinzipals iſt fhon dann anzunehmen, wenn ihm bei Er» 
theilung der Profura. oder der Vollmacht bekannt war, daß der Brofurift oder Handlungs- 
bevollmächtigte für eigene oder fremde Rechnung Handelsgefchäfte betreibe, und er Die 
Aufgebung dieſes Betriebes nicht bedungen hat. 

Uebertritt der Profurift oder Handlunysbevollmächtigte diefe Vorſchrift, fo kann der 
Prinzipal Erfap des verurfachten Schadens fordern. Auch muß fi der Profurift oder 
Handlungsbevollmädhtigte auf Verlangen des Prinzipals gefallen laffen, daß die für feine 
Rechnung gemachten Gefchäfte als für Rechnung des Prinzipals gefchloffen angefehen werden. 


Sediter Titel. 
Bon den Handlungsgebülfen. 


Art, 57, Die Natur der Dienfte und die Anfprüche der Handlungsgehülfen (Hand« 
lungsdiener, Handlungslesrlinge) auf Gehalt und Unterhalt werden, in Ermangelung 
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. einer Webereinkunft, durch den Ortsgebrauch oder durch das Ermeffen des Gerichts, nö« 
thigenfalld nad Einholung eines Gutachtens von Sahverftändigen, beftimmt. 

Art. 58. Ein Handlungsgehülfe ift nicht ermächtigt, Rechtsgeſchäfte im Namen 
und für Nehnung des Prinzipals vorzunehmen. 

Wird er jedoh von dem Prinzipal zu Rechtsgeſchäften in deffen Handelögewerbe 
beauftragt, fo finden die Beftimmungen über Handlungsbevollmächtigte Anwendung. 

Art, 59. Ein Handlungsgehülfe darf ohne Einwilligung des Prinzipals weder 
für eigene Rechnung noch für Rechnung eines Dritten Handelsgeſchäfte machen. 

In diefer Beziehung kommen die für den Profuriften und Handlungsbevollmäch— 
tigten geltenden Beitimmungen (Art. 56) zur Anwendung. 

Art 60. Ein Handlungsgehülfe, welcher durch unverfchuldetes Unglüd an Leift- 
ung feines Dienftes zeitweife verhindert wird, geht dadurch feiner Anfprüde auf Gehalt 
und Unterftügung nicht verluftig. Jedoch hat er auf diefe Vergüuftigung nur für die 
Dauer von ſechs Wochen Anfprud, 

Art. 61. Das Dienfiverhältniß zwifchen dem Prinzipal und dem Handlungsdiener 
fann von jedem Theile mit Ablauf eines jeden Kalendervierteljahrd nach vorgängiger 
fehswöchentiicher Kündigung aufgehoben werden Iſt dur Vertrag eine fürgere oder 
längere Zeitdauer oder eine fürzere oder längere Kündigungsfrift bedungen. fo hat es 
bierbei fein Bewenden. 

In Betreff der Handlungslehrlinge it die Dauer der Lehrzeit nach dem Lehrvertrage 
und in Ermangelung vertragsmäßiger Beitimmungen nah den örtlichen Verordnungen 
oder dem Ortsgebrauche zu beurtheilen. 

Art. 62. Die Aufhebung des Dienftverhältniffes vor der beftimmten Zeit (Art, 
61) kann aus wichtigen Gründen von jedem Theile verlangt werden. 

Die Beurtheilung der Wichtigkeit der Gründe bleibt dem Ermeſſen des Richters 
überlaffen. 


Art 63. Gegen den Prinzipal kann insbefondere die Aufhebung des Dienftver- 
bältniffes ausgefprohen werden, wenn derfelbe den Gehalt oder den gebührenden Unter: 
halt nicht gewährt, oder wenn er fich thätlicher Miphandlungen oder ſchwerer Ehrmerlep- 
ungen gegen den Handlungsgehülfen fhuldig macht. 

Art 64. Gegen den Handlungsgehülfen kann insbefondere Die Aufhebung des 
Dienjtverhältniffes ausgefprochen werden: 

1) wenn derfelbe im Dienfte untreu ift oder das Vertrauen mißbraucht; 


2) wenn derfelbe ohne Einwilligung des Prinzipals für eigene Rechnung oder für 


Rechnung eines Dritten Handelögefchäfte macht; 
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3) wenn derfelbe feine Dienfte zu leiften verweigert oder ohne einen rechtmäßigen 
Hinderungsgrund während einer den Umftänden nach erheblichen Zeit unterläßt; 
4) wenn derfelbe durd anhaltende Krankheit oder Kränklichfeit oder durch eine län» . 
gere Breiheitäftrafe oder Abwefenheit an Berrichtuug feiner Dienfte verhindert 
wird; 
5) wenn derfelbe fih thätlicher Mißhandlungen oder erhebliher Ebrverlegungen 
gegen den Prinzipal fehuldig macht ; 
6) wenn derfelbe ſich einem unfittlihen Lebenswandel ergiebt, 
Art. 65. Hinfichtlih der Perfonen, welhe bei dem Betriebe des Handelögewerbes 
Befindedienfte verrichten, hat es bei den für das Gefindedienftverhältniß geltenden Be— 
fimmungen fein Bewenden, 


Siebenter Titel. 
Bon den Sandelsmällern oder Senfalen. 


Art. 66. Die Handelsmäfler (Senfale) find amtlich beftellte Vermittler für Hans 
delögefchäfte. 

Sie leiften vor Antritt ihres Amtes den Eid, daß fie die ihnen obliegenden Pflichten 
getreu erfüllen wollen. 

Art. 67. Die Handelämäfler vermitteln für Auftraggeber Käufe und Berfäufe 
über Waaren, Schiffe, Wechfel, inländifhe und ausländifhe Staatspapiere, Aktien und 
andere Handelspapiere, ingleihen Verträge über Berfiherungen, Bodmerei, Befrachtung 
und Miethe von Schiffen, fowie über Land- und Waffertransporte und andere den Han— 
del betreffende Gegenitände, 

Durch die übertragene Gefgäftsvermittlung ift ein Handelsmäfler noch nit als 
bevollmächtigt anzufehen, eine Zahlung oder eine andere im Bertrage — Leiſtung 
in Empfang zu nehmen. 


Art. 68. Die Anſtellung der Handelsmäkler geſchieht entweder im Allgemeinen 
für alle Arten von Mäflergefhäften oder nur für einzelne Arten derfelben. 


Art. 69. Die Handelsmäller haben’ insbefondere folgende Pflichten: 

1) fie dürfen für eigene Rechnung feine Handelögefhäfte machen, weder unmittelbar 
noch mittelbar, auch nicht als Kommiffionäre, fie Dürfen für die Erfüllung der 
Gefchäfte, welche fie vermitteln, ſich nicht verbindlich machen oder Bürgfhaft Teiften, 
alles dies unbefchadet der Gültigkeit der Gefchäfte; 

2) fie dürfen zu feinem Kaufmann im Berhältniffe eines Procuriften, Handlungs- 
bevollmächtigten oder Handlungsgehülfen ftehen; 

3) fie dürfen fih nicht mit anderen Handelömäklern zu einem gemeinfhaftlihen 
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ihaftlichen Vermittelung einzelner Gefhäfte find fie unter Zuftimmnng der Anf— 
traggeber befugt; 
fie müffen die Mäflerverrichtungen perfönlich betreiben und dürfen fi zur Ab- 
fhliefung der Gefchäfte eines“ Gehülfen nicht bedienen; 

5) fie find zur Verfchwiegenheit über die Aufträge, Verhandlungen und Abichlüffe 
verpflichtet, foweit nicht das Gegentheil dur die Parteien bewilligt oder durd 
die Natur des Gefchäfts geboten ift; 

6) fie dürfen zu feinem Gefhäfte die Einwilligung der Parteien oder deren Bevoll- 
mächtigten anders annehmen, ald durch ausdrädliche und perfünlihe Erklärung; 
es ift den Mäflern weder erlaubt, von Abwefenden Aufträge zu übernehmen, 
noch fih zur Vermittelung eines Unterhändlers zu bedienen. 

gt 70. Handelömäflern, welche Schiffsmäfelei betreiben, fann geftattet werden, 

den Sciffern im Einziehen und Vorſchießen der Frachten und Unfoften als Abrechner 
oder in anderer ortsüblicher Weife Hülfsdienfte zu leiften. 


Art. 71. Der Handelsmäkler muß außer feinem Handbuche ein Tagebuch führen, 
in welches Iegtere alle abgefchloffenen Gefchäfte täglich einzutragen find, - Das Eingetra- 
gene hat er täglich zu unterzeichnen, ° 

Das Tagebuch muß vor dem Gebrauche Blatt für Blatt mit fortlaufenden Zahlen 
bezeichnet und der vorgefegten Behörde zur Beglaubigung der Zahl der Blätter vorge 
legt werden. 

Art. 72 Die Eintragungen in das Tagebuch müffen die Namen der Kontra- 
henten, die Zeit des Abſchluſſes, die Bezeichnung deg Gegenftandes und die Bedingungen 
des Geſchäfts, inäbefondere bei Verkäufen von Waaren die Gattung und Menge derjel- 
ben, fowie den Preis und die Zeit der Lieferung enthalten. 

Die Eintragungen müffen in deutfher Sprache oder fofern die Gefchäftsfprache des 
Ortes eine andere ift, in diefer gefchehen; fie müffen nah Drdnung des Datums und 
ohne leere Zwifchenräume erfolgen, 

Die Beftimmungen über die Einrichtung der Handelsbücher (Art. 32) finden auch 
auf das Zagebud des Mäklers Anwendung. 


Art. 73. Der Handelsmäller muß ohne Verzug nad Abſchluß des Gefchäfts je- 
der Partei eine von ihm unterzeichnete Schlußnote, welche die in dem vorhergehenden 
Artikel als Gegenftand der Eintragung bezeichneten Thatſachen enthält, zuftellen. 

Bei Gefchäften, welche nicht fofort erfüllt werden follen, iſt die Schlußnote den Bar- 
teien zu ihrer Unterfährift zuzuftellen und jeder Bartei das von der anderen unterſchrie— 
bene Eremplar zu überfenden, 
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Berweigert eine Partei die Annahme oder Unterfchrift der Schlußnote, fo muß der 
Handelsmäkler davon der andern Partei ohne Verzug Anzeige machen. 

Art. 74. Der Handelömäfler ift verpflichtet, den Parteien zu jeder Zeit auf Ber: 
langen beglaubigte Auszüge aus dem Tagebuche zu geben, die Alles enthalten müffen, 
was von dem Mäkler in Anfehung des die Parteien angehenden Geſchäfts eingetragen if. 

Art. 75. Wenn ein Handelsmäller jtirbt oder aus dem Amte feheidet, fo ift fein 
Tagebuch bei der Behörde niederzulegen. 

Art. 76. Der Abſchluß eines durch Handelsmäkler vermittelten Vertrages ift ven 
der Eintragung defjelben in das Tagebud oder von der Aushändigung der Schlußnoten 
unabhängig. 

Diefe Thatfachen dienen nur zum Beweiſe des abgefchloffenen Vertrages, 

Art. 77. Das ordnungsmäßig geführte Tagebuch, fowie die Schlußnoten eines 
Handelömäflers liefern in der Regel den Beweis für den Abſchluß des Gefhäfts und 
defien Inhalt. 

Jedoch hat der Richter nach feinem durch die Erwägung aller Umftände geleiteten 
Ermeffen zu entfheiden, ob dem Inhalte des Tagebuchs und der Schlußnoten ein ge: 
ringeres Gewicht beizulegen, ob die eidlihe Beſtärkung durch den Mäfler oder andere 
- Beweife zu fordern, ob insbefondere die Weigerung einer Partei, die Schlußnote anzu- 
nehmen oder zu unterzeichnen, für Beurtheilung der Sache von Erheblichkeit fei. 

Art. 78. Das Tagebud eines Handeldmäflers, bei. deſſen Führung Unregelmäßig- 
keiten vorgefallen find, kann als Beweismittel nur infoweit berüdfichtigt werden, als die- 
jes nach der Art und Bedeutung der Unregelmäßigfeiten, fowie nach Lage der Sache als 
geeignet erfcheint, 

Art. 79. Im Laufe eines Rechtsftreits kann der Richter, felbft ohne Antrag ei- 
ner Partei, die Borlegung des Tagebuchs verordneu, um dasſelbe einzufehen und mit 
der Schlußnote, den Auszügen nnd anderen Beweismitteln zu vergleichen. 

Die Vorfchrift des Art. 39 findet auch in. Bezug auf die Borlegung des Tagebuchs 
Anwendung. 

Art. 80. Der Handeldmäfler muß, fofern nicht die PBarteien ihm diefes erlaffen 
baben oder der Ortögebrauc mit Rüdfiht auf die Gattung der Waare davon entbin- 
det, von jeder durch feine Vermittelung nah Probe verkauften Waare die Probe, nach— 
dem er diefelbe behufs der Wiedererfennung gezeichnet hat, fo lange aufbewahren, bis 
die Waare ohne Einwendung gegen ihre Beichaffenheit angenommen, oder das Geſchäft 
in anderer Weife erledigt iſt. 

Art. 81. Jedes Verfhulden des Handelömällers berechtigt die dadurch befchä- 
digte Partei, Schadloshaltung von ihm zu fordern. 
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Art. 82. Der Handelsmäller hat die Mäflergebühr (Senfarie) zu fordern, fobald 
das Gefchäft gefchloffen und, wenn es ein bedingtes war, unbedingt geworden und von 
ihm feiner Berpflihtung wegen Zuftellung der Schlußnoten Genüge gefhehen ift, unbe- 
ſchadet anderweiter Beftimmung durd örtliche Verordnungen oder durch Ortsgebrauch. 

It das Gefchäft nicht zum Abichluffe gefommen, oder nicht zu einem unbedingten 
geworden, fo Fann für die Unterhandlungen keine Mäklergebühr gefordert werden. 

Der Betrag der Mäflergebühr wird durch örtliche Verordnungen geregelt; in Er- 
mangelung derfelben entfheidet der Ortsgebrauch. 

Art. 83. Iſt unter den Parteien nichts darüber vereinbart, wer die Mäklergebühr 
bezahlen folk, fo iſt diefelbe in Ermangelung örtlicher Verordnungen oder eines Ortsge— 
brauchs von jeder Partei zur Hälfte zu entrichten, 

Art. 84. Ueber die Anftellung der Handelsmäfler und über die Beftrafung der 
von ihnen im Berufe begangenen Pflichtverlegungen das Erforderliche zu beitimmen, 
bleibt den Landesgefegen überlaffen. 

Den Landeögefegen bleibt vorbehalten, die Vorfchriften. diefes Ziteld nah Maaß— 
gabe der örtlichen Bedürfniffe zu ergänzen; es fann insbefondere den Handeldmäflern 
das ausſchließliche Recht zur Vermittelung von Handelgefhäften beigelegt werden, 

Auch kann in den Landesgefegen oder in örtlihen Berordnungen der in dieſem 
Titel den Handelsmälleen zngewiefene Kreid von Amtöverrihtungen und Befugniffen 
(Art: 67, 70) oder der Umfang ihrer Pflichten (Art. 69) erweitert oder eingefchränft 
werden, 


Zweites Buch. 
Bon den Handelsgeiellichaften. 


Erſter Titel. 

Bon der offenen Sandelögefellichaft. 
Erfter Abſchnitt. 

Bon der Errichtung der Gefellichaft. 


Art. 85, Eine offene Handelsgefellichaft it vorhanden, wenn zwei oder mehrere 
Perfonen ein Handelögewerbe unter gemeinfhaftliher Firma betreiben und bei feinem 
der Gefellfhafter die Betheiligung auf Bermögenseinlagen befhränft iſt. 
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Zur Gültigkeit des Gefellichaftsvertrages bedarf es der fhriftlichen Abfaffung vder 
anderer Förmlichkeiten nicht. 

Art. 86. Die Errichtung einer offenen Handelsgeſellſchaft it von den Geſell— 
ihaftern bei dem Handelsgerichte, in deffen Bezirk die Gefellihaft ihren Sig hat, und 
bei jedem Handelsgerichte, in deffen Bezirk fie eine Zweigniederlaffung hat, behufs der 
Eintragung in das Handelöregifter anzumelden, 

Diefe Anmeldung muß enthalten: 

1) den Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes Gefellfchafters; 

2) die Firma der Gefellihaft und den Ort, wo fie ihren Sip bat; 

3) den Zeitpunkt, mit welchem die Befellihaft begonnen bat; 

4) im Falle vereinbart ift, daß nur einer oder einige der Gefellfchafter die Geſell— 
ſchaft vertreten follen, die Angabe, welcher oder welche dazu beitimmt find, in» 
gleichen, ob das Recht nur in Gemeinfhaft ausgeübt werden’ fol. 

Art. 87. Wenn die Firma einer beftehenden Gefellfhaft geändert oder der Siß 
der Gejellibaft an einen anderen Dit verlegt wird, oder wenn neue Gefellfchafter in die- 
jelbe eintreten, oder wenn einem Geſellſchafter die Befugniß, die Gefellfchaft zu vertreten 
(Art. 86 Ziff. 4), nachträglich ertheilt, oder wenn eine folhe Befugniß aufgehoben wird, 
io find diefe Thatfachen bei dem Handelsgerichte behufs der Eintragung in das Han- 
delsregifter anzumelden. 

Bei der Aenderung der Firma, bei der Verlegung des Sitzes der Gefellibaft und 
bei der Aufhebung der Vertretungsbefugniß richtet jich die Wirkung gegen Dritte in den 
Fällen der gefchehenen oder der nicht geichebenen Eintragung und Bekanntmachung nad 
den Beitimmungen des Art. 25. 

Art. 88. Die Anmeldungen (Art. 86, 87) müffen von allen Gefellfhaftern per— 
iönlih vor dem Handelsgerichte unterzeichnet oderin beglaubigter Form eingereicht werden. 
Sie find ihrem ganzen Inhalte nah in das Handelsregifter einzutragen. 

Die Gefellihafter, welche die Gefelfchaft vertreten follen, haben die Firma nebft 
ihrer Namensunterfchrift perfönlich vor dem Handelögerichte zu zeichnen oder die Zeich— 
nung derfelben in beglaubigter Form einzureichen. 


Art. 89. Das Handelsgeriht hat die Betheiligten zur Befolgung der vorftehenden 
Anordnungen (Art. 86 bis 88) von Amtswegen durch Ordnungsſtrafen anzubalten, 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon dem Nechtsverbältni der Gefellfchafter unter einander. 


Art. 90. Das Nechtsverhälniß der Gefellichafter unter einander richtet fich zu⸗ 
näcit nach dem Gefellfchaftsvertrage. 
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Soweit über die in den nachfolgenden Artifeln diefes Abfchnitts berührten Punkte 
feine Bereinbarung getroffen it, kommen die Bejtimmungen diefer Artikel zur Anwendung. 


Urt. 91. Wenn Geld oder andere verbraudbare oder vertreibare Sachen, oder 
wenn unverbrauchbare oder unvertretbare Sachen nad einer Schägung, die nicht blos 
zum Zwed der Gewinnvertheilung geſchieht, in die Gefellfchaft eingebracht werden, fo 
werden dieſe Gegenjtände Eigenthum der Gefellichaft. 

Im Zweifel wird angenemmen, daß die in das Inventar der Gefellihaft mit der 
Unterfchrift fämmtlicher Gefellichafter eingetragenen, bis dahin einem Geſellſchafter ges 
börigen, beweglichen oder unbeweglihen Sachen Eigenthum der Geſellſchaft geworden find. 


Art. 92. Ein Geſellſchafter ift nicht verpflichtet, die Einlage Über den vertrags- 
mäßigen Betrag zu erhöhen, oder die durch Berluft verminderte Einlage zu ergänzen. 


Art. 93. Für die Auslagen, welche ein Gefellfhafter in Gefellfchaftsangelegen- 
beiten macht, für die Verbindlichfeiten, welche er wegen derfelben übernimmt, und für 
die Verlufte, weldye er unmittelbar durch feine Gefchäftsführung oder aus Gefahren, 
weldhe von derfelden unzertrennlich find, erleidet, ift ihm die Gefellfchaft verhaftet. 

Bon den vorgefhofjenen Geldern kann er Zinfen fordern, vom Tage des geleifteten 
Borfhuffes an gerechnet. 

Für die Bemühungen bei dem Betriebe der Gefellichaftsgeichäfte ſteht dem Gefell- 
fhafter ein Anſpruch auf Vergütung wicht zu. 

Art. 94. Jecder Geſellſchafter iſt verpflichtet, in den Angelegenheiten der Gefell- 
fhaft den Fleiß und die Eorgfalt anzuwenden, alla er in feinen eigenen Angelegen- 
beiten anzuwenden pflegt. 

Gr baftet der Gefellfchaft für den Schaden, — ihr durch fein Verſchulden ent- 
fanden ift. Er kann gegen diefen Schaden nicht die Vortheile aufrechnen, welche er 
der Gefellfhaft in anderen Fällen durd feinen Fleiß verfchafft hat. 


Art. 95, Gin Gefellfhafter, welcher feine Geldeinlage nicht zur rechten Zeit eins 
zahlt, oder eingenommene Gefellihaftsgelder nicht zur rechten Zeit an die Gefellihafts- 
kaſſe abliefert, oder unbefugt Gelder aus der Gefellfhaftstaffe für fih entnimmt, ift von 
Rechtswegen zur Entrihtung von Zinfen feit dem Tage verpflichtet, an welchem Die 
Zahlung oder die Ablieferung hätte gefcheben follen oder die Herausnahme des Geldes 
erfolgt iſt. 

Die Verpflichtung zum Erfap des etwa entitandenen größeren Schadens und Die 
übrigen rechtlichen Folgen der Handlung werden bierdurh nicht ausgeſchloſſen. 


Art. 96. Ein Gefellihafter darf ohne Genehmigung der anderen Gefellichafter we: 
der in dem Handelszweige der Gefellfchaft für eigne Rechnung oder für RN eines 
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Dritten Gefchäfte machen, noh an einer anderen gleichartigen Gefellihaft als offener 
Geſellſchafter Theil nehmen. 

Eine Genehmigung der Theilnahme an einer anderen gleichartigen Handelögefell« 
ſchaft ift fhon dann anzunchmen, wenn den übrigen Geſellſchaftern bei Eingehung der 
Gefellfhaft bekannt war, daß der Gefellfchafter an jener Handelsgefellfhaft als offener 
Sefellfchafter Theil nehme, und gleihwohl das Aufgeben der Theilnahme nicht ausdrüd« 
lih bedungen worden iſt. 

Art. 97. Ein Gefellfehafter, welcher den vorftehenden Beitimmungen zumiderhan« 
delt, muß fih auf Verlangen der Gefellichaft gefallen Taffen, daß die für feine Rechnung 
gemachten Geſchäfte als für Rechnung der Gefellihaft gefchloffen angefehen werden; auch 
fann die Sefellfchaft ftatt deffen den Erfak des entitandenen Schadens fordern: alles die- 
ſes unbeſchadet des Rechts, die Auflöfung des Gefellichaftsvertrags in den geeigneten Yäl- 
len herbeizuführen. 

Das Recht der Gefellichaft, in ein von dem Gefellfchafter für eigene Rechnung ge 
machtes Gefchäft einzutreten oder Schadenerfap zu fordern, erlifcht nach drei Monaten, 
von dem Zeitpunfte an gerechnet, in weldhem die Gefellihaft von dem Wbichluffe des 
Geſchäfts Kenntniß erhalten bat. 

Art. 98 Ein Gefellichafter kann ohne die Einwilligung der übrigen Geſellſchafter 
feinen Dritten in die Geſellſchaft aufnehmen 

Wenn ein Gefellfhafter einfeitig einen Dritten an feinem Antheile betheiligt oder 
feinen Antheil an denfelben abtritt, jo erlangt dieſer gegen die Gefellichaft unmittelbar 
feine Rechte; er ift insbefondere zur Einficht der Handelsbücher und Papiere der Ge- 
ſellſchaft nicht berechtigt. 

Art. 99. Wenn die Gefhäftsführung in dem Geſellſchäftsvertrage einem oder meh— 
reren der Gefellfchafter übertragen ift, fo fehließen diefe die übrigen Gefellfchafter von der 
Gefhäftsführung aus; fie find berechtigt, ungeachtet des Widerfpruch® der übrigen Ge- 
fellfyafter, alle Handlungen vorzunehmen, welche der gewöhnliche Berrieb des Handels, 
aewerbes der Gefellfchaft mit fich bringt. 


Art. 100. Wenn die Gefhäftsführung mehreren Geſellſchaftern mit der ausdrüd- 
lichen Beihränfung übertragen ift, daß einer nicht ohne den andern handeln fünne, fo 
darf feiner allein Gefchäfte vornehmen, es fei denn, daß Gefahr im Berzuge ift. 

Iſt Bingegen mehreren Geſellſchaftern die Geihäftsführung ohne diefe ausdrüdliche 
Beichränkung übertragen, fo darf jeder derfelben allein alle zur Gefhäftsführung gehd« 
renden Handlungen vornehmen. Jedoch muß, wenn einer unter ihnen gegen die Vor— 
nahme einer Handlung Widerſpruch erhebt, dieſelbe unterbleiben. 


Art. 101. Die im Gefellfhaftsvertrage einem oder mehreren Gefellichaftern gefches 
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bene Uebertragung der Geſchäftsführung fann, fo Tange die Befellfchaft dauert, nicht ohne 
rechtmäßige Urfache widerrufen werden. 

Die Beurtheilung, ob eine rechtmäßige Urſache vorliege, bleibt dem Ermeſſen des 
Richters überlaffen. 

Der Widerruf kann insbefondere in den im Art 125, Ziffer 2 bis 5 bezeichneten 
Bällen für begründet erflärt werden. 


Art. 102 Wenn im Gefellihaftsvertrage die Sefchäftsführung nicht einem oder 
mehreren Gefellihaftern übertragen it, fo find alle Grfellfchafter zum Betriebe der Ger 
fhäfte der Gefellichaft gleihmäßig berechtigt und verpflichtet, 

Erhebt ein Befellichafter gegen die Vornahme einer Handlung Widerfpruc, ſo muß 
diefelbe unterbleiben. 


Art. 103. Gin Beſchluß der fämmtlihen Gefelfchafter muß vor der Vornahme 
von Geſchäften eingeholt werden, welche über den gewöhnlichen Betrieb des Handelsge⸗ 
werbes der Geſellſchaft hinausgehen, oder welche dem Zweck derſelben fremd ſind. 

Dies iſt auch dann erforderlich, wenn die Geſchäftsführung einem oder mehreren 
Geſellſchaftern übertragen iſt. 

Zur Faſſung des Beſchluſſes iſt Stimmeneinhelligkeit erforderlich. Iſt dieſe nicht zu 
erlangen, ſo muß die Handlung, in Anſehung deren Beſchluß gefaßt werden ſoll, un— 
terbleiben. 


Art. 104. Zur Beſtellung eines Prokuriſten iſt, ſofern nicht Gefahr im Verzuge 
if, die Einwilligung aller gefhäftsführenden Gefellfchafter, und wenn feine folhen er— 
nannt find, die Einwilligung aller Gejellichafter erforderlich, 

“Der Widerruf der Profura fann von jedem der zur Ertheilung derfelben befugten 
Geſellſchafter geſchehen. 

Art. 105. Jeder Geſellſchafter, auch wenn er nicht in dem Geſchäftsbetriebe der 
Geſellſchaft thätig iſt, kann ſich perſönlich von dem Gange der Geſellſchaftsangelegenheiten 
unterrichten; er kann jederzeit in das Geſchäftslokal kommen, die Handel:bücher und 
Papiere der Geſellſchaft einfehen und auf ihrer Grundlage eine Bilanz zu feiner Ueber- 
fiht anfertigen. 

Iſt im Gefellfchaftsvertrage ein Anderes beftimmt, fo verliert diefe Beftimmung ihre 
Wirkung, wenn eine Unredlichkeit in der Gefhäftsführung nachgewieſen wird. 


Art. 106. Jedem Gefellihafter werden am Schluffe eines jeden Gefhäftsjahres 
von feiner Einlage, oder wenn ſich diefelbe beim Schluffe des vorigen Jahres durch Hin— 
zurechnung feines Antheild am Gewinne vermehrt oder durch Abrehnung feines Antheils 


am Berlufte vermindert bat, von feinem Antheile am Gefellihaftsvermögen Zinfen zu 
15* 
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Bier vom Hundert yutgefchrieben und von den während des Gefchäftsjahres auf den 
Antheil entnommenen Geldern Zinfen in demfelben Maaßſtabe zur Laft gefchrieben. 

Die dem Gefellfchafter hiernach zukommenden Zinfen vermehren - feinen Antheil am 
Geſellſchaftsvermögen. 

Bor Deckung dieſer Zinſen iſt kein Gewinn vorhanden, und der Verluſt der Gefell- 
fchaft wird durch diefelben vermehrt oder gebildet. 

Art. 107. Am Schluffe eines jeden Gefchäftsjahres wird, auf Grund des In— 
ventars und der Bilanz, der Gewinn oder der Verluſt diefes Jahres ermittelt und für 
jeden Geſellſchafter fein Antheil daran berechnet. 

Der Gewinn jedes Gefellfchafters wird feinem Antheile am Gefellfhaftsvermögen 
jugefehrieben, der Berlujt von demfelben abgeichrieben. 

Art. 108. Ein Gefellfbafter Darf ohne Einwilligung der übrigen Gefellfchafter 
feine Einlage oder feinen Antheil am Geſellſchaftsvermögen nicht vermindern. 

Er darf jedoch, auch ohne dieſe Einwilligung, auf feinen Antheil am Gefellihafts- 
vermögen die Zinfen deifelben für das legtverfloffene Jahr, und ſoweit es nicht zum 
offenbaren Nachtheil der Gefellfchaft gereicht, Gelder bis zu einem Betrage entnehmen, 
welder feinen Antheil am Gewinne des leptverfloffenen Jahres nicht überfteigt. 

Art. 109. Der Gewinn oder Verluft wird, in Ermangelung einer anderen Ver— 
einbarung, unter -die Geſellſchafter Köpfen nach vertheilt 


Dritter Abjchnitt. 
Bon dem Mechtsöverbältnif der Gefellichaft zu dritten Werfonen. 


Art 110. Die rechtliche Wirkſamkeit einer offenen Handelggeiellfchaft tritt im 
Berhältniß zu dritten Verfonen mit dem Zeitpunkte ein, in welchem die Errichtung der 
Sefellichaft in das Handelsregifter "eingetragen tft, oder die Gefellichaft auch nur ihre 
Gefhärte begonnen hat. 

Die Beichränfung, daß die Gefellichaft erft mit einem fpäteren Zeitpunfte, als dem 
der Eintragung, ihren Anfang nehmen foll, hat gegen dritte Perfonen feine rechtliche 
Wirkung. 

Art. 111. Die Handelsgefellfhaft fann unter ihrer Birma Nechte erwerben und 
Berbindlichfeiten eingehen, Eigentbum und andere dinglihe Rechte an Grundftüden er: 
werben, vor Gericht klagen und verflagt werden. 

Ihr ordentlicher Gerichtsjtand tit bei dem Gericht, in deffen Bezirk fie ihren Sig bat. 

Art, 112, Die Gefellichafter haften für alle VBerbindlichkeiten der Gefellichaft fo- 
lidarijh und mit ihrem ganzen Vermögen. 

Kine entgegenftehende Verabredung bat gegen Dritte feine rechtlihe Wirkung. 
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Art. 113. Wer in eine beſtehende Handelsgefellihaft eintritt, haftet gleich den 
anderen Geſellſchaftern für alle von der Gefellihaft vor feinem Gintritte eingegangenen 
Verbindlichkeiten, e8 mag die Birma eine Yenderung erleiden oder nicht, 

Ein entgegenitehender Vertrag iſt gegen Dritte obne rechtlihe Wirkung. - 


Art. 114. Jeder zur Vertretung der Geſellſchaft befugte Gefellfchafter iſt ermäch— 
tigt, alle Arten von Gefchäften und Nechtöhandlungen im Namen der Gefellfhaft vor: 
zunehmen, insbefondere auch die der Gefellihaft gebörenden Grundftüde zu veräußen 
und zu belaften. 

Die Gefellfchaft wird durch die Rechtsgeſchäfte, welche ein zur Vertretung der Ge: 
jellfchaft befugter Gefellichafter in ihrem Namen fchließt, berechtigt und verpflichtet, es if 
gleichgültig, ob das Gefchäft ausdrüdlih im Namen der Gefellfhaft gefchloffen worden 
it, oder ob die Umftände ergeben, daß es nach dem Willen der Kontrahenten für die 
Geſellſchaft geihloffen werden follte, 


Urt. 115. Die Gefellihaft wird durch Nechtsgeichäfte eines Geſellſchafters nicht 
verpflichtet, wenn derfelbe von der Befugniß, die Geſellſchaft zu vertreten, ausgefchloffen 
(Art. 86 Ziff. 4,), oder feine Befugniß, die Gefellichaft zu vertreten, aufgehoben ift 
Art. 87), Nſofern hinfichtlich diefer Ausichliegung oder Aufhebung die Vorausfegungen 
vorhanden find, unter welchen nah Art, 46 binfichtlich des Erlöfchens der Prokura die 
Wirkung gegen Dritte eintritt. 


Urt 116. Bine Beichränfung des Umfangs der Befugniß eines Gefellichafters, 
die Gefellihaft zu vertreten, hat dritten Perſonen gegenüber feine rechtliche Wirkung; 
insbeiondere ift die Befchränfung nicht zuläfig, daß die Vertretung fih nur auf gewiffe 
Geichäfte oder Arten von Gejchäften erjtreden, oder daß fie nur unter gewiffen Umſtän— 
den oder für eine gewiffe Zeit oder an einzelnen Orten ftattfinden folle. 


Art. 117. Die Gefellihaft wird vor Gericht von jedem Befellfchafter gültig ver: 
treten, welcher von der Befugniß, die Gefellfchaft zu vertreten, nicht ausgeſchloſſen ift. 

Zur Behändigung von Vorladungen und anderen Zuftellungen an die Gefellichaft 
genügt es, wenn Diefelbe an einen der zur Vertretung befugten Gefellichafter gefchieht. 


Art. 118. Die Ertheilung, fowie die Aufhebung einer Profura geſchieht mit 
vechtliher Wirkung geaen Dritte durch einen der zur Vertretung der Geſellſchaft befug— 
ten Gefellichafter. 


Art. 119. Die Privatgläubiger eines Gefellihafters find micht befugt, die zum 
Sefellfhaftsvermögen gehörigen Sachen, Forderungen oder Nechte oder einen Antheil an 
denfelben zum Behuf ihrer Befriedigung oder Siceritellung in Anſpruch zu nehmen. 
Gegenſtand der Erefution, des Arreftes oder der Beſchlagnahme fann für fie nır Das» 
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jenige fein, was der Befellfhafter felbft an Zinfen und an Gewinnantheilen zu fordern 
berechtigt ift, und was ihm bei der Auseinanderfegung zukommt. 

Art. 120. Die Beitimmuug des vorigen Artikels gilt auch in Betreff der Pri: 
vatgläubiger, zu deren Gunften eine Hypothek oder ein Pfandreht an dem Vermögen 
eines Gefellfchafters fraft des Gefepes oder aus einem andern Mechtögrunde beiteht. 
Ihre Hoypothek oder ihr Pfandrecht erſtreckt fich nicht auf die zum Gefellfchaftsvermögen 
gehörigen Sachen, Forderungen und Rechte oder auf einen Antheil an denfelben, fon: 
dern nur auf Dasjenige, was in dem legten Satze des vorigen Artikels bezeichnet ift. 

Jedoch werden die Nechte, welche an den von einem Gefellihafter ın das Vermö— 
gen der Gefellfchaft eingebrachten Begenjtänden bereits zur Zeit des Einbringens beftan- 
den, durd die vorftehenden Beſtimmungen nicht berührt. 


Art..121. Eine Kompenfation zwifhen Borderungen der Geſellſchaft und Pri— 
vatiorderungen des Gefhäftsfchuldners gegen einen einzelnen Gefellfchafter findet wäh— 
rend der Dauer der Befellichaft weder ganz noch theilweiſe ſtatt; nach Auflöfung der 
Geſellſchaft iſt fie zuläffig, wenn und in fo weit die Gefellfchaftsforderung dem Gefell- 
ihafter bei der Auseinanderfeßung überwiefen if. 

Art. 122. Im Falle des Konkurfes der Geſellſchaft werden die Gläubiger der- 
jelben aus dem Gefellfchaftsvermögen abgefondert befriedigt, und können aus dem Pri— 
vatvermögen der Befellfchafter nur wegen des Ausfalls ihre Befriedigung fuchen; den 
Landesgeſetzen bleibt vorbehalten, zu beftimmen, ob und wie weit den Privatgläubigern 
der Gefellihafter ein Abfonderungdrcht in Bezug auf das Privawermögen derfelben 
zuftebt. 


Vierter Abjchnitt. ’ 
Bon der Auflöfung der Gefellfchaft und dem Austreten einzelner Geſellſchafter 
aus derjelben. 
Die Gefellihaft wird aufgelöft: 

1) durd die Eröffnung des Konkurfes über die Gefellfchaft ; 

2) durd den Tod eines der Gefellfchafter, wenn nicht der Vertrag beitimmt, daß 
die Gefellichaft mit den Erben des Verftorbenen fortbeftehen foll; 

3) dur die Eröffnung des Konkurfes über das Vermögen eines der Gefellfchafter 
oder dur die eingetretene rechtliche Unrähigkeit eines der Gefellfchafter zur 
jelbftftändigen Bermögensverwaltung ; 

4) durch gegenfeitige Uebereinkunft; 

5) dur Ablauf der Zeit, auf deren Dauer die Gefellihaft eingegangen ift, fofern 
nicht die Gefellfchafter diefelbe ſtillſchweigend fortfegen; im diefem Balle gilt fie 
von da an ald auf unbeftimmte Dauer eingegangen ; 
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6) dur die von Seiten eines Geſellſchafters geichehene Auffündigung, wenn die Ge— 
jellfchaft auf unbejtimmte Dauer eingegangen ift. 
Eine auf Lebenszeit eingegangene Gefellfchaft it als eine Gefellfhaft von 
unbeftimmter Dauer zu betrachten. 

Art. 124, Die Auffündigung einer Gefellihaft von unbeflimmter Dauer Seitens 
eines Gefellfhaftere muß, wenn nicht ein Anderes vereinbart ift, mindeitens 6 Monate 
vor Ablauf des Gefhäftsjahres der Gefellichaft erfolgen. j 

Art. 125. Ein Gefellfhafter fann die Auflöfung der Gefellfhaft vor Ablauf der 
für ibre Dauer beftimmten Zeit oder bei Gefellihaften von unbeftimmter Dauer ohne 
vorgängige Auffündigung verlangen, fofern hierzu wichtige Gründe vorhanden find, 

Die Beurtheilung, ob ſolche Gründe anzunehmen find, bleibt im Falle des Wider: 
ſpruchs dem Ermeſſen des Richters überlaffen. 

Die Auflöfung kann insbefondere auögefprohen werden: 

1) wenn durch äußere Umftände die Erreihung des geſellſchaftlichen Zweds unmög- 
lih wird; 
2) wenn J Geſellſchafter bei der Geſchäftsführung oder bei der Rechnungslegung 
unredlich verfährt; 
3) wenn ein Geſellſchafter die Erfüllung der ibn obliegenden wefentlihen Berpflict- 
ungen unterläßt; 
4) wenn ein Gefellfchafter tie Firma oder das Vermögen der Geſellſchaft für feine 
Privatzwede mißbraudt; 
5) wenn ein Gefellfchafter durch anhaltende Krankheit oder aus anderen Urfachen zu 
den ihm obliegenden Geſchäften der Gefellfchaft unfähig wird. 


Art. 126. Hat ein Privatgläubiger eines Gefellfhafters nach fruchtlos vollitred- 
ter Exekution in deffen Privatvermögen die Erekution in das dem Gefellfchafter bei der- 
einftiger Auflöfung der Gefellfchaft zufommende Guthaben erwirkt, fo ift er berechtigt, es 
mag die Gefellfhaft auf beftimmte oder auf unbeftinmte Dauer eingegangen fein, behufs 
feiner Befriedigung nad vorher von ihm gefchehener Auffündigung die Auflöfung der 
Geſellſchaft zu verlangen. 

Die Auffündigung muß mindeftens ſechs Monate vor Ablauf des Gefchäftsjahres 
der Gejellihaft gefchehen. 


Art. 127. Wenn die Gefellfchafter vor der Auflöfung der Geſellſchaft übereinge- 
kommen find, daß, ungeachtet des Ausfcheidens eines oder mehrerer Gefellfchafter, die Ge— 
fellfhaft unter den übrigen fortgefept werden foll, fo endigt die Gefellfchaft nur in Be- 
ziehung auf den Ausſcheidenden; im Uebrigen befteht fie mit allen ihren bisherigen Rech. 
ten und Berbindlichkeiten fort, 
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Art. 128. Denn die Auflöjung der Gefellihaft aus Gründen gefordert werden 
darf, welche in der Perſon eines Gefellfchafters liegen (Art. 125), fo kann anjtatt der 
jelben auf Ausſchließung diefes Geſellſchafters erfunnt werden, fofern die ſämmtlichen 
übrigen Gefellfchafter hierauf antragen. 


Art. 129. Die Auflöfung der Gefellfchaft muß, wenn fie nicht in Folge der Er— 
Öffnung des Konfurfes über die Gefellfhaft gefhieht, in das Handelsregijter eingetra« 
gen werden. 

Diefe Eintragung muß felbit dann geſchehen, wenn die Gefellichaft durch Ablauf der 
Zeit, für welche fie eingegangen war, beendigt wird. 

Gleih der Auflöfung der Gefellihaft muß auch das Ausfcheiden oder die Aus: 
ſchließung eines Gefellichafters aus der Gefellfchaft in das Handelsregijter eingetragen werden. 

Das Handelögericht hat die Berheiligten zur Anmeldung diefer Thatfachen von Amts— 
wegen durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. 

Dritten Perfonen kann die Auflöfung der Gefellfhaft oder das Ausfcheiden oder die 
Ausfhliefung eines Gefellfchafters aus derfelben nur infofern entgegengefegt werden, als 
binfichtlich einer foldhen Thatfache die Vorausfepungen vorhanden find, unter welchen nad 
Art, 25 binfichtlich des Grlöfhens der Birma oder die Nenderung ihrer Inhaber die 
Wirkung gegen Dritte eintritt. 


Art. 130. Wenn ein Gefellfehafter ausfcheidet oder ausgeſchloſſen wird, fo erfelgt 
die Auseinanderfegung der Gefellihaft mit demfelben auf Grund der Bermögenslage, in 
welcher ſich die Gejellichaft zur Zeit des Ausfcheidens oder zur Zeit der Behändigung 
der Klage auf Ausſchließung befindet. 

An den fpäteren Gefchäften, Rechten und VBerbindlichkeiten nimmt der Ausgeſchie— 
dene oder Ausgefchloffene nur infofern Antbeil, als diefelben eine unmitkelbare Folge 
deſſen ſind, was vor jenem Zeitpunkte bereits geſchehen war. 

Der Ausgeſchiedene oder Ausgeſchloſſene muß ſich die Beendigung der laufenden 
Geſchaͤfte in der Weife gefallen Taffen, wie fie nach dem Ermeffen der verbleibenden Ges 
jellihafter am vortheilhafteiten iſt. 

Jedoch tft er, wenn eine frühere vollftändige Auseinanderfepung nicht möglich ift, 
berechtigt, am Schluffe eines jeden Gefchäftsjahres Rechnungsablage über die inzwifchen 
erledigten Gefchäfte, fowie die Auszahlung der ihm biernach gebührenden Beträge zu 
fordern; auch kann er am Schluffe eines jeden „Geichäftsjahres den Nachweis über den 
Stand der noch laufenden Geichäfte fordern. 


Art 131. in audgefchiedener oder ausgefchleffener Geſellſchafter muß ſich die 
Auslieferung feines Antheils am Geſellſchaftsvermögen in einer den Werth deſſelben dar— 
ftellenden Geldfunnme gefallen laſſen; er bat fein Recht auf einen verkältnißmäßigen 


97 


Antheil an den einzelnen Forderungen, Waaren oder anderen Bermögensjtüden der Ge- 
ſellſchaft. 

Art. 132. Macht ein Privatgläubiger eines Geſellſchafters von dem nach Art. 
126 ihm zuſtehenden Rechte Gebrauch, ſo können die übrigen Geſellſchafter auf Grund 
eines einſtimmigen Beſchluſſes ſtatt der Auflöſung der Geſellſchaft die Auseinanderſetzung 
und die Auslieferung des Antheils des Schuldners nach den Beſtimmungen der vorher, 
gehenden Artikel vornehmen; der letztere ift dann als aus der Gefellfchaft ausgefchieden 
zu betrachten. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon der Liquidation der Gefellichaft. 


Art. 133. Nach Auflöfung der Gefellichaft außer dem Fall des Konkurfes der 
felben erfolgt die Kiquidation, fofern diefe nicht durch einftimmigen Beſchluß der Geſell— 
ſchafter oder durch den Gefellfchaftsvertrag einzelnen Gefellfhaftern oder andern Perfo- 
nen übertragen ift, durch die fämmtlichen bisherigen Gefellfhafter ‚oder deren Bertreter 
als Liquidatoren. Iſt einer der Geſellſchafter geftorben, fo haben deſſen Rechtsnachfol— 
ger einen gemeinfchaftlihen Bertreter zu beftellen. 

Auf den Antrag eines Gefellfchafterd kann aus wichtigen Gründen die Ernennung 
von Liquidatoren durch den Nichter erfolgen. Der Richter kann in einem folhen Falle 
Perſonen zu Liquidatoren ernennen oder als Solche beiordnen, welche nicht zu den Ges 
fellfhaftern gehören. 


Art. 134. Die Abberufung von Liquidatoren gefhieht durch einftimmigen Bes 
ſchluß aller Gefellihafter; fie kann aud auf den Antrag eines Geſellſchafters aus wich— 
tigen Gründen durch den Richter erfolgen. 


Art. 135. Die Liquidatoren find von den Gefellfchaftern beim Handelögerichte 
zur Eintragung in das Handelsregifter anzumelden; fie haben ihre Unterſchrift perfön- 
lich vor dem’ Handelögerichte zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter Yorm ein 
zureichen. 

Das Austreten eines Liquidatord oder das Erlöfhen der Vollmacht eines folden 
ift gleichfalls zur Eintragung in das Handelöregifter anzumelden. 

Die Gefelfhafter find zur Befolgung diefer Vorfäriften von Amtswegen durch 
Ordnungsſtrafen anzuhalten. 

Dritten Perfonen kann die Ernennung von Liquidatoren, fowie das Austreten eis 
nes Liquidators oder das Erlöfhen der Vollmacht eines folhen nur in fofern entgegen: 
gefept werden, als binfichtlich diefer Thatfachen die Vorausfepungen vorhanden find, un« 
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ter welchen nach Art, 25, und 46. hinfihtlih einer Aenderung der Inhaber einer Birma 
oder des Erlöfchend einer Profura die Wirkung gegen Dritte eintritt. 

Urt. 136. Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, fo fönnen fie die zur Liqui— 
dation gehörenden Handlungen mit rechtlicher Wirkung nur in Gemeinschaft vornehmen. 
fofern nicht ausdrücklich beſtimmt iſt, daß fie einzeln handeln können. 

Art. 137. Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die 
Verpflichtungen der aufgelöſten Geſellſchaft zu erfüllen, die Forderungen derſelben einzu— 
ziehen und das Vermögen der Geſellſchaft zu verſilbern; fie haben die Geſellſchaft ge« 
richtlih und außergerichtlich zu vertreten; fie fünnen für diefelbe Vergleiche ſchließen und 
Kompromiffe eingehen, Zur Beendigung ſchwebender Gefchäfte können die Liquidatoren 
auch neue Gefhäfte eingehen, 

Die Veräußerung von unbeweglihen Sachen tann durch die Liquidatoren ohne 
Zuſtimmung der ſämmtlichen Geſellſchafter nicht anders, als durch öffentliche Verſteige⸗ 
rung bewirkt werden. 

Art. 138. Eine Beſchränkung des Umfanges der Gefchäftsbefugniffe der Li— 
quidatoren (Art. 137.) hat gegen dritte Perſonen feine rechtliche Wirkung. 


Art. 139. Die Liquidatoren haben ihre Unterfchrift in der Weife abzugeben, daß 
fie der bisherigen, nun als Liquidationsfirma zu bezeichnenden, Firma ihren Namen 
beifügen 

Art. 140. Die Liquidatoren haben, felbft wenn fie vom Richter beftellt find, den 
Gefellfhaftern gegenüber bei der Gefchäftsführung den von diefen einftimmig getroffenen 
Anordnungen Bolge zu geben. 


Art, 141. Die während der Liquidation entbehrlihen Gelder werden vorläufig 
unter die Gefellfchafter vertbeilt. 

Zur Dedung von Echulden der Gefellfchaft, welche erft fpäter fällig werden, ſowie 
zur Dedung der Anfpüche, welche den einzelnen Gefellfchaftern bet der Auseinanderfep- 
ung zuftehen, find die erforderlichen Gelder zurüdzubehalten. 


Art. 142. Die Liquidatoren haben die fehließliche Auseinanderfegung unter den 
Gefellfehaftern herbeizuführen. 

Streitigkeiten, welche über die Außeinanderfegung entftehen, fallen der richterlichen 
Entſcheidung anheim. 

Art. 143. Wenn ein Geſellſchafter Sachen in die Geſellſchaft eingebracht bat, 
welche Eigentbum derfelben geworden find, fo fallen diefelben bei der Auseinanderfepung 
niht an ihn zurüd, fondern er erhält den Werth aus dem Gefellichaftsvermögen eritat« 
tet, für welchen fie gemäß Webereinfunft übernommen wurden. 


Behlt es an diefer Werthbeſtimmung, fo gefchieht die Erflattung nad dem Werthe, 
welhen die Sachen zur Zeit der Einbringung hatten 

Art. 144. Ungeachtet der Auflöfung der Gefellfhaft fommen bis zur Beendig- 
ung der Liquidation in Bezug auf das Nechtsverhältniß der biöherigen Gefellfhafter un. 
ter einander fowie der Gefellfchafter zu dritten Perfonen die Borfchriften des zweiten und 
dritten Abfhnitts zur Anwendung, foweit fih aus den Beitimmungen des gegenwärtigen 

Abfhnitts und aus dem Weſen der Liquidation nit ein Anderes ergibt. 

Der Gerichtsftand, welchen die Befellihaft zur Zeit ihrer Auflöfung hatte, bleibt bis 
zur Beendigung der Liquidation für die aufgelöfte Gefellfhaft beſtehen. 
Zuftellungen an die Gefellfhaft gefchehen mit rechtliher Wirkung an einen der 

Liquidatoren. 

- Art, 145. Nach Beendigung der Liquidation werden die Bücher und Schriften 
der aufgelöften Gefellfhaft einem der gewefenen Gefellfhafter oder einem Dritten in Ver— 
‚wahrung gegeben. Der Gefellihafter oder der Dritte wird in Ermangelung einer güt« 
lichen Uebereinfunft durch das Handelsgericht beftimmt. 

Die Gefellihafter und deren Rechtsnachfolger behalten das Recht auf Einfiht und 

Benugung der Bücher und Papiere. 


Sechſter Abſchnitt. 
Bon der Verjährung der Klagen gegen die Geſellſchafter. 


Art. 146. Die Klagen gegen einen Gefelfchafter aus Anſprüchen gegen die Ge- 
jellfhaft verjähren in fünf Jahren nah Auflöfung der Geſellſchaft oder nach feinem Aus- 
fcheiden oder feiner Ausſchließung aus derfelben, fofern nicht nad Befhaffenheit der For- 
derung eine fürzere Verjährungsfrift gefeglich eintritt, 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Auflöfung der Gefellfhaft 
oder das Ausfcheiden oder die Ausichliefung des Gefellfhafterd aus derfelben in das 
Handeldregifter eingetragen ift. 

Wird die Forderung erſt nad der Eintragung fällig, fo beginnt die Verjährung 
mit dem Zeitpunkte der Bälligkeit. 

Art. 147. Iſt noch umgetheiltes Gefellihaftsvermögen vorhanden, fo kann dem 
Gläubiger die fünfjährige Verjährung nicht entgegengejept werden, fofern er feine Bes 
friedigung nur aus dem Gefellfchaftsvermögen fucht. 

Art. 148, Die Verjährung zu Gunften eines ausgeſchiedenen oder ausgefchloffe: 
nen Geſellſchafters wird dur Rechtshandlungen nicht unterbrochen, welche gegen die 
fortbeftehende Geſellſchaft oder einen anderen Gefellfhafter vorgenommen werden, 

Die Verjährung zu Gunften eines bei der Auflöfung einer et 5 derfelben 
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gehörigen Geſellſchafters wird nicht durch Rechtshandlungen gegen einen anderen Geſell— 
ſchafter, wohl aber durch Rechtshandlungen gegen die Liquidatoren unterbrochen. 

Art 149. Die Verjährung läuft auch gegen Minderjährige und bevormundete 
Verfonen, fowie gegen juriftifhe Berfonen, denen gefeglih die Nechte der Minderjährigen 
zuftehen, ohne Zulaffung der Wiedereinfegung in den vorigen Stand, jedoch mit Vorbe— 
balt des Negreffes gegen die Vormünder und Verwalter, 


Zweiter Titel. 
Bon der Aommanditgefellichaft. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon der Kommanditgefelichaft im Allgemeinen. 


Art 150. Cine Kommanditgefellfhaft ift vorhanden, wenn bei einem unter einer 
gemeinichaftlichen Birma betriebenen Handelsgewerbe ein oder mehrere Gefellfhafter ſich 
nur wit Vermögenseinlagen betheiltigen (Rommanditiften), während bei einem oder meh: - 
reren anderen Gefellfchaftern die Betheiligung nicht in diefer Weife beſchränkt ift (per— 
fönlih haftende Gefellfchafter). 

Eind mehrere perfönlich haftende Gefellichafter vorhanden, fo ift in Anfehung ihrer 
die Geſellſchaft zugleich eine offene Gefellichaft. 

Zur Gültigkeit des Gefellfhaftsvertrages bedarf e8 der fehriftlihen Abfaffung nicht, 

Art. 151, Die Errichtung einer Kommanditgefellfchaft ift von fämmtlichen Ge- 
fellfhaftern bei dem Handelögerichte, in deffen Bezirke die Gefellfhaft ihren ip hat, 
behufs der Eintragung in das Handelsregifter anzumelden. 

Die Anmeldung muß enthalten: 

4) den Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes perfönlich haftenden Gefell- 

ſchafters; 
2) den Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes Kommanditiſten mit der Be— 
zeichnung deſſelben als ſolchen; 

3) die Firma der Geſellſchaft und den Ort, wo ſie ihren Siß hat; 

4) den Betrag der Vermögenseinlage jedes Kommanditiſten. 

Die Anmeldung muß von allen Gefellihaftern perfünlih vor dem Handelsgerichte 
unterzeichnet, oder in beglaubigter Form eingereicht werden; ſie iſt nach ihrem ganzen 
Inhalt in das Handelsregiſter einzutragen. Bei der Bekanntmachung der Kommandit- 
gefellfhaft in den öffentlichen Blättern (Art. 13) unterbleibt die Angabe der Namen, 
des Standes und des Wohnorts der Kommanditiften, fowie die Angabe des Betrages 
ihrer Bermögenseinlagen, 
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Art. 152. Bei jedem Handelögerichte, in deffen Bezirk die Kommanditgefellichaft 
eine Zweigniederlaffung bat, muß dies behufs der Eintragung in das Handelsregiſter 
angemeldet werden. 

Die Anmeldung muß die in Art. 151 Ziff. I—4 bezeichneten Angaben enthalten, 
und von ſaͤmmtlichen perfönlich baftenden Gefellfichaftern vor dem Handelsgericht unter- 
zeichnet oder in beglaubigter Form eingereicht werden. 

Art. 153. Die perfönlich haftenden Gefellfchafter, welche die Gefellfchaft vertreten 
follen, haben die Firma nebft ihrer Namensunterfehrift perfönlih vor dem Handelögericht, 
in deffen Bezirk die Handelögefellihaft ihren Sig hat, und vor jedem Handelögericht, in 
defien Bezirk fie eine Zweigniederlaffung hat, zu zeichnen oder die Zeichnung in beglau« 
bigter Form einzureichen. 

Art. 164. Das Handelsgericht hat die perfönlich haftenden Geſellſchafter zur Be— 
folgung der in den Art. 151, 152 und 153 enthaltenen Borfhriften von Amtswegen 
durch Ordnungsitrafen anzubalten. 

Art. 155. Wenn die Firma einer bejtebenden Kommanditgeſellſchaft geändert, oder 
der Sig der Gefellfhaft an einen andern Ort verlegt wird, fo find dieſe Thatfachen von 
färnmtlichen Gefellihaftern in der durch Art. 151 bejtimmten Weife behufs der Eintrag: 
ung in das Handelöregifter anzumelden. Das Handelögericht hat die perſönlich haftenden 
Befellfchafter zur Befolgung Ddiefer Anordnung von Amtswegen durch Drdnungsftrafen 
anzuhalten 

Bei der Bekanntmachung kommt in Betreff der Kommanditiften die Vorſchrift des 
Art, 151 zur Anwendung. 

Die Wirkung gegen Dritte richtet fih nah den Veſtimmungen des Art. 25. 


Art. 156. Wenn in eine betehende Kommanditgefelfchaft ein neuer Kommandi- 
tift eintritt, fo muß dies von fämmtlichen Gefellfhaftern zur Eintragung in das Han- 
delsregifter und zur Bekanntmachung nah den Beltimmungen des Art 151. angemeldet 
werben. 

Art. 157. Das Rechtöverhältnig der Gefellfhafter unter einander richtet ſich zu— 
nähft nah dem Gefellihaftsvertrage. Soweit feine Vereinbarung getroffen ift, fommen 
die gefeplihen Beitimmungen über das Nechtöverhältniß der offenen Gefellihafter unter 
einander auch bier zur Anwendung, jedoch mit den Abweichungen, welche die nachfolgen- 
den Artitel (158 bis 162) ergeben. 

Art. 158. Die Gefhäftsführung der Gefellfchaft wird durch den oder die perfön« 
lich haftenden Gefellichafter beforgt. 

Ein Kommanditift ift zur Führung der Gefchäfte der Gefellichaft weder berechtigt 
noch verpflichtet. 
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Er kann gegen die Vornahme einer Handlung der Geſchäftoführung durch die per» 
ſonlich haftenden Gefellfchafter (Art. 99 bis 102) Widerſpruch nicht erheben. 


Art. 159, Ein Kommanditift darf ohne Genehmigung der anderen Gefellfhafter 
in dem Handelszweig der Geſellſchaft für eigene oder fremde Rechnung Gefhäfte machen 
und an einer anderen gleichartigen Handelögefellfchaft als offener Gefellfhafter Theil nehmen. 


Art. 160. Jeder Kommanditift iſt berechtigt, die abfchriftlihe Mittheilung der 
jährlichen Bilanz zu verlangen und die Richtigkeit derfelben unter Einfiht der Buͤcher 
und Papiere zu prüfen. 

Die im Art, 105 bezeichneten weiteren Rechte eines offenen Geſellſchafters ſtehen 
einem Kommanditiften nicht zu. 

Jedoch kann das Handelögericht auf den Antrag eines Kommanditiften, wenn wid. 
tige Gründe dazu vorliegen, die Mittheilung einer Bilanz oder fonftiger Aufflärungen 
nebft Borlegung der Bücher und Papiere zu jeder Zeit anordnen. 


Art. 161. Die Beftimmungen der Art. 106 bis 108 über die Verzinfung der 
Einlage, über die jährliche Berechnung des Gewinnes oder Verluftes und über die Be— 
fugniß, Zinſen und Gewinn zu erheben, gelten auch in Betreff des Kommanbditiften. 

Jedod nimmt ein Kommanditift an dem Verluſte nur bis zum Betrage feiner ein- 
gezahlten oder rüdjtändigen Einlage Antheil. 

Er ift nicht verpflichtet, die Zinfen und den Gewinn, welche er bezogen bat, wegen 
fpäterer Berlufte zurückzuzahlen; jedoch wird, fo lange feine urfprünglihe Einlage dur 
Berluft vermindert iſt, Der jährlide Gewinn zur Dedung des Berluftes verwendet, 


Art, 162. Sit über die Höhe der Betheiligung an Gewinn und Berluft nichts 
vereinbart, jo wird diefelbe nach richterlihem Ermeffen, nöthigenfalls unter Zuziehung 
von Sadverjtändigen feftgeitellt. 


Art. 163. Im Berhältuiß zu dritten Berfonen tritt die rechtliche Wirkſamkeit 
einer Kommanditgefellihaft mit dem Zeitpunkt ein, in welchem die Errichtung der Ges 
fellfhaft bei dem Handelsgericht, in deffen Bezirk die Gefellfchaft ihren Sig hat, in das 
Handelsregifter eingetragen üft, oder die Geſellſchaft auch nur ihre Gefchäfte begonnen hat, 

Die Beſchränkung, daß die Gefellihaft erft mit einem fpäteren Zeitpunkt als dem 
der Eintragung ihren Anfang nehmen fol, hatgegen dritte Berfonen keine rechtliche Wirkung. 

Hat die Gefellihaft vor der Eintragung ihre Geichäfte begonnen, fo haftet jeder 
Kommanditift dritten Perfonen für die bis zur Eintragung entftandenen Verbindlichkeiten 
der Gefellichaft gleih einem perfönlich haftenden Gefellihafter, wenn er nicht beweift, daß 
denfelben feine beſchränkte Betheiligung bei der Gefellfhaft befannt war. 


Urt. 164. Die Kommanditgefellfhaft fann unter ihrer Firma Rechte erwerben 
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und Berbindlichkeiten eingeben, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grundftüden 
erwerben, vor Gericht lagen und verflagt werden. 

Ihr ordentlicher Gerichtsftand iſt bei dem Bericht, in deffen Bezirk fie ihren Sip hat. 

Art. 165. Für die Verbindlichfeiten der Gefellfhaft haftet der Rommanditiſt nur 
mit der Einlage, und foweit diefe nicht eingezahlt ift, mit dem verfprodhenen Betrage. 

Die Einlage des Kommanditiften fann während des Beftehens der Befellihaft we- 
der ganz noch theilmeife zurüdbezahlt oder erlaffen werden. 

Zinfen können ihm von der Gejellichaft nur infoweit bezahlt werden, als dadurch Die 
urfprängliche Einlage nicht vermindert wird, 

Er kann bis zur Wiederergänzung der durch Verluſt verminderten Cinlage weder 
Zinfen noch Gewinn beziehen. 

Er haftet für die Verbindlichkeiten der Gefellfchaft, wenn und infoweit er diefen 
Betimmungen entgegen Zahlungen von der Geſellſchaft empfangen bat. 

Gr ift jedoch nicht verpflichtet, die Zinfen und den Gewinn zurücdzuzahlen, welche 
er auf Grund einer in gutem Glauben errichteten Bilanz in gutem Glauben bezugen hat. 

Art. 166. Wer in eine beftehende Handelsgefellihaft als Kommanditiſt eintritt, » 
baftet nach Maaßgabe des vorhergehenden Artikels für alle von der Gefellfhaft vor fei- 
nem Eintritt eingegangenen Berbindlichkeiten, e8 mag die Firma eine Aenderung erlei- 
den oder nicht. ' 

Ein entgegenftebender Vertrag ift gegen Dritte ohne rechtliche Wirkung. 

Art. 167. Die ee eh wird durch die perfönlich baftenden Geiell- 
fhafter berechtigt und verpflichtet ; fie wird Durch dieſelben vor Gericht vertreten. 

Zur Behändigung von Borladungen und anderen Zuftellungen an die Gefellfchaft 
genügt es, wenn diefelbe an einen der zur Vertretung befugten Gefellichafter gefchieht. 

2 Ein Kommanditift, welcher für die Geſellſchaft Geſchäfte fchließt, ohne ausdrücklich 
zu erklären, daß er nur als Profurift oder ald Bevollmächtigter handle, it aus diefen 
Geſchaͤften „gleich einem perfönlich haftenden Geſellſchafter verpflichtet. 

Art. 168. Der Name eines Kommanditiften darf in der Firma der Gefellichaft 
nicht enthalten fein; im entgegengefepten falle haftet er den Gläubigern der Geſellſchaft 
gleich einem offenen Gefellfchafter. 

Art. 169. Die Befimmungen der Art. 119, 120, 121 und 122 finden aud 
bei der Kommanditgeſellſchaft Anwendung. 

Art. 170 Wenn ein Kommanditit firbt oder zur Berwaltung feines Vermoö— 
gens rechtlich unfähig wird, fo hat dies die Auflöfung der Gefellihaft wicht zur Folge. 

Im Uebrigen gelten die in den Art. 123 bis 128 für die offene Geſellſchaft ge 
gebenen Beftimmungen auch für die Kommanditgeſellſchaft. 
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Art. 174. Wenn eine Kommanditgefellfhaft aufgelöft wird, oder wenn ein Kom- 
manditift mit feiner ganzen Einlage oder mit einem Theile derfelben ausfcheidet, fo 
müffen diefe Thatfachen in das Handelöregifter eingetragen werden. 

Bei der Bekanntmachung unterbleibt die Bezeichnung des Rommanditiften und die 
Angabe des Betrages der Einlage. 

Die Beftimmungen des Art, 129 kommen aud bier zur Anwendung. 

Art, 172. Was bei der offenen Gefellfhaft über die Art der Auseinanderfegung 
(Art. 130, 131 und 132), über die Liquidation und über die Verjährung der Klagen 
gegen die Geſellſchafter beftimmt ift, gilt auch bei der Kommanditgefellfchaft in Betreff 
aller Gefellichafter. 5 - 


Zweiter Abichnitt. 
Bon der Kommanditgefelichaft auf Aktien insbefondere. 


Art. 173. Das Kapital der Kommanditiften kann in Akıien oder Aktienantbeile 
zerlegt werden. 

Die Aktien oder Aktienantheile müffen auf Namen lauten, Sie müffen auf einen 
Betrag von mindeſtens zweihundert Bereinsthalern geitellt werden, wenn nicht die Lan- 
deögefepe nach Maaßgabe der befonderen örtlichen Bedürfniffe einen geringeren Betrag 
geftatten. 

Aktien oder Aktienantheile, welche auf Inhaber lauten, oder welche auf einen ge: 
ringeren als den gefeplich beitimmten Betrag geftellt werden, find nichtig. Die Ausge— 
ber ſolcher Aktien oder Aktienantheile find den Beſitzern für allen dur die Ausgabe 
verurfahten Schaden folidarifch verhaftet. 

Die vorficehenden Beitimmungen gelten au von Promefien und Interimsfcheinen. 

Art 174, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien können nur mit ſtaatlicher Geneh— 
migung errichtet werden, 

Ueber die Errichtung und den Inhalt des Gefellfhaftsvertragd muß eine gericht« 
liche oder notarielle Urkunde aufgenommen werden. Zur Altienzeihnuug genügt eine 
fhriftlihe Erklärung, 

Art. 175. Der Gefellfchaftövertrag, deffen Genehmigung erfolgen foll, muß ent. 
balten: 

1) den Namen, Bornamen, Stand und Wohnort jedes perfönlich haftenden Gefell- 
ſchafters; 
2) die Firma der Geſellſchaft und den Ort, wo fie ihren Siß hat; 

3) den Gegenitand des Unternehmens; 

4) die Zeitdauer des Unternehmens, im Fall dasfelbe auf eins beftimmte Zeit be- 
ſchränkt fein fol; 
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5) die Zahl und den Betrag der Aftien oder Altienantheile; 

6) die Beſtimmung, daß ein Auffichtsratb von mindefiens fünf Mitgliedern aus der 
Zahl der Kommanbditiiten durch Wahl derielben beitellt werden müſſe; 

7) die Form, in welcher die Zufammenberufung der Generalverfammiung der Kom- 
manditiften gefchieht ; 

8) die Form, in welcher die ven der Gefellihaft ausgehenden Befanntmahungen 
erfolgen, ſowie die Öffentlichen Blätter, in welche diefelben aufzunehmen find, 

Art. 176. Der GBefellichaftivertrag und Die Genehmigungsurfuude müſſen bei 
dem Handelögericht, in deffen Bezirk die Gefellihaft ihren Sig hat, in dad Dandeläre- 
güter eingetragen und im Auszuge veröffentlicht werden, 

Der Auszug muß-enthalten: 

1) das’ Datum des Gefellihaftsvertrags und der Genehmigungsurkunde; 

2) den Ramen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes perſönlich haftenden Gefell- 
ſchafters; 

3) die Firma der Geſellſchaft und den Ort, wo fie ihren Sig bat; 

4) die Zahl und den Betrag der Aktien und Aktienantheile; 
5) die Form, im welcher die von der Gefellfhaft ausgehenden Bekanntmachungen er- 
folgen, fowie die öffentlichen Blätter, in welche diefelben aufzunehmen find. 

Art. 177, Der Anmeldung behufs der Eintragung in das Handelsregiſter muß 
beigefügt fein: 

1) die Beiheinigung, daß der gefammte Betrag des Kapitald der Kommanditiſten 
durch Unterfchriften gededt iſt; 

2) die Befcheinigunng, daß mindeftens ein Viertheil des von jedem Kommanditiften 
gezeihneten Betrages von ibm eingezahlt iſt; 

3) der Nachweis, daß der Auffichtsrath nah Inhalt des Vertrages (Art, 175 Ziff. 6) 
in einer Generalverfammlung der Kommanditiſten gewählt ift, 

Die Anmeldung muß von ſämmtlichen perfönlic haftenden Gefelichaftern vor dem 
Handelsgerichte unterzeichnet oder in beglaubigter Form eingereicht werden. Die der An- 
meldung beigefügten Schriftftüde werden bei Dem Handelsgerichte in Urſchrift oder in be 
glaubigter Abſchrift aufbewahrt. ‚ 

Art. 178, Bor erfolgter Genehmigung uud Eintragung in das Handelsregifter 
befteht die Kommanditgeſellſchaft als folche nicht. Die auögegebenen Aktien oder Altien- 
antheile find nichtig. Die Ausgeber find den Befigern für allen durch die Ausgabe ver- 
urfahten Schaden folidarifch verhaftet. 

Wenn vor erfolgter Genehwigung und Eintragung im Namen der Geſellſchaft ge» 


handelt worden ift, jo haften die Handelnden perſönlich und folidariih. e 


106 


Art. 179. Die Vorfchriften der Art. 152 und 153 find aud bei der Komman« 
ditgefelfhaft auf Aktien zu befolgen; die Anmeldung muß die im Art, 176 Ziffer 1—5 
bezeichneten Angaben enthalten: Das Handelögericht hat die perfönlich haftenden Gefells 
fhafter zur Befolgung diefer Borfchriften von Amtswegen durch Drdnungsftrafen an« 
zuhalten. 

Art. 180. Wenn ein Geſellſchafter eine Einlage macht, welche nicht in baarem Gelde 
beſteht, oder wenn er ſich zu ſeinen Gunſten beſondere Vortheile ausbedingt, ſo muß in 
einer Generalverſammlung der Kommanditiſten die Abſchätzung und Prüfung der Zuläfe 
figfeit angeordnet und in einer fpäteren Generalverfammlung die Genehmigung dur 
Beſchluß erfolgt fein, 

Der Beihluß wird nah der Mehrheit der in der VBerfammlung anmwefenden oder 
durh Vollmacht vertretenen Kommanditiften gefaßt; jedoh muß diefe Mehrheit mindeftens 
ein Biertheil der fümmtlihen Kommanditiften begreifen und der Betrag ihrer Antheile 
zufammen wmindeftens ein Biertheil des Geſammtkapitals der Kommanbditiiten daritellen. 
Der Gefellfhafter, welher die Einlage macht oder ſich befondere Vortheile ausbedingt, 
"bat bei der Beſchlußfaſſung fein Stimmredt. 

Ein gegen den Inhalt diefer Beftimmung gefchloffener Vertrag hat feine rechtliche 
Wirkung 

Art. 181. Für die geſellſchaftlichen Kapitalantheile, weldhe auf die Einlagen der 
perſönlich baftenden Gefellfhafter fallen oder welche denfelben als befondere Vortheile 
ausbedungen find, dürfen feine Aktien ausgegeben werden; dieſe Kapitalantheile dürfen 
von den perfönlich haftenden Gefellihaftern, fo Tange die legteren in diefem ihrem Rechts« 
verhältniffe zur Geſellſchaft ftehen, nicht veräußert werden. 


Art. 182, Die Aktien oder Aftienantbeile find untbeilbar. 

Sie müſſen mit genauer Bezeichnung des Inhabers nah Namen, Wohnort und 
Stand in das Aktienbuch der Gefellfchaft eingetragen werden, 

Sie können, fofern nicht der Gefellihaftsvertrag ein Anderes beftimmt, ohne Ein— 
willigung der übrigen Gefellihafter auf andere Perfonen übertragen werden, 

Die Uebertragung fann durch Indoffament gefchehen. 

An Betreff der Form des Indoffaments kommen die Beſtimmungen der Art, 1I— 
13 der allgemeinen deutſchen Wechfelordnung zur Anwendung. 


Art, 183. Denn das Eigenthum der Aftie auf einen Anderen übergeht, fo ift 
dies, unter Vorlegung der Aftie und des Nachweifes des Ueberganges, bei der Gefell« 
fhaft anzumelden und im Uctienbuche zu bemerken. 

Im Berhältniffe zu der Gefellfhaft werden nur diejenigen als die Eigenthümer der 
Aktien angefehen, welche als ſolche im Aktienbuche verzeichnet find, 
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Zur Prüfung der Legitimation iſt die Gefellichaft berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Art. 184. So lange der Betrag einer Aktie nicht vollftändig eingezahlt ift, bleibt 
der urfprüngliche Zeichner zur Einzahlung des Nüdftandes an die Geſellſchaft verpflid- 
tet; die Geſellſchaft fann ihn diefer Verbindlichkeit nicht entlaffen, 

Art. 185. Die perfönlih haftenden Gefellfhafter find verpflichtet, dem Auffichte- 
rath und den Kommanditiften fpäteftend in den erften ſechs Monaten jedes Gefchäftsjah- 
red eine Bilanz des verfloffenen Gefhäftsjahres vorzulegen, 

Art. 186. Die Rechte, welche den Kommanditiften gegenüber den perfönlich haf⸗ 
tenden Gefellihaftern nah dem Gefellichaftsvertrage oder nach den Beftimmungen des - 
vorigen Abichnitts in Beziehung auf die Führung der Geſchäfte, die Einfiht und Prü- 
fung der Bilanz,.die Beitimmung der Gewinnvertheilung, die Auflöfung oder Kündi«. 
gung der Gefellfhaft und die Befugniß, das Ausfcheiden eines perfönlich haftenden Ger 
fellihafters zu verlangen, zujtehen, werden von der Geſammtheit der Kommanditiften in 
der Generalverfammlung ausgeübt. 

Die Beihlüffe der Generalverfammlung werden durch den Auffichtsrath ausgeführt, 
wenn nicht im Gefellfhaftsvertrage ein Anderes bejtimmt ift. 

Art. 187, Die Generalverfammlung der Kommanditiften wird durch die perfön« 
lich haftenden Gefellfhafter oder dur den Auflichtsrath berufen, fofern nicht nach dem 
Gefellihaftsvertrage auch andere Perfonen dazu befugt find. 

Art. 185. Kine Generalverfammlung der Kommanditiften ift außer den im Ge: 
ſellſchaftsvertrage ausdrüdlich beftimmten Fällen zu berufen, wenn dies im Jatereſſe der 
Geſellſchaft erforderlich erſcheint. 

Die Generalverſammlung muß auch dann berufen werden, wenn dies von einem 
Kommanditiſten oder einer Anzahl von Kommanditiſten, deren Aktien zuſammen den 
zehnten Theil des Geſammtkapitals der Kommanditiſten darſtellen, in einer von ihnen 
unterzeichneten Eingabe unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt wird. Iſt 
im Gefellihaftsvertrage das Recht, die Berufung einer Generalverfammlung zu verlangen, 
an den Befip eined größeren oder eines geringeren Antheild am Gefammtlapitale ge- 
fnüpft, fo bat e8 biebei fein Bewenden. 

Art. 189. Die Berufung der Generalverfanmlung bat in der durd den Ge— 
fellfhaftövertrag beſtimmten Weife zu erfolgen. 

Der Zweck der Generalverfammlung muß jederzeit bei der Berufung bekannt ges 
macht werden. Ueber Gegenftände, deren Verhandlung nicht in dieſer Weife angefün- 
digt it, können Beſchlüſſe nicht gefaßt werden; hiervon ift jedoch der Beſchluß über den 
in einer Generalverfammlung geftellten Antrag auf Berufung einer außerordentlidhen 


Generalverfammlung ausgenommen, 
17* 
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Zur Stellung von Anträgen und zu Berhandlungen ohne Beichlußfaffung bedarf 
es der Ankündigung nicht. 

Art. 190. Soweit nicht der Gefellfchaftsvertrag ein Anderes beftimmt, werden die Be- 
fhlüffe der Generalverfammlung der Kommanditiften mit einfacher Stimmenmehrheit ge⸗ 
faßt, und jede Aktie gewährt dem Inhaber eine Stimme. 

Art. 191. Der Auffihtsrath kann das erfte Mal nicht auf länger als ein Jahr, 
fpäter nicht auf länger als fünf Jahre gewäht werden. 

Inſoweit die Wahl auf einen längeren Zeitraum geſchieht, iſt diefelbe ohne recht- 
liche Wirkung . 

Art. 892. Den Mitgliedern des erften Aufſichtsraths darf eine Vergütung für 
die Ausübung ihres Berufs nur Durch einen nah Ablauf des erften Gefhäftsjahres ein- 
zubolenden Beihluß der Generalverfammlung der Kommanditiſten bewilligt werden. 

It die Vergütung früher, oder in einer anderen ald der vorftehenden Weife bes 
willigt, fo ift dieſe Feſtſezung ohne rechtliche Wirkung. 

Art. 193. Der Auffihtsrath überwacht die Gefchäftsführung der Geſellſchaft in 
allen Zweigen ihrer Verwaltung; er kann fi von dem Gange der Angelegenheiten der 
Geſellſchaft unterrichten, die Bücher und Schritten derfelben jederzeit einfehen und den 
Beitand der Gefellfhaftsfaffe unterfuchen, 

Er hat die Jahresrehnungen, die Bilanzen und die Borfchläge zur Gewinnvertheil- 
ung zu prüfen und darüber alljährlich der Generalverfammlung Bericht zu erftatten. 

Art. 194. Der Auffihtsrath ift ermächtigt, gegen die perfönlich haftenden Befell- 
fhafter die Prozeffe zu führen, welche die Generalverfammlung befchließt 

Jeder Kommanditift iſt befugt, als Intervenient in den Prozeß auf feine Koften 
einzutreten, 

Handelt es fih um die eigene Berantwortlichkeit des Auffichtsraths, fo kann lepterer 
ohne und felbft gegen den Befchluß der Gencralverfammlung gegen die perfünlih haf— 
tenden Gefellichafter lagen, 

Art. 195. Wenn die Kommanditiften felbit in Gefammtheit und im gemeinfamen 
Intereffe gegen die perfönlich haftenden Gefellichafter auftreten wollen oder gegen die 
Mitglieder des Aufiichtsraths einen Prozeß zu führen haben, fo werden fie durch Bes 
vollmächtigte vertreten, welche in der Generalverfammlung gewählt werden, 

Balls aus irgend einem Grunde die Beftellung von Bevollmächtigten durh Wahl 
in der Generalverfammlung gehindert wird, kann das Handelögericht auf Antrag die Be 
vollmädhtigten ernennen, 

Feder Kommanditiſt ift befugt, als Intervenient in den Prozeß auf feine Koften 
einzutreten. 
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Art. 196. Die Gejellihaft wird durch Die perſönlich haftenden Geſelſſchafter be- 
rechtigt und verpflichtet; fie wird durch diefelben vor Gericht vertreten. 

Zur Behändigung von Borladungen und andern Zuftellungen an die Geſellſchaft 
genügt es, wenn Ddiefelbe an einen der zur Vertretung befugten Geſellſchafter geſchieht. 

Die Beftimmung des Art. 167 in Betreff des Kommanditiſten, welcher für die Ge- 
ſellſchaft Geſchäite fließt, findet bei der Kommanditgeſellſchaft auf Alten keine Anwendung. 

Art. 197. Die Einlagen können den Kommanditiften, fo Tange die Gefellichaft 
beftebt, nicht zurüdgezablt werden. 

Zinfen von beftimmter Höhe können für die Kommanditiften nicht bedungen * 
ausbezahlt werden; es darf nur dasjenige unter ſie vertheilt werden, was ſich nach der 
jährlichen Bilanz, und wenn im Geſellſchaftsvertrage die Innehaltung eines Reſerve⸗ 
kapitals beſtimmt iſt, nach Abzug deſſelben als reiner Ueberſchuß ergiebt. 

Die Kommanditiſten haften für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft, wenn und in— 
foweit fie diefen Beftimmungen entgegen Zahlungen von der Gefellfchaft empfangen ba- 
ben; fie find jedoch nicht verpflichtet, die in gutem Glauben bezogenen Dividenden zu— 
rüdzuzablen. 

Art. 198. Jede Abänderung des Gefellfhaftsvertrages bedarf zu ihrer Gültigkeit 
der notariellen oder gerichtlichen Abfaffung fowie der ftaatlihen Genehmigung. 

Der abändernde Vertrag und die Genehmigungsurfunde müffen in gleicher Weife 
wie der urfprüngliche Vertrag in das Handelöregifter eingetragen und im Auszuge ver- 
öffentlicht werden. (Art, 176. 179.) 

Der abändernde Vertrag hat feine rechtliche Wirkung, bevor derfelbe bei dem Han— 
delögericht, in deffen Bezirk die Gefellihaft ihren Eip hat, in das Handelsregifter ein« 
getragen ift. 

Art. 199, Das Austreten eines perfönlih baftenden Gefellfhafters in Folge ge- 
genfeitiger Uebereinkunft (Art 123. Ziff, 4.) ift während des Beftehens der Gefellichaft 
unftatthaft, 

Eine ſolche Uebereinkunft fteht der Auflöfung der Gefellfchaft gleich; zu derfelben 
bedarf eö der Zuftimmung einer Generalverfammlung der Kommanbditijten. 


Art. 200. Wenn ein Kommanditift firbt, oder in Konkurs verfällt, oder zur 
Berwaltung feines Vermögens rechtlich unfähig wird, fo Bat dies die Auflöfung der Ge— 
felfchaft nicht zur Folge. Der Arr. 126 findet in Bezug auf die Privatgläubiger eines 
Kommanditiften feine Anwendung. Im Uebrigen gelten die Art. 123 bis 128 auch für 
die Kommanditgefellfchaft auf Aktien, 


Art. 201. Die Auflöfung der Gefellihaft ınnf, wenn fie nicht in Folge der Er— 
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Öffnung des Konkurfes über die Geſellſchaft gefchieht, in das PESNHER eingetragen 
werden. 

Diefe Eintragung muß felbit dann geſchehen, wenn die Gefellfchaft durch Ablauf 
der Zeit, für welche fie eingegangen war, beendigt wird. 

Art. 202. Bei der Auflöfung einer KRommanditgefellihaft auf Aktien, weide außer 
dem Falle der Eröffnung des Konkurfes erfolgt, darf die Vertheilung des Vermögens 
unter die Gefellfchafter nicht eher vollzogen werden, als nad Verlauf eines Jahres, von 
dem Tage an gerechnet, an welchem die Auflöfung der Gefellfchaft in das Handelsregifter 
eingetragen ifl. 

Die aus den Handelsbüchern der Geſellſchaft erfichtlihen oder in anderer Weiſe 
befannten Gläubiger find durch befondere Erlaffe aufzufordern, fich zu melden; unterlafen 
fie dies, fo ift der Betrag ibrer Forderungen gerichtlich niederzulegen. 

Das Leptere muß auch in Anfehung der noch fchwebenden Verbindlichkeiten und 
fireitigen Borderungen gefcheben, fofern nicht die Vertheilung des Gefellihaftsvermögens 
bis zu deren Erledigung ausgefept bleibt, oder den Gläubigern eine angemeffene Sicher- 
beit beitellt wird. 

Art. 203. Eine tbeilmeife Zurückzahlung des Kapitals der Kommanbditiften kann 
nur vermoͤge einer ſtaatlich genehmigten Abänderung des Geſellſchaftsvertrages erfolgen. 

Die Zurückzahlung kann nur unter Beobachtung derſelben Beſtimmungen geſchehen, 
welche für die Vertheilung des Geſellſchaftsvermögens im Falle der Auflöſung maaßgebend 
ſind (Art. 201. 202.). 

Art 204. Die Mitglieder des Auffi chtsrathes ſind gleich den perſoͤnlich haften— 
den Geſellſchaftern ſolidariſch zur Erſtattung geleiſteter Zahlungen verpflichtet, wenn mit 
ihrem Wiſſen und ohne ihre Einſchreiten: 

1) Einlagen an die Kommanditiſten zurückgezahlt, oder 

2) Zinſen oder Dividenden gezahlt find, welche nicht aus dem auf die Aktien fal— 
lenden Gewinne entnommen wurden, oder 

3) die Vertheilung des Gefellihaftsvermögens oder eine theilmeife Zurückzahlung des 

Kapitald der Kommanditiften ohne Beobahtung der gefeplichen Beftimmungen 
(Art. 202, 203.) erfolgt ift. 

Art. 205. Die Liquidation erfolgt, fofern der Gefellfchaftsvertrag nicht ein An— 
deres beftimmt, durch fämmtliche perfönlich haftende Gefellfchafter und eine oder mehrere 
von der Generalverfammlung der Kommanditiſten gewählte Berfonen. 


Art. 206. Den Landesgefegen bleibt vorbehalten, zu beftimmen, daß es der ftaat- 
lihen Genehmigung zur Errichtung von Kommanditgefellfhaften auf Aktien im Allge- 
meinen oder von einzelnen Arten derfelben nicht bedarf, In diefem Balle fommen die 
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Beitimmungen diefes Abfchnitts zur Anwendung, foweit fie die ftaatlihe Genehmigung bei 
der Errichtung oder Abänderung des Gefellihaftsvertrages nicht zum Gegenftand haben; 
der Gejellfhaftsvertrag muß jedoch die in dem Art. 175 verzeichneten Beftimmungen ent« 
halten, bevor die in dem Art. 176 vorgefchriebene Eintragung in das Handelsregifter 
erfolgen darf. 


Dritter Titel. 
Bon der Aftiengefellichaft. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundfäge. 


Art. 207. Eine Handelögefellfhaft ift eine Aktiengefellfhaft, wenn fi die fämmt- 
lihen Gefellfhafter nur mit Einlagen betheiligen, ohne perfönlih für die Verbindlichkei« 
ten der Gefellfchaft zu haften. 

Das Geſellſchaftskapital wird in Aktien oder auch in Aftienantheile ‚zerlegt. 

Die Aktien oder Aktienantbeile find untheilbar. 

Diefelben künnen auf Inhaber oder auf Namen lauten. 

Art. 208, Altiengefelfchaften können nur mit flaatliher Genehmigung errichtet 
werden, 

Ueber die Errichtung und den Inhalt des Gefellihaftsvertrages (Statuts) muß eine 
gerichtliche oder notarielle Urkunde aufgenommen werden. 

Zur Altienzeihnung genügt eine fohriftlihe Erflärung. 

Art. 209. Der Gefellfhaftövertrag, deffen Genehmigung erfolgen foll, muß ins- 
befondere beftimmen; 

1) die Firma und den Sig der Gefellfchaft ; 

2) den Gegenftand des Unternehmens ; 

3) die Zeitdauer des Unternehmens, im alle daffelbe auf eine beftimmte Zeit bes 
fhränft fein fol; 

4) die Höhe des Grundfapitald und der einzelnen Aktien oder Aktienantheile ; 

5) die Eigenfchaft der Aktien, ob fie auf Inhaber oder auf Namen geftellt werden 
follen, ingleichen die etwa beftimmte Zahl der einen und der anderen Art, fowie 
die etwa zugelaffene Umwandlung derfelben ; 

6) die Grundfäge, nad welchen die Bilanz aufzunehmen und der Gewinn zu be 
rechnen und auszuzahlen ift, ſowie die Art und Weife, wie die Prüfung der 
Bilanz erfolgt; 

7) die Art der Beftellung und Zufammenfegung des Borftandes und die Formen 
für die Legitimation der Mitglieder deffelben und der Beamten der Geſellſchaft; 
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8) die Form, in welder die Zufammenberufung der Aktionäre. gefchieht; 

9) die Bedingungen des Stimmrechts der Aftionäre und die Form, im welcher das- 
jelbe ausgelibt wird ; 

10) die Gegenftände, über welche nicht ſchon durch einfahe Stimmenmehrheit der auf 
Zufammenberufung erfchienenen Aktionäre, fondern nur durch eine größere Stim: 
menmehrheit oder nach anderen Erforderniffen Beichluß gefaßt werden fann ; 

11) die Form, in welder die von der Geſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen er: 
folgen, fowie die öffentlichen Blätter, in welche diefelben aufzunehmen find. 


Art. 210. Der Gefellfhartsvertrag und die Genehmigungsurkunde müffen bei 
dem Handelögericht, in deffen Bezirk die Geſellſchaft ihren Eip hat, in das Handelsre⸗ 
gifter eingetragen und im Auszuge veröffentlicht werden. 

Der Auszug muß enthalten: 

1) das Datum des Gejellfchaftsvertrages und der Genehmigungsurfunde ; 

2) die Birma und den Sig der Gefellichaft; 

3) den Gegenftand und die Zeitdauer des Unternehmens; 

4) die Höhe des Grundfapitald und der einzelnen Aktien oder Aftienantheile ; 

3) die Eigenschaft derfelben, cb fie auf Inhaber oder auf Namen geftellt find; 

6) die Form, in welcher die von der Gefellfhaft ausgehenden Bekanntmachungen er- 
folgen, fowie die öffentlichen Blätter, in welche dieſelben aufzunehmen find 

Iſt im Gefellfchaftsvertrage eine Form bejtimmt, in welcher der Borjtand feine Wil- 
lenserflärungen fundgibt und für die Gefellfhaft zeichnet, fo iſt auch dieſe Beftimmung 
zu veröffentlichen. 

Art. 211. Bor erfolgter. Genehmigung und Eintragung in das Handelöregifter 
beftebt die Aftiengefellfhaft als folche nicht, 

Wenn vor erfolgter Genehmigung und Eintra,ung in das Handeläregifter im Na: 
men, der Gefellfchaft gehandelt worden ift, fo haften die Handelnden perfönlih und fo: 
lidariſch. 

Art. 212. Bei jedem Handelsgerichte, in deſſen Bezirk die Aktiengeſellſchaft eine 
Zweigniederlaffung hat, muß dies behufs der Eintragung in das Handelsregiſter ange- 
meldet werden. 

Die Anmeldung muß die in Art, 210 Abſ. 2 und 3 bezeichneten Angaben ent« 
halten. Das Handeldgeriht hat die Mitglieder des Borftandes zur Befolgung Diefer 
Borfchriften von Amtöwegen durch Drdnungsitrafen anzubalten. 


Art. 213. Die Aktiengefellfchaft als folde hat jelbftitändig ihre Rechte und Pflich- 


tem; fie kann Eigentbum und andene dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben; fie 
fann wor Gericht flagen und verklagt werden. 
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: Ihr ordentlicher Gerichtöftand ift bei dem Gericht, in deffen Bezirk fie ihren Sig 
at, 5 

Art. 214. Jeder Beichluß der Generalverfammlung, welder die Fortſetzung der 
Befelliihäft oder eine Abänderung der Beflimmungen des Gefellfchaftsvertrages zum 
Gegenſtande hat, bedarf zu feiner Gültigkeit der notariellen oder gerichtlichen Beurkun- 
dung, fowie der ftaatlichen Genehmigung 

Ein folher Beſchluß und die Genehmigungsurkfunde müffen in gleicher Weiſe wie 
der urfprüngliche Vertrag in das Handeldregifter eingetragen und im Auszug veröffent- 
licht. werden (Art. 210. 212.) ’ J 

Der Beſchluß hat keine rechtliche Wirkung, bevor derſelbe bei dem Handelägericht, 
in deffen Bezirk die Gefellichaft ihren Eip bat, in das Handelsregiſter eingetragen iſt. 

Art. 215. Die Abänderung des Gegenftandes der Unternehmung der Gefellfchaft 
fann nicht durch Stimmenmehrheit befchloffen werden, fofern dies nicht im Gefelliafts- 
vertrage ausdrüdlich geitattet if. 

Daffelbe gilt von dem Falle, wenn die Geſellſchaft durch Uebertragung ihres: Der- 
mögens und ihrer Schulden an eine andere Aktiengefellfpaft gegen Gewährung von Ak— 
tien der lepteren aufgelöft werden foll. 


Zweiter Abſchnitt. 
Mechtöverbältniß der Aftionäre. 


Jeder Aktionär hat einen verbältnigmäßigen Antheil an dem Vermögen der Ge- 
fellichaft. 

Er kann den eingezablten Betrag nicht zurückfordern und hat, fo lange die Befell- 
ſchaft befteht, nur einen Anfpruch auf den reinen Gewinn, foweit diefer nah dem Ge— 
fellfehaftsvertrage zur Vertheilung unter die Aktionäre beftimmt ift. 


Art. 217. Binfen von befiimmter Höhe dürfen für die Aktionäre nicht bedungen 
nod ausbezahlt werden; ed darf nur dasjenige unter fie vertheilt werden, was fih nad 
der jährlichen Bilanz, und wenn im Gejellfhaftsvertrage die Innehaltung eines Referve- 
kapitals beftimmt ift, nach Abzug deffelben als reiner Ueberfhuß ergibt. 

Jedoch fünnen für den in dem Gefellfchaftsvertrage angegebenen Zeitraum, welchen 
die Vorbereitung des Unternehmens bis zum Anfange des vollen Betriebes erfordert, 
den Aktionären Zinfen von bejtimmter Höhe bedungen werden. 

Art. 218. Der Aktionär ift in feinem Balle verpflichtet, die in guten Glauben 
empfangenen Zinfen und Dividenden zurüdzugeben, 

Art. 219. Der Aktionär it nicht fhuldig, zu den Zwecken der Gefellihaft und 
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zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten mehr beizutragen, als den für die Aktie fatuten- 

mäßig zu leiftenden Beitrag. 

Art. 220, Ein Aktionär, welcher den Betrag feiner Aktie nicht zur rechten Zeit 
einzablt, ift zur Zahlung von Verzugszinfen von Rechtöwegen verpflichtet. 

Im Gefellfhaftsvertrage können für den Hal der verzögerten Einzahlung des ge- 
zeichneten Aktienbetrages oder eines Theils deffelben Konventionalftrafen ohne Rüdficht 
auf die font ftattfindenden gefeplihen Einſchränkungen feitgefeßt werden; aud kann bes 
flimmt werden, daß die fäumigen Aktionäre ihre Anrechte aus der Zeichnung der Aktien 
und der geleifteten Theilzahlungen zu Gunften der Gefellihaft verluftig gehen. 

Art 221, Iſt im Gefellfchaftövertrage feine befondere Form, wie die Aufforder« 
ung zur Einzahlung gefchehen foll, beitimmt, fo geſchieht diefelbe in der Borm, in wel 
her die Bekanntmachungen der Gefellfhaft nah dem Gefelfhaftsvertrage überhaupt er- 
folgen müffen. 

Jedoch kann in feinem Falle ein Aktionär feines Anrechts verluftig erklärt werden, 
wenn nicht die Aufforderung zur Zahlung mindejtens drei Mal in den hierzu bejtimm- 
ten Öffentlichen Blättern (Art. 209, Ziff. 11), das Iepte Mal wenigftens vier Wochen 
vor dem für Die Einzahlungen gefepten Schluftermine, befannt gemacht worden ift. Wenn 
die Aktien auf Namen lauten und ohne Einwilligung der übrigen Aktionäre nicht übers 
tragbar find, fo kann die Bekanntmachung diefer Aufforderungen durch befondere Erlaffe 
an die einzelnen Aktionäre ftatt der Einrüdungen in die Öffentlichen Blätter erfolgen. 

Art, 222. Wenn die Aktien oder Aftienantheile auf Inhaber geftellt werden, fo 
fommen folgende Grundfäge zur Anwendung: 

1) Die Ausgabe der Aktien darf vor Einzahlung des ganzen Nominalbetrages der« 
felben nicht erfolgen; ebenfowenig dürfen über die geleifteten Partialzahlungen 
Promeffen oder Interimsfcheine, welche auf Inhaber lauten, ausgeftellt werden. 
Der Zeichner der Aktie it für die Einzahlung von vierzig Prozent des Romi« 
nalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet; von dieſer Berpflihtung kann derfelbe 
weder durd; Uebertragung feines Anrechts auf einen Dritten fi befreien, noch 
Seitens der Gefellfhaft entbunden werden; wird der Zeichner der Atie, wegen 
verzögerter Einzahlung feines Anrechts aus der Zeichnung verluftig erklärt (Art, 
220), fo bleibt er demungeachtet zur Einzahlung von vierzig Prozent des Nomi« 
nalbetrages der Aktie verpflichtet, 

3) Im Gefellfchaftsvertrage fann beftimmt werden, daß und unter welhen Maaßga— 
ben nad erfolgter Einzahlung von vierzig Prozent die Befreiung des Zeichners 
von der Haftung für weitere Einzahlungen zuläffig fei, und daß im Balle der 
eingetretenen Befreiung über die geleifteten Einzahlungen Pkomeſſen oder Inter: 
imsfcheine, welche auf Inhaber lauten, ausgeftellt werden dürfen. 
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Art. 223, Wenn die Altien auf Namen lauten, fo fommen die bei der Kom— 
manditgefelfhaft auf Aktien gegebenen Beitimmungen über die Eintragung der Aktien 
in das Aktienbuch der Geſellſchaft und über die Uebertragung derfelben auf Andere (Art. 
182, 183) aud bier zur Anwendung. 

So lange der Betrag der Aktie nicht volltändig eingezahlt ift, wird der Aftionär 
durch Uebertragung feines Anrechts auf einen Anderen von der Verbindlichkeit zur Zahle 
ung des Rüditandes nur dann befreit, wenn die Gefellfchaft den neuen Erwerber an 
feiner Stelle annimmt und ihn der Verbindlichkeit entläßt, 

Auch in dieſem Falle bleibt der austretende Aktionär auf Höhe des Rüdftandes für 
alle bis dahin von der Gefellfhaft eingegangenen Verbindlichkeiten noch auf ein Jahr, 
vom Zage des Austrittd am gerechnet, fubfidiarifch verhaftet 

Art. 224. Die Rechte, welde den Aktionären in den Angelegenheiten der Ge— 
ſellſchaft, insbefondere in Beziehung auf die Führung der Gefchäfte, die Einfiht und 
Prüfung der Bilanz und die Beftimmung der Gewinnvertheilung zuftehen, werden von 
der Gefammtheit der Aktionäre in der Generalverfammlung ausgeübt. 

Jede Aktie gewährt dem Inhaber eine Stimmie, wenn nicht der Gefellfhaftsvertrag 
ein Anderes feftfept. 

Art. 225. Iſt ein Auffichtsrath beftellt, fo überwacht derfelbe die Gefchäftsführ- 
ung der Gefellihaft in allen Zweigen der Verwaltung; er faun fih von dem Gange 
der Angelegenheiten der Gefellfchaft unterrichten, die Bücher und Schriften derfelben je» 
derzeit einfehen und den Beftand der Gefellichaftsfaffe unterfuchen. 

Er hat die Jahresrehnungen, die Bilanzen und die Vorfchläge zur Gewinnver- 
theilung zu prüfen und darüber alljährlich der Generalverfammlung der Aktionäre Be— 
richt zu erftatten. 

Er hat eine Generalverfammlung zu berufen, wenn dies im Intereffe der Gefell- 
ſchaft erforderlich iſt. 

Art. 226. Handelt es ſich um die Führung von Prozeſſen gegen die Mitglieder 
des DVorftandes oder des Auffichtärathes, fo fommen die für die Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien gegebenen Beftimmungen (Urt. 194, 195) au hier zur Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Nechte und Pflichten des Vorſtändes. 


Art. 227. Jede Aktiengefellihaft muß einen Vorſtand haben (Art. 209, Ziff.7). 
Sie wird durch denfelben gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 
Der Borftand kann aus einem oder mehreren Mitgliedern beftehen; diefe koͤnnen ber 
foldet oder unbefoldet, Aktionäre oder Andere fein, 1. 
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Ihre Beftellung ift zu jeder Zeit widerruflich, — der dal a a a 
ſpruͤche auus beftehenden Verträgen. 

' Art. 228. Die jeweiligen Mitglieder des. Boritandes müffen alsbald nad ihrer 
Beltimmung zur Eintragung in das Handelöregifter angemeldet werden. Der Anm-Id- 
ung iſt ihre Legitimation beizufügen. 

Eie haben ihre Unterfchrift vor dem Sandelögericht zu zeichnen, oder die Zeichnung 
derfelben, in beglaubigter Form einzureichen 
Das Gandelsgericht bat die Mitglieder des Borftandes zur Befolgung diefer Vor— 
fhriften von Amtswegen durch Ordnungsitrafen anzubalten. 

Art. 229. Der Berftand bat in der dur den Gejellichaftsvertrag beitimmten 
Form feine Willenserflärungen kundzugeben und für die Gefellfhaft zu zeichnen. Iſt 
nichts darüber bejtimmt, fo it die Zeichnung Durch fämmtliche Mitglieder des Borftaı. 
des erforderlich. 

Die Zeichnung gefchieht in der Weife, Daß die Zeichnenden zu der Firma der Se: 
fellihaft oder zu der Benennung ded Borftandes ihre Unterfchrift hinzufügen. 

Art. 230 Die Gefellichaft wird dur die von dem Vorſtande in ihrem Ramen 
gefchloffenen Rechtsgeſchäfte berechtigt und verpflichtet; es iſt gleichgültig, ob das Geichäft 
ausdrüdlich im Namen der Befellicbaft gefchloffen worden ift, oder ob die Umftände er- 
geben, daß es nach dem Willen der Kontrahenten für tie Gefellihaft geichloffen wer: 
den follte. 

Art, 231. Der Borftand ift der Gefellihaft gegenüber verpflichtet, die Beſchränk— 
ungen einzubalten, welche in dem Gefellfchaftsvertrage oder durch Befchlüffe der Gene— 
ralverfammlung für den Umfang feiner Befugniß, die Gefellfhaft zu vertreten, feftge- 
fept find. 

Gegen dritte Perfonen hat jedoch eine Befchränkung der Befugniß des Boritandes, 
die Gefellfhaft zu vertreten, feine rechtliche Wirkung. Dies gilt insbefondere für den 
Ball, daß die Vertretung fih nur auf gewiffe Gefchäfte oder Arten von Gefhäften er- 
fireden, oder nur unter gewiffen Umftänden oder für eine gewiffe Zeit oder an einzelnen 
Orten ftattfinden fol, oder da .die Zuftimmung der Generalverfammlung, eines Ver— 
waltungsraths, eined Auflichtsraths oder eines anderen Organes der Aktionäre für ein« 
zelne Geſchäfte erfordert ift. 

Art. 232. Eide Namens der Gefellfhaft werden durd den Borftand geleiftet. 

Art. 233. Jede Aenderung der Mitglieder des Vorftandes muß bei Ordnungs- 
firafe zur Eintragung in das Handelsregifter angemeldet werden. 

Dritten Berfonen fann die Aenderung nur infofern entgegengefegt werden, als in 
Betreff diefer Aenderung die im Art, 46 in Betreff des Erlöfchens der Prokura bezeich- 
neten Vorausſetzungen vorhanden find. 
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Art 234. Der Betrieb von Gefchäften der Geſellſchaft jowie die Vertretung der 
Sefellfchaft in Bezug auf diefe Geihäftsführung kann auch fonitigen Bevollmächtigten 
oder Beamten der Gejelfchaft zugewiefen werden. In Ddiefem Kalle beſtimmt fich Die 
Befuguiß derfelben nad der ihnen ertheilten Vollmacht; fie erftredt fih im Zweifel auf 
alle Rechtshandlungen, welche die Ausführuug derartiger Gefchäfte gewöhnlid mit fich 
bringt. 

Art 235. Zur Bebändigung von Borladungen und anderen Zuftellungen an 
die Gefellichaft genügt es, wenn diefelbe an ein Mitglied des Vorſtandes, welches zu- 
zeichnen oder mitzuzeichnen befugt if, oder an einen Beamten. der Gefellfchaft, welcher 
diefelbe vor Gericht zu vertreten berechtigt iſt, gefchieht. 

Art. 236. Die Generalverfammlung der Aktionäre wird dur den Vorſtand be— 
rufen, foweit nicht nach dem Gejellichaftövertrage auch andere Perfonen dazu befugt find, 


Urt. 237. Eine Generalverfammlung der Aktionäre ift, außer den im Gefell» 
fchaftövertrage ausdrüdlich beftimmten Fällen, zu berufen, wenn dies im Intereſſe der 
Geſellſchaft erforderlich erſcheint. 

Die Generalverſammlung muß auch dann berufen werden, wenn dies ein Aktionär 
oder eine Anzahl von Aktionären, deren Aktien zuſammen den zehnten Theil des Grund— 
fapitald darftellen, in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Angabe des Zweds 
und der Gründe verlangen. Iſt in dem Gefellfchaftävertrage das Recht, die Berufung 
einer Generalverfammlung zu verlangen, an den Beſitz eines größeren oder eines gerin« 
geren Antheild am Grundkapital gefnüpft, fo hat es hiebei fein Bewenden. 


Art. 238. Die Berufung der Generalverfammlung bat in der durch den Ge- 
fellfehaftsvertrag beftimmten Weife zu erfolgen. 

Der Zwed der Generalverfammlung muß jederzeit bei der Berufung befannt ge- 
macht werden. Ueber Gegenftände, deren Verhandlnug nicht in diefer Weiſe angefün« 
digt ift, können Befchlüffe nicht gefaßt werden; biervon iſt jedoch der Befchluß über den 
in einer Generalverfammlung gejtellten Antrag auf Berufung einer außerordentlichen Ge: 
neralverfammlung ausgenommen, 

Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beſchlußfaſſung bedarf 
es der Ankündigung nicht. j 

Art. 239. Der Borftand ift verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die erforderlichen 
Bücher der Gefellihaft geführt werden. Gr muß den Aktionären fpäteftens in den er- 
ten ſechs Monaten jedes Gefhäftsjahres eine Bilanz des verfloffenen Gefhäftsjahres vor. 
legen. 

Zur Entlaftung des Vorftandes bei Legung der Rechnungen können Perſonen nicht 
beftellt werden, welche auf irgend eine Weife an der Gefchäftsführung Theil nehmen. 
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Diefes Berbot bezieht fi) nicht auf die Perfonen, welchen die Aufficht über die Ge— 
ihäftsführung zufteht. 

Art. 240. Ergiebt fih aus der legten Bilanz, daß fi das Grundfapital um die 
Hälfte vermindert hat, fo muß der Vorftand umverzüglih eine Generalverfammlung be- 
rufen und dieſer fowie der zuftändigen Berwaltungbehörde davon Anzeige machen. 

Die Verwaltungsbehörde kann in diefem alle von den Büchern der Gefellihaft 
Einfiht nehmen und nah Befinden der Umftände die Auflöfung der Gefellihaft verfügen. 

Ergiebt fi), daß das Bermögen der Gefellfhaft nicht mehr die Schulden dedt, fo 
muß der Borftand hievon dem Gericht behufs der Eröffnung des Konkurſes Anzeige machen, 

Art. 241. Die Mitglieder des Borftandes find aus den von ihnen im Namen 
der Gefellfehaft vorgenommenen Rechtöhandlungen Dritten gegenüber für die Berbind» 
lichkeiten der Geſellſchaft perfönlih nicht verpflichtet. 

Mitglieder des Vorſtandes, welde außer den Grenzen ihres Auftrags, oder den 
Vorſchriften diefes Titels oder des Gefelfhaftsvertrags entgegen handeln, haften perfön- 
lich oder folidarifh für den dadurch entftandenen Schaden. Dieß gilt insbefondere, wenn 
fie der Beitimmung des Art. 217 entgegen an die Aktionäre Dividenden oder Zinſen 
zahlen, oder wenn fie zu einer Zeit noch Zahlungen leiften, in welcher ihnen die Zah. 
lungsunfähigkeit der Gefellihaft hätte bekannt fein müffen. 


Vierter Abfchnitt. 
Aunflöfung der Gefellichaft. 


Art. 242, Die Altiengefellihaft wird aufgelöft: 

1) dur Ablauf der im Gefellfchaftsvertrage beftimmten Zeit; 

2) durd einen notariell oder gerichtlich beurkundeten Beſchluß der Aktionäre; 

3) dur Verfügung der Vewaltungsbehörde, wenn fih das Grundkapital um die 
Hälfte vermindert hat (Art. 240); 

4) durd Eröffnung des Konkurfes. " 

Wenn die Auflöfung einer Altiengefelfhaft aus anderen Gründen oder die Zurüd- 
uahme der ftaatlichen Genehmigung nad dem in den einzelnen Staaten geltenden Recht 
erfolgt, fo finden die Beftimmungen diefes Abfchnitts ebenfalls Anwendung. 

Art. 243. Die Auflöfung der Geſellſchaft muß, wenn fie nicht eine Folge des 
eröffneten Konkurfes iſt, durch den Borftand, bei Ordnungsftrafe, zur Eintragung in das 
Handelsregifter angemeldet werden; fie muß zu drei verſchiedenen Malen durch die hierzu 
beftimmten öffentlichen Blätter (Art. 209. Ziff. 11) bekannt gemacht werden. 

Durch diefe Bekanntmachung müſſen zugleich die Gläubiger aufgefordert werden, 
fih bei der Gefellfchaft zu melden. 
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Art. 244. Die Liquidation gefchieht durch den Borftand, wenn nicht diefelbe durch 
den Gefellfhaftövertrag oder. einen Befchluß der Aftionäre an andere Perfonen über« 
tragen wird. 

Es kommen die bei der offenen Handelsgefellfhaft über die Anmeldung und das 
Rehtöverhältnig der Liquidatoren gegebenen Beltimmungen aud bier zur Anwendung, 
mit der Maafgabe, daß die Anmeldungen behufs der Eintragung in das Handelsregi— 
fter dur den Vorſtand zu machen find. 

Die Beitellung der Liquidatoren iſt jederzeit widerruflid. 


Art. 245. Das Vermögen einer aufgelöften Aktiengefellfichaft wird nad Tilgung 
ihrer Schulden unter die Aktionäre nah Berhältniß ihrer Aktien vertheilt. 

Die BVertheilung darf nicht eher vollzogen werden, als nah Ablauf eines Jahres 
von dem Tage an gerechnet, an welchem die Bekanntmachnng in den hierzu beftimmten 
Öffentlichen Blättern (Art. 243) zum dritten Male erfolgt ift. 

In Anfehung der aus den Handelsbüchern erfihtlihen oder in anderer Weiſe be 
fannten Gläubiger und in Anfehung der noch jchwebenden Verbindlichkeiten und ftreitie 
gen Forderungen fommen die bei der Kommanditgefellfhaft auf Aktien gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen (Art. 202. Abf. 2 und 3) zur Anwendung. 

Mitglieder des Vorſtandes und Liquidatoren, welche diefen Vorſchriften entgegen« 
bandeln, find perfönlih und folidarifh zur Erftattung der geleiteten Zahlungen verpflichtet, 


Art. 246, Die Handelsbiücher der aufgelöiten Gefellihaft find an einem von dem 
Handeldgerihte zu beftimmenden ficheren Orte zur Aufbewahrung auf die -Dauer von 
zehn Jahren niederzulegen. 


Art. 247. Die Auflöfung einer Aktiengefellihaft durch Bereinigung derfelben mit 
einer anderen Aftiengefellfhaft (Art. 215) kann nur unter flaatlicher Genehmigung erfolgen. 

Es kommen bei diefer Auflöfung folgende Beftimmungen zur Anwendung: 

1) Das Vermögen der aufzuldienden Gefellfhaft it fo Iange getrennt zu verwalten, 
bis die Befriedigung oder Sicherftellung ihrer Gläubige erfolgt ift, 

2) Der bisherige Gerichtsitand der Gefellihaft bleibt für die Dauer der getrennten 
Bermögensverwaltung beftehen; dagegen wird die Verwaltung von der. anderen 
Geſellſchaft geführt 

3) Der Vorftand der letzteren Gefellihaft ift den Gläubigern für die Ausführung 
der getrennten Berwaltung perfönlich und folidarifh verantwortlich, 

4) Die Auflöfung der Gefellfchaft ift zur Eintragung in das SHandelsregifter bei 
Drdnungsftrafe anzumelden, 

5) Die Öffentliche Aufforderung der Gläubiger der aufgelöften Gefellfhaft (Art. 243) 
kann unterlaffen oder auf einen fpäteren Zeitpunkt verfchoben werden. Jedoch ift 
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die Bereinigung der Vermögen der beiden Geſellſchaften erſt in dem Zeifpunfte. 
zuläfftg, in welchem eine Bertheilung des Vermögens einer aufgelöften Altienge- 
fellfehaft unter die Aktionäre erfolgen darf (Art. 245). 

Art. 248. Eine theilmeife Zurüdzablung des Grundkapitals an die Aftionäre 
fann nur auf Beichluß der Generalverfammlung erfolgen; diefer Beſchluß bedarf zu fei- 
ner Gültigkeit der ftaatlihen Genehmigung. * 

Die Zurückzahlung kann nur unier Beobachtung derſelben Beſtimmungen erfolgen, 
welche für die DVertheilung des Gefellichaftsvermögens im Falle der Auflöfung maaß— 
gebend find (Art. 243. 245). 

Die Mitglieder des Borftandes, welche diefer Vorſchrift entgegenbandeln, find den 
Gläubigern der Gefellichaft perſönlich und folidarifch verhaftet. 


Fünfter Abjchnitt. 
Schiußbeftimmungen. 


Art 249. Den Yandesgefegen bleibt vorbehalten, zu beftimmen, daß es der jtaat- 
lihen Benebmigung zur Errichtung von Aftiengefellihaften im Allgemeinen oder von 
einzelnen Arten derfelben nicht bedarf. Auch in Ddiefem Halle fommen jedod die Be- 
jtimmungen dieſes Ziteld zur Anwendung, ausgenommen infoweit diefelben: 

1) zur Errichtung einer Aktiengefellihaft (Art. 208. 210. 211), 

2) zu Beſchlüſſen der Generalververfammlung (Art, 214), 
3) zur, Auflöfung einer Aftiengefel.fhaft durd Vereinigung mit einer anderen Aftien« 
gefellfhaft (Art. 247), 

4) zur theilmeifen Zurüdzahlung des Grundkapital an die Aktionäre (Art. 248) 
die ftaatlihe Genehmigung und deren Eintragung in das Handelsregifter erfordern, und 

5) die Anzeige, daß ſich das Grundkapital um die Hälfte vermindert bat, fowie die 

bierauf zu erlaffende Verfügung der Verwaltungsbehörde (Art. 240. 242. Ziff. 3) 
zum Gegenftande haben; der Gefellichaftsvertrag muß jedoch die in dem Art 209 ver- 
zeichneten Beitimmungen enthalten, bevor die in dem Art. 210 vorgefhriebene Eintrag» 
ung in das Handelsregifter erfolgen fann. 

Außerdem bleibt den Landesgeſetzen überhaupt vorbehalten, zu beftimmen, daß für 
beiondere Arten von. Aktiengefellichaften oder in beionderen Fällen durch den Geſellſchafts— 
vertrag mit ftaatliher Genehmigung 

1) die in dem Art. 222 beftimmte Höhe der Einzahlung von vierzig Prozent des 

Nominalbetrages der Aktien bis auf fünfundzwanzig Prozent dieſes Betrages 

berabgefept, und 
2) die in dem Art, 239 beftimmte Frift zur Vorlegung der Bilanz bis auf zwölf 
Monate feit Ablauf des Gefchäftsjahres ausgedehnt werden darf. 
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Drittes Buch. 


Bon der ftillen Gefellichaft und von der. Vereinigung zu einzelnen 
Handelsgeſchäften für gemeinfchaftliche Rechnung. 


Sriter Titel. 
Bon der ftillen Geiellichaft. 


Art. 250. Eine jtille Gefellihaft it vorhanden, wenn fih Jemand an dem Be- 
triebe des Handelsgewerbes eines Anderen mit einer Vermögenseinlage gegen Antheil 
an Gewinn und Berluft. betheiligt. 

Zur Gültigkeit der Vertrages bedarf es der fchriftlihen Abfaffung oder fonftiger 
Foͤrmlichkeiten nicht. ’ 

Art. 251. Der Inhaber des Handelsgewerbes betreibt die Gefchäfte unter ſei— 
ner Firma, 

Kine das Berbältnig einer Handelsgefellfhart andeutende Birma darf derfelbe we— 
gen der Betheiligung eines ftillen Gefellfhafters bei Ordnungsftrafe nicht annehmen. 

Art. 252. Der Imbaber eines Handelsgewerbes wird Eigenthümer der Einlage 
des jtillen Gefellichafters. 

Der jtille Geſellſchafter ift nicht verpflichtet, die Einlage über den vertragmäßigen 
Betrag zu erhöhen, oder die dur Verluſt verminderte Einlage zu ergänzen, 

Art. 253. Der-ttille Geſellſchafter ift berechtigt, die abfchriftliche Mittheilung der 
jährlihen Bilanz zu verlangen und die Nichtigkeit derfelben unter Einficht der Bücher 
und Papiere zu prüfen 

: Das Handelsgericht kann auf den Antrag des ftillen Gefellichafters, wenn wichtige 
Gründe dazu vorliegen, die Mittheilung einer Bilanz oder fonftiger Aufflärungen nebſt 
Borlegung der Bücher und Papiere zu jeder Zeit anordnen. 

Art. 254. Iſt über die Höhe der Betheiligung des jtillen Gefellfchafterd an Ge— 
winn und Verluſt nid;ts vereinbart, jo wırd diefelbe nach richterlihem Ermeſſen, nöthi— 
genfalls unter Zuziehung von Eadveritändigen feitgeftellt. 

Art.,255. Am Schluſſe eines jeden Gefchäftsjahres wird der Gewinn und Ber- 
luft berechnet und dem ftillen Gefellfhafter der ihm zufallende Gewinn ausbezahlt. 

Der ftille Gefellfhafter nimmt an dem Berluft nur bis zum Betrage feiner einge« 
zahlten oder rüditändigen Einlage Antheil. Er ift nicht verpflichtet, den bezogenen Ge— 
winn wegen fpäterer Verluſte zurückzuzahlen; jedoch wird, fo lange feine urfprüngliche 
Einlage durch Verluſt vermindert ift, der jährliche Gewinn zur Dedung des Verluftes 


verwendet. 
19 
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Der Gewinn, welcher von dem ftillen Sefellfchafter nicht erhoben wird, vermehrt 
deffen Einlage nicht, fofern nicht ein Anderes vereinbart iſt. 

Art. 256. Aus den Gefchäften des Handelsgewerbes wird der Inhaber deffelben 
dein Dritten gegenüber allein berechtigt und verpflichtet. | 

Art 257. Der Name eines ftillen Gefellfchafters darf in der Birma des Inha— 
ber& des Handelsgewerbes nicht enthalten fein; im entgegengefepten Kalle haftet der ſtille 
Gefellfihafter den Gläubigern der Geſellſchaft perfünlih und ſolidariſch. 

Art. 258. Wenn der Inhaber des Handelsgewerbes in Konkurs verfällt, fo tf 
der ftille Gefellfchafter befugt, wegen feiner Einlage, foweit diefelbe den Betrag des auf 
ihn fallenden Antheils am Berluft überfteigt, eine Forderung als Konkursgläubiger gel 
tend zu machen, 

Iſt die Einlage rüdjtändig, fo hat der ftille Gefellfchafter diefelbe bis zu dem Be 

trage, welcher zur Dedung feines Antheild am Verlufte erforderlich ift, in die Konkurs. 
maſſe zu zahlen. 

Art, 259. Wenn innerhalb eines Jahres vor Eröffnung des Konkurfes über das 
Bermögen des Inhabers des Handeldgewerbes dur Vereinbarung zwifchen ihm und dem 
ſtillen Gefellfhaiter das Gefellihaftsverhältnig aufgelött worden if, fo fünnen die Kon— 
fursgläubiger verlangen, daß der ftille Gefellichafter die ihm zurücdbezahlte Einlage in 
die Konfursmaffe einzahle, unbefchadet feines Nechts, die in dem Zeitpunkt der Auflöfung 
ihm aus dem Gefellfichaftsverhältniffe zuftebende Forderung als Konfursgläubiger geltend 
zu machen. 

Daffelbe gilt, wenn dem ftillen Gefellfchafter in dem bezeichneten Zeitraum ohne Aufs 
löfung des Gefellfhaftsverhältniffes die Einlage zurücdbezahlt wurde. 

In gleicher Weife it, wenn der Inhaber des Handelögewerbes in dem bezeichneten 
Zeitraum dem jtillen Gefellfchafter defien Antheil an dem entftandenen Verluſt ganz oder 
theilweife erlaffen hat, der Erlaß zu Gunften der Konkursgläubiger unwirkfam. 

Die Beitimmungen diefed Artikel treten nicht ein, wenn der ftille Gefellichafter be- 
weilt, daß der Konkurs in Umjtänden feinen Grund bat, welche erjt nad dem Zeitpunkt 
der Auflöfung, der Zurückzahlung oder des Erlaffes eingetreten find. 

Art. 260. Db und inwieweit eine rechtliche Wirkung zu Gunften dritter Berfonen 
eintritt, wenn durch einen ftillen Gefellfchafter oder mit deffen Willen das Vorhanden» 
fein der ftillen Geſellſchaft kundgemacht wird, ift nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu 
beurtheilen, 

Art. 261. Die ftille Gefellfchaft wird aufgelöft: 

1) durd den Tod des Inhabers des Handeldgewerbes, wenn nicht der Bertrag be— 

fimmt, daß die Gefellfhaft mit den Erben des Berjtorbenen fortbeitehen foll; 
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T) durd die eingetretene rechtliche Unfähigkeit des Inhabers des Handelögewerbes 
zur felbfiftändigen Bermögensverwaltung ; 

dur die Eröffnung des Konkurfes über das Vermögen des Inhabers des Han- 
delögewerbes oder des ftilen Geſellſchafters; 

4) durch gegenfeitige Uebereinkunft; 

5) durch Ablauf der Zeit, auf deren Dauer die flille Gefellfhaft eingegangen ift, 
wenn diefelbe nicht ftillfchweigend fortgefept wird; in diefem Balle gilt der Ber- 
trag von da an als auf unbeftimmte Dauer gefchloffen; 

6) durch die Auffündigung eines der beiden Theile, wenn der Bertrag auf unbe 
ſtimmte Dauer gefchloffen ift. 

Ein auf Lebenszeit gefchloffener Vertrag ift als auf unbeftimmte Dauer gefäloffen 
ju betrachten. 

Die Auffündigung eines auf. unbeftimmte Dauer gefhloffenen Bertrages muß, wenn 
nicht ein Anderes vereinbart iſt, mindefiend fehs Monate vor Ablauf des Gefhäftsjah- 
ves erfolgen. 

Art. 262. Die Auflöfung der ftillen Gefellfhaft kann vor Ablauf, der für ihre 
Dauer beftimmten Zeit oder bei einem Vertrage von unbeftimmter Dauer ohne vorherige 
Auffündigung verlangt werden, wenn dazu wichtige Gründe vorhanden find. Die Bes 
urtbeilung, ob folde Gründe anzunehmen find, bleibt im Falle des Widerfpruhs dem 
Ermeſſen des Richters überlaffen. 

Art. 263 Die Beftimmung des Art. 126 gilt auch zu Gunften der Privatgläu- 
biger eines ftillen Geſellſchafters. 

Art. 264. Wenn der ftille Gefellfchafter ftirbt, oder zur Verwaltung feines Ber- 
mögens rechtlich unfähig wird, fo bat dies die Auflöfung der ftillen Geſellſchaft nicht 
zur Folge. 

Art. 265. Nah Auflöfung der itillen Gefellihaft muß der Inhaber des Han- 
delögewerbes ſich mit dem ftillen Gefellfchafter auseinanderfegen und die Forderung ded« 
felben in Gelde berichtigen. 

Der Inhaber des Handelögewerbes beforgt die Liquidation der bei der Auflöfung 
noch fchwebenden Geſchäfte. 


— 


Zweiter Titel. 
Bon der Bereinigung zu einzelnen Haudelsgeſchäften für gemeinſchaftliche Rechnung. 
Art. 266. Die Vereinigung zu einem oder mehreren einzelnen Handelsgeſchäften 


für gemeinfhaftlihe Rechnung bedarf einer ſchriſtichen Abfaſſung nicht und tft ſonſtigen 


Sörmlichkeiten nicht unterworfen, iR 
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Art, 267, Wenn nicht ein Anderes verabredet: ift, fo find alle Theilnehmer in 
gleihem BVerhältniffe zu dem gemeinfamen Unternehmen beizutragen verpflichtet. 

Art. 268. Iſt über den Antheil der Theilnehmer am Gewinn und Verluft nichts 
vereinbart, fo werden die Einlagen verzinft, der Gewinn oder Verluſt aber nad Köpfen 
vertbeilt. | 
ı Art. 269. Aus Gefhäften, welche ein Theilnehmer mit einem Dritten geichloffen 
bat, wird Eriterer dem Dritten gegenüber allein verechtigt und verpflichtet. 

Iſt ein Theilnehmer zugleih im Auftrage und Namen der übrigen aufgetreten, oder 
baben alle Theilnehmer gemeinfhaftlich oder durch einen gemeinfam Bevollmächtigten ge: 


handelt, jo ift jeder Theilnehmer Dritten gegenüber folidarifch berechtigt und verpflichtet, i 


Art. 270. Nach Beendigung des gemeinfhaftlihen Geihäfts muß der Theilneh- 
wer, welcher daffelbe führte, den übrigen Theilnehmern unter Mittheilung der Belege 
Rechnung ablegen. 

Er beforgt die Liquidation. 


Viertes Buch. 
Bon den Handelsgefchäften. 


Erſter Titel. 2 
! Bon den Handelsgefchäften im Allgemeinen. 
Erfter Abſchnitt. 
Begriff der Handelsgefchäfte. 


Art. 271. Handelsgeſchäfte find: 

1) der Kauf oder die anderweite Anfchaffung von Waaren oder anderen beweglichen 
Saden, von Staatspapieren, Aktien oder anderen für den Handelsverkehr be- 
fimmten Werthpapieren, um diefelben weiter zu veräußern; es macht feinen Un 
terfhied, ob die Waaren oder anderen beweglichen Sachen in Natur oder nad 
einer Bearbeitung oder Verarbeitung weiter veräußert werden follen; 

2) die Uebernahme einer Lieferung von Gegenftänden der unter Ziff. 1 bezeichneten 
Art, welche der Uebernehmer zu diefem Zweck anfhafft; 

3) die Uebernahme einer Verfiherung gegen Prämie; 

4) die Uebernahme der Beförderung von Gütern oder Reifenden zur See und das 
Darleihen gegen Berbodmung. 
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Art 272. Handelsgeſchäfte find ferner die folgenden Geſchaͤfte, wenn fie gewerbes 
mäßig betrieben werden: 

4) die Uebernabme der Bearbeitung oder Verarbeitung beweglicher Sachen für An- 
dere, wenn.der Gewerbebetrieb des Uebernehmerd über den Umfang des Hand- 
werks hinausgeht; 
die Bankier: oder Geldwechölergefchäfte ; 
die Geichäfte des Kommiſſionärs (Art. 360), des, Spediteurs und des Frachtfüh— 
vers, ſowie die Gefchäfte der für den Transport von Perfonen beftimmten An- 
ftalten; 

4) die Vermittelung oder Abichließung von Handelsgefhäften für andere Perſonen; 

die amtlichen Geſchäfte der Handelsmäkler find jedoch hierin nicht einbegriffen; 

5) die Verlagsgefchäfte, ſowie Die fonftigen Gefchäfte des Buch- oder Kunfthandels; 

ferner die Gejchäfte der Drudereien, fofern nicht ihr Betrieb nur ein handwerks— 
mäßiger ift. 

Die bezeichneten Gefchäfte find auch alsdann Handelögefhäfte, wenn fie zwar ein: 
zen, jedoh von einem Kaufmann im Betriebe feines gewöhnlicd auf andere Gefchäfte 
gerichteten Handelsgewerbes gemacht werden. 

Art. 273. Alle einzelmen Geichäfte eines Kaufmanns, weldhe zum Betriebe eines 
Handelögewerbes gehören, find als Handelsgefchäfte anzufehen. 

Dies gilt insbefondere für die gewerbliche MWeiterveräußerung der zu diefem Zweck 
angeihafften Waaren, beweglihen Sachen und Werthpapiere, fowie für die Anfchaffung 
von Geräthen, Material und anderen beweglichen Sachen, welche bei daem Betriebe der 
Gewerbes unmittelbar benugt oder verbraucht werden follen. 

Die Weiterveräußerungen, welche von Handwerkern vorgenommen werden, find, ins 
foweit diefelben nur in Ausübung ihres Handwerfäbetriebes gefheben, als Handelsge— 
ſchäfte nicht zu betrachten. 


Art. 274. Die von einem Kaufmann gefchloffenen Verträge gelten im Zweifel 
als zum Betriebe des Handelögewerbes gehörig, 

Die von einem Kaufmann gezeichneten Schuldſcheine gelten als im Betriebe des 
Handelögewerbes gezeichnet, fofern fi nicht aus denfelben das Gegentbeil ergibt. 

Art. 275. Verträge über unbeweglihe Sachen find feine Handelsgeichäfte. 

Art. 276. Die Eigenfhaft oder die Gültigkeit eines Handelsgefhäfts wird da— 
durch nicht ausgefchloffen, daß einer Berfon wegen ihres Amtes oder Standes, oder aus ge- 
werbepolizeilihen oder anderen ähnlichen Gründen unterfagt iſt, Handel zu treiben oder 
Handelsgeſchaͤfte zu fchließen. 

Art. 277. Bei jedem Rechtögeichäft, welches auf der Geite eines der Kontrahen- 
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ten ein Handelsgeſchäft ift, find die Beftimmungen diefes vierten Buchs in Beziehung 
auf beide Kontrahenten gleichmäßig anzuwenden, fofern nicht aus diefen Beftimmungen 
felbf fi ergiebt, daß ihre ‚befonderen Beitfepungen ſich nur auf denjenigen von beiden 
Kontrahenten beziehen, auf deſſen Seite das Geſchäft ein Handeldgefchäft if. 


Zweiter Abſchnitt. 
Allgemeine Beitimmungen über Sandelsgefchäfte. 


Art. 278. Bei Beurtbeilung und Auslegung der Handelögefhäfte hat der Rich— 
ter den Willen der Kontrahenten zu erforfchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne 
des Ausdruds zu haften. 

Art. 279. Im Beziehung auf die Bedeutung und Wirfung von Handlungen 
und Unterlaffungen ift auf die im SHandelöverkehr geltenden Gewohnheiten und Ge— 
bräude Rüdfiht zu nehmen. 

Art. 280. Wenn zwei oder mehrere Berfonen einem Anderen gegenüber in ei- 
nem Gefchäft, welches auf ihrer Seite ein Handelsgefhäft ift, gemeinfchaftlih eine Ber- 
pflihtung eingegangen find, fo find fie als Solidarfchuldner zu betrachten, fofern ſich 
nicht aus der Uebereinkunft mit dem Gläubiger das Gegentheil ergibt. 

Art. 281. Bei Handelögeihäften, ingleichen in allen Fällen, in welchen in die- 
jem Geſetzbuche eine folidarifche Berpflichtung auferlegt wird, fteht einem Solidarfguld- 
ner die Einrede der Theilung oder der Borausklage nicht zu. 

Daffelbe gt von Bürgen, wenn die Echuld aus einem Handelögefhäft auf Seiten 
des Hauptihuldners hervorgeht, oder wenn die Bürgfehaft felbft ein Handelsgefhäft if. 

Art 282. Wer aus einem Gefhäft, weldes auf feiner Seite ein Handelöge- 
fhäft ift, einem Anderen zur Sorgfalt verpflichtet ift, muß die Sorgfalt eines ordentli 
hen Kaufmannd anwenden. 

Art. 283. Wer Schadenerfag zu fordern hat, fann die Erftattung des wirflichen 
Schadens und des entgangenen Gewinnes verlangen. 

Art 284. Die Konventienalftrafe unterliegt keiner Beſchränkung in Anfehung 
des Betrages; fie fann das Doppelte des Intereffes überfteigen. 

Der Schuldner it im Zweifel nicht berechtigt, ſich durch Erlegung der Konventio- 
nalftrafe von der Erfüllung zu befreien. 

Die Verabredung einer Konventionalitrafe fließt im Zweifel den Anſpruch auf ei» 
nen den Betrag derfelben überfteigenden Schadenserfag nicht aus. 

Art. 285. Die Daraufgabe (Arrha) gilt nur dann als Reugeld, wenn dies ver- 
einbart oder ortsgebräuchlich iſt. 
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Sie ift, wenn nichts Anderes vereinbart oder ortsgebräuchlich if, zurückzugeben oder 
in Anrechnung zu bringen. 

Art. 286. Wesen übermäßiger Verlegung, insbeſondere wegen Verleßung über 
die Hälfte, köͤnnen Handelsgeſchäfte nicht angefochten werden. 

Urt. 287. Die Höhe der gefeplichen Zinfen, insbefondere auch der Berzugdzinfen, 
it bei Handelögeichäften Sechs vom Hundert jährlich. 

In allen Fällen, in welchen in diefem Gejepbuche die Verpflichtung zur Zahlung 
von Zinfen ohne Beitimmung der Höhe audgeiprodhen wird, find darunter Zinfen zu 
Schs vom Hundert jährlich zu verjtehen. 

Art. 288, Der aus einem Gefchäft, welches auf feiner Seite ein Handelsge- 
ſchaͤft it, eine fällige Forderung hat, kann wegen derfelben vom Tage der Mahnung an 
Zinfen fordern, fofern er nicht nad dem bürgerlichen Recht fchon von einem früheren 
Zeitpunftte an Zinfen zu fordern berechtigt if. 

Die Ueberfendung der Rechnung gilt für fih allein nicht als Mahnung. 

Art. 289. Kaufleute unter einander find berechtigt, in beiderfeitigen Handelöge- 
f&häften auch ohne Verabredung oder Mahnung von jeder —— ſeit dem Tage, an 
welchen ſie faͤllig war, Zinſen zu fordern. 

Art. 290 Ein Kaufmann, welcher in Ausübung des Handelsgewerbes einem 
Kaufmann oder Nichtlaufmann Gefchäfte beforgt oder Dienite leiftet, kann dafür auch 
ohne vorherige Verabredung Provilion, und wenn es ich um Aufbewahrung handelt, 
zugleih auch Lagergeld nach den an dem Orte gewöhnlichen Süßen fordern. 

Bon feinen Darlehen, Vorfhüffen, Auslagen und anderen Berwendungen kann er, 
vom Tage ihrer Leitung oder Befhaffung an, Zinfen in Anfag bringen. 

Dies gilt insbefondere au von dem Kommifiionär und Spediteur. 

Art. 291. Wenn ein Kaufmann mit einem anderen Kaufmann in laufender Rech» 
nung (Kontokurrent) ſteht, fo iſt derjenige, weldhem beim NRechnungsabichluffe ein Ueber- 
fhuß gebührt, von dem ganzen Betrage desjelben, wenn gfeich darunter Zinfen begrif- 
fen find, feit dem Tage des Abſchluſſes Zinfen zu fordern berechtigt. 

Der Rehnungsabfhluß gefchieht jährlich einmal, fofern nicht von den Parteien ein 
Anderes beſtimmt iſt. 

Art. 292. Bei Handelsgeſchäften können Zinſen zu Sechs vom Hundert jähr— 
lich bedungen werden; höhere Zinſen zu bedingen, iſt nur in ſofern zuläſſig, als die 
Landesgefepe ſolches geſtatten. 

Bei Darlehen, welche ein Kaufmann empfängt, und bei Schulden eines Kaufmanns 
aus feinen Handelsgeſchäften können auch höhere Zinſen als Sechs vom Hundert jähr- 
lich, bedungen werden. 
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Art, 293. Die Zinfen können bei Handelögefchäften in ihrem Gefammtbetrage 
das Kapital überfteigen. 

Art. 294. Die Anerkennung einer Rechnung PERL den Beweis eines Irrthums 
oder eines Betrugs in der Rechnung nicht aus. 

Art. 295. Die Beweistraft eines Schuldfheins oder einer Quittung ift an den 
Ablauf einer Zeitfrift nicht gebunden. 


Art. 296. Der Ueberbringer einer Quittung gilt für ermächtigt, die Zahlung zu 
empfangen, fofern nicht die dem Zahlenden befannten Umftände der Annahme einer fol- 
hen Ermächtigung entgegenitehen. 

Art 297. Ein Antrag, ein Auftrag oder eine Vollmacht, welche von einem 
Kaufmann in dem Handelögewerbe ausgegangen find, werden dur feinen Tod nicht 
aufgehoben, fofern nicht eine entgegengefepte Willensmeinung aus feiner Erklärung oder 
aus den UmftÄnden hervorgeht. ' 

Art. 298. Bei einer Vollmacht zu Handelsgefhäften kommen in Betreff des 
Verhältniffes zwilchen dem Bollmachtgeber, dem Bevollmächtigten und dem Dritten, mit 
weichem der Bevollmächtigte Namens des Vollmachtgebers das Geſchäft fchließt, diefelben 
Beitimmungen zur Anwendung, welde im Art 52 in Beziehung auf die Profuriften 
und Handlungsbevollmäctigten gegeben find, 

Ingleichen gilt die Beſtimmung des Art. 55 in Beziehung auf denjenigen, welcher 
ein Handelsgeichäft als Bevollmächtigter fchließt, ohne Vollmacht dazu erhalten zu ba- 
ben, oder welcher bei dem Abfchluffe des Handelsgefhäfts feine Vollmacht überfchreitet. 

Art. 299. Im Halle der Abtretung einer aus einem Handelsgeſchäft hervorge— 
gangenen Forderung fann die Bezahlung ihres vollen Betrages. auch dann verlangt 
werden, wenn diefer Betrag die Summe des für die Abtretung vereinbarten Vreiſes 
uͤberſteigt. 

Art. 300. Ein Kaufmann, welcher eine auf ihn ausgeſtellte Anweiſung (Aſſig- 
nation) gegenüber demjenigen, zu deſſen Gunften fie ausgeftellt ift, angenommen hat, 
iſt demfelben zur Erfüllung verpflichtet Die auf eine schriftliche Anweifung geſchrie- 
bene und unterfhriebene Annahmeerflärung gilt als ein dem Affignatar geleiftetes Zab- 
lungsverſprechen. 


Art. 301. Anweiſungen und Verpflichtungsſcheine, welche von Kaufleuten uͤber 
Leiſtungen von Geld oder einer Quantität vertretbarer Sachen oder Werthpapiere aus— 
geitellt find, ohne daß darin Verpflichtung zur Zeitung von einer Gegenleiltung abhängig 
gemacht it, fünnen dur Indoffament übertragen werden, wenn fie an Ordre lauten. 

Zur Gültigkeit der Urkunde oder des Indoſſaments ift nicht erforderlich, daß fie Die 
Angabe des Verpflihtungsgrundes oder das Empfangsbefenntniß der Valuta enthalten; 
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Per eine folhe Anweiſung acceptirt hat, ift demjenigen, zu deffen Gunſten fie aus- 
geftellt oder an welchen fie indoffirt if, zur Erfüllung verpflichtet, 


Art, 302. Ingleichen können Konnoffemente der Seefchiffer und Ladefcheine der 
Frachtführer, Auslieferungsfheine (Lagerfheine, Warrants) über Waaren oder andere 
bewegiihe Sachen, welche von einer zur Aufbewahrung folher Sahen ftaatlih ermäch— 
tigten Anſtalt ausgeftellt find, ferner Bodmereibriefe und Seeafjefurangpolizen durch In— 
doffament übertragen werden, wenn fie an Drdre lauten, 


Art. 303. Dur das Indoffament der in den beiden vorhergehenden Artikeln 
bezeichneten Urkunden gehen alle Rechte aus dem indofirten Papiere auf den Indoffa« 
tar über, 

Der Verpflichtete fann ſich nur folder Einreden bedienen, welche ihm nah Maaß— 
gabe der Urkunde felbjt oder unmittelbar gegen den jedeömaligen Kläger zuftehen, 

Der Schuldner ift nur gegen Aushändigung des quittirten Papiers zu erfüllen 
verpflichtet. 


Art. 304. Ob außer den in diefem Geſetzbuch bezeichneten noch andere an Or— 
dre Tautende Anweifungen, Berpflihtungsfheine oder fonftige Urkunden mit der in Art, 
303 erwähnten Wirkung durch Indoffament übertragen werden können, ift nad den 
Landesgefegen zu beurtheilen. 


Art. 305. Für Papiere, melde an Drdre lauten und welche durch Indoffament 
übertragen werden fünnen (Art. 301—304), gelten in Betreff der Korm des Indoſſa— 
ments, in Betreff der Legitimation des Inhabers und der Prüfung diefer Legitimation, 
fowie in Betreff der Verpflichtung des Beſitzers zur Herausgabe diefelben Beftimmungen, 
welche die Art. 11 bis 13, 36 und 74 der allgemeinen deutfhen Wechfelordnung in 
Betreff des Wechſels enthalten. 

Eind die in Art. 301 bezeichneten Papiere abhanden gefommen, fo finden in Be— 
zug auf die Amortifation die in Art. 73 der allgemeinen deutfchen Wechfelordnung ges 
gebenen Beftinmungen Anwendung, Die Amortifation der im Art. 302 bezeichneten 
Papiere richtet fih nach ven Landesgefegen. 


Art. 306. Wenn MWaaren oder andere beweglihe Sachen von einem Kaufmann 
in deffen Handelöbetriebe veräußert und übergeben worden find, fo erlangt der redliche 
Erwerber das Eigenthum, auch wenn der DVeräußerer nicht Eigenthümer war. Das frü« 
ber begründete Eigenthum erliüht Jedes früher begründete Pfandreht oder fonjtige 
dingliche Recht erlifcht, wenn dasjelbe dem Erwerber bei der Veräußerung unbefannt war, 

Sind Waaren oder andere bewegliche Sachen von einem Kaufmann in deſſen Han« 
delöbetrieb verpfändet und übergeben worden, jo kann ein früher begründete Eigenthum, 

20 
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BVfuudrecht oder fonftiges dingliches Recht an den Gegenftänden zum Nachtheil des red» 
lichen Pfandnehmers oder deffen Rechtsnachfolger nicht geltend gemacht werden. 

Das gefeplihe Pfandredit des Kommiſſionärs, Spediteurs und Frachtführers ſteht 
einem durch Vertrag erworbenen Pfandrechte gleich. 

Diefer Artikel findet keine Anwendung, wenn die Gegenftinde geftohlen oder verlo- 
ren wären, 

Art. 307. Die Beflimmungen des vorigen Artikels finden bei Papieren auf Ins 
baber auch dann Anwendung, wenn die Veräußerung oder Berpfändung nicht von einem 
Kaufmann in defien Handelöbetrich gefhehen if, und wenn die Papiere geftohlen oder 
verloren waren, 

Art. 308. Durch die beiden vorhergehenden Artifel werden die Landesgefege nicht 
berührt, welche für den Befiger noch günftigere Beftimmungen enthalten. 

Art. 309. Die zur Beftellung eines 'Bauftpfandes in dem bürgerlichen Rechte 
vorgefhriebenen Foͤrmlichkeiten find nicht erforderlih, wenn unter Kaufleuten für eine 
Forderung aus beiderfeitigen Handelögefhäften ein Bauftpfand an beweglihen Sachen, 
an Papieren auf Inhaber oder an Papieren, welche durch Indofjament übertragen wer- 
den können, beftellt wird. 

In diefem Falle genügt neben der einfachen Bereinbarung über die Verpfändung: 

1) bei beweglichen Sachen und bei Papieren auf Inhaber die Uebertragung des Bes 

ſitzes auf den Gläubiger, wie folde nah den Beftimmungen des bürgerlichen 
Rechts für das Fauſtpfand erfordert wird; 

2) bei Papieren, welche durch Indofjament übertragen werden koͤnnen, die Ueber— 

gabe des indoffirten Papiers. 

Art. 310. Iſt die Beitellung eines Bauftpfandes unter Kaufleuten für eine dor · 
derung aus beiderſeitigen Handelsgeſchäften ſchriftlich erfolgt, fo kann der Gläubiger, 
wenn der Schuldner im Verzuge iſt, fih aus dem Pfande fofort bezahlt machen, ohne 
daß es einer Klage gegen den Schuldner bedarf, 

Der Gläubiger bat die Bewilligung hiezu unter Borlegung der erforderlihen Bes 
weismittel bei dem für ihm zuftändigen Handelsgerichte nachzuſuchen, von weldem hier« 
auf ohne Gehör des Schuldners und auf Gefahr des Gläubiger der Verkauf der vers 
pfändeten Gegenftände oder eines Theils derfelben verordnet wird. 

Don der Bewilligung, ſowie von der Bollziehung des Verkaufs hat der Gläubiger 
den Schuldner, ſoweit e8 thunlich, fofort zu benachrichtigen; unterläßt er die Anzeige, fo 
it er zum Schadenserfage verpflichte, Um den Verkauf zu bewirken, ift der Nachweis 
der Anzeige nicht erforderlich, 

Art. 311. Wenn die Beitellung eines Fauſtpfandes unter Kaufleuten für eine 
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Forderung aus beiberfeitigen Handelsgefchäften erfolgt, und fhriftlich vereinbart if, daß 
der Gläubiger ohne gerichtliche Verfahren fih aus dem Pfande befriedigen könne, ſo 
darf, wenn der Schuldner im Berzuge it, der Gläubiger das Pfand öffentlich verkaufen 
laffen; er darf in dieſem Halle, wenn die verpfändeten Gegenftände einen Börfenpreis 
oder Marktpreis haben, den Verkauf auch nicht öffentlih dur einen Handelsmäller oder 
in Ermangelung eines folhen durch einen zu Berfteigerungen befugten Beamten zum 
laufenden Preife bewirken, Bon der Vollziehung des Verkaufs hat der Gläubiger den 
Schuldner, foweit es thunlich, fofort zu benachrichtigen; bei Unterlaffung der Anzeige if 
er zum Schadenserſatze verpflichtet, 


Art. 312. Durch die vorhergehenden Artikel werden die den öffentlihen Pfandan« 
Kalten, Kreditinitituten oder Banken durch Geſetze, Verordnungen oder Statuten verlie 
benen befonderen Rechte in Betreff der Beftellung oder Beräußerung von Pfändern nicht berührt. 

Ingleihen iſt durch die vorhergehenden Artikel. nicht ausgefloffen, daß die Ber 
ftellung oder die Veräußerung von Bauftpfändern unter Kaufleuten für Forderungen aus 
Handelsgefhäften rechtsgültig gefchehen fann, wenn dabei die in den einzelnen Staaten 
für die Beftellung oder Veräußerung von Bauftpfändern Be Beſtimmungen beobadh» 
tet werben. 


Art. 313. Ein Kaufmann bat wegen der fälligen Forderungen, weldhe ihm gegen 


einen anderen Kaufmann aus den zwifchen ihnen gefchloffenen beiderfeitigen Handelsge⸗ 
fhäften zuitehen, ein Zurüdbehaltungsrecht (Retentionsrecht) an allen bemeglihen Sachen 
und Werthpapieren des Echuldners, welche mit deffen Willen auf Grund von Handels 
gefhäften in feinen Belig gefommen find, fofern er diefelben noch in feinem Gewahrfam 
bat oder font, inöbefondere vermittelt Konnoffemente, Ladefcheine oder Lagerfheine, nod 
in der Lage ijt, darüber zu verfügen. 

Diefes Recht tritt jedoch nicht ein, wenn die Zurüdbehaltung der Gegenſtände der 
von dem Schuldner vor oder bei der Uebergabe ertheilten Borfchrift oder der von dem 
Gläubiger übernommenen Verpflichtung, in einer bejtimmten Weiſe mit den Gegenftänden 
zu verfahren, wideritreiten würde, 


Art. 314. Das in dem vorhergehenden Artikel bezeichnete Zurückbehaltungsrecht 
befteht unter den dort angegebenen Vorausfegungen felbft wegen der nicht fälligen For— 
derungen, 

1) wenn über das Vermögen des Echuldners der Konkurs eröffnet worden iſt, oder 
der Schuldner auch nur feine Zahlungen eingeitellt hat; 

2) wenn eine Erefution in das Vermögen des Echuldners fruchtlos vollſtreckt oder 

wider denfelben wegen Nichterfüllung einer Zahlungsverbindlichkeit die Bien 


ung des PBerfonalarrefies erwirkt worden ift, BERN 
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In diefen Fällen ftcht auch die Vorfchrift des Schuldners oder die Uebernahme der 
Berpflihtung, in einer beftimmten Weife mit den Gegenftänden zu verfahren, dem Zus 
rückbehaltungsrecht nicht entgegen, fofern die vorftebend unter 1 und 2 bezeichneten Ums 
ftände erſt nach Uebergabe der Gegenjtinde oder nad) Uebernahme der Verpflichtung ein« 
getreten oder dem Gläubiger befannt geworden find. 

Art. 315. Der Gläubiger, welchem das Zurüdbehaltungsreht nad den Artikeln 
313 oder 314 zufteht, ift verpflichtet, von der Ausübung defjelben den Schuldner ohne 
Verzug zu benachrichtigen. Er iſt befugt, wenn ihn diefer nicht rechtzeitig in anderer 
Weiſe fihert, im Wege der Klage bei dem für ihm ſelbſt zuftändigen Gerichte gegen den 
Echuldner den Verkauf der Gegenflände zu beantragen; er fann ſich aus dem GErlöfe 
vor den anderen Gläubigern des Schuldners befriedigen. Der Gläubiger hat diefe Rechte 
auch gegenüber der Konfursmaffe des Schuldners. 

Art. 316. Die in den Art, 313 bis 315 dem Gläubiger gegebenen Rechte tre— 
ten nicht ein, foweit die Parteien dies_befonders vereinbart haben. 


Dritter Abſchnitt. 
Abſchließung der Handelsgefchäfte. 


Art. 317. Bei Handelsgefhäften ift die Gültigkeit der Verträge durch fchriftliche 
Abfafjung oder andere Börmlichkeiten nicht bedingt. 

Ausnahmen von diefer Regel finden nur infoweit ftatt, als fie in dieſem Geſetzbuche 
enthalten find, 

Art. 318. Ueber einen Antrag unter Gegenwärtigen zur Abfchliefung eines Han- 
delsgeſchäſts muß die Erklärung fogleih abgegeben werden, widrigenfalld der Antragende 
an feinen Antrag nicht länger gebunden ift, 

Art. 319. Bei einem unter Abwefenden geftellten Antrage bleibt der Antragende 
bis zu dem Zeitpunkte gebunden, in welchem er bei ordnungsmäßiger, rechtzeitiger Ab— 
fendung der Antwort den Eingang der lepteren erwarten darf. Bei der Berechnung 
dieſes Zeitpunfts darf der Antragende von der Borausjegung ausgehen, daß fein Antrag 
rechtzeitig angekommen fei. 

Trifft die rechtzeitig abgefandte Annahme erjt nach diefem Zeitpunfte ein, jo beſteht 
der Vertrag nicht, wenn der Antragende in der Zwifchenzeit oder ohne Verzug nad dem 
Eintreffen der Annahme von feinem Nüdtritt Nachricht gegeben hat. 

Art. 320. Geht der Widerruf eines Antrages dem anderen Theile früher als 
der Antrag oder zu gleicher Zeit mit demfelben zu, fo it der Antrag für nicht gefchehen 


zu erachten. 
Ebenfo iſt die Annahme für nicht geſchehen zu erachten, wenn der Widerruf nod 
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vor der ‚Erklärung der Annahme oder zu gleicher Zeit mit derfelben bei dem Antrag- 
ſteller eingegangen iſt. 

Art. 321. Iſt ein unter Abweſenden verhandelter Vertrag zu Stande gekommen, 
fo gilt der Zeitpunkt, in welchem die Erklärung der Annahme behufs der Abfendung ab. 
gegeben iſt, ald der Zeitpunkt des Abichluffes des Bertrages, 

Art. 322. Cine Annahme unter Bedingungen oder Einfhräinfungen gilt als 
Ablehnung des Antrags verbunden mit einem neuen Antrage, 

Art. 323, Wenn zwifhen dem Kaufmann, welchem ein Auftrag gegeben wid, 
und dem Auftraggeber eine Geſchäftsverbindung beiteht, oder ſich derſelbe gegen lepteren 
zur Ausrichtung ſolcher Aufträge erboten hat, fo it er zu einer Antwort ohne Zögern 
verpflichtet, widrigenfalls fein Schweigen als Uebernahme des Auftrages gilt. 

Auch wenn derfelbe den Auftrag ablehnt, ift er fihuldig, die mit dem Auftrage etwa 
überfandten Waaren oder anderen Gegenjtände auf Koſten des Auftraggebers, foweit er 
für Diefe Koften gedeckt iſt und fomweit es ohne feinen Nachtheil gefhehen kann, einit« 
weilen vor Schaden zu bewahren. 

Das Handelsgericht kann auf feinen Antrag verordnen, daß das Gut in einem üfe 
fentlichen Lagerhaufe oder bei einem Dritten fo lange ee wird, bi der Eigen- 
sbümer anderweitige Vorkehrung trifft. 


Vierter Abſchnitt. 
Erfüllung der Handeldgefchäfte. 


Art. 324. Die Erfüllung des Handelsgefhäfts muß an dem Orte gefchehen, wel 
Ger im Bertrage bejtimmt oder nah der Natur des Gefchäfts oder der Abficht der Kon— 
trabenten als Ort der Erfüllung anzufeben ift. 
| Behlt es an diefen Borausfepungen, fo hat der Verpflidtete an dem Orte zu ır« 
füllen, an welchem er zur Zeit des Vertragsabfhluffes feine Handelsniederlafung oder 
in deren Ermangelung feinen Wohnort Harte. Wenn jedoch eine bejtimmte Sache über: 
geben werden foll, welche fi zur Zeit des Bertragsabfhluffes mit Wiſſen der Kontra- 
benten an einem anderen Orte befand, fo gefchieht die Uebergabe an diefem Orte, 

Art. 325. Bei Geldzahlungen, mit Ausnohme der Auszahlung von indoffabelen 
oder auf Inhaber lautenden Papieren, it der Schuldner verpflichtet, wenn nicht ein An— 
deres aus dem Bertrage oder aus der Natur des Geſchäfts oder der Abſicht der Kontra— 
benten hervorgeht, auf feine Gefahr und Koften die Zahlung dem Gläubiger an den Ort 
zu übermachen, an weldhem der legtere zur Zeit der Entitehung der Horderung feine Han« 
delöniederlaffung oder in deren Ermangelung feinen Wohnort hatte. 

Durch dieſe Beftimmung wird jedoch der gefeglihe Erfüllungsort des Schuldners 
(Art, 324) in Betreff des Gerichtöftandes oder in fonftiger Beziehung nicht geändert. 
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Art. 326. Wenn die Beit der Erfüllung einer Verbindlichkeit in dem -Bertrage 
‚ nicht beftimmt if, fo kann die Erfüllung zu jeder Zeit gefordert und geleiftet werden, 
fofern nicht nach den Umftänden oder nah dem Handelsgebrauche etwas Anderes anzu⸗ 
nehmen iſt. 

Art. 327, Lauter die Erfülungszeit auf das Frühjahr sder den Herbit oder auf 
ähnliche Zeitbeftimmungen, fo entfcheidet der Handelsgebrauh des Orts der Erfüllung. 

Iſt die Erfüllung auf die Mitte eines Monats geitellt worden, p gilt der fünfzehnte 
dieſes Monats als der Tag der Erfüllung. 

Art. 328. Wenn die Erfüllung einer Verbindlichkeit mit dem Ablaufe einer bes 
flimmten Friſt nah Abſchluß des Vertrages erfolgen foll, fo fällt der Zeitpunkt der Ere 
füllung: 

1) wenn die Frift nah Tagen beftimmt ift, auf den legten Zag der Friſt; bei Be— 
rechnung der Friſt wird der Tag, an weldhem der Bertrag gefchloffen iſt, nicht 
mit gerechnet; ift die Friſt auf acht oder vierzehn Tage bejtimmt, fo werden dat 
unter volle acht oder vierschn Tage verſtanden; 

2) wenn die Friſt nah Wochen, Monaten, oder einem mehrere Monate umfaffenden 
Zeitraum (Jahr, halbes Jahr, viertel Jahr) beftimmt if, auf denjenigen Tag der 
legten Woche oder des legten Monats, welcher durch feine Benennung oder Zahl 
dem Tage des Bertragsfchluffes entipricht; fehlt diefer Tag in dem legten Monate, 

ſo fällt die Erfüllung auf den legten Tag dieſes Monats, 

Der Ausdrud „halber Monat“ wird einem Zeitraum von fünfzehn Tagen glei 
geachtet. Iſt die Friſt zur Erfüllung auf einen oder mehrere ganze Monate und einen 
balben Monat geitellt, fo find die fünfzehn Tage zulegt zu zählen, 

Nah den vorftehenden Grundfügen iſt die Krift auch dann zu berechnen, wenn der 
Anfang derfelben nicht nach dem. Zage des Vertragsfchluffes, fondern nad einem anderen 
Beitpunfte oder Ereigniffe bejtimmt worden ift. 

Art, 329, Hält der Zeitpunkt der Erfüllung auf einen Sonntag oder allgemei« _ 
nen Feiertag, fo gilt der nädite Werktag als der Tag der Erfüllung. 

Art. 330, Soll die Erfüllung innerhalb eines gewiffen Zeitraums gefchehen, fo 
muß fie vor Ablauf desfelben erfolgen, 

Fällt der lepte Tag des Zeitraums auf einen Eonntag oder allgemeinen Zeiertag, 
fo muß fpäteitens am nächjtvorhergehenden Werktage erfüllt werden, 

Art. 331. Abänderungen in diefen Zeitberehnungen (Art, 328 bie 330), foweit 
fie die Liquidationdtermine der Börfengefchäfte betreffen, bleiben den Börfenordnungen 
vorbehalten. 

Art. 332, Die Erfülung muß an dem Erfüllungstage während der gemöhnlis 
hen Gefchäftszeit geleiitet und angenommen werden, 
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Art. 333. Iſt die vertragsmäßige Frift zur Erfüllung einer Verbindlichkeit ver. 
längert worden, fo beginnt die neue Friſt im Zweifel am erſten Zage nad Ablauf der 
alten Friſt. 

Art. 334, In allen Fällen, in welchen ein Berfalltag beitimmt worden ift, it 
nah der Natur des Gefhäfts und der Abfiht der Kontrahenden zu beurtheilen, ob der- 
felbe nur zu Gunjten eines der beiden Kontrabenden hinzugefügt worden iſt. 

Auch wenn der Schuldner hiernach vor dem Verfalltage zu zahlen befugt iſt, ift er 
dod nicht berechtigt, ohne Einwilligung des Gläubigerd den Diskonto abzuziehen, info- 
fern nicht Mebereinfunft oder Handelsgebrauch ihn dazu ermächtigen, 

Art. 335. Iſt im Dertrage über die Beichaffenheit und Güte der Waare nichts 
Näheres beftimmt, fo hat der Verpflichtere Handelsgut mittlerer Art und Güte zu ges 
währen. 

Art. 336. Maaß, Gewicht, Münzfuß, Münzforten, Zeitrehnung und Entfernun« 
gen, welhe an dem Orte gelten, wo der Bertrag erfüllt werden fol, find im Zweifel 
als die vertragdmäßigen zu betrachten. 

Iſt die im DVertrage bejtimmte Münzforte am Zahlungsorte nicht im Umlauf oder 
nur eine Nehnungswährung, fo kann der Betrag nah dem Werthe zur Verfallzeit in 
der Landesmünze gezahlt werden, fofern nicht dur den Gebrauch, des Wortes „effectiv“ 
oder eines ähnlichen Zufages die Zahlung in des im Dertrage benannten Münzforte 
ausdrädlich bedungen iſt. 


Zweiter Titel, 
Vom Kauf. 


Art. 337. Das NAnerbieten zum Verkauf, welches erkennbar für mehrere Perjo- 
nen, indbefondere durch Mittheilung von Preisliſten, Lagerverzeihniffen, Proben oder 
Muftern gefhirht, oder bei welchen die Waare, der Preis oder die Menge nicht beftimmt 
bezeichnet iſt, ift fein verbindlicher Antrag zum Kauf. 

Art. 338. Nach den Beitimmungen über den Kauf ift auch ein Handelögefhäft 
zu beurtheilen, deffen Gegenitand in der Lieferung einer Quantität vertretbarer Sachen 
gegen einen bejtimmten ‘Preis beiteht. 

Art. 339. Ein Kauf auf Beſicht oder auf Probe ift unter der in dem Willen 
bes Käufers jichenden Bedingung gefchlojfen, daß der Käufer die Waare befehen oder 
prüfen und genehmigen werde, Diefe Bedingung tft im Zweifel eine aufſchiebende. 

Der Käufer ift vor feiner Genehmigung an den Kauf nicht gebunden. Der Ber« 
fäufer hört auf, gebunden zu fein, wenn der Käufer bis zum Ablauf der verabredeten 
oder ortögebräuc ichen Friſt nicht genehmigt, 
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In Ermangelung einer verabredeten oder ortégebräuchlichen Friſt kann der Per: 
fäufer nach Ablauf einer den Umftinden angemeffenen Zeit dem Käufer zur Erklärung 
auffordern; er Fört auf, gebunden zu fein, wenn fih der Käufer auf die Aufforderung 
nicht fofort erflärt 

Iſt die auf Beficht oder Probe verfaufte Waare zum Zweck der Befihtigung oder 
Probe hereit3 übergeben, fo gilt das Stillſchweigen des Käufers bis nah Ablauf der 
Friſt oder auf die Aufforderung ald Genehmigung. 


Art. 340. Ein Kauf nah Probe oder Mufter ift unbedingt, jedoch unter der 
Verpflichtung des Verkäufers gejchloffen, daß die Waare der Probe vder dem Muiter 
gemäß fei. 
Art. 341. Ein Kauf zur Probe iſt unbedingter Kauf unter Hinzufügung des 
Beweggrundes, . 

Art, 342. Hinfichtlich des Orts der Erfüllung der Verbindlichkeiten des Verkäu— 
fers und des Käufers kommen die Bejtimmungen des Art, 324. Abſ. 1 zur Anwendung. 

Die Uebergabe der Waare gefchieht, wenn aus diefen Beftimmungen fih nicht ein 
Anderes ergiebt, an dem Orte, wo der Verfäufer zur Zeit des DVertragsabfchluffes feine 
Handelöniederlaffung oder in deren Ermangelung feinen Wohnort hatte. Wenn jedoch 
eine beftimmte Sache verfauft ift, welche fih zur Zeit des Vertragsabfchlnffes mit Wiffen 
der Kontrahenten an einem anderen Orte befand, fo gefchieht die Uebergabe an diefem 
Drte. 

Der Kaufpreis it bei der Uebergabe zu entrichten, fofern nicht ein Anderes durd die 
Matur des Geſchäfts bedingt oder durch Vertrag oder Handelsgebraud beftimmt ift. Im 
Uebrigen kommt die Beftimmung des Art. 325 auch in Bezug auf diefe Zahlung zur 
Anwendung. 

Art. 343, Der Verkäufer ift verpflichtet, die — fo lange der Käufer mit 
der Gmpfangnabme nicht im PR ift, mit der Eorgfalt eines ordentlichen Gefhäfts- 
manns aufzubewahren. 

At der Käufer mit der Eh der Waare im Berzuge, fo fann der Ver— 
fäufer die Waare auf Gefahr und Kojten des Käufers in einem öffentlichen Lagerhaufe 
oder bei einem Dritten niederlegen, Er ift auch befugt, nach vorgängiger Androhung 
die, Waare öffentlich verkaufen zu laffen; er darf, wenn die Waare einen Börfenpreid 
oder einen Marktpreis hat, nach vorgängiger Androhung den Verkauf auch nicht. öffente 
lich durch einen Handelsmäfler oder in Ermangelung eines folhen dur einen zu Ver— 
fteigerungen befugten Beamten zum laufenden reife bewirken. It die Waare dem 
Verderben ausgefept und Gefahr im Verzuge, fo bedarf es der vorgängigen Androbe 
ung nicht. 


4 
137 


Bon der Vollziehung des Verkaufs hat der Verkäufer den Käufer, foweit es thun« 
lich, fofort zu benachrichtigen; bei Unterlaffung it er.zum Schadenserfage verpflichtet. 

Art, 344. Soll die Waare dem Käufer von einem anderen Orte überfendet wers 
den und Bat der Käufer über die Art der Ueberfendung nichts bejtimmt, fo gilt der Vers 
fäufer für beauftragt, mit der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns die Beftimmung 
ftatt des Käufers zu treffen, insbefondere auch die Perfon zu beftimmen, durch welche der 
Transport der Waare beforgt oder ausgeführt werden fol. 

Art. 345. Nach Uebergabe der Waare an den Spediteur oder Frachtführer oder 
die fonft zum Transport der Waare beftimmte Perfon trägt der Käufer die Gefahr, von 
welcher die Waare betroffen wird. Hat jedoch der Käufer eine befondere Anweifung über 
die Art der Ueberfendung ertheilt, und ift der Berkäufer ohne dringende Veranlaffung da— 
von abgewichen, fo iſt diefer für den daraus entitandenen Schaden verantwortlich, 

Der Verkäufer hat die Gefahr, von welcher die Waare auf dem Transport betrof« 
fen wird, in dem Balle zu tragen, wenn er gemäß dem DBertrage die Waare an dem 
Orte, wohin der Transport gefchieht, zu liefern bat, fo daß diefer Drt für ihn als der 
Ort der Erfüllung gilt. Daraus, daß der Verkäufer die Zahlung von Koften oder Aus- 
lagen der Berfendung übernommen hat, folgt für ſich allein noch nicht, daß der Ort, wos 
bin der Transport gefchieht, für den Verkäufer als der Ort der Erfüllung gilt. 

Durch die Beftimmungen diefes Artikels ift nicht ausgefchloffen, daß die Gefahr ſchon 
feit einem früheren Zeitpunfte von dem Käufer getragen wird, fofern dies nach dem bürs 
gerlihen Recht der Fall fein würde. 

Art. 346. Der Käufer ift verpflichtet, die Waare zu empfangen, fofern fie ver- 
tragämäßig beſchaffen it oder in Grmangelung befonderer Verabredung den gefeplichen 
Erforderniffen entfpriht (Art 335.) 

Die Empfangnahme muß fofort gefchehen, wenn nicht ein Anderes bedungen oder 
ortögebräuchlich oder dur die Umitände geboten ift. 


Art. 347. Iſt die Waare von einem anderen Orte überfendet, fo hat der Käufer 
ohne Verzug nad der Ablieferung, foweit dies nady dem ordnungsmäßigen Gefhäftsgange 
thunlich it, die Waare zu unterfuchen, und wenn ſich dieſelbe nicht ald vertragsmäßig 
oder gefepmäßig (Art. 335) ergiebt, dem Verkäufer fofort davon Anzeige zu machen, 

Berfäumt er dies, fo gilt die Waare ald genehmigt, foweit es ſich nicht um Män— 
gel handelt, welche bei der fofortigen Unterfuhung nah ordnungsmäßigem Gefchäfts- 
gange nicht erkennbar waren. 

Ergeben ſich fpäter ſolche Mängel, fo muß die Anzeige ohne Verzug nad) der Ent— 
dedung gemacht werden, widrigenfalld die Waare auch rüdjichtlid diefer Mängel als ge— 
nehmigt gilt. 
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Die vorftehende Beftimmung findet aud auf den Verkauf auf Befiht oder Probe 
oder nach Probe Anwendung, infoweit es fih um Mängel der überfendeten Waare han— 
‚ delt, welche bei ordnungsmäßigem Beſicht oder ordnungsmäßiger Prüfung nicht erfınn« 
bar waren. 

Art, 348, Wenn der Käufer die von einem anderen Orte überfendete Waare 
beanftandet, fo ift, er verpflichtet, für die einjtweilige Aufbewahrung derfelben zu forgen. 

Er kann, wenn ſich bei der Ablieferung oder fpäter Mängel ergeben, den Zuftand 
der Waare durch Sadverftändige feititellen laffen. Der Verkäufer ift im gleicher Weife 
berechtigt, diefe Beftitellung zu verlangen, wenn ihm der Käufer die Anzeige gemacht bar, 
daß er die Waare wegen Mängel beanitande. 

Die Sadverftändigen ernennt auf Antrag des Betheiligten das Handelägericht oder 
in deffen Ermangelung der Richter des Drts. 

Die Sachverſtändigen haben das Gutachten fchriftlih oder zu Protokoll zu erftatten. 

If die Waare dem Berderben ausgefept und Gefahr im Berzuge, jo fann der 
Käufer die Waare unter Beobachtung der Beitimmungen des Art. 343 verkaufen laflen. 

"Art. 349. Der Mangel der vertragsmäßigen oder gefepmäßigen Befchaffenheit der 
Waare kann von dem Käufer nicht geltend gemacht werden, wenn derfelbe erjt nad Ab- 
lauf von fehs Monaten feit der Ablieferung an den Käufer entdeckt worden ift. 

Die Klagen gegen den Verkäufer wegen Miüngel verjähren in ſechs Monaten nad 
der Ablieferung an den Käufer. 

Die Einreden find erlofhen, wenn die im Art, 347 vorgefehriebene fofortige Abſen— 
dung der Anzeige ded Mangels nicht innerhalb fehs Monaten nad der Ablieferung an 
den Käufer geſchehen ift. Iſt die Anzeige in diefer Weife erfolgt, fo bleiben die Ein- 
reden beiteben, 

Un den befonderen Gefepen oder Handelsgebräuchen, durch welche für einzelne Ar: 
ten von Gegenftänden eine kürzere Friſt bejtimmt iſt, wird bierdurd nichts geändert. 

Iſt die Haftbarkeit des Verkäufers auf eine kürzere oder längere Friſt vertrags- 
mäßig feftgefegt, fo hat es hiebei fein Bewenden. 

Art. 350. Die Beftimmungen der Art. 347 und 349 können von dem Verkäufer 
im Falle eines Betruges nicht geltend gemacht werden. 

Art. 351. Sofern nicht durch Ortsgebrauch oder befondere Abrede ein Anderes 
bejtimmt ift, trägt der Verkäufer die Koften der Uebergabe, insbefondere des Meffens und 
Wägens, der Käufer die Koften der Abnahme, 

Art. 352. Iſt der Kaufpreis nah dem Gewicht der Waare zu bereuen, fo 
fommt das Gewicht der Berpadung (Taragewicht) in Abzug, wenn nicht durch befondere 
Abrede oder durch den Handelögebrauh am Drte der Uebergabe ein Anderes beftimmt 
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ift. Ob und in welder Höhe das Taragewicht nah einem beitimmten Anfage oder Ver: 
bältniffe ftart nach genauer Ausmittelung abzuziehen tft. ingleihen ob und wie viel als 
Gutgewicht zu Gunjten des Käufers zu berechnen it, oder als Vergütung für fchadhafte 
“ oder unbrauchbare Theile (Refaktie) gefordert werden kann, iſt nad dem DVertrage oder 
dem Handelsgebrauhe am Orte der Uebergabe zu beurtbeilen, 

Art. 353. Iſt im DBertrage der Marktpreis oder der Börfenpreis als Kaufpreis 
beftimmt, fo ift im Zweifel bierunter der laufende Preis, welcher zur Zeit und an dem 
Orte der Erfüllung oder an dem für lepteren maaßgebenden Handelöplage nah den da- 
für beitehenden örtlichen Einrichtungen fejtgeftellt ift, in Ermangelung einer folhen Feſt— 
ftellung oder bei nachgewiefener Unrichtigkeit derfelben, der inittlere ‘Preis zu verftehen,, 
welcher fih aus der Vergleichung der zur Zeit und am Orte der Erfüllung geſchloſſenen 
Kaufverträge ergiebt. 

Art 354. Wenn der Käufer mit der Zahlung des Kaufpreiſes im Verzuge und 
die Waare noch nicht übergeben iſt, fo hat der Verkäufer die Wahl, ob er die Erfüllung 
des Vertrages und Schadenserfag wegen verfpäteter Erfüllung verlangen, oder ob er 
fatt der Erfülung die Waare unter Beobachtung der Beitimmungen des Art. 343 für 
Rehnung‘des Käufers verfaufen und Schadenderfag fordeın oder ob er von dem Ver— 
trage abgeben will, gleich als ob derfelbe nicht geichloffen wäre. 

Art. 355. Wenn der Verkäufer mit der Uebergabe der Waare im Verzuge iſt, 
jo Bat der Käufer die Wahl, ob er die Erfüllung nebft Schadenserfag wegen verfpäteter 
Erfüllung verlangen, oder ob er ftatt der Erfüllung Schadenserfag wegen Nichterfüllung 
fordern oder von dem Bertrage abgeben will, gleich als ob derfelbe nicht geſchloſſen wäre. 

Art. 356. Will ein Kontrahent auf Grund der Beftimmungen der vorigen Ar— 
tifel ftatt der Erfüllung Schadenserfag wegen Nichterfüllung fordern oder von dem Ber- 
trage abgeben, fo muß er dies dem anderen Kontrahenten anzeigen und ihn dabei, wenn 
die Natur des Gefhäfts dies zuläßt, noch eine den — angemeſſene Friſt zur 
Nachholung des Verſäumten gewähren. 

Art. 357. Iſt bedungen, daß die Waare genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit 
oder binnen einer feftbeitimmten Friſt geliefert werden foll, jo fommt der Art. 356 nicht 
zur Anwendung. Der Käufer, fowie der Verkäufer fann die Rechte, welche ihm gemäß 
Art. 354 oder 355 zuftehen, nad) feiner Wahl ausüben. Es muß jedoch derjenige, 
welcher auf der Erfüllung beftehen will, dies unverzüglih nah Ablauf der Zeit oder 
der Frijt dem andern Kontrahenten anzeigen; unterläßt er dies, fo fann er fpäter nicht 
auf der Erfüllung beitehen. 

Will der Verfäufer ftatt der Erfüllung für Rechnung des ſäumigen Käufers ver- 


faufen, jo muß er, im Falle die Waare einen Markt: oder Börfenpreis hat, den Ber- 
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fauf unverzüglich nach Ablauf der Zeit oder der Yrift vornehmen. Ein fpäterer Ber- 
fauf gilt nicht als für Rechnung des Käufers gefchehen. ine vorgängige Androhung 
ift nicht erforderlich, dagegen bat der Verkäufer auch in diefem Kalle den bewirften 
Verkauf dem Käufer ungeftumt anzuzeigen. 

Wenn der Käufer jtatt der Erfüllung Schadenserfap wegen Nichterfüllung fordert, 
fo befteht, im Falle die Waare einen Markt oder Börfenpreis hat, der Betrag des von 
dem Verkäufer zu leiftenden Schadenserfages in der Differenz zwifchen dem Kaufpreife 
und dem Mark- und Börfenpreife zur Zeit und am Orte der gefchuldeten Lieferung, 
unbefchadet des Nechts des Käufers, einen erweislic höheren Schaden geltend zu maden, 

Art. 358. In den Fällen des Art. 357 ift jeder Kontrahent berechtigt, den Ber« 
zug des andern Kontrahenten auf deffen Koften durch eine Öffentliche Urkunde (Proteft) 
feititellen zu laffen, 

Art. 359. Wenn in den Fällen der Art, 354, 355 und 357 fih aus den Um- 
fländen, insbefondere aus der Natur des Vertrages, aus der Abficht der Kontrahenten 
oder aus der Befchaffeiheit des zu leitenden Gegenjtandes ergiebt, daß die Erfüllung 
des Vertrages auf beiden Seiten theilbar ift, fo kann das Abgehen des einen Kontrahen« 
ten von dem Vertrage nur in Betreff ded von dem anderen Kontrahenten nicht erfüllten 
Theiles des Vertrages erfolgen. 


Dritter Titel. 
Bon dem Kommiſſionsgeſchäft. 


Art. 360. Kommiffionär ift derjenige, welcher gewerbemäßig in eigenem Namen 
für Rechnung eines Auftraggeber (Kommittenten) Handelsgefchäfte fchließt. 

Dur die Gefchäfte, welche der Kommiffionär mit Dritten fchließt, wird er allein 
berechtigt und verpflichtet. Zwifchen dem Kommittenten und den Dritten entftehen da— 
raus feine Rechte und Pflichten, 

Iſt von dem Auftraggeber ausdrücklich beftimmt, daß das Gefhäft auf feinen Na— 
men abgefchloffen werden foll, fo it dies feine kaufmännifche AUCH ion, fondern ein 
gewöhnlicher Auftrag zu einem Handelsgeſchäft 

Urt. 361. Der Kommiffionär hat das Geſchäft mit der Sorgfalt eines ordent- 
lihen Kaufmanns im Intereffe des Kommittenten, gemäß dem Auftrage auszuführen; er 
bat dem Kommittenten die erforderlichen Nachrichten zu geben, indbefondere fofort nad 
der Ausführung des Auftrags davon Anzeige zu machen; er ift verpflichtet, dem Kom— 
mittenten über das Gefihäft Nechenfchft zu geben und ihm dasjenige zu leiften, was er 
aus dem Gefhäft zu fordern bat. 

Art, 362, Handelt der Kommiffionär nicht gemäß dem übernommenen Auftrage, 
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fo ift er dem Kommittenten zum Erfage des Schadens verpflichtet; der Kommittent ift 
nicht gehalten, das Gefchäft für feine Rechnung gelten zu laſſen. 

Art. 363. Hat der Kommiffionär unter dem ihm gefepten Preife verkauft, fo muß 
er dem Kommittenten den Unterfchied im Vreiſe vergüten, fofern er nicht beweiit, daß ein 
Berkauf zu dem gefepten Preife nicht ausgeführt werden konnte und die Vornahme des 
Berfaufs von dem Kommittenten Schaden abgewendet hat. ® 

Art. 364. Hat der Kommiffionär den für den Einkauf gefepten Preis überfchrit- 
ten, fo fann der Kommitient den Einkauf als nicht für feine Rechnung geichehen zurüde 
weifen, fofern fih der Kommiſſionär nicht zugleich mit der Einkaufsanzeige zur Dedung 
des Unterfchiedes erbietet. 

Der Kommittent, welcher den Einkauf als nicht für feine Rechnung gefchehen zurüd- 
weifen will, muß dies ohne Verzug auf die Einkaufsanzeige erklären, widrigenfalld die 
Ueberfchreitung des Auftrags als genehmigt gilt. 

Art. 365. Wenn das Gut, welches dem Kommifftonär zugefandt wird, bei der 
Ablieferung fih in einem äußerlich erkennbar befhädigten oder mangelhaften Zuftande 
befindet, fo muß der Kommiffionär die Rechte gegen den Frachtführer oder Schiffer wah— 
ren, für den Beweis jened Zujtandes forgen und dem Kommittenten ohne Berzug Nach— 
richt geben. 

Im Unterlaffungsfalle tft er für den daraus entftandenen Schaden verantwortlich. 

Er fann den Zuſtand durch Sachverſtändige feititellen laffen, und wenn das Gut 
dem Verderben ausgejept und Gefahr im VBerzuge ift, unter Beobachtung der Beftimm- 
ungen des Art. 343 den Berkauf des Guts bewirken. 


Art. 366. Treten Veränderungen an dem Gute ein, welche deffen Entwerthung 
befürchten laffen, und it feine Zeit vorhanden, die Verfügung des Kommittenten einzu« 
holen, oder der Kommittent in der Ertheilung der Verfügung fäumig, fo kann der Kom— 
miffionär unter Beobaihtung der Beitimmungen des Art. 343 den Berfauf des Guts 
veranlaffen. 2 

Ein gleiches Recht hat der Kommiſſionär in allen anderen Fällen; in welchen der 
Kommittent, obwohl hiezu nad Lage der Sache verpflichtet, über das Gut zu verfügen 
unterläßt. 

Art. 367. Für Verluſt oder Befhädigung des Guts ift der Kommiſſionär, wäh— 
rend er Aufbewahrer desfelben ift, verantwortlich, wenn er nicht beweiit, daß der Verluft 
oder die Befchädigung durh Umſtände herbeigeführt ift, welche durch die Sorgfalt eines 
ordentlihen Kaufmanns nicht abgewendet werden konnten. 

Der Kommifiionär ift wegen Unterlafjung der Verfiherung des Guts nur dann 
verantwortlich, wenn er von dem Kommittenten den Auftrag zur Berfiherung erhalten Hat, 
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Art. 368. Forderungen aus einem Gefhäft, welches der Kommiſſionär abgefchlos- 
fen bat, fann der IRRE dem Schuldner gegenüber erft nach der Abtretung geltend 
machen. 

Jedoch gelten folge Forderungen, aud wenn fie nicht abgetreten find, im Berhält: 
niß zwifhen dem Kommittenten und dem Kommiffionär oder deffen Gläubigern als Sor- 
derungen des Kommittenten. 


Art. 369. Der Korimiffionär, welder ohne Einwilligung des Kommittenten einem 
Dritten Vorfhüffe macht oder Kredit giebt, thut dies auf eigene Gefahr. 

Inſoweit jedoch der Handelögebrauh am Orte des Geſchaͤfts das Kreditiren des 
Kaufpreifed mit ſich bringt, ift in Ermangelung einer anderen Beitimmung des Kommit- 
tenten auch der Kommiſſionär dazu berechtigt. 

Hat der Kommifiionär unbefugt auf Kredit verkauft, fo hat er dem Kommittenten, 
welcher dies nicht genehmigt, fofort als Schuldner des Kaufpreifes die Zahlung zu leiften. 

Beweiſt der Kommiffionär, Daß beim Berfauf gegen baar der Preis ein geringerer 
gewejen fein würde, fo hat er nur diefen Preis und, wenn derfelbe geringer ift, als der 
auftraggemäße Preis, auch den Unterfchied gemäß Art, 363 zu vergüten. 


Art. 370. Der Kommiffionär jtebt für die Zahlung oder für die anderweitige 
Erfüllung der Verbindlichkeit feines Kontrahenten ein, wenn dies von ihm übernommen 
oder am Orte feiner Niederlaffung Handelsgebrauch ift. 

Der Kommifftonär, welcher für feinen Kontrahenten einfteht, ift dem Kommittenten 
für die gehörige Erfüllung im Zeitpunfte des Berfalld unmittelbar und perfönlih info- 
weit verhaftet, als jolhe aus dem Vertragsverhältniffe überhaupt rechtlich gefordert wer— 
den fann. 

Der Kommiſſionär, welcher für feinen Kontrahenten einiteht, iſt dafür zu einer Ber: 
gütung (del eredere-Brovifion) berechtigt. 


Art. 371. Der Kommittent ift fhuldig, dem Kommiffionär zu erfegen, was dies 
fer an baaren Auslagen oder überhaupt zum Vollzuge des Gefchäfts nothwendig oder 
nüglich aufgewendet hat Hiezu gehört auch die Vergütung für die Benupung der La— 
gerräume und der Transportmittel des Kommiffionärd und der Arbeit feiner Leute. 

Der Kommiffionär hat die Provifion zu fordern, wenn das Gefhäft zur Ausführ« 
ung gekommen if. Für Gefchäfte, welche nicht zur Ausführung gekommen find, fann, 
eine Provifiion nicht gefordert werden; jedoch hat der Kommiffionär das Recht auf die 
Auslieferungsprovifion, foferne eine ſolche ortsgebräuchlich ift. 

Art. 372. Denn der Hommiffionär zu vortheilhafteren Bedingungen abfchliet, 
als fie ibm vom Kommittenten gejtellt worden, fo fommt der Vortheil dem lepteren al- 
lein zu Statten. 
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Dies gilt insbejondere, wenn der Preis, für welchen der Kommiffionär verfauft, den 
vom Kommittenten bejtimmten niedrigften Preis überfteigt, oder wenn der Preis, fir wel- 
hen er einfauft, den vom Kommittenten beftimmten höchſten Preis nicht erreicht. 


Art. 373. Ein Kommiffionär, welcher den Ankauf eines, Wechfeld übernommen 
bat, ift, wenn er den Wechſel indoffirt, verpflichtet, denfelben regelmäßig und ohne Bor: 
behalt zu indoffiren. 

Art. 374. Der Kommifionär hat an dem Kommiffionsgut, fofern er daffelbe noch 
in feinem Gewahrfam hat oder fonft, insbefondere mittelit der Konnoffemente, Ladefcheine 
oder Lagerfcheine, noch in der Lage ift, darüber zu verfügen, ein Pfandrecht wegen der 
auf das Gut verwendeten Koften, wegen der Brovifion, wegen der rüdfichtlic des Guts 
gegebenen‘ VBorfhüffe und Darlehen, wegen der rüdfichtlic deffelben gezeichneten Wechſel 
oder in anderer Weife eingegangenen Berbindlichkeiten, fowie wegen aller Forderungen 
aus laufender Rehnung in Kommiffionsgeichäften. \ 

Der Kommiffionär kann fih für die vorftehend erwähnten Anſprüche aus dem dur 
das Kommifionsgefhäft begründeten und noch ausſtehenden Forderungen vorzugsweiie 
vor dem Kommittenten und deffen Gläubigern befriedigen. 


Art. 375. Iſt der Kommittent in Erfüllung der in dem vorigen Artifel bezeich- 
neten Berpflihtungen gegen den Kommifjionär im Verzuge, fo it der leptere berechtigt, 
ich unter Beobahtung der Vorfchriften des Art. 310 aus dem Kommiffionsgute bezahlt 
zu machen; er bat diefes Recht auch gegenüber den übrigen Gläubigern und der Kon: 
furdmaffe des Kommittenten. 

Art. 376. Bei der Kommiffion zum Ginfauf oder zum Berfauf von Waaren, 
Wechſeln und Werthpapieren, welche einen Börfenpreis oder Marktpreis haben, ift der 
Kommiffionär, wenn — nicht ein Anderes beſtimmt hat, befugt, das Gut, 
welches er einkaufen fell, ſelbſt als Verkäufer zu liefern, oder das Gut, welches er zu 
verfaufen beauftragt iſt, ald Käufer für fi) zu behalten, 

In diefem Falle ift die Pflicht des Kommiffionärs, Rechenſchaft über die Abichliep- 
ung des Kaufs oder Verkaufs zu geben, auf den Nachweis befchränft, daß bei dem be- 
rechneten Preife der Börjenpreis oder Marktpreis zur Zeit der Ausführung des Auftrags 
eingehalten ift. Er tft zu der gewöhnlichen Provifion berechtigt und fann die bei Kom- 
miffionsgefhäften jonjt regelmäßig vorfommenden Unkoften berechnen. 

Macht der Kommiffionär nicht zugleich mit der Anzeige über die Ausführung des 
Auftrags eine andere Perfon ald Käufer oder Verkäufer namhaft, fo ift der Kommittent 
befugt, den Kommiffionär felbft als Käufer oder Verkäufer in Anfpruch zu nehmen, 

Art. 377. Wenn der Kommittent den Auftrag widerruft und der. Widerruf bei 
dem Kommiffionär eintrifft, bevor die Anzeige von der Ausführung des Auftrags behurt 
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ihrer Abfendung abgegeben ift, fo kann fih der Kummiffienär der Befugniß, felbit als 
Käufer oder Verkäufer einzutreten, nicht mehr bedienen. 

Art. 378. Die Beftinmungen diefes Titeld kommen auch zur Anwendung, wenn 
ein Kaufmann, deffen gewöhnlicher Handelsbetrieb nicht in Kommiſſionsgeſchäften befteht, 
ein einzelnes Handelsgefhäft in eigenem Namen für Rechnung eines. Auftraggebers 
fließt. 


Vierter Titel. 
Bon dem Epeditionsgefchäfte. 


Art, 379. Spediteur ift derjenige, welcher gewerbemäßig in eigenem Namen für 
fremde Rechnung Güterverfendungen durch Frachtführer oder Schiffer zu beforgen über- 
nimmt, 

Art. 380. Der Epediteur haftet für jeden Schaden, welder aus der Vernach— 
läffigung der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns bei der Empfangnahme und Aufs 
bewahrung des Guts, bei der Wahl der Frachtführer, Schiffer oder Bwifchenfpediteure 
und überhaupt bei der Ausführung der von ihm übernommenen Berfendung der Güter 
entitebt. i 

Der Spediteur hat die Anwendung diefer Sorgfalt zu beweifen. 

Art, 381. Der Spediteur hat die Provifion und die Erftattung deffen zu fordern, 
was er an Auslagen und Koften oder überhaupt zum Zweck der Verfendung nothwendig 
oder nüplich aufgewendet hat (Art. 371). 

Gr ift nicht befugt, eine höhere ald die mit dem Frachtführer oder Schiffer bedun- 
gene Fracht zu berechnen. 

Art. 382, Der Spediteur hat wegen der Fracht, der Wrovifion, der Auslagen, 
Koiten und Verwendungen und wegen der dem Berfender auf das Gut geleifteten Bors 
ſchüſſe ein Pfandrecht an dem Gute, fofern er daffelbe noch in feinem Gewahrfam hat 
oder in der Lage ift, darüber zu verfügen, 

Gr fann diefes Recht auch gegenüber den übrigen Gläubigern und der Sonkurs- 
mafje des Gigenthümerd geltend machen. 

Bedient fih der Spediteur eines Zwifchenfpediteurs, fo hat der leßtere zugleich 
die feinem Vormann zuftehenden Rechte, insbefondere deſſen Pfandrecht, auszuüben. 

Soweit der Bormann wegen feiner Borderung durh Nachnahme von dem Nach-⸗ 
mann befriedigt ift, geht die Forderung und das Pfandreht des Vormanns von Rechts— 
wegen auf den Nahmann über. Dasfelbe gilt in Bezug auf die Borderung und das 
Pfandrecht des Frachtführers, wenn und infoweit der letztere von dem Zwifchenfpediteur 
befriedigt iſt. 
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Art. 383. Ein ‚Spediteur, welder die Berfendung durch Frachtführer oder Schif⸗ 
fer, jedoch mittelft von ihm für eigene Rechnung gemietheter Transportmittel beforgt, 
kann die gewöhnliche Kracht nekft der Proviſion und den fonftigen Koften berechnen. 


Art. 384. Wenn ein Spediteur mit dem Wbfender oder Empfänger über be 
fimmte Säge der Zransportkoften fih geeinigt hat, fo haftet er, in Ermangelung einer 
entgegenftehbenden Bereinbarung, für die von ihm angenommenen Zwifchenfpediteure und 
Frachtführer. Er ift in diefem Balle zur Provifion nur dann berechtigt, wenn verein« 
bart ift, daß eine foldhe neben den bejtimmten Sägen der Zransportkofteu gefordert wer« 
den koͤnne. 


Art. 385. Der Spediteur iſt, wern nicht ein Anderes beitimmt ift, befugt, den 
Transport der Güter felbit auszuführen. 

Wenn er fi diefer Befugniß bedient, fo hat er zugleich die Rechte und Pflichten 
eines Brachtführers und kann die gewöhnliche Fracht, die Provifion und die bei Spedi- 
tiondgefhäften fonft regelmäßig vorkommenden Unfoften berechnen. 


Art. 386. Die Klagen gegen den Spediteur wegen gänzlichen Berluftes oder 
wegen Verminderung, Beihädigung oder verfpäteter Ablieferung des Guts verjähren nad 
einem Jahre. 

Die Frift beginnt in Anfehung der Klagen wegen gänzlichen Berluftes mit dem Ab- 
lauf des Tages, an welchem die Ablieferung hätte bewirft fein müſſen; in Anfehung der 
Klagen wegen Verminderung, Befhädigung oder verfpäteter Ablieferung mit dem Ablauf 
des Tages, an welchem die Ablieferung gefchehen tft 

In gleicher Art find die Einreden wegen Verluftes, Verminderung, Befhädigung 
oder verfpäteter Ablieferung des Guts erlofchen, wenn nicht die Anzeige von diefen That- 
fahen an den Epediteur binnen der einjährigen Frift abgefandt worden ift, 

Die Beftimmungen diefes Artikels finden in Fällen des Betrugs oder der Verun— 
treuung des Spediteurs feine Anwendung. 


Art. 387, Im Uebrigen find die Rechte und Pflichten des Spediteurs, ſowelt 
diefer Titel feine Beftimmungen darüber enthält, nad den Grundfägen des vorigen Ti— 
teld zu beurtheilen; insbefondere kommen die Beftimmungen, welde in den Art. 365 bis 
367 für den Kommiffionär gegeben find, au für den Spediteur zur Anwendung. 

Art. 388. Wenn ein Kaufmann, deffen gewöhnlicher Handelsbetrieb nicht in Spe- 
ditiondgefhäften befteht, eine Güterverfendung durch Brachtführer oder Schiffer für fremde 
Rechnung in eigenem Namen zu beforgen übernimmt, fo gelten in Anfehung eines fol- 
hen Gefhäfts die Vorſchriften diefes Titels, 

Art. 389. Die Beftimmungen dieſes Titels finden feine Anwendung auf Perſo⸗ 
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nen, welde nur die Bermittelung von Frachtverträgen zwifchen dem Abfender und dem 
Frachtführer oder Schiffer bewirken (Frachtmäfler, Güterbeftätter, Schifföprofureure). 


£ Fünfter Titel. 
Bon dem Frachtgeichäft. 
Erfter Abſchnitt. 
Vom Frachtgeichäft überhaupt. 


Art. 390. Brachtführer ift derjenige, welcher gewerbemäßig den Transport von 
Gütern zu Lande oder auf Flüſſen und Binnengewäffern ausführt. 


Art. 391. Der Prachtbrief dient als Beweis über den Vertrag zwifchen dem 
Frachtführer und dem Abfender. 

Der Frachtführer kann die Ausftellnng eines Frachtbriefs verlangen. 

Urt. 392. Der Frachtbrief enthält: 

1) die Bezeichnung des Guts nah Befhaffenheit, Menge und Merkzeichen; 

2) den Namen und Wohnort des Frachtführers ; 

3) den Namen des Abfenders; 

4) den Namen deffen, an welchen das Gut PER werden foll; 

5) den Ort der Ablieferung ; 

6) die Beitimmung in Anfehung der Fracht; 

7) den Ort und Tag der Ausitellung ; 

8) die befonderen Bereinbarungen, welche die Parteien etwa noch über andere Punkte, 
namentlich über die Zeit, innerhalb welcher der Zransport Bewirkft werden Toll, 
und über die Entfhädigung wegen verfpäteter Ablieferung, getroffen haben. 

Art. 393. Der Abfender ift verpflichtet, bei Gütern, welche vor der Ablieferung 
an den Empfänger einer zoll- oder fteueramtlichen Behandlung unterliegen, den Fracht— 
führer in den Befig der deshalb erforderlichen Begleitpapiere zu feßen. Er haftet dem 
Frachtführer, fofern nicht diefem felbit ein Verfchulden zur Laft füllt, für alle Strafen 
und Schäden, welde denfelben wegen Unrichtigfeit oder Unzulänglichfeit der Begleitpa- 
piere treffen. 

Art. 394. Iſt über die Zeit, binnen welcher der Frachtführer den Transport be— 
wirfen fol, im Frachtvertrag nichts bedungen, fo wird die Friſt, innerhalb deren er die 
Reife antreten muß, durch den Ottögebrauch beftimmt; beiteht ein Ortsgebrauch nicht, 
fo ift die Reife binnen einer den Umftänden des Falls angemeffenen Friſt anzutreten. 

Wird der Antritt oder die Bortfegung der Neife durch Naturereigniffe oder fonftige 
Zufälle zeitweilig verhindert, fo braucht der Abfender die Aufhebung des Hinderniffes 
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nicht abzuwarten, er fann vielmehr von dem Vertrage zurücdtreten, muß aber den Fracht— 
führer, fofern denfelben fein Verſchulden zur Laft fällt, wegen der Koften zur Vorberei- 
tung der Reife, der Kojten der Wiederausladung und der Anfprüche in Beziehung auf 
die bereitö zurüdgelegte Reife entichädigen. Ueber die Höhe der Entfhädigung entſchei— 
det der Ortsgebrauch und in deffen Ermangelung das richterlihe Ermeffen. 

Art. 395. Der Frachtführer haftet für den Schaden, welcher durch Berluft oder 
Beichädigung des Frachtguts feit der Empfangnahme bis zur Ablieferung entitanden ift, 
fofern er nicht beweiit, daß der Berluft oder die Beihädigung durch höhere Gewalt 
(vis major) oder durd die natürliche Beichaffenheit des Guts, namentlich durch inneren 
Berderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage u. dgl. oder durch Außerlih nicht erkennbare 
Mängel der Berpadung entitanden iſt. 

Hür Koftbarkeiten, Gelder und Wertbpapiere haftet der Frachtführer nur dann, 
wenn ihm diefe Befchaffenheit oder der Werth des Guts angegeben ift. 

Art. 396. Wenn auf Grund des vorhergehenden Artikels von dem Frachtfuͤh— 
rer für Verluſt oder Beichädigung des Guts Erfag geleiftet werden muß, fo ift der 
Berechnung des Schadens nur der gemeine Handelswerth des Guts zu Grunde zu 
legen. 

Im Falle des Berluftes iſt der gemeine Handelswerth zu erfegen, welchen But der- 
jelben Art und Befchaffenheit am Drt der Ablieferung zu der Zeit hatte, in welcher 
das Gut abzuliefern war; davon kommt, in Abzug, was in Folge ded Verluſtes an 
Zöllen und Unkoſten eripart if, 

Im Falle ’dg Befhädigung iſt der Unterfchied zwiſchen dem Berfaufswerth des 
Buts im befchädigten Zuftande und dem gemeinen Handelswerth zu erfeßen, welchen 
das Gut ohne diefe Befchädigung am Ort und zur Zeit der Ablieferung gehabt haben 
würde, nah Abzug der Zölle und Unkoſten, fo weit fie in Folge der Befchädigung er: 
ſpart find. 

Hat das Gut feinen Handeläwerth, fo iſt der Berechnung des Schadens der ge- 
meine Werth des Guts zu Grunde zu legen, 

Wenn dem Frachtführer eine böslihe Handlungsweife nachgewiefen wird, fo hat er 
den vollen Schaden zu erjegen, 

Art 397. Der Frachtführer haftet für den Schaden, welcher durch Berfäumung 
der bedungenen oder üblichen Lieferungszeit entitanden iſt, fofern er nicht beweiit, daß 
er die VBerfpätung durch Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht 
babe abwenden fünnen. 

Art 398. Ih für den Fall verfpäteter Ablieferung ein Abzug an der Fracht 


oder der Verluſt der Fracht oder ſonſt eine Conventionalftrafe bedungen, fo kann im 
22” 
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Zweifel außerdem auch der Erfap des diefen Betrag überjteigenden Schadens ‚gefordert 
werden, welcher durd die verfpätete Ablieferung entitanden iſt. 


Art. 399, Beweist der Frachtführer, daß er die Verfpätung durch die Sorgfalt 
eines ordentlichen Frachtführers nicht habe abwenden fünnen, fo kann die bedungene 
gänzlihe oder theilweife Einbehaltung der Fracht, oder die Konventionalftrafe wegen 
verfpäteter Ablieferung nicht in Anſpruch genommen werden, es fei denn, daß fih aus 
dem Bertrage eine entgegenitehende Abfiht fund gibt. 

Art. 400. Der Frachtführer haftet für feine Leute und für andere Perfonen, der 
ren er fi bei Ausführung des von ihm übernommenen Transportes bedient. 

Art. 401. Wenn der Frachtführer zur gänzlichen oder theilmeifen Ausführung des 
von ihm übernommenen Transports das Gut einem andern Frachtführer übergibt, fo haf— 
tet er für diefen und die etwa folgenden Brachtführer bis zur Ablieferung. 

Jeder Srachtführer, welcher auf einen andern Frachtführer folgt, tritt dadurch, daß 
er das Gut mit dem urfprünglichen Brachtbrief annimmt, in dem Brachtvertrag gemäß 
dem Frachtbrief ein, übernimmt eine felbitftändige Verpflichtung, den Transport nad In» 
halt des Brachtbriefd auszuführen, und hat auch in Bezug auf den von den frühreren 
Frachtführern bereits ausgeführten Transport für die Verbindlichkeiten derfelben einzuftehen. 

Art. 402 Der Frachtführer hat den fpäteren Anweifungen des Abſenders wegen 
Zurüdgabe des Guts oder wegen Auslieferung deffelben an einen anderen als den im 
Brachtbrief bezeichneten Empfünger fo lange Folge zu leiten, als er nicht Letzterem nad 
Ankunft des Guts am Drt der Ablieferung den Frachtbrief übergeben bat. 

Iſt dies bereits gefhehen, fo hat er nur die Anweiſungen do bezeichneten Em⸗ 
pfängers zu beachten, widrigenfall$ er demjelben für das Gut verhaftet ift. 

Art. 403. Der Frachtführer ift verpflichtet, am Ort der Ablieferung dem durch 
den Frachtbrief bezeichneten Empfänger das Frachtgut auszuhändigen. 

Art. 404. Der im Brachtbrief bezeichnete Empfänger ift vor Ankunft des Buts 
am Ort der Ablieferung dem Brachtführer gegenüber berechtigt, alle zur Sicerftellung 
des Guts erforderlichen Maßregeln zu ergreifen und dem Brachtführer die zu diefem Zwed 
nothwendigen Anweijungen zu ertbeilen; die Auslieferung des Guts kann er vor deffen 
Ankunft am Orte der Ablieferung nur dann fordern, wenn der Abjender den Frachtfüh— 
rer zu derſelben ermächtigt hat. 

Art. 405. Nah Ankunft des Frachtführere am Ort der Ablieferung ift der im 
Frachtbrief bezeichnete Empfänger berechtigt, die durch den Brachtvertrag begründeten Rechte 
gegen Erfüllung der Verpflichtungen, wie fie der Brachtbrief ergiebt, in eigenem Namen 
gegen den Brachiführer geltend zu machen, fei es, daß er hiebei in eigenem oder frem« 
dem Intereſſe handle; er iſt inäbefondere berechtigt, den Frachtführer auf Uebergabe des 
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Frachtbriefs und Auslieferung des Guts zu belangen, fofern nicht der Abfender demfel- 
ben vor Anftellung der Klage eine nah Maaßgabe des Art. 402 noch zuläfige entge- 
genftehende Anweifung gegeben bat. 

Art. 406. Durch Annahme des Guts und des Frachtbriefs wird der Empfänger 
verpflichtet, dem Brachtführer nah Maaßgabe des Frachtbriefs Zahlung zu leiften. 


Art. 407. Wenn der bezeichnete Empfänger des Guts nicht auszumitteln ift oder 
- die Annahme verweigert, oder wenn Streit über die Annahme oder den Zuftand des 
Guts entiteht, fo kann der Betheiligte den letzteren durch Sachverſtändige feftitellen laſſen. 

Die Sachverftändigen ernennt auf das Anfuchen des Betheiligten das Handelögericht 
oder in deffen Ermangelung der Richter des Orts. 

Die Sahverftindigen haben ihr Gutachten fchriftlich oder zu Protofoll zu erftatten. 

Das Gericht fann auf Anfuchen des Betheiligten verordnen, daß das Gut in einem 
öffentlichen Lagerhaufe oder bei einem Dritten niedergelegt, und daß es ganz oder zu 
einem entfprechenden Theile behufs Bezahlung der Kracht und der übrigen Forderungen 
des Frachtführers öffentlich verkauft wird 

Ueber das Anfuhen um Ernennung von Sachverftändigen oder um Verfügung des 
Berichts wegen Niederlegung und wegen Verkaufs des Guts wird die Gegenpartei, wenn 
fie am Orte anmwefend ift, gehört. 

Art. 108, Durd Annahme des Guts und Bezahlung der Bracht erlifcht jeder 
Anfprud gegen den Fiachtführer. 

Nur wegen Berluftes oder Beichädigung, welche bei der Ablieferung äußerlich wicht 
erfennbar waren, fann der Frachtführer felbit nach der Annahme und nah Bezahlung 
der Fracht in Anfpruch genommen werden, wenn die Beftitellung des Verluſtes oder der 
Beihädigung ohne Verzug nad der Entdedung nachgeſucht worden ift, und bewiefen wird, 
daß der Berluft oder die Beihädigung während der Zeit feit der Empfangnahme bis zur 
Ablieferuug entftanden if. 

Die Beitimmungen über die Verjährung der Klagen und Einreden gegen den Spe- 
diteur wegen Verluftes, Beihädigung oder verfpäteter Ablieferung des Guts (Art, 386) 
finden auch auf den Frachtführer Anwendung. 

Art, 409. Der Brachtführer hat wegen aller dur den Brachtvertrag begründeten 
Forderungen, insbefondere der Fracht- und Liegegelder, fowie wegen der Zollgelder und 
anderer Auslagen ein Pfandreht an dem Frachtgut. Diefes Pfandrecht befteht, fo lange 
das Gut zurüdbehalten oder niedergelegt iſt; es dauert auch nad der Ablieferung nod 
fort, infofern der Frachtführer es binnen drei Tagen nad der Ablieferung gerichtlich gel- 
tend macht, und das Gut noch bei dem Empfänger oder bei einem Dritten fich befindet, 
welcher e8 für den Empfänger befipt, 
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Gr kann zu feiner Befriedigung den Verkauf des Guts oder eines Theils deffelben 
veranlaffen. (Art. 407,) 

Gr bat diefes Recht auch gegenüber den übrigen Gläubigern und der Konkursmaffe 
des Eigenthümers. 

Art. 410. Geht das Gut dur die Hände mehrerer Frachtführer, fo hat der 
legte bei der Ablieferung, fofeın nicht der Brachtbrief das Gegentheil beftimmt, auch die 
aus dem Prachtbriefe fich ergebenden Forderungen der vorhergehenden einzuziehen und 
deren Rechte, insbefondere auch das Pfandrecht, auszuüben. 

Der vorhergehende Brachtführer, welcher von dem nachfolgenden befriedigt ift, über: 
trägt auf dieſen von Rechtswegen feine Forderung und jein Pfandrecht. 

In gleicher Wit wird die Forderung und das Pfandrecht des Spediteurs auf den 
nachfolgenden Spediteur und den Brachtführer übertragen. 

Das Pfandredht der Vormänner befteht fo Tange, als das Pfandrecht des Iepten 
Srachtführers. 

Art. 411. Wenn auf demfelben Gute zwei oder mehrere gemäß den Art. 374, 
382 und 409 begründete Pfandrechte beftehen, jo gebt unter denjenigen Pfandrechten, 
welche durch die Verfendung oder durch den Transport des Guts entftanden find, das 
ipäter entftandene dem früher entjtandenen vor; diefe Pfandrechte haben fämmtlich den 
Borrang vor dem Pfandrecht des Kommiffionärd und vor dem Pfandrecht des Spedi- 
teurs für Vorſchüſſe; unter den legteren Pfandrechten gebt das früher entftandene dem 
fpäter entitandenen vor. 


Art. 412. Wenn der Frachtführer das Gut ohne Bezahlung abliefert und das 
Pfandrecht nicht binnen drei Tagen nah der Ablieferung gerichtlich geltend macht, fo 
wird er, fowie die vorhergehenden Frachtführer und die Spediteure, des Müdgriffs ge- 
gen die Vormänner verluftig. Der Anfpruch gegen den Empfänger bleibt in Kraft. 

Art. 413. Der Abſender und der Frachtführer fönnen übereinfommen, daß der 
legtere dem eriteren einen Ladefchein ausitellt. 

Der Ladefchein ift eine Urkunde, durch welche der Frachtführer ſich zur Aushändig- 
ung des Guts verpflichtet. 

Art. 414, Der Ladefchein enthält: 

1) die Bezeichnung der geladenen Güter nach Befchaffenheit, Menge und Merkzeichen ; 

2) den Namen und Wohnort des ne 

3) den Namen des Abfenders ; 
4) den Namen desjenigen, an.den oder an deffen Ordre das Gut abgeliefert wer: 


den fol, Als folder ift der Abfender zu verftehen, wenn der Ladefchein lediglich 
an Ordre geftellt ift; 
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5) den Ort der Ablieferung; 

6) die Beitimmung in Anfehung der Fracht; 

7) den Ort und Tag der Austellung. 

Der Ladefchein muß von dem Frachtführer unterzeichnet fein. 

Der Abfender hat dem Frachtführer auf deffen Verlangen eine von ihm unterzeich- 
nete gleichlautende Kopie des Ladeſcheins auszuhändigen, 

Art 415. Der Ladeſchein entfheidet für die Rechtöverhältniffe zwiſchen dem Fracht- 
führer und dem Empfänger des Guts; die nicht in denfelben aufgenommenen Beſtimm— 
ungen des Frachtvertrages haben gegenüber dem Empfänger feine rechtliche Wirkung, fo: 
fern nicht auf dieſelben ausdrüdlih Bezug genommen ift. 

Für die Nechtöverhältniffe zwiſchen Frachtführer und Abfender bleiben die Beftimm- 
ungen des Frachtvertrages maaßgebend. 

Art. 416. Wenn der Frachtführer einen Ladefchein ausgeftellt hat, darf er fpäte- 
ren Anmweifungen des Abfenders wegen Zurüdgabe oder Auslieferung des Guts an ei« 
nen anderen als den durch den Ladefchein legitimirten Empfänger nur dann Folge lei- 
ten, wenn ihm der Ladeſchein zurücgegeben wird, Handelt er diefer Beſtimmung ent« 
gegen, fo ift er dem rechtmäßigen Inhaber des Ladefcheins für das Gut verpflichtet. 

Art. 417. Zum Empfange des Guts legitimirt ift derjenige, an welchen das Gut 
nad dem Ladefchein abgeliefert werden foll, oder auf welchen der Ladeſchein, wenn er an 
Ordre lautet, durch Indoffament übertragen ift 

Art. 418. Der Frachtführer ift zur- Ablieferung des Guts nur gegen Rüdgabe 
des Ladefcheins, auf welchem dic Ablieferung des Guts zu befcheinigen iſt, verpflichter. 

Art. 419. Im Uebrigen fommen die Beftimmungen über die Rechte und Pflich— 
ten des Brachtführers auch in dem Kalle zur Anwendung, wenn ein Ladeichein ausge: 
ftellt. ift. 

Art, 420. Wenn ein Kaufmann, deffen gewöhnlicher Handelebetrieb ich nicht: auf 
die Ausführung von Frachtgeſchäften erftredt, in einem einzelnen Falle einen Transport 
von Gütern zu Land oder auf Flüſſen und Binnengewäffern auszuführen übernimmt, fo 
fommen die Beitimmungen diefes Titels auch in Bezug auf ein ſolches Gefhäft zur An: 
wendung. 

Art, 421. Die Beitimmungen diefes Abfchnitts finden auch Anwendung auf 
Brachtgefchäfte von Eifenbahnen und anderen öffentlichen Transportanftalten. 

Sie gelten jedoch für die Poftanftalten nur infoweit, als nicht durch befondere Geiepe 
oder Verordnungen für diefelben ein Anderes beftimmt if, 

Für die Eifenbahnen fommen ferner die Beitimmungen des folgenden Abfchnittes 
zur Anwendung. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Frachtgefchäft der @ifenbabnen insbefondere. 


Art. 422. Cine Gifenbabn, welbe dem Publikum zur Benugung für den Guͤ— 
tertransport eröffnet iſt, kann die bei ihr nachgeſuchte Eingehung eines Frachtgeſchäfts 
für ihre Babnftrede nicht verweigern, infofern; 

1) die Güter, an ſich oder vermöge ihrer Verpadung, nah den Reglements, und 
im alle die Tepteren fehlen oder feinen Anhalt gewähren, nad den Einrichtun- 
gen und der Benupungsweife der Bahn zum Transport fih eignen, 

2) der Abſender in Bezug auf die Kracht, die Auflieferung der Güter und die fon« 
figen den Gifenbabnen freigeftellten Zransportbedingungen fih den allgemein 
geltenden Anordnungen der Bahnverwaltung unterwirft, 

3) die regelmäßigen Transportmittel der Bahn zur Ausführung des Transports ge» 
nügen, 

Die Eifenbahnen find nicht verpflichtet, die Güter zum Transport eber anzunch- 

men, als bis die Beförderung derfelben geſchehen kann. 

In Anfehung der Zeit der Beförderung darf kein Abfender vor dem Andern ohne 
einen in den Einrichtungen der Bahn, in den Transportverhältniffen, oder im öffentlichen 
Intereffe liegenden Grund begünftigt werden 

Zuwiderhandlungen gegen die Beitimmungen dieſes Artifeld begründen den An- 
ſpruch auf Erfag des dadurch entitandenen Schadens, 

Art 423. Die in Art. 422 bezeichneten Eifenbahnen find nicht befugt, die An« 
wendung der in den Art. 395, 396, 397, 400, 401, 408 enthaltenen Beftimmungen 
über die Verpflichtung des Brachtführers zum Echadenerfag, fei es in Bezug auf den 
Eintritt, den Umfang oder die Dauer der Verpflichtung oder in Bezug auf die Beweis- 
laft, zu ihrem Vortbeil dur Berträge (mittelit Neglements oder durch befondere Ueber- 
einfunft) im Voraus auszufhließen oder zu beichränfen,, außer, foweit ſolches Durch die 
nachfolgenden Artikel zugelaffen it, 

Dertragsbeitimmungen, welche diefer Vorſchrift entgegenftehen, haben feine rechtliche 
Wirkung. Ä 
Art. 424. Es kann bedungen werden: 

1) in Anſehung der Güter, welche nad Vereinbarung mit dem Abfender in unbe- 
dedten Wagen trandportirt werden: 
daß für den Schaden nicht gebaftet werde, welcher aus der mit diefer Trans- 
portart verbundenen Gefahr entitanden it, 
2) in Anfehung der Güter, welche, ungeachtet ihreRatur eine Berpadung zum Shup 
gegen Berluft oder Beihädigung auf dem Transport erfordert, nah Erklärung 


des Abfenders auf dem Brachtbrief unverpadt ober mit mangelhafter Derpadung 

. aufgegeben find: 
daß für den Schaden nicht gehaftet werde, weldher aus der mit dem Man« 
gel der Berpadung oder mit der mangelhaften Befchaffenheit der Berpadung 


verbundenen Gefahr entitanden ift, 
3) in Anfehung der Güter, deren Auf- und Abladen nad Vereinbarung mit dem 


Abfender von diefem beforgt wird, 
daß für den Echaden nicht gehaftet werde, der aus der mit dem Auf» und 
Abladen oder mit mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr entftanden ift, 
4) in Anfehung der Güter, welche vermöge ihrer eigenthümlichen natürlichen Bes 
fhaffenheit der befondern Gefahr auögefegt find, gänzlihen oder theilmeifen Bere 
luft oder Beſchädigung, namentlih Bruch, Noft, inneren Berderb, außergewöhne 
lihe Leckage u. ſ. w. zu erleiden: 
daf für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus diefer Gefahr ente 
ftanden ift, 
%) in Anfehung lebender Thiere: 
daß für den Schaden nicht gehaftet werde, weldher aus der mit dem Trand- 
port diefer Thiere für diefelben verbundenen befonderen Gefahr entitanden ift, 
6) in Anfehung begleiteter Güter: 
daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welher aus der Gefahr entftan« 
den it, deren Abwendung durch die Begleitung bezwedt wird. 

Iſt eine der in diefem Artikel zugelaffenen Beſtimmungen bedungen, fo gilt zugleich 
ald bedungen: daß bis zum Nachweis des Gegentheild vermuthet werden fol, daß ein 
eingetretener Schade, wenn er aus der nicht übernommenen Gefahr entftehen konnte, aus 
derfelben wirklich entitanden iſt. 

Eine nad diefem Artikel bedungene Befreiung von der Haftpflicht. kann nicht gele 
tend gemacht werden, wenn nachgewieſen wird, daß der Schaden durch Berfhulden der 
Bahnverwaltung oder ihrer Leute entitanden ift. 

Art. 425. In Anſehung des Reifegepäds kann bedungen werden: 

1) daß für Verluſt oder Beſchädigung von Reiſegepäck, welches nicht zum Trand- 
port Aufgegeben iſt, nur gehaftet werde, wenn ein Verſchulden der Bahnverwaltung oder 
ihrer Leute nachgewiefen wird. Daffelbe kann in Anfehung von — bedungen 
werden, welche ſich in Reiſeequipagen befinden. 

2) daß für Verluſt von Reiſegepäck, welches zum Transport aufgegeben iſt, nur ge- 
baftgt werde, wenn das Gepät binnen einer beitimmten Friſt nach der Ablieferungszeit 
abgefordert wird. 


Die Frift darf nicht fürzer als drei Zage fein, . 
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©. Art. 426. In Anfehung der Güter, welche nad ihrer Befhaffenheit bei dem 
Transport regelmäßig einen Berluft an Gewicht oder an Maaß erleiden, kann bedungen 
werden, daß bis zu einem im Voraus beftimmten. Normalfag für Verluft an Gewicht 
‚oder Maaß nicht. gehaftet werde. Der Normalfag muß, im Fall mehrere Stüde zufam- 
men transportirt worden find, für jedes einzelne Stüd befonders berechnet werden, wenn 
das Gewicht oder Maaß der einzelnen Stüde im Frachtbrief verzeichnet oder fonft er» 
weislich iſt. 

Die bier bezeichnete Beftimmung kann nicht geltend gemacht werden, wenn nachge— 
wieſen wird, daß der Berluft nad den Umftänden des Falls nicht in Bolge der natürs 
Tihen Befhaffenheit des Guts entitanden it, oder daß der beftimmte Normaljap diefer 
Befchaffenheit oder den fonftigen Umfiänden des Balls mehr entſpricht. 


Art. 427, Es kann bedungen werden: 

1) daß der nah Art. 396 der Schadensberehnung zu Grunde zu legende Werth 
den im Frachtbrief, im Ladefchein oder im Gepädihein ald Werth des Guts angegebe— 
nen Betrag und in Ermangelung einer folden Angabe einen im Voraus beftimmten 
Rormalfag nicht überfteigen foll; 

2) daß die Höhe des nad Art, 397 wegen verfpäteter Lieferung zu leiftenden Scha- 
denserſatzes den im Brachtbrief, im Ladefchein oder im Gepädichein als die Höhe des 
Intereſſes an der rechtzeitigen Lieferung angegebenen ‚Betrag und in Ermangelung einer 
folhen Angabe einen im Voraus beftimmten Normalfag, welcher auch in dem Berluft 
der Fracht oder, eines Theild derfelben beitehen kann, nicht überfteigen fol, 

Im Falle einer böslihen Handlungsweiſe der Eifenbahnverwaltung oder ihrer Leute 
kann die Beſchraͤnkung der Haftpflicht auf den Normalfag oder den angegebenen Werth 
des Guts nicht geltend gemacht werden, 


Art. 428. Es kann bedungen werden, daß nad erfolgter Empfangnahme des 
Guts und Bezahlung der Fracht jeder Anſpruch wegen Verluſtes an dem Gut oder 
wegen Beſchädigung deffelben auch dann, wenn Diefelben bei der Ablieferung nicht er» 
kennbar waren. und erjt fpäter entdedt worden find, (Urt. 408 Abf. 2) erlifcht, wenn der 
Anſptuch nicht binnen einer bejtimmten Brit nad) der Ablieferung bei der Eifenbahnver- 
waltung angemeldet worden iſt. 

Die Brit darf nicht kürzer ald 4 Wochen fein. 

Art. 429, Wenn eine Eifenbahn das Gut mit einem Frachtbrief übernimant, nad 
welchem der Transport durch mehrere fih an einander anſchließende Eifenbahnen zu be— 
wirken ift, fo kann bedungen werden, daß nicht ſämmtliche Eijenbahnen, welche das Gut 
mit dem ärachtbrief übernommen haben, nach Maßgabe des Art. 401 als Frachtführer 
für den ganzen Transport haften, fontern daß nur die erſte Bahn umd diejenige Bahn, 
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welche das Gut mit dem Frachtbrief zulept übernommen Bat, diefer Haftpfliht für den 
ganzen Transport unterliegt, vorbehaltlich des Rüdgriffs der Eifenbahnen gegeneinander, 
daß dagegen eine der übrigen, in der Mitte Tiegenden Eifenbahnen nur dann als Fracht- 
führer in Anfpruch genommen werden faun, wenn ihr nachgewiefen wird, daß der Schar 
den auf ihrer Bahn ſich ereignet hat, 

Urt. 430. Denn eine Eifenbahn das. Gut mit einem Brachtbrief zum Trans- 
port übernimmt, in welchem ald Ort der Ablieferung ein weder an ihrer Bahn nod an 
einer der fih an fie anfchließenden Bahnen liegender Ort bezeichnet ift, fo fann bedun« 
gen werden, daß die Haftpflicht der Eifenbahn oder der Eifenbahnen ald Frachtführer 
nicht für den ganzen Transport bis zum Drt der Ablieferung, fondern nur für den 
Transport bis zu dem Orte beftehe, wo der Transport mittehit Eifenbahn enden foll; ift 
dies bedungen, fo treten in Bezug auf die Weiterbeförderung nur die Verpflichtungen 
des Epediteurs ein. 

Art, 431. Iſt von dem Abfender auf dem Brachtbrief beftimmt, daß das Gut an 
einem an der Eifenbahn liegenden Drt abgegeben werden oder Tiegen bleiben foll, fo 
gilt, ungeachtet im Srachtbrief ein auderweitiger Beitimmungsort angegeben ift, der Zrand« 
port als nur bis zu jenem an der Bahn liegenden Drt übernommen, und die Bahn ift 
nur bis zur Ablieferung an diefem Ort verantwortlid. 


— — 


Fünftes Buch. 
Vom Seehandel. 


Erſter Titel. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 432. Für die zum Erwerb durch die Seefahrt beſtimmten Schiffe, welchen 
das Recht, die Landesflagge zu führen, zuftebt, ift ein Schiffsregifter zu führen, 

Das Schiffsregifter üt Öffentlich, die Einfiht desfelben ift während der gewöhnlichen 
Dienftitunden einem Jeden gejtattet, 

Art. 433. Die Eintragung in das Schifföregifter darf erft gefchehen, nachdem 
das Recht, die Landesflagge zu führen, nachgewieſen ift. 

Vor der Eintragung in das Edhiffäregifter darf das Recht, die Landesflagge zu 
führen, nicht ausgeübt werden. 

Art, 43 4.* Die Landesgefepe beftimmen die Erforderniffe, von welchen das Recht 


eines Schiffs, die Landesflagge zu führen, abhängig ift, * 
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Sie beftimmen die Behörden, welche das Sähifföregifter zu führen haben. 
| Sie befiimmen, ob und unter welchen Berausfegungen die Eintragung in das Schiffs ⸗ 
tegifter für ein aus einem anderen Lande erworbenes Schiff vorläufig durd eine Kon. 
ſulatsurkunde erfept werden kann. 
Art, 435. Die Eintragung in das Shiffsregifter muß enthalten: 
4) die Thatfachen, welche das Recht des Schiffs, die Landesflagge zu führen, bes 
gründen; | 
2) die Thatfahen, welche zur Feſtſtellung der Identität des Schiffs und. feiner Ei« 
genthumsverhältniffe erforderlich find; 
3) den Hafen, von welhem aus mit dem Schiff die Seefahrt betrieben werden fol; 
(Heimathöhafen, Regiſterhafen). 
Ueber die Eintragung wird eine, mit dem Inhalte derſelben übereinftimmendelrfunde 
(Eertifitat) ausgefertigt, | | 
Art. 436. Treten in den Thatfahen, welche in dem vorhergehenden Artitel ber 
zeichnet find, nad der Eintragung Veränderungen ein, fo müffen diefelben in das Schiffs- 
regiſter eingetragen und auf dem Gertifitat vermerkt werden. 
Im dall das Schiff untergeht oder das Recht, die Landesflagge zu führen, ver⸗ 
liert, ift das Schiff in dem Schiffsregiſter zu loͤchen und das ertheilte Gertifitat zurüd« 
zuliefern, fofern nicht glaubhaft befcheinigt wird, daß es nicht zurüdgeliefert werden 
tönne. u 
Art. 437. Die Landesgefepe beftimmen die Sriften, binnen welcher die Thatfa- 
chen anzuzeigen und nachzuweiſen find, welche eine" Eintragung oder Löfhung erfordere 
lich machen, fowie die Strafen, welche für den Fall der Verſäumung diefer Briften oder 
der Nichtbefolgung der vorhergehenden. Vorſchriften verwirft find. 
Art. 438, Die Landesgefepe können beſtimmen, daß die Vorfäriften der Alt, 
432—437 auf Kleinere Fahrzeuge (Küftenfahrer u. ſ. w.) feine Anwendung finden. 
Art. 439. Bei der Veräußerung eines Schiffs oder eines Antheild am Schiff 
Echiffspart) kann zum Eigenthumderwerb die nad ben Grundfügen des bürgerlichen 
Rechts etwa erforderliche Uebergabe durch die umter den Kontrahenten getroffene Berein« 
barung erfept werden, daß das Eigentbum fofort auf den Erwerber übergehen full, 
Art. 440. In allen Fällen der Veräußerung eines Schiffs oder einer Schiffs- 
part kann jeder Theil verlangen, daß ihm auf feine Koſten eine beglaubigte Urkunde über 
die Veräußerung ertheilt werde, 
Art. 441. Bird ein Schiff oder eine Schiffspart veräußert, während das Schiff 
auf der Reiſe ſich befindet, fo iſt im Verhaͤltniß zwifhen dem Beräußerer und Erwer« 
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ber in. Ermangelung einer anderen Vereinbarung anzunehmen, daß dem. Erwerber der 
Gewinn der laufenden Reife gebühre oder der Berluft derfelben zur Laft falle, 

Art. 442. Dur die Veräußerung eines Schiffs oder einer Schiffspart wird in 
den perfönlichen Verpflichtungen des Veräußerers gegen Dritte nichts geändert, 

Art. 443. Unter dem Zubehör eines Schiffs find alle Sachen begriffen, welche 
zu dem bleibenden Gebrauch des Schiffs bei der Seefahrt beftimmt find. 

Dahin gehören inäbefondere auch die Schiffsboote. 

Im Zweifel werden Gegenjtände, welche in das Schiffsinventar eingetragen find, 
als Zubehör des Schiffs angefehen. 


Art. 444. Im Sinne diefes fünften Buches gilt ein feeuntüchtig gewordenes Schiff 

1) als reparaturunfähig, wenn die Reparatur des Schiffs überhaupt nicht möglich 
ift, oder an dem Drte, wo das Schiff fi) befindet, nicht bewerfitelligt, daffelbe 
aud nicht nad dem Hafen, wo die Reparatur auszuführen wäre, gebracht wer- 
den kann; 

2) als reparaturunwürdig, wenn die Koften der Reparatur ohne Abzug für den Un« 
terfchied zwifchen alt und neu mehr betragen würden, als drei Viertel u. 
früheren Werths. 

Iſt die Seeuntüchtigkeit während einer Reife eingetreten, fo gilt als der frühere 
Werth derjenige, welhen das Schiff bei dem Antritt der Reife gehabt hat, in 
den übrigen Fällen derjenige, welchen das Schiff, bevor es feeuntüchtig geworden 
ift, gehabt hat oder bei gehöriger Ausrüftung gehabt haben würde, 

Art. 445. Zur Schiffsbefagung werden gerechnet der Schiffer, die Schiffsmann- 
haft, fo wie alle übrigen auf dem Schiff angeftellten Perſonen. 

Art. 446. Ein zum Abgehen fertiges (fegelfertiges) Schiff kann wegen Schulden 
nit mit Befchlag belegt werden. Diefe Bejtimmung tritt jedod nicht ein, wenn die 
Schulden zum Behuf der anzutretenden Reife gemacht worden find, 

Durch eine Beſchlagnahme von Lereits an Bord des Schiffs befindlihen Gütern 
wegen Schulden fann deren Wiederausladung nur in denjenigen Fällen erwirft werden, 
in welden der Ablader felbit die Wiederausfadung noch zu fordern befugt wäre, und nur 
gegen Leiftung desjenigen, was diefer alddann zu leiten haben würde, 

Eine zur Schifföbefagung gehörige Perſon kann wegen Schulden von dem Zet- 
punkt an nicht mehr verhaftet werden, in welchem das Schiff fegelfertig iſt. 

Art, 447. Denn in diefem fünften Buche die europäifhen Häfen den nichteuro- 
daiſchen Häfen entgegengeſetzt werden, fo find unter den erſteren zugleich die nichteuro— 
daiſchen Haͤfen des —— ſchwarzen und azow'ſchen Meeres als mitbegriffen 


anzuſehen. 
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Art. 448, Die Beftimmungen des fünften Buchs, welche fih auf den Aufenthalt 
des Schiffs im Heimathshafen beziehen, fünnen von den Landesgeſetzen auf alle oder 
einige Häfen des Reviers des Heimathshafens ausgedehnt werden. 

Art. 449, Bür die Poftanftalten gelten die Beftimmungen des fünften Buchs nur 
infoweit, ald nicht durch befondere Gefege oder Verordnungen für diefelben ein Anderes 
vorgefchrieben ift, | 


Zweiter Titel. 
Bon dem Mbeder und von der Mbederei. 


Art. 450. Rheder iſt der Eigenthümer eines ihm zum Erwerb dur die Str 
fahrt dienenden Schiffs. 


Art. 451. Der Rheder ift für den Schaden verantwortlich, weldhen eine Perfon 
der Ehiffäbefapung einem Dritten durch ihr Berfhulden in Ausführung ihrer Dienft- 
verrihtungen zufügt. 


Art, 452, Der Nheder haftet für den Anſpruch eines Dritten nicht perfönlic, 

fondern er haftet nur mit Schiff und Fracht: 

1) wenn der Anſpruch auf ein Nechtsgefhäft gegründet wird, welches der Schiffer als 
folder kraft feiner gefeglihen Befugniffe, und nicht mit Bezug auf eine befondere ° 
Vollmacht gefchloffen hat; 

2) wenn der Anfpruch auf die Nichterfüllung oder auf die unvollſtaͤndige oder man« 
gelhafte Erfüllung eines von dem Rheder abgefhloffenen Vertrags gegründet wird, 
infofern die Ausführung des Vertrags zu den Dienftobliegenheiten des Schiffers 
gehört hat, ohne Unterfchied, ob die Nichterfüllung oder die unvollftändige oder 
die mangelhafte Erfüllung von einer Perfon der Schifföbefapung verſchuldet iſt 
oder nicht; 

3) wenn der Anſpruch auf das Berfhulden einer Perfon der Schiffsbeſatzung ge- 
gründet wird, 

An den unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Fällen kommt jedoch diefer Artifel nicht 

zur Anwendung, wenn den Rheder felbit in Anfehung der Vertragserfüllung ein Ver— 
fhulden trifft, oder wenn derfelbe die Vertragserfüllung befonderd gewährleijtet hat. 


Art. 453. Der Rheder haftet für die Borderungen der zur Echiffsbefagung ge⸗ 
börenden Perfonen aus den Dienft- und Heuerverträgen nicht nur mit Schiff und Fracht, 
fondern zugleich perfünlic. 

Wenn jedoh das Schiff dem Rheder ohne fein Berfhulden vor en der‘ 
Reife verloren gebt, insbefondere: 
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Bern wenn es verunglüdt, 
wenn es als reparaturunfähig oder als reparaturunwürdig kondemnirt (At 
444) und in dem Ichteren Falle ohne Verzug öffentlich verkauft wird, 
wenn es geraubt wird, 
wenn es aufgebracht oder angehalten und für gute Prife erklärt wit, 
fo haftet der Rheder für die Forderungen aus der nicht vollendeten Reife oder, fofern 
diefelbg aus mehreren Abfchnitten beiteht, für die Borderungen aus dem Iepten Reifeab- 
ſchnitt nicht perfönlich. 

Der legte Reifeabfihnitt beginnt in dem Hafen, in welchem das Schiff zulept Lad— 
ung eingenommen oder gelöfcht hat, und mit dem Zeitpunkt, in welchem mit dem Laden 
der Anfang gemacht oder die Löfhung vollendet it. Ein Nothhafen, wird ald Ladungs- 
oder Löihungshafen im Sinne diejer Vorſchrift nicht angejehen. 

Der Rheder ift in feinem der vorgenannten Fälle befugt, die etwa gezahlten Hand- 
gelder und Borfhüffe zurüd zu fordern. 

Art. 454. Die übrigen Fälle, in welchen der Rheder nicht perſönlich, fondern nur 
mit Schiff und Fracht haftet, find in den folgenden Ziteln beitimmt, 

Art. 455. Der Rheder als focher fann wegen eines jeden Anfpruchs, ohne Unter 
ſchied ob er perfönlich oder nur mit Schiff und Fracht haftet, vor dem Gerichte des Hei— 
matbshafens (Art. 435) belangt werden. 

Art. 456. Wird von mehreren Berfonen ein ihnen gemeinfhaftlih zuitchendes 
Schiff zum Erwerb dur die Seefahrt für gemeinfchaftlihe Rechnung verwendet, fo be« 
ſteht eine Rhederei. 

Der Fall, wenn das Schiff einer Handelsgeſellſchaft gehört, wird durch die Be— 
ſtimmungen über die Rhederei nicht berührt. 

Art, 457. Das Rechtsverhältniß der Mitrheder unter einander beſtimmt ſich zu— 
nächſt nach dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrag. Soweit eine Vereinbarung nicht 
getroffen iſt, kommen die Beſtimmungen der nachfolgenden Artikel zur Anwendung. 


Art, 458. Für die Angelegenheiten der Ahederei find die Beſchlüſſe der Mit 
rheder maafgebend. Bei der Beſchlußfaſſung entfcheidet die Mehrheit der Stimmen- 
Die Stimmen werden nad der Gröfe der Schiffeparten gezählt, Die Etimmenmehr- 
beit für einen Beſchluß ift vorhanden, wenn der Perfon oder den Perfonen, welde für 
den Beſchluß geftimmt haben, zufammen mehr als die Hälfte des ganzen Schiffs gehört, 
Eirnſtimmigkeit ſämmtlicher Mitrheder ift erforderlich zu Beſchlüſſen, welche eine Ab» 
Änderung des Rhedereivertrags bezwecken oder welhe den Beftimmungen des Mhederei« 
vertrages entgegen oder dem Zwed der Nhederei fremd find. 


Art, 459. Dur Beſchluß der Mehrheit kann für den Mhedereibetrieb ein Kors 
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refpondentrheder (Schiffsdirektor, Schiffsdisponent) beftellt werden. Zuk Beftellung eines 
Korrefpondentrheders, welcher nicht zu den Mitrhedern gehört, ift ein einftimiger Be— 
fhluß erforderlich, 

Die Beitellung des Korrefpondentrheders kann zu jeder Zeit durh Stimmenmehr- 
heit widerrufen werden, unbefchadet der Rechte auf Entfhädigung aus beftehenden Der 
trägen. 

Art. 460. Im Verhälniß zu Dritten ift der Korrefpondentrheder kraft feiger Be» 
ftellung befugt, alle Gefhäfte und Rechtshandlungen vorzunehmen, welhe der Gefchäfts- 
betrieb einer Rhederei gewöhnlich mit ſich bringt, 

Diefe Befugniß erjtredt fich insbefondere auf die Ausrüftung, Erhaltung und Ber 
frachtung des Schiffs, auf die Verfiherung der Fracht, der Ausrüftungsfoften und der 
Havereigelder, fowie auf die mit dem gewöhnlichen Gefchäftsbetrieb verbundene Empfang» 
nahme von Geldern. 

Der Korrefpondentrheder ift in demfelben Umfange befugt, die Rhederei vor Gericht 
zu vertreten, 

Er ift befngt, den Schiffer anzuftellen und zu entlaffen; der Schiffer hat fih nur 
an deffen Anweifungen und niht auch an die etwaigen Anweifungen der einzelnen Mit 
rheder zu kalten. 

Im Namen der Nhederei oder einzelner Mitrheder Wechfelverbindlichkeiten einzuge 
ben, oder Darlehen aufzunehmen, das Schiff oder Schiffsparten zu verkaufen oder zu 
verpfänden oder für diefelben Verfiherung zu nehmen, iſt der Korrefpondentrheder nicht 
befugt, e8 fei denn, daß ihm eine Vollmacht hierzu befonders erteilt tft. 

Im Uebrigen bedarf e8 zu den Gefhäften und Rechtshandlungen, welde er kraft 
feiner Beftellung vorzunehmen befugt ift, der in den Landesgefegen etwa vorgefchriebenen 
Spezialvollmacht nicht. 

Art, 461. Durd ein Nechtögefchäft, welches der Korrefpondentrheder ala folder 
innerhalb der Grenzen feiner Befugniffe gefhloffen Hat, wird die Nhederei dem Dritten 
gegenüber aud dann berechtigt und verpflichtet, wenn das Gefhäft ohne Nennung der 
einzelnen Mitrheder gefchloffen iſt. 

Iſt die Rhederei durch ein von dem SKorrefpondentrheder abgeſchloſſenes Gefhäft 
verpflichtet, fo haften die Mitrheder in gleihem Umfange (Art. 452), ald wenn das Ge— 
fhäft von ihnen felbit gefihloffen wäre. 

Art. 462. ine Befchränkung der im Art. 460 bezeichneten Befugniffe des Kors 
refpondentrhederd kann die Rhederei einem Dritten nur infofern entgegenfepen, als fie 
beweitt, dab die Befchränfung dem Dritten zur Zeit des Abſchluſſes des Gefchäfts be= 
kannt war. 

Art. 463, Der Rhederei gegenüber ift der Korrefpondentrheder verpflichtet, die 
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Beſchraͤnkungen einzuhalten, welche von derfelben für den Umfang feiner Befugniſſe feft- 
gefept find; er bat fi ferner nach den gefaßten Befchlüffen zu richten und diefelben zur 
Ausführung zu bringen, 

Im Uehrigen ift*der Umfang feiner Befugniffe auch der Rhederei gegenüber nad 
den Beitimmungen des Art, 460 mit der Maafgabe zu beurtheilen, daß er zu neuen 
Reifen und Unternehmungen, zu außergemwöhnlichen Reparaturen, fowie zur Anſtellung 
oder Entlaffung des Schiffers vorher die Beichlüffe der Nhederei einholen muß. 


Art. 464. Der Korrefpondentrheder iſt verpflichtet, in den Angelegenheiten der 
" Mhederei die Sorgfalt eines ordentlihen Rheders anzuwenden, 


Art. 465. Der Korrefpondentrheder hat über feine die Nhederei betreffende Ges 
ſchäftsführung abgefondert Buch zu führen und die dazu gehörigen Belege aufzubewah- 
ven, Er bat auch jedem Mitrheder auf defien Berlangen Kenntniß von allen Verhält— 
niffen zu geben, die fih auf die Rhederei, inäbefondere auf das Schiff, die Reife und 
die Ausrüftung beziehen; er muß ihm jederzeit die Einficht der die Rhederei betreffenden 
Bücher, Briefe und Papiere geftatten. 

Art. 466. Der Korrefpondentrheder iſt verpflichtet, jederzeit auf Befchluß der 
Rhederei derfelben Rechnung zu Tegen. Die Genehmigung der Rechnung und die Bil 
Tigung der Verwaltung des Korrefpondentrhederd durd die Mehrheit hindert die Minders 
heit nicht, ihr Recht geltend zu machen, 

Art. 467. Jeder Mitrheder hat nah Verhältniß feiner Schiffspart zu den Aude 
gaben der Nhederei insbefondere zu den Koften der Ausrüftung und der Reparatur des 
Schiffs beizutragen. 

Ih ein Mitrheder mit Leiftung feines Beitrags in Verzug und wird das Geld von 
Mitrhedern für ihn vorgefchoffen, fo ift er denfelben won Rechtswegen zur Entrichtung 
von Zinſen von dem Zeitpunkt der Vorſchüſſe am verpflichtet. Ob durd einen folden 
Borfhuß ein Pfandreht an der Schiffspart des fäumigen Mitrhederd erworben wird, iſt 
nah den Landesgefepen zu beurtheifen. Auch wenn ein Pfandrecht nicht erworben iſt, 
wird durch den Vorſchuß ein verfiherbares Intereſſe hinſichtlich der Schiffspart für die 
Mitrheder begründet. Im Ball der Berfiherung diefes Intereffe hat der füumige Mit 
theder die Koſten derſelben zu erfepen, 

Art. 468. Wenn eine neue Reife oder wenn nach Beendigung einer Reife die 
Reparatur des Schiffs oder wenn die Befriedigung eines Gläubigers befhloffen worden 
iſt, welchem die Nhederei nur mit Schiff und Fracht haftet, fo kann jeder Mitrheder, wel« 
her dem Befchluffe nicht zugeſtimmt hat, fih von der Leitung der zur Ausführung des 
felben erforderlichen Einzahlungen dadurch befreien, daß er feine Schiffspart ohne Anſpruch 


auf Entgeld aufgiebt. 4 
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Der Mitrheder, welder von diefer Befugnig Gebraud) machen will, muß dies den . 
Mitrhedern oder dem Korrefpondentrheder innerhalb dreier Tage nach dem Tage des Bes 
fehluffes oder, wenn er bei der Beſchlußfaſſung nicht anweſend und nicht vertreten war, 
innerhalb dreier Zage nach derMittheilung des Befchluffes gerichtlich ober notariell.fund geben, 

Die aufgegebene Schiffspart fällt den übrigen Mitrhedern nad Verhältnig der Größe 
ihrer Schiffsparten zu. 

Art 469, Die Vertheilung des Gewinnes und Berluftes gefchieht nach der Größe 
der Schiffsparten. Die Berechnung des Gewinnes und Verluftes und die Auszahlung 
des etwaigen Gewinnes erfolgt jedesmal, nachdem das Schiff in den Heimathshafen zus 
rüdgefehrt it, oder nachdem es in einem anderen Hafen feine Neife beendigt hat und 
die Schiffsmannſchaft entlaffen tft, 

Außerdem müflen auch vor dem erwähnten Beitpunfte die eingehenden Gelder, in— 
foweit fie nicht zu fpäteren Ausgaben oder zur Dedung ven Anfprüden einzelner Mit 
ıheder an die Nhederei erforderlich find, unter die einzelnen Mitglieder nad Verhältniß 
der Größe ihrer Schiffsparten vorläufig vertheilt und ausgezahlt werden. 


Art. 470. Jeder Mitrheder fann feine Schiffspart jederzeit und ohne Einwillig« 
ung der übrigen Mitrheder ganz oder theilmeife veräußern, 

Ein gefepliches Vorkaufsrecht fteht den Mitrhedern nicht zu. Es kann jedoch die 
Beräußerung einer Schiffspart, in Folge welder das Schiff das Recht, die Landesflagge 
zu führen, verlieren würde, rechtögültig nur mit Zuftimmung aller Mitrheder erfolgen, 
Die Landesgefepe, welche eine folhe Veräußerung überhaupt für unzuläffig erklären, wer 
den durch diefe Beftimmung nicht berührt, 


Art. 471, Der Mitrheder, welder feine Schiffspart veräußert bat, wird, fo lan— 
ge die Veräußerung von ihm und dem Erwerber den Mitrhedern oder dem Korrefpon« 
dentrheder nicht angezeigt worden iſt, im Verhältniß zu den Mitrhedern noch als Mit« 
rheder betrachtet und bleibt wegen aller vor dieſer Anzeige begründeten Berbindlichfeiten 
als Mitrheder den übrigen Mitrhedern verhaftet, 

Der Erwerber der Schiffspart ift jedoch im Verhältniß zu den übrigen Mitrhedern 
fhon feit dem Zeitpunfte der Erwerbung als Mitrheder verpflichtet. 

Gr muß die Beftimmungen des Rhedereivertrags, die gefaßten Befchlüffe und ein» 
gegangenen Geſchäfte gleihwie der Veräußerer gegen fich gelten laſſen; die übrigen Mits 
rheder fünnen außerdem alle gegen den Veräußerer als Mitrheder begründeten Berbind« 
Iihleiten in Bezug auf die veräußerte Schiffspart gegen den Erwerber zur Aufrechnung 
bringen, unbefhadet des Rechts des Lepteren auf Gewährleiftung gegen den Veräußerer. 

Art. 472, Gine Aenderung in den Berfonen der Mitrheder ift ohne Einfluß auf 
den Fortbeſtand der Rhederei, 
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Penn ein Mitrheder jtirbt oder in Konkurs geräth oder zur Verwaltung feines 
Vermögens rechtlich unfähig wird, fu hat dies die Auflöfung der Rhederei nicht zur Folge, 

Gine Auffündigung von Seiten eines Mitrheders oder eine Ausſchließung eines 
Mitrheders findet nicht jtatt, 

Art, 473. Die Auflöfung der Rhederei kann durd Stimmenmehrheit befhloffen 
werden. Der Beſchluß, das Schiff zu veräußeru, fteht dem Befchluß der Auflöfung gleich, 

Sft die Auflöfung der Nhederei oder die Veräußerung des Schiffs befchloffen, fo 
muß das Echiff öffentlich verkauft werden. Der Verkauf fann nur gefchehen, wenn 
das Schiff zu einer Meife nicht verfrachtet ift und in dem Heimatbshafen oder in einem 
inländiſchen Hafen ſich befindet. Iſt jedoch das Schiff als reparaturunfähig oder repa« 
raturunmwürdig (Art. 444) fondemnirt, fo kann der Verkauf deffelben, auch wenn es ver— 
frachtet fit, und felbit im Ausland erfolgen, Soll von den vorftehenden Beitimmungen 
abgewichen werden, fo ift die Zuftimmung aller Mitrheder erforderlich. 

Art 474, Die Mitrkeder als foldhe haften Dritten, wenn ihre perfönliche Haft- 
ung eintritt, nur nach Verhältniß der Größe ihrer Schiffsparten. 

Fit eine Schiffspart veräußert, fo haften für die in der Zeit zwifchen der Veräußer— 
ung und der im Art. 471 erwähnten Anzeige etwa begründeten perfönlihen VBerbind« 
lichkeiten rüdjichtlich diefer Echiffspart ſowohl der Veräußerer ald der Erwerber, 


Art, 475. Die Mitrheder als ſolche fünnen wegen eines jeden Anfpruchs ohne 
Unterfihied, ob diefer von einem Mitrheder oder von einem Dritten erhoben tft, vor dem 
Gerichte des Heimathshafens (Art. 435) belangt werden, 

Diefe Vorſchrift kommt auch dann zur Anwendung, wenn die Klage nur gegen einen 
Mitrheder oder gegen einige Mitrheder gerichtet iſt. 

Art, 476. Auf die Vereinigung zweier oder mehrerer Perfonen, ein Schiff für 
gemeinfchaftliche Nehnung zu erbauen und zur Seefahrt zu verwenden, finden die Art, 
457, 458, 467, der leptere mit der Maaßgabe Anwendung, daß er zugleich auf dieBau- 
foften zu beziehen iſt, desgleihen die Art. 472 und 474 und, fobald das Schiff vollen- 
det und von dem Grbauer abgeliefert üft, außerdem die Art. 470, 471 und 473. 

Der Korreipondentiheder (Art. 459) kann auch ſchon vor Bollendung des Schiffs 
beftellt werden ; er hat in dieſem Falle fogleich nad) feiner Beitellung in Bezug auf den 
künftigen Nhedereibetrieb die Rechte und Pflichten eines Korreipondentrheders, 

Art 477, Wer ein ihm nicht gehöriges Schiff zum Erwerb durd die Seefahrt 
für feine Rechnung vernvendet und es entweder felbit führt oder die Führung einem Schif— 
fer anvertraut, wird im Verhältniß zu Dritten als Rheder angefehen, 

Der Eigenthümer kann denjenigen, welcher aus der Verwendung einen Anſpruch als 
EHiffsgläubiger herleitet, an der Durchführung des Anſpruchs nicht hindern, fofern er 
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nicht beweift, daß die Verwendung ihm gegenüber eine widerrehtlihe und der Gläubiger 
nicht in gutem Glauben war. 


Dritter Titel, 
Bon dem Schiffer. 


» » 
Art, 478. Der Bührer des Ediffs (Schiffskapitän, Schiffer) iſt verpflichtet, bei 
allen Dienſtverrichtungen, namentlih bei der Erfüllung der von ihm ausjuführenden 
Verträge, die Eorgfalt eines ordentlihen Echifferd anzuwenden. Gr haftet für jeden 
durch fein Verſchulden entſtandenen Schaden, insbeſondere für den Schaden, welcher aus 
der Verletzung der in dieſem und den folgenden Titeln ihm auferlegten Pflichten entſteht. 


Art. 479. Dieſe Haftung des Schiffers beſteht nicht nur gegenüber dem Rheder, 
fondern auch gegenüber dem Befrachter, Ablader und Ladungsempfänger, dem Reiſenden, 
der Echiffsbefapung und demjenigen Schiffsgläubiger, deffen Borderung aus einem Kre— 
ditgefhäft (Art. 497) entftanden ift, inöbefondere dem Bodmereigläubiger. 

Der Schiffer wird dadurd, daß er auf Anweifung des Rheders gehandelt hat, den 
übrigen vorgenannten Perfonen gegenüber von der Haftung nicht befreit. 

Durch eine folhe Anweifung wird auch der Nheder perfönlich verpflichtet, wenn er 
bei Ertheilung derfelben von dem Sachverhältniß unterrichtet war, 


Art. 480. Der Schiffer hat vor Antritt der Reife dafür zu forgen, daß das 
Schiff in feetüchtigem Etande, gehörig eingerichtet und ausgerüſtet, gehörig bemannt und 
verproviantirt ift, und daß die zum Ausweis für Schiff, Befapung und Ladung erfor« 
derlichen Papiere an Bord find, E 

Art. 481. Der Schiffer hat zu forgen für die Tüchtigfeit der Geräthſchaften zum 
Laden und Löihen fowie für die gehörige Etauung nah Seemannsbrauch, auch wenn 
die Stauung durch befondere Etauer bewirkt wird, 

Er hat dafür zu forgen, daß das Echiff nicht überladen und daß es mit dem nd« 
tbigen Ballaſt und der erforderlichen Garniruug verfeben wird, 

Art. 482. Wenn der Ehiffer im Ausland die dort geltenden gefeplihen Vor— 
fehriften, inöbefondere die Polizei-, Steuer und Zollgefege nicht beobachtet, fo hat er den 
daraus entjtehenden Echaden zu erfegen, 

Desgleihen hat er den Schaden zu erfegen, welcher daraus entiteht, daß er Güter 
ladet, von welchen er wußte oder wiffen mußte, daß fie Kriegskontrebande feien. 


Art. 483, Sobald das Schiff zum Abgehen fertig if, hat der Echiffer die Reife 


bei der erſten günftigen Gelegenheit anzutreten. 
Auch wenn er dur Krankheit oder andere Urſachen verhindert it, das Schiff zu 
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führen, darf er den Abgang oder die Weiterfahrt deffelben nit ungebührlih aufhalten ; 
er muß vielmehr, wenn Zeit und Umitände geftatten, die Anordnung des Rheders eine 
zubolen, diefem ungefäumt die Verhinderung anzeigen und für die Zwifchenzeit die ge— 
eigneten Vorkehrungen treffen, im entgegengefepten Ball einen anderen Schiffer einfegen, 
Für diefen Stellvertreter ift er nur infofern verantwortlich, ald ihm bei der Wahl deſſel— 
ben ein Berfhulden zur Laft füllt, 

Dom Beginn des Ladens an bis zur Beendigung der Löfhung darf der Schiffer 
das Schiff gleichzeitig mit dem Steuermann nur in dringenden Fällen verlaffen; er hat 
in folden Fällen zuvor aus den Echiffsoffizieren oder der übrigen Mannfchaft einen ges 
eigneten Vertreter zu beitellen. 

Daffeibe gilt aud vor Beginn des Ladens und nad Beendigung der Löſchung, 
wenn das Schiff in einem nicht ficheren Hafen oder auf einer nicht fiheren Rhede liegt. 

Bei drobender Gefahr oder, wenn das Schiff in See ſich befindet, muß der Schiffer 
an Bord fein, fofern nicht eine dringende Nothwendigkeit feine Abwefenheit rechtfertigt. 

Art. 485, Wenn ein Schiffer in Fällen der Gefahr mit den Schiffsofſizieren ei— 
nen Schiffsrath zu halten für angemeffen befindet, fo iſt er gleihwohl an die gefaßten 
Beſchlüſſe nit gebunden; er bleibt ftets für die von ihm getroffenen Maßregel verants 
wortlich. 
Art. 486. Auf jedem Schiff muß ein Journal geführt werden‘, in welches für 
jede Neife alle erheblichen Begebenheiten, feit mit dem Einnehmen der Ladung oder des 
Ballaftes begonnen ift, einzutragen find, 

Das Journal wird unter Aufficht des Ehiffers von dem Steuermann und im Fall 
der Verhinderung des Lepteren von dem Schiffer felbit oder unter feiner Auffiht von 
einem durch ihn zu beflimmenden geeigneten Schiffsmann geführt. 

Art. 487. Don Tag zu Tag find in das Journal einzutragen: 

die Befchaffenheit von Wind und Wetter; 

die von dem Schiffe gehaltenen Kurfe und zurückgelegten Diftanzen; 

die ermittelte Breite und Länge; 

der Wafferftand bei den Pumpen, 
Ferner find in das Journal einzutragen: 

Die durch das Loth ermitteite Waſſertiefe; 

jedes Annehmen eines Lootfen und die Zeit feiner Ankunft und feines Ab— 
ganges; 

die Veränderungen im Perſonal der Schiffsbeſatzung; 

die im Schiffsrath gefaßten Beſchlüſſe; . 

alle Unfälle, welche dem Schiff oder der Ladung zuftoßen umd die Beſchreibung 
derjelben, 
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Auch Lie auf dem Schiffe begangenen ftrafbaren Handlungen und die verhängten 
Disziplinarftrafen, fowie die vorgefummenen Geburts- oder Sterbefälle find in das Jour— 
nal einzutragen. 

Die Eintragungen müffen, foweit die Umftinde nicht hindern, täglich gefchehen. 

Das Journal ift von dem Schiffer und dem Eteuermanu zu unterfchreiben. 

Art, 488. Das Journal, wenn ed ordnungmäßig geführt und in der Form uns 
verdächtig ift, liefert für die Begebenheiten der Neife, foweit darüber weder eine Verklar— 
ung erforderlich (Art, 490) noch die Beibringung anderer Belege gebräuchlich iſt, in der 
Megel einen unvollftändigen Beweis, welcher durd den Eid oder andere Beweismittel ergänzt 
werden fan, Jedoch hat der Richter nad feinem dur die Erwägung aller Umſtände 
geleiteten Ermeffen zu entfcheiden, ob dem Inhalt des Journals ein größeres oder gerins 
gered Maaß der Beweiskraft beizulegen fei. 

Art. 489. Die Landesgefepe können beftimmen, daß auf Fleineren Bahrzeugen 
(Küftenfahrer u. dal) die Hührung eines Journals nicht erforderlich fei. 

Art. 490. Der Schiffer hat über alle Unfälle, welche fih auf der Reiſe ereignen, 
fie mögen den Berluft oder die Befchädigung des Schiffs oder der Ladung, das Einlaus 
fen in einen Nothhafen oder einen fonjtigen Nachtheil zur Folge haben, mit Zuziehung 
aller- Perfonen der Echifföbefagung oder einer genügenden Anzahl derfelben eine Ver— 
Harung abzulegen. 

Die Berklarung ift ohne Verzug zu bewirken und zwar: 

im Bejtimmungshafen oder bei mehreren Bejtimmungshäfen, in demjenigen, wel 
hen das Schiff nad dem Unfalle zuerjt erreicht; 
im Notbhafen, forern in diefem reparirt oder gelöfcht wird; 
am erften geeigneten Orte, wenn die Reife endet, ohne daß der Beitimmungse- 
hafen erreicht wird, 

Iſt der Schiffer geſtorben oder außer Stande, die Aufnahme der Verklarung zu be— 

wirken, ſo iſt hierzu der im Range nächſte Schiffsoffizier berechtigt und verpflichtet. 


Art. 491. Die Verklarung muß einen Bericht über die erheblichen Begebenheiten 
der Reife, namentlich eine vollftändige und deutliche Erzählung der erlittenen Unfälle, 
unter Angabe der zur Abwendung oder Verringerung der Nachtheile angewendeten Mit« 
tel enthalten, 

Art. 492. Im Gebiete dieſes Gefepbuches muß die Verflarung, unter Borleg« 
ung des Journald und eines Verzeichniffes aller Perfonen der Schifföbefagung, bei 
dem zuftindigen Gericht angemeldet werden. 

Das Gericht hat nad — der Anmeldung ſo bald als thunlich die Verklar— 
ung aufzunehmen. 
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Der dazu anberaumte Termin wird in geeigneter Weiſe öffentlich befannt gemacht, 
infofern die Umſtände einen ſolchen Aufenthalt gejtatten. 

Die Intereffenten von Schiff und Ladung fowie die etwa fonft bei dem Unfalle 
Betheiligten find berechtigt, felbft oder durch Bertreter der Ablegung der — bei⸗ 
zuwohnen.. 

Die Verklarung geſchieht auf Grundlage des Journales. Kann das geführte 
Journal nicht beigebracht werden oder iſt ein Journal nicht geführt (Art. 489), ſo iſt 
der Grund hievon anzugeben. 

Art. 493, Der Richter iſt befugt, außer den geſtellten noch andere Perſonen * 
Schiffobeſatzung, deren Abhörung er angemeſſen findet, zu vernehmen. Gr kann zum 
Zweck befferer Aufklärung dem Schiffer fowohl als jeder anderen Perfon der Schiffs⸗ 
befagung geeignete Fragen zur Beantwortung vorlegen, 

Der Schiffer und die zugezogenen übrigen Perfonen der Echiffsbefapung haben 
ihre Ausfagen zu befchwören, 

Die über die Verflarung aufgenommene Verhandlung ift in Urſchrift aufzubewahs 
ren und jevem Betheiligten auf Verlangen beglaubigte Abfchrift zu ertheilen. 


Art, 494, Die in Gemäßheit Art. 492 und 493 aufgenommene Berflarung Tier 
fert vollen- Beweis der dadurch beurfundeten Begebenheiten der Reife, 
Jedem Betheiligten bleibt im Prozeß der Gegenbeweis vorbehalten. 


Art. 495. Rechtsgeſchäfte, welche der Schiffer eingeht, während das Schiff im 
Heimathshafen fih befindet, find für den Nheder nur dann verbindlich, wenn der Schif— 
fer auf Grund einer Vollmacht gehandelt hat, oder wenn ein anderer befonderer Ver— 
pflihtungsgrund vorhanden it. 

Zur Annahme der Schiffsmannfchaft ift der Schiffer auch im Heimatbahafen befugt. 

Art. 496. Befindet fih das Schiff außerhalb des Heimathshafens, fo ift der 
Schiffer Dritten gegenüber kraft feiner Anftellung befugt, für den Rheder alle Gefchäfte 
und Nehtshandlungen vorzunehmen, welche die Ausrüftung, Bemannung, Verproviantire 
ung und Erhaltung des Schiffs, me überhaupt die Ausführung der Reife mit fich 
bringen, 

Diefe Befugniß erftredt ſich and auf die Eingehung von Brachtverträgen; fie er 
ſtreckt fi) ferner auf die Anftellung von Klagen, welche fih auf den Wirkungsfreis des 
Schiffers beziehen, 

Art 497. Zur Aufnahme von Darlehen, zur Gingehung von Käufen auf Berg 
ſowie zum Abſchluß ähnlicher Kreditgeſchäfte iſt jedoch der Schiffer nur dann befugt, 
wenn es zur Erhaltung des Schiffs oder zur Ausführung der Reiſe nothwendig und nur 

inſoweit, als es zur Befriedigung des Bedürfniſſes erforderlich iſ. Ein Bodmereige— 
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fchäft ift er einzugehen nur dann befugt, wenn es zur Ausführung der Reiſe nothwen⸗ 
dig und nur infoweit, ala e8 zur Befriedigung des Bedürfniffes erforderlich ift, 

Die Gültigkeit des Gefhäfts ift weder von der wirklichen Verwendung noch von ber 
Zwedmäßigkeit der unter mehreren Kreditgeſchäften getroffenen Wahl no von dem Um« 
ftande abhängig, ob dem Schiffer das erforderliche Geld zur Verfügung geftanden habe, 
es fei denn, daß dem Dritten der böfe Glaube bewiefen würde, 

Art. 498. Auf den perfönlichen Kredit des Nheders Gefihäfte abzufchließen, ins- 
befondere Wechfelverbindlichkeiten für Denfelben einzugehen, ift der Schiffer nur auf Grund 
einer ihn hierzu ermächtigenden Vollmacht (Art, 452 Ziff. 1) befugt. Verhaltungsmaß— 
regeln und dienftlihe Anweifungen, welche der Schiffer vom Rheder erhält, genügen nicht 
die perfönliche Haftung des Rheders dem Dritten gegenüber zu begründen. 


Art. 499. Die Befugniß zum Verkauf des Schiffs hat der Schiffer nur im Falle 
dringender Notbwendigkeit, und nachdem diefelbe durch das Ortsgericht nah Anhörung 
von Sadhverftändigen und mit Zuziehung des Landeskonſuls, wo ein ſolcher vorhanden, 
feſtgeſtellt iſt. 

Iſt keine Gerichtsbehörde und auch keine andere Behörde, welche die Unterſuchung 
übernimmt, am Orte vorhanden, fo hat der Schiffer zur Rechtfertigung ſeines Verfah— 
rend das Gutachten von Sadhverftändigen einzuholen und, wenn dies nicht Möglich iſt, 
mit anderen Beweifen ſich zu verſehen. 

Der Berkauf muß öffentlich geſchehen. 


Art, 500. Der Rheder, welder die gefeplihen Befugniffe des Cchiffers befchränft 
bat, fann dem Dritten die Nichteinhaltug dieſer Befhränfungen nur dann entgegenfegen, 
. wenn er beweilt, daß diefelben dem Dritten befannt waren. 

Art. 501, Hat der Schiffer ohne befonderen Auftrag für Rechnung des Rhe— 
ders aus eigenen Mitteln Borfchüffe geleitet oder ſich perſönlich verpflichtet, fo ftehen 
ihm gegen den Rheder wegen des GErfapes feine größeren Rechte als einem Dritten zu. 


Art. 502, Durch ein Nehtögefhäft, weldes der Schiffer in feiner Eigenſchaft 
als Führer des Schiffs, fei e8 mit, fei e8 ohne Bezeichnung des Rheders, innerhalb 
feiner gefeplichen Befugriffe gefäloffen hat, wird der Rheder dem Dritten gegenüber be« 
rechtigt und die Haftung des Nheders mit Schiff und Fracht begründet, 

Der Echiffer felbft wird dem Dritten durch das Nechtsgefhäft nicht verpflichtet, 
ed fei denn, daß er eine Gewährleiftung für die Erfüllung übernommen oder feine Bes 


fugniffe überfchritten hätte, Die Haftung des Säiffere nah Maaßgabe der Art, 478 
und 479 wird bierdurd nicht ausgefchloffen. 


Art. 503. Auch dem Rheder gegenüber find für den Umfang der Befugniffe des 
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Schiffers die vorftebenden Artikel maaßgebend, fomeit der Rheder diefe Befugniſſe nicht 
befhränft bat. 

Außerdem iſt der Schiffer verpflichtet, von dem Zuftande des Schiffs, den Begeb- 
niffen der Reifen, den von ihm gefchloffenen Verträgen und den anbängig gewordenen 
Brozefien den Rheder in fortlaufender Kenntniß zu erhalten und in allen erheblichen 
Fällen, namentlih in den Fällen der Art. 497 und 499, oder wenn er eine Reife zu 
ändern oder einzuftellen fich genöthigt findet, oder bei außergewöhnlidhen Reparaturen 
und Anfchaffungen die Ertheilung von Verhaltungsmaagßregeln nadzufuchen, fofern die 
Umftände es geftatten. 

Zu außergewöhnlihen Reparaturen und Anfchaffungen, ſelbſt wenn er fie mit den 
ihm zur Berfügung ftehenden Mitteln des Rheders beftreiten fann, darf er nur im Balle 
der Nothwendigkeit fchreiten. 

Wenn er das zur Bejlreitung eines Bedürfniffes nöthige Geld nicht anders ſich 
verschaffen kann als entweder durch Bodmerei oder durch den Berfauf von entbehrlichem 
Schiffszubehör oder dur den Verkauf von entbehrlichen Echiffsvorräthen, fo hat er die— 
jenige Maafregel zu ergreifen, welche für den Rheder mit dem geringften Nachtheil ver: 
bunden ift. 

Er muß dem Rheder nad) der Ruͤckkehr in den Heimathshafen und außerdem, io 
oft es verlangt wird, Rechnung legen. 

Art. 504. Im Intereffe der LKadungsbetheiligten hat der Schiffer während der 
Reife zugleich für das Beſte der Ladung nah Möglichkeit Sorge zu tragen. 

Werden zur Abwendung oder Verringerung eines Berluites befondere Maafregeln 
erforderlih, fo liegt ihm ob, das Intereffe der Ladungsbeiheiligten als Bertreter derfel- 
ben wahrzunehmen, wenn thunlich deren Anweifungen einzuholen und, infoweit es den 
Verbältniffen entfpricht, zu befolgen. fonft aber nad eigenem Ermeffen zu verfahren und 
überhaupt thunlichſt dafür zu forgen, daß die Ladungsbetheiligten von folhen Vorfällen 
und den dadurch veranlaßten Maafregeln fchleunigit in Kenntniß gefept werden. 

Er ift in folhen Fällen namentlih auch berechtigt, Die Ladung ganz oder zum Theil 
zu löfchen, Außerftenfalld, wenn ein erheblicher Verluft wegen drohenden Verderbs oder 
aus fonftigen Gründen anders nicht abzuwenden üft, zu verkaufen oder behufs Beihaff- 
ung der Mittel zu ihrer Erhaltung und Weiterbeförderung zu verbodmen, ſowie im Falle 
der Anhaltung oder Aufbringung zu reflamiren oder, wenn fie auf andere Weiſe feiner 
Berfügung entzogen iſt, ihre Wiedererlangung außergerichtlic und gerichtlich zu betreiben. 

Art. 505. Wird die Fortfepung der Neife in der urfprünglichen Richtung durch 


einen Zufall verhindert, fo tft der Schiffer befugt, die Reife entweder in einer anderen 
Richtung fortzufegen oder diefelbe auf kürzere oder längere Zeit einzuftellen oder nad 
25 
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dem Abgangshafen zurüczufehren, je nachdem es den Verhältniffen und den mögßlichſt zu 
berüdfichtigenden Anweifungen entſpricht. 

Im Falle der Auflöfung des Frachtvertrags hat er nach den Vorſchriften des Art. 
634 zu verfahren, 

Art 506. Auf den perfönlihen Kredit der Ladungsbetheiligten Gefchäfte abzu- 
fchließen, ift der Schiffer auch in den Fällen des Art. 504 nur auf Grund einer ibn 
biezu ermächtigenden Vollmacht befugt. 

Art. 507, Außer den Fällen des Art 504 ift der Schiffer zur Verbodmung der 
Ladung oder zur Verfügung über Ladungstheile durch Verkauf oder Berwendung nur 
dann, befugt, wenn und infoweit ed zum Zweck der Fortfegung der Reife nothwendig iſt. 

Art. 508 Gründer fih das Bedürfniß in einer großen Haverei und kann der 
Schiffer demfelben durch verfchiedene Maaßregeln abhelfen, fo hat er-diejenige Maafregel 
zu ergreifen, welche für die Betbeiligten mit dem geringiten Nachtheil verbunden iſt. 

Art. 509. Liegt der Fall einer großen Haverei nicht vor, fo ift der Schiffer. zur 
Verbodmung der Ladung oder zur Verfügung über Ladungstheile durch Verkauf oder 
Verwendung nur dann befugt, wenn er dem Bedürfniß auf anderem Wege nicht abhel- 
fen kann, oder wenn die Wahl eines anderen Mittels einen unverhältnißmäßigen Scha- 
den für den Nheder zur Folge haben würde. 

Auch in diefen Fällen.fann er die Ladung nur zufammen mit dem Schiff und der 
Fracht verbodmen (Art. 681. Abſ. 2). 

Er hat die Verbodmung vor dem Verkauf zu wählen, es jet denn, daß die Ver— 
bodmung einen unverhältnigmäfigen Schaden für den Nheder zur Folge haben würde. 

Art. 510. Die Berbodmung der Ladung oder die Verfügung über Ladungstbeile 
dur Verkauf oder Verwendung wird in den Fällen des vorftehenden Artikels als ein 
für Nehnung des Nheders abgefhloffenes Kreditgefhäft (Art. 497 und 757 Ziffer 7) 
angefehen. 

Art, 511. In Bezug auf die Gültigkeit der in den Fällen der Art. 504 und 
507—509 von dem Eiiffer abgefhloffenen Nechtsgefhäfte kommen die Borfchriften des 
Art. 497 zur Anwendung. 

Art. 512. Zu den Gefchäften und Rechtshandlungen, welche der Schiffer nad 
den Art. 495, 496, 497, 499, 504, 507—509 vorzunehmen befugt ift, bedarf er der 
in den Landesgefepen etwa vorgefchriebenen Spezialvollmacht nicht, 

Art. 513. Was der Shiffer vom Befrachter, Ablader oder Ladungsempfänger 
außer der Fracht als Kaplaken, Primage oder fonft als Belohnung oder Entfhädigung 
gleihviel unter welchem Namen erhält, muß er dem Rheder als Einnahme in Rechnung 
bringen, 
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Art. 514. Der Schiffer darf ohne Einwilligung des Rheders für eigene Rechnung 
feine Güter verladen. Handelt er diefer Bejtimmung zuwider, fo muß er dem Rheder 
die hoͤchſte am Abladungsorte zur Abladungszeit für ſolche Reifen und Güter bedungene 
Fracht erftatten, unbefchadet des Nechts des Rheders, einen erweislich höheren Schaden 
geltend zu machen. 


Art 515. Der Schiffer fann, felbit wenn das Gegentheil vereinbart ift, jederzeit 
von dem Rheder entlaffen werden, jedoch unbejchadet feiner Entfhädigungsanfprüce. 


Art. 516. Erfolgt die Entlaffung, weil der Schiffer untüchtig befunden ift, oder 
weil er feiner Pflicht nicht genügt, fo erhält er nur dasjenige, was er von der Heuer 
einfchlieglich aller fonjt bedungenen Bortheile bis dahin verdient hat. 


Art. 517. Wenn ein Echiffer, welcher für eine bejtimmte Reife angeftellt ift, ent« 
laffen wird, weil die Reife wegen Krieg, Embargo oder Blokade oder wegen eines Ein- 
fuhr⸗ oder Ausfuhrverbots oder wegen eines anderen Schiff oder Ladung betreffenden Zu« 
falls nicht angetreten oder fortgefegt werden fann, fo erhält er gleichfalls nur dasjenige, 
was er von der Heuer einschließlich aller fonft bedungenen Vortheile bis dahin verdient 
bat. Daſſelbe gilt, wenn ein auf unbeitimmte Zeit angeftellter Schiffer entlaffen wird, 
nachdem er die Ausführung einer beftimmten Neife übernommen bat, 

Erfolgt in dieſen Fällen die Entlaffung während der Reife, fo bat der Schiffer 
außerdem nach feiner Wahl entweder auf freie Zurückbeförderung nad dem Hafen, wo 
er gebeuert worden iſt, oder auf eine entfprechende Vergütung Anfpruch. 

Denn nah den Beitimmungen diefes Geſetzbuchs ein Anſpruch auf freie Zurüdbe- 
förderung begründet ift, fo umfaßt derjelbe auch den Unterhalt während der Reife, 


Art, 518. Wird ein Schiffer, welcher auf unbeftimmte Zeit angeftellt ift, aus an: 
deren als den in den Art. 516 und 517 angeführten Gründen entlaffen, nachdem er 
die Ausführung einer beftimmten Reife übernommen hat, jo erhält er außer demjenigen, 
was ihm nad den Beltimmungen des vorigen Artikels gebührt, als Entihädigung noch 
‚die Heuer für zwei oder vier Monate, je nachdem die Entlaffung in einem europäifchen 
oder in einem nichteuropäifchen Hafen erfolgt iſt. Jedoch erhält er in feinem Falle mehr, 
als er erhalten haben würde, wenn er die Reife zu Ende geführt hätte, 


Art. 519. War die Heuer nicht zeitweife, fondern in Bauſch und Bogen für die 
ganze Neife bedungen, fo wird in den Fällen der Art, 516—518 die verdiente Heuer 
mit Rückſicht auf den vollen Heuerbetrag nah Verhältniß der geleifteten Dienfte, fowie 
des etwa zurüdgelegten Theils der Neife beftimmt. Zur Ermittelung der im Art. 518 
erwähnten Heuer für zwei oder vier Monate wird die durchichnittliche Dauer’ der Reife 
einfchlieglih der Ladungs- und Löihungszeit unter Berüdfichtigung der Beſchaffenheit 
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des Schiffs in Anfap gebraht und danach die Heuer für die zwei oder vier Monate 
berechnet, 

Art. 520. Endet die Nüdreife des Schiffs nicht in dem Heimathshafen und war 
der Schiffer für die Aus- und Rückreiſe oder auf unbeſtimmte Zeit angeſtellt, fo hat der 
Schiffer Anſpruch auf freie Zurüdbeförderung nah dem Hafen, wo er gebeuert worden 
ift, und auf Bortbezug der Heuer während der Reife oder nad feiner Wahl auf eine 
entfprechende Vergütung. 

Art. 521. Der Schiffer, welcher auf unbeftimmte Zeit angeftellt iſt, muß, fobald 
er eine Reife angetreten bat, in dem Dienft verbleiben, bis das Schiff in den Heimaths— 
bafen oder in einen inländifhen Hafen zurüdgefehrt und die Entlöfhung erfolgt iſt. 

Er fann jedoch feine Entlaffung fordern, wenn feit der erften Abreife zwei oder 
drei Jahre verfloffen find, je nachdem das Schiff zur Zeit der Auffündigung in einem 
europäifchen oder in einem nichteuropätfchen Hafen ich befindet. Er hat in einem fol: 
hen Falle dem Rheder die zu feiner Erfegung erforderliche Zeit zu gewähren und den 
Dienft inzwifchen fortzufegen, jedenfalls die laufende Reife zu beendigen. 

Hat der Rheder fofert nah der Kündigung die Nüdreife angeordnet, fo muß der 
Schiffer das Schiff zurüdführen. R 


Art. 522, Die Schiffäpart, mit welcher der Schiffer auf Grund einer mit den 
übrigen Rhedern getroffenen Vereinbarung als Mitrheder an dem Schiff betheiligt ift, 
muß im all feiner unfreiwilligen Entlaffung auf fein Verlangen von den Mitrhedern 
gegen Auszahlung des durch Sadverjtändige zu bejtimmenden Schägungswerths über« 
nommen werden. Diefes Recht des Schiffers erlifcht, wenn er die Erklärung, davon Ger 
brauch zu machen, ohne Grund, verzögert, 


Art. 523, Falls der Schiffer nah Antritt der Reife erfranft oder verwundet 

wird, fo trägt der Rheder die Koften der Verpflegung und Heilung: 

1) wenn der Schiffer mit dem Schiffe zurüdfehrt und die Nüdreife in dem Hei- 
mathshafen oder in dem Hafen endet, wo er geheuert worden ift, bis zur Be— 
endigung der Rüdreife; 

2) wenn er mit dem Schiffe zurüdkehrt und die Neife nicht in einem der genann- 
ten Häfen endet, bis zum Ablauf von ſechs Monaten feit . Beendigung der 
Ruͤckreiſe; 

3) wenn er während der Reife am Bande zurüdgelaffen werden mußte, bis zum Ab- 
lauf von ſechs Monaten feit der Weiterreife des Schiffs. 

Auch gebührt ihm in den beiden legteren Fällen freie Zurüdbeförderung (Art. 517) 

oder nad feiner Wahl eine entfprechende Vergütung. 

Die Heuer einſchließlich aller fonft bedungenen Vortheile bezieht der nah Antritt 
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der Reife erkrankte oder verwundete Schiffer, wenn er mit dem Schiffe zurüdkehrt, bis 
zur Beendigung der Nücreife, wenn er am Lande zurücdgelaffen werden mußte, bis zu 
dem Zage, an welchem er das Schiff verläßt 

Iſt der Schiffer bei Vertheidigung des Schiffs befchädigt, fo hat er überdies auf 
eine angemefjene, erforderlichenfalld von dem Richter zu beftimmende Belohnung Anſpruch. 

Art. 524. Stirbt der Schiffer nad Antritt des Dienjtes, fo bat der Rheder die 
bis zum ZTodestage verdiente Heuer einfchließlich aller fonft bedungenen Vortheile zu ent- 
richten; ift der Tod nad) Antritt der Reife erfolgt, fo hat der Rheder auch die Beer- 

digungöfoften zu tragen, 

Wird der Schiffer bei Vertheidigung des Schiffs getödtet, fo hat der Rheder über- 
died eine angemeffene, erforderlichenfalls von dem Richter zu beftimmende Belohnung zu 
zablen. ö 

Art 525 Auf die in den Art. 523 und 524 bezeichneten Korderungen findet 
die Vorfchrift des Art. 453 gleichfalls Anwendung. 

Art. 526. Auch nah dem Verluſt des Schiffe it der Schiffer verpflichtet, noch 
für die Verklarung zu forgen und überhaupt das Intereffe des Reders ſo lange wahr« 
zunehmen, als es erforderlich if. Er bat aber auch für Diefe Zeit Anfpruch auf Fort— 
bezug der Heuer und auf Erftattung der Koften des Unterhalts. Für Ddiefe Heuer und 
Unterhaltungstoften haftet der Reder perfüönlih. Außerdem behält der Schiffer, jedoch 
nur nach Maafgabe des Art. 453, Anſpruch auf freie Zurüdbeförderung (Art. 517) 
oder nad feiner Wahl auf eine entfprehende Bergütung. 

Art 527. Die Beitimmungen der Landesgefepe über die von dem Schiffer nach— 
zumeifende Qualififation werden dur diefes Geſetzbuch nicht berührt. 


“ Bierter Titel. 
Bon der Schiffsmanpfcaft. 


Art 528. Zur „Schiffsmannſchaft“ werden auch dieSciffsoffiziere mit Ausflug 
des Schiffers gerechnet; deögleichen ift unter „Schiffsmann“ aud jeder Schiffsoffizier 
mit Ausnahme des Schiffers zu verftehen. 

Art. 529, Die Beftimmungen des mit der Schiffsmannfhaft abgefchlofienen Heu- 
ervertrags find in die Mufterrolle aufzunehmen. 

Art. 530. Bird ein Schiffsmann erft nach Anfertigung der Mufterrolle geheus 
ert, fo gelten für ihn in Ermangelung anderer Bertragäbeftimmungen die nah Inhalt 
der Mufterrolle mit der übrigen Schiffsmannfhaft getroffenen Abreden, insbefondere fann 
er nur diefelbe Heuer fordern, welche nad der Mufterrolle den übrigen Schiffsleuten fei- 
ned Ranges gebührt. 
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Art. 531. Die Verpflihtung der Schiffsmannfhaft, an Bord zu fommen und 
Schiffsdienfte zu leiften, beginnt, wenn nicht ein Anderes bedungen iſt, mit der Anmu— 
ſterung. 

Von demſelben Zeitpunkt an iſt, in Ermangelung einer anderweitigen Abrede, die 
Heuer zu zahlen. 

Art. 532, Den Säiffsmann, welcher nach der Anmufterung dem Antritt oder 
der Fortſetzung des Dienftes fich entzieht, kann der Schiffer zur Erfüllung feiner Pflicht 
zwangsweife anhalten laſſen. 

Art. 533. Der Schiffsmann ift verpflichtet, in Anfehung des Sciffsdienites den 
Anordnungen des Schiffers unweigerlih Sehorfam zu leiften und zu jeder Zeit alle für 
Schiff und Ladung ihm übertragenen Arbeiten zu verrichten. 

Er ift der Disziplinargewalt des Schifferd unterworfen. Die näheren Beftimmungen 
über die Disziplinargewalt des Schiffers bleiben den Landesgefepen vorbehalten. 

Art. 534, Der Schiffsmann darf ohne Erlaubniß des Sciffers feine Güter an 
Bord bringen. Für die gegen diefes Verbot beförderten eigenen oder fremden Güter muß 
er die höchſte am Abladungsorte zur Abladungszeit für ſolche Reifen und Güter bedun- 
gene Fracht erftatten, unbefchadet der Verpflihtung zum Erfag eines erweislich höheren 
Schadens. 

Der Schiffer iſt auch befugt, die Güter über Bord zu werfen, wenn diefelben Schif 
oder Ladung gefährden. 

Die Landesgefege, welche die Uebertretung des Berbots mit noch anderen Nachthei« 
len bedrohen, werden hierdurch nicht berührt, 

Art. 535. Der Schiffemann ijt verpflichtet, auf Verlangen bei der Verklarung 
mitzumirken und feine Ausſage eidlich zu beftärken. 

Art. 536. Die Heuer ift dem Schiffsmann, fofern feine andere Vereinbarung ge: 
troffen iſt, erſt nach Beendigung der Reife oder bei der Abdankung zu zahlen, wenn 
diefe früher erfolgt, 

Ob und inwieweit vor dem Antritt und während der Reife Borfhußzahlungen und 
Abfhlagszahlungen zu leiften find, beftimmen die Landesgeſetze und in deren Ermangel« 
ung der Ortsgebrauch deö Heimathshafens. 

Art, 537. Der Shiffsmann darf den Schiffer vor einem fremden Gericht nicht 
belangen, Handelt er diefer Beftimmung zuwider, fo iſt er nicht allein für den daraus 
entjtehenden Schaden verantwortlich, fondern er wird außerdem der bis dahin verdienten 
Heuer verluftig. 

Er kann in Fällen, die feinen Aufihub leiden, die vorläufige Entfheidung des 
Landeskonſuls oder desjenigen Konfuld, welcher deſſen Gefchäfte zu. verfehen berufen if, 
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und in Ermangelung eines folhen die desKonfuls eines anderen deutfchen Staates nach— 
ſuchen. 

Jeder Theil hat dir Entſcheidung des Konſuls einſtweilen zu befolgen, vorbehaltlich 
der Befugniß, nah Beendigung der Reife feine Rechte vor der zuftändigen Behörde gel 
tend zu machen. 

Art. 538. Der Schiffsmann ift verpflichtet, während der ganzen Reife einfchließ- 
lid etwaiger Zwifchenreifen bi8 zur Beendigung der Nüdreife im Dienfte zu verbleiben, 
wenn in dem Heuetvertrage nicht ein Anderes beflimmt ift. 

Endet die Nüdreife nicht in dem Heimathshafen, fo bat er Anfpruch auf freie Zus 
rüdbeförderung (Art. 517) nah dem Hafen, wo er geheuert worden ift, und auf Fort— 
bezug der Heuer während der Reife oder nach feiner Wahl auf eine entfprechende Ver— 
gütung. 
Art. 539, Iſt nach Beendigung der Ausreife eine Zwifchenreife befchloffen oder iſt 
eine Zwifchenreife beendigt, fo fann der Schiffsmann feine Entlaffung fordern, wenn feit 
dem Dienftantritt zwei oder drei Jahre verfloffen find, je nachdem das Schiff in einem 
europätfchen oder in einem nichtenropäifchen Hafen fich befindet Bei der Entlaffung ift 
dem Schiffsmann die bis dahin verdiente Heuer, nicht aber eine weitere Vergütung zu 
zahlen. 

Die Entlafjung fann nicht gefordert werden, fobald die Ruͤckreiſe angeordnet ift. 

Art. 540. Der vorftehende Artikel findet feine Anwendung, wenn der Schiffd- 
mann für eine längere Zeit jich verheuert hat, 

Die Verheuerung auf unbejtimmte Zeit oder mit der allgem:inen Beftimmung, daß 
nach Beendigung der Ausreife der Dienſt für alle Reifen, welche noch befchloffen werden 
möchten, fortzufegen fei, wird als eine Verheuerung auf längere Zeit nicht angefehen. 

Art. 541. Im allen Fällen, in welden ein Schiff länger als zwei Jahre aus- 
wärts verweilt, tritt in Ermangelung einer anderweitigen Abrede für den feit der Aus» 
reife im Dienjt befindlichen Schiffsmann eine Erhöhung der Heuer ein, wenn diefe nad 
Zeit bedungen iſt. 

Das Maaß der Erhöhung beftimmen die Landesgefepe. 

Art. 542, Der Heuervertrag endet, wenn das Schiff dur einen Zufall dem 
Rheder verloren geht, insbejondere 

wenn ed verunglüdt, 
wenn es als reparaturunfähig und reparaturunwürdig fondemnirt (Art, 444) 
und in dem letzteren Fall ohne Verzug öffentlich verkauft wird, 
wenn ed geraubt wird, 
wenn es aufgebracht oder angehalten und für gute Prife erklärt wird. 
Dem Schiffsmann gebührt alsdann nicht allein. die verdiente Heuer, fendern auch 
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freie Zurüdbeförderung nad dem Hafen, wo er geheuert worden ift, oder nach Wahl des 
Schiffers eine entfprechende Vergütung.“ 

Gr bleibt verbunden, bei der Bergung gegen Fortbezug der Heuer Hülfe zu leiten 
und bei der Verklarung gegen Zahlung der etwa erwachſenden Reife- und Verſäumnißkoſten 
mitzuwirken. Bür diefe Koften haftet der Nheder perfönlih, im Uebrigen baftet er nur 
nah Maafgabe des Art. 453. 


Art. 543. Der Ediffer fann den Schiffsmann, abgefehen von den in dem Heu— 
vertrag beftimmten Fällen, vor Ablauf der Dienftzeit entlaffen: 

1) fo lange die Reife noch nicht angetreten ft, wenn der Sciffgmann zu dem 
Dienft, zu welchem er fih verheuert hat, untauglich iſt; wird die Untauglichkeit 
erft fpäter entdedt, fo ift der Schiffer befugt, den Schiffemann, mit Ausfchluß 
des Steuermanns, im Nang herabzufegen und feine Heuer verhältnißmäßig zu 
verringern; 
wenn der Schiffsmann eines groben Dienjtvergehens, insbefondere des wieder: 
holten Ungeborfams oder der fortgefepten Widerfpenftigfeit, der Schmuggelei oder 
einer mit fehwerer Strafe bedrohten Handlung ſich fchuldig macht; 

3) wenn der Echiffämann mit einer fophilitifchen Arankheit behaftet it oder wenn 
er durch eine unerlaubte Handlung eine Krankheit oder ei fich zuziebt, 
welche ihn arbeitsunfäbig macht; 

4) wenn die Reife, für welche der Schiffömann geheuert war, wegen Krieg, Embargo 
oder Blofade oder wegen eines Ausfuhr: oder Einfuhrverbot3 oder wegen eines 
anderen Schiff oder Ladung betreffenden Zufalld nicht angetreten oder fortgefept 
werden fann. 


Art. 544. Dem Schiffsmann gebührt in den Fällen der Ziffern I—3 des Alt. 
543. nit mehr ald die verdiente Heuer; in den Fällen der Ziffer 4 hat er, wenn er 
nad Antritt der Reife entlaffen, wird nicht allein auf die verdiente Heuer, fondern auch 
auf freie Zurüdbeförderung (Art. 517) nah den Hafen, wo er geheuert worden ift, oder 
nah Wahl des Echiffers auf eine entfprehende Vergütung Anfprud). 

Die Landesgefepe, welhe den Schiffsmann in Bälen der Pflichtverlegung (Ziffer 
2) mit Verluſt der verdienten Heuer bedrohen, werden durch die vorftehende Beftimmung 
nicht berührt. 

Den Landesgefepen bleibt auch vorbehalten, noch aus anderen als den im Art, 543 
angeführten Gründen die unfreiwillige Entlaffung des Schiffsmanns ohne Entfhädigung 
oder gegen theilweife Entſchädigung zu geftatten. 


Art. 545. Der für eine Reife geheuerte Schiffemann, welcher aus anderen ala 
den in den Art. 543 und 544 erwähnten Gründen vor Ablauf des Heuervertrags ent 
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laffen wird, behält, wenn die Entlaffung vor Antritt der Reife erfolgt, als Entfhädignng 
die etwa empfangenen Hand» und Vorfhußgelder, foweit diefelben den üblichen Betrag 
nicht überfteigen. 

Eind Hand» und Vorſchußgelder nicht eingezahlt, fo Bat er ala Entſchaͤdigung die 
Heuer für einen Monat zu fordern. 

Iſt die Entlaffung erft nad Antritt der Reife erfolgt, fo erhält er außer, der ver« 
dienten Heuer nod die Heuer für zwei oder vier Monate, je nachdem er in einem euro« 
päifhen oder in einem nichteuropäifchen Hafen entlaffen ift, jedoch nicht mehr als er er 
halten haben würde, wenn er erft nach Beendigung der Reife entlaffen worden wäre, 

Außerdem hat er Anfprud auf. freie Zurücdbeförderung (Art. 517) nad dem Hafen, 
wo er gebeuert worden ift, oder nah Wahl des Schiffers auf eine entfprechende Ver⸗ 
gütung. 

Art. 546. Iſt die Heuer in Bauſch und Bogen bedungen, fo wird die verdiente 
Heuer (Art, 537, 539, 542, 544, 545) und die ein«, zwei« oder viermonatlihe Heuer 
(Art. 545) nah Anleitung des Art, 519 berechnet, 


Art. 547. Der Shiffsmann fann feine Entlaffung fordern, wenn fih der Schife 
fer einer groben Verlegung feiner ihm gegen denfelben obliegenden Pflichten, insbefon- 
dere durch ſchwere Mißhandlung oder dur grundlofe Borenthaltung von Speiſe und 
Trank fhuldig macht. 

Der Schiffsmann, welcher aus einem ſolchen Grunde ſeine Entlaſſung nimmt, hat 
dieſelben Anſpruͤche, welche fuͤr den Fall des Art. 545 beſtimmt ſind. 

Die Landesgeſetze können beſtimmen, ob und aus welchem anderen Gründen dem 
Schiffsmann das Recht, die Entlaffung zu fordern, außerdem. noch zuftebe, 

In einem anderen Lande darf der Schiffemann, welder feine Entlaffung fordert, 
nicht ohne Genhmigung des zuftändigen Konfuls (Art, 537) den Dienft verlaffen, 

Art 548, Balls der Schiffsmann nad Antritt des Dienftes erkrankt oder verwun⸗ 
det wird, fo trägt der Mheder die Koften der Verpflegung und Heilung: 

4) wenn der Schiffsmann wegen der Krankheit oder Berwundung die Reife nicht 
antritt, bis zum Ablauf von drei Monaten feit der Erkranfung oder Ber- 
wundung; 

2) wenn er die Reiſe antritt und mit dem Schiffe nad dem SHeimathehafen oder 
dem Safen, wo er geheuert worden iſt, zurückkehrt, bis zum Ablauf von drei Mos 
naten feit der Nüdfehr des Echiffs; 

3) wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe zurüdtehrt, die Rüdtelfe des 
Schiffs jedoch nicht In einem der genannten Häfen endet, bid zum Ablauf von 


fehs Monaten feit der Rüdlehr des Schiffd; 
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) wenn er während, der Reiſe am Sande zurüdgelaffen werben mußte, : bis zum Ab⸗ 
iquf von jede Monaten feit der Weiterreife des Schiffs | 
Auch gebührt dem Schiffsmann in den beiden Tepteren Fällen freie Zurüͤckbeförder⸗ 
derung (Art. 517) nad, dem Hafen, wo er geheuert worden ift, oder nad Wahl des 
Rheders eine entfprechende Vergütung. 
Art, 549. Die Hewer. bezieht der erkrankte oder verwundete Schiffsmann: 
wenn er die Reiſe nicht antritt, bis zur Einſtellung des Dienſtes; 
wenn er die Reiſe antritt und mit dem Schiffe zurädfehrt bis zur Beendig- 
: ung der Rüdreife; : | 
> wenn er während der. Reife am Lande zurücdgelaffen werden mußte, bis zu 
ze dem Tage, an welchem er das Schiff verläßt. 
Iſt der Schiffsmann bei Vertheidigung des Schiffs befhädigt, fo hat er überdies 
auf, eine angemeſſene, erforderlihenfalls von dem Richter zu beftimmende Belohnung 
Anſpruch. | | | 
Art. 550. Auf den Schiffemann; welcher die. Krankheit oder Verwundung durch 
eine unerlaubte Handlung ſich zugezogen hat oder mit einer ſyphilitiſchen Kranfpeit be 
haftet: ift, finden die At, 548 und 549 feine Anwendung. 
Art. 554. Stirbt der Schiffemann nach Antritt des Dienftes, fo hat der Rheder 
die bis zum Tobestage verdiente Heuer (Art. 546) zu zahlen und die Beerdigungäkoften 
zu tragen. ' Wird: der Schiffsmann bei Vertheidigung des Schiffs‘ getöbtet, fo.hat der ‘ 
Mheder überdies eine angemefiene, erforderlihenfals von dem Richter zu beftimmende Be⸗ 
lohnung zu entrichten. ' — 
Soweit der Nachlaß des während der. Reife verftorbenen Schiffsmanns an Bord. 
ſich befindet, hat der Schiffer für ‚die Aufgeihnung und der Aufbewahrung fowie erfor- 
derlichenfalls für den Berfauf,deö Nachlaſſes Sorge zu tragen. F 
Art: 352. Auf die in den Art, 548, 549 und 551 bezeichneten Forderungen 
findet die Vorſchrift des Art. 453 gleichfalls Anwendung. ar 
‚Art, 553. Den Landesgefepen bleibt vorbehalten, die Borausfepungen zu beitims 
men, ohne welche fein Schiffsmann wider feinen Willen in einem andern Lande zurüd« 
gelaffen ‚werden darf, fowie das Verfahren zu regeln, welches der Schiffer im Bulle einer 
folgen Zurüdlafjung einhalten muß. F * 
Art. 554, Perſonen, welche, ohne zur Schiffsmannfhaft: zu ‚gehören, auf einem 
Schiff ala Maſchiniſten, Aufwärter oder in anderer. Eigenihaft angeftellt find, haben, 
fofern nicht. durch Vertrag ein Anderes beftimmt ift, diefelben Rechte und Pflichten, welche 
in diefem Titel in Anfehung der Scifjemannigaft feſtgeſeht ſind. PT 
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Es mat hierbei feinen Unterfhted, ob fie von dem Schiffer oder Nheder anges 
nommen worden find. 

Art. 555. Der dem Schiffsmann als Lohn. zugeftandene Antheil an der Fracht 
oder an dem Gewinn wird als Heuer im Sinne diefes Zittels nicht angefehen, 

Art. 556. Den Landesgefegen bleibt vorbehalten, ſowohl in Anfehung des im 
vorhergehenden Artikel erwähnten Lohnverhältniffes als in anderen Beziehungen die Bor: 
fchriften diefes Titeld zu ergänzen. 


Fünfter Titel. 


Bon dem Frachtgefchäft zur Beförderung von Gütern. 

Art. 557, Der Frachtvertrag zur Beförderung von Gütern bezieht fih entweder 

1) auf das Schiff im Ganzen oder einen verhältnißmäßigen Theil oder einen be 

ftimmt bezeichneten Raum des Schiffs oder 

2) auf einzelne Güter (Stüdgüter). 

Art, 558, Wird das Schiff im Ganzen oder zu einem verhältnigmäßigen Theil 
oder wird ein beftimmt bezeichneter Raum des Schiffs verfradhtet, fo kann jede Partei 
verlangen, daß über den Vertrag eine fehriftliche Urkunde (Ehartepartie) errichtet werde, 

Art. 559, In der Verfradhtung eined ganzen Schiffs tft die Kajüte nicht ein- 
begriffen; es dürfen jedoch in Diejelbe ohne Einwilligung des Befrachters feine Güter 
verladen werden. 

Art. 560. Bei jeder Art von Frachtvertrag (Art, 557) hat der Verfrachter das 
Schiff in feetüchtigem Stande zu liefern, 

Er haftet dem Befrachter für jeden Schaden, welder aus dem mangelhaften Zu 
ſtand des Schiffs entftcht, e8 fei denn, daß die Mängel aller Sorgfalt ungeachtet nid, 
zu entdeden waren, 

Art. 561. Der Schiffer hat zur Einnchme der Ladung das Schiff an den vom 
DBefrachter oder, wenn das Schiff an Mehrere verfrachtet if, von fämmtlihen Befrachtern 
ihm angewiefenen Plaß hinzulegen. 

Wenn die Anweifung nicht rechtzeitig erfolgt, oder wenn von ſämmtlichen Befrach⸗ 
tern nicht derſelbe Platz angewieſen wird, oder wenn die Waſſertiefe, die Sicherheit des 
Schiffs oder die örtlichen Verordnungen oder Einrichtungen die Befolgung der Anweis— 
ung nicht geſtatten, ſo muß der Schiffer an dem ortsüblichen Ladungsplag anlegen. 

Art, 562. Sofern nicht dur Vertrag oder durch die örtlichen Verordnungen 
des Abladungshafens und in deren Ermangelung durch einen daſelbſt beftehenden Ortes 
gebrauch ein Anderes beſtimmt ift, müffen die Güter von dem Befrachter oftenfrei bie 
an das Schiff geliefert, Dagegen die Koften der Einfidung derfelben in das Schiff vor 


dem DVerfrachter getragen werden. g* 
2 
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Art, 563. Der Verfrachter muß ftatt der vwertragsmäßigen Güter andere, von 
dem Befrachter zur Verſchiffung nach demfelben Bejtimmungshafen ihm angebotene Güter 
annehmen, wenn dadurd feine Lage nicht erfchwert wird. 

Diefe Beftimmung findet feine Anwendung, wenn die Güter im Vertrag nicht blos 
nah Art oder Gattung, fondern fpeziell bezeichnet find. 

Art. 564. Der Befrachter oder Ablader, welcher die verladenen Güter unrichtig 
bezeichnet oder Kriegsfontrebande oder Güter verladet, deren Ausfuhr oder deren Ein« 
fuhr in den Beftimmungshafen verboten ift, oder welcher bei der Abladung die gefepli« 
hen Vorſchriften, insbefondere die Polizei Steuer- und Zollgefepe übertritt, wird, infos 
fern ihm dabei ein Verfhulden zur Laſt fällt, nicht blos dem Verfrachter, fondern auch 
allen übrigen im erften Abfag des Art. 479 bezeichneten PBerfonen für den durch fein 
Verfahren veranlaften Aufenthalt und jeden anderen Schaden verantwortlich. 

Dadurch, daß er mit Genehmigung des Echifferd gehandelt hat, wird feine Berant- 
wortlichkeit den übrigen Petſonen gegenüber nicht ausgefchloffen, 

Er kann aus der Konfiöfation der Güter keinen Grund herleiten, die Zahlung der 
Fracht zu verweigern. 

Gefährden die Güter das Schiff oder die übrige Ladung, fo it der Schiffer bes 
fugt, diefelben and Land zu fegen oder in dringenden Fällen über Bord zu werfen. 

Art.565. Auch derjenige, welcher obne Wiffen des Schiffers Güter an Bord 
bringt, ift nach Maaßgabe des vorigen Artikels zum Erfag des daraus entjtehenden Scha— 
dens verpflichtet, Der Schiffer iſt befugt, folche Güter wieder ans Land zu feßen oder, 
wenn fie das Schiff oder die übrige Ladung gefährden, nöthigenfalld über Bord zu wer« 
fen. Hat der Schiffer die Güter an Bord behalten, fo muß dafür die höchite am Ablad« 
ungsort zur Abladungszeit für folche Reifen und Güter bedungene Fracht bezahlt werden. 

Art. 566. Der Verfrachter ift nicht befugt, ohne Erlaubniß des Befrachters die 
Güter in ein anderes Schiff zu verladen. Handelt er diefer Beſtimmung zuwider, fo ift 
er für jeden Schaden verantwortlich, in Anfehung deffen er nicht beweiit, daß derjelbe auch 
dann entitanden und dem Befrachter zur Laft gefallen fein würde, wenn die Gäter nit in 
ein anderes Schiff verladen worden wären, 

Auf Umladungen in ein anderes Schiff, welche in Fällen der Noth nad Antritt der 
Reife erfolgen, findet diefer Artikel keine Anwendung. 

Art. 567. Ohne Genehmigung des Abladers dürfen defjen Güter weder auf das 
Verdeck verladen noch an die Seiten des Schiffs gehängt werden, 

Den Landesgefepen bleibt vorbehalten, zu beflimmen, daß in Anfehung der Küften« 
Schifffahrt die vorftehende Vorſchrift, fo weit fie auf die Beladung des Verdecks ſich bezieht, 
feine Anwendung finde, 
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Art, 568. Bei der Verfrahtung eines Schiffs im Ganzen hat der Schiffer, fo» 
bald er zur Einnahme der Ladung fertig und bereit iſt, dies dem Befrachter anzuzeigen, 

Mit dem auf die Anzeige folgenden Tag beginnt die Ladezeit. 

Ueber die Ladezeit hinaus hat der Verfrachter auf die Abladung noch länger zu 
warten, wenn ed vereinbart ijt (Ueberliegezeit.) 

Für die Ladezeit kann, fofern nicht das Gegentheil bedungen ift, feine befondere 
Berglitung verlangt werden. Dagegen muß der Befrachter dem Verfrachter für die Ueber- 
liegezeit eine Vergütung (Liegege'd) gewähren. 

Art. 569. Iſt die Dauer der Ladezeit durch Vertrag nicht feitgefept, fo wird fie 
durch die örtlichen Berordnungen des Abladungshafens und in deren Ermangelung durch 
den dafelbit bejtehenden Ortsgebrauch heſtimmt. Befteht auch ein folher Ortsgebrauch 
nicht, fo gilt ald Ladezeit eine den Umftänden des Falls angemeffene Friſt. 

Iſt eine Ucberliegezeit, nicht aber deren Dauer durd Vertrag beftimmt, fo beträgt 
die Ueberliegezeit vierzehn Tage. 

Enthält der Bertrag nur die Feſtſetzung eines Liegegeldes, fo iſt anzunchmen, daß 
eine Ueberliegezeit ohne Beftimmung der Dauer vereinbart fei, 

Art. 570. Iſt die Dauer der Ladezeit oder der Tag, mit welchem diefelbe enden 
foll, durch Vertrag beftimmt, fo beginnt die Ueberliegezeit ohne Weiteres mit dem Ab— 
lauf der Ladezeit, 

In Ermangelung einer folhen vertragsmäßigen Beſtimmung beginnt die Ueberliege— 
zeit erſt, nachdem der Verfrachter dem Befrachter erklärt hat, daß die Ladezeit abgelaus 
fen fei. Der Verfrachter kann ſchon innerhalb der Ladezeit dem Befrachter erflären, an 
weldem Zage er die Ladezeit für abgelaufen halte. In dirfem Falle iſt zum Ablauf der 
Ladezeit und zum Beginn der Meberliegezeit eine neue Erklärung des Verfrachters nicht 
erforderlich. 

Art. 571. Nah Ablauf der Ladezeit oder, wenn eine Ueberliegezeit vereinbart it, 
nah Ablauf der Uebeiliegezeit iſt der Verfrachter nicht verpflichtet, auf die Abladung noch 
länger zu warten. Er muß jedoch feinen Willen, nicht länger zu warten, fpäteftens drei 
Tage vor Ablauf der Ladezeit oder der Ueberliegezeit dem Befrachter erklären, 

Zt Dies nicht gefchehen, fo Läuft die Yadezeit oder Ucberliegezeit nicht eher ab, als 
bis die Erklärung nachgeholt it und feit dem Tage der Abgabe derfelben drei Tage 
veritrichen find, 

Die in dieſem Artikel erwähnten drei Tage werden in allen Fällen als ununter« 
brochen fortlaufende Tage nad) dem Kalender gezählt, 


Art. 572, Die in den Art 570 und 571 erwähnten Erklärungen des Ver— 
fragters find an feine befundere Horm gebunden. Weigert fh Ber Befrachter, den Ems 
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pfang einer folhen Erklärung in genügender Weiſe zu befheinigen, fo ift der Verfrach— 
ter befugt, eine Öffentliche Urkunde darüber auf Koſten des Befrachters errichten zu laſſen. 

Art. 573, Das Liegegeld wird, wenn es nicht durch Bertrag beftimmt ift, von 
dem Richter nad billigem Ermeffen, nöthigenfall® nah Anhörung von Sachverſtändigen 
feſtgeſetzt. 

Der Richter hat hierbei anf die näheren Umſtände des Falls, insbeſondere auf die 
Heuerbeträge und Unterhaltskoften der Schiffäbefagung nen auf den dem Berfrachter 
entgehenden Brachtverdienit Nüdficht zu nehmen. 

Art. 574, Bei Berechnung der Lade- und Ueberliegezeit werden die Tage in 
ununterbrochen fortlaufender Reihenfolge gezählt; insbefondere kommen in Anfag die 
Eonn- und Feiertage fowie diejenigen Tage, an welchen der Befrachter durch Zufall die 
Ladung zu liefern verhindert iſt. 

Nicht in Anfap kommen jedoch die Tage, an welchen durch Wind und Wetter oder 
durch irgend einen anderen Zufall entweder 

1) die Lieferung nicht nur der bedungenen fondern jeder 9 Art von Ladung an das 

Schiff oder 
2) die UÜebernahme der Ladung 
verhindert ift, 

Art. 575. Für die Tage, während welcher der Verfrachter wegen Berbinderung 
der Lieferung jeder Art von Ladung hat länger warten müffen, gebührt ihm Liegegeld, 
felöjt wenn die Verhinderung während der Ladezeit eingetreten if. Dagegen iſt für die 
Tage, während welcher er wegen Verhinderung der Uebernahme der Ladung hat Tänger 
warten müffen, Liegegeld nicht zu — ſelbſt wenn die Verhinderung während der 
Veberliegezeit eingetreten iſt. 

Art. 576. Sind für die Dauer der Ladezeit nah Art. 569 die örtlichen Ber« 
ordnungen oder der Drtsgebraud maaßgebend, fo fommen bei Berechnung der Ladezeit 
die beiden vorftehenden Artikel nur infoweit zur Anwendung, als die örtlihen Verord— 
nungen oder der Ortsgebraud nichts Abweichendes bejtimmen, 

Art. 577. Hat der Verfrachter fi) ausbedungen, daß die Abladung bis zu einem 
bejtimmten Tage beendigt fein müffe, fo wird er durch die Verhinderung der Lieferung 
jeder Art von Ladung (Art. 574 Ziff. 1) zum längeren Warten nicht verpflichtet, 

Art. 578 Coll der Verfrachter die Ladung von einem Dritten erhalten, und ift 
diefer Dritte ungeachtet der von dem Verfrachter in ortsüblicher Weife kundgemachten Be— 
reitihaft zum Laden nicht zu ermitteln eder verweigert er die Lieferung der Ladung, fo 
bat der Berfrachter den Befrachter ſchleunigſt hiervon zu benachrichtigen und nur bie 
zum Ablauf der Ladezeit, nicht auch während der etwa vereinbarten Ueberliegezeit auf 
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die Abladung zu warten, es fei den, Daß er von dem Beftachter oder einen Bevoll- 
mächtigten deffelben noch innerhalb der Ladezeit eine entgegengefegte. Anmeifung erhält, 

It für die Ladezeit und die Löfchzeit zufammen eine ungetheilte Friſt beitimmt, fo; 
wird für den oben erwähnten Ball die Hälfte diefer Friſt als Ladezeit angefehen. : 

Art. 579... Der Berfrachter muß auf Verlangen des Befrachters die Reife auch 
ohne die volle bedungene Ladung antreten. Es gebührt: ihın aber alsdann nicht allein 
die volle Fracht und das etwaige Liegegeld, fondern er ift auch berechtigt, infoweit ihm 
durch die Unvollftändigkeit der Ladung die Sicherheit für die volle Fracht entgeht, die 
Beſtellung einer anderweitigen Stcherheit zu fordern. Außerdem find ihm die Mehrko— 
ften, welche in Folge der ARE EURER: der Ladung ihm etwa erwachſen, durch den 
Befrachter zu erftatten, 

Art. 580. Hat der Befrachter bis zum Ablauf der Zeit, während welder der! 
Verfrachter auf die Abladung zu warten verpflichtet it (Wartezeit), die Abladung nicht 
vollitändig bewirkt, fo ift der Berfrachter befugt, fofern der Befrachter nicht von dem Ver— 
trage zurüdtritt, die Reife anzutreten umdadie im vorftehenden Artikel bezeichneten For⸗ 
derungen geltend zu machen. 

Art, 5841. Der Befrachter kann vor Antritt der Reife, ſei diefe eine einfache oder 
zufommengefepte, von dem Vertrage unter der. Verpflichtung zurüdtreten, die Hälfte der- 
bedungenen Fracht als. Fautfracht zu zahlen, 

Bei Anwendung dieſer Beſtimmung wird die ‚Reife fhon dann als angetreten er— 
achtet, 

1) wenn der Befrachter Den Schiffer bereit3 abgefertigt hat; 

2) wenn er die Ladung bereits ganz oder zum Theil geliefert * und die Barte- 

zeit verſtrichen iſt. 

- Art: 582. Macht der Befrachter von den im vorſtehenden Artikel — 
Rechte Gebrauch, nachdem Ladung geliefert iſt, ſo muß er auch die Koſten der Einlad- 
ung und; Wiederausladung tragen und für die Zeit der mit möͤglichſter Beſchleunigung 
zu bewirkenden Wiederausladung, foweit fie nicht in die Ladezeit. fälkt,. — (Art. 
573) zahlen. 

Der Verfrachter iſt verpflichtet, den Aufenthalt, welchen die Wiederausladung ver⸗ 
urſacht, ſelbſt dann ſich gefallen zu laſſen, wenn dadurch die Wartezeit überſchritten wird, 
wogegen ihm für die Zeit nach Ablauf der Wartezeit Liegegeld und der Erfag des durch 
Ueberſchreitung der Wartezeit entſtandenen Schadens gebührt, foweit der. leptere den Be- 
trag dieſes Liegegeldes erweislich überfteigt. M 

- Art, 583. Nachdem die Reife im. Sinne des Art, 581 ‚amgetreten iſt, tanz der 
Befsaster nur, * Berichtigung der vollen Fracht ſowle aller RE: ER 
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des Verfrachters (Art. 615) umd gegen Berichtigung oder Sicherſtellung der im Art. 
616 bezeichneten Borderungen von dem Vertrage zurüdtreten, und die Wiederausladung 
der Güter fordern, 

Im Fall der Wiederausladung hat der Befrachter nicht nur die hierdurch entftan« 
denen Mehrkoſten, fondern auch den Echaden zu erfepen, welcher aus dem durch dieWie- 
derausladung verurfahten Aufenthalt dem VBerfrachter entſteht. 

Zum Zwed der Wiederausladung der Güter die Reife zu ändern oder einen Hafen 
anzulaufen, ift der Verfrachter nicht verpflichtet, . 

Art. 584. Der Befrachter iſt ftatt der vollen Fracht nur zwei Drittel derfelben 
als Fautfracht zu zahlen verpflichtet, wenn das Schiff zugleih auf Rüdladung verfrach⸗ 
tet iſt oder in Ausführung ded Vertrags zur Einnahme der Ladung eine Fahrt aus ei- 
nem anderen Hafen zu machen bat, und wenn in diefen beiden Fällen der Nücktritt frü— 
ber erklärt wird, als die Rückreiſe oder die Reife aus dem Abladungshafen im Sinne 
des Urt. 581 angeireten iſt. 


Art, 585. Bei anderen zufammengefepten Reifen erhält der Berfrachter, wenn 
der Befrachter den Rücktritt erflärt, bevor in Bezug auf den Tepten Reifeabfchnitt die 
Reife im Sinne des Art, 581 angetreten tft, als Bautfracht zwar die volle Fracht, es 
kommt von diefer jedoch eine angemeffene Quote in Abzug, fofern die Umftände die An— 
nahme begründen, daß der Berfrachter in Bolge der Aufhebung des Vertrags Koften er- 
ſpart und Gelegenheit zu anderweitigem Frachtverdienſt gehabt habe. 

Können fi die Parteien über die Zuläffigkeit des Abzugs oder die Höhe deffelben 
nicht einigen, fo entfcheidet darüber der Richter nad billigem. Ermeffen. 

Der Abzug darf in feinem Falle die Hälfte der Fracht überfteigen. 

Art. 586, Hat der Befrachter bis zum Ablauf der Wartezeit feine Ladung ge 
liefert, fo iR der Verfrachter an feine Verpflichtungen aus dem Vertrage nicht länger ge 
bunden, und befugt, gegen den Befrachter diefelben Anfprüce geltend zu machen, welche 
ihm zugeftanden haben würden, wenn der Befrachter von dem Vertrage zurüdgetreten 
wäre (Art. 581, 584, 585.), 


Art. 587. Auf die Fautfracht wird die Fracht, welche der Verfrachter für andere 

Ladungsgüter erhält, nicht angerechnet, 

Durch diefe Beſtimmung wird jedoch die Borfhrift im erften Abfag des Art, 585 
nit berührt. 

Der Anfpruc des Berfrachters auf Fautfracht ift nit davon abhängig, daß er die 
im Bertrage bezeichnete Reife ausführt. 

Durch die Fautftacht werden die Anſprüche des Berfrachters auf Liegegeld und die 
Übrigen ihm etwa zuftiehenden Forderungen (Art. 615) nicht ausgeſchloſſen. 
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Art. 588. Iſt ein verhäftnigmäßiger Theil oder. ein beftimmt bezeichneter Raum 
des Schiffs verfrachtet, fo gelten die Art. 568—587 mit folgenden Abweichungen: 

1) der Berfrachter erhält in den Fällen, in welchen er nad, dieſen Artikeln mit ei⸗ 
nem Theil der Fracht- fi begnügen müßte, ald Bautfracht die volle Fracht, es 
fei denn, daß fämmtliche Befrachter zurüctreten oder feine Ladung liefern, 

Bon der vollen Fracht kommt jedoch die Fracht für diejenigen Güter in Abe 
zug, welche der Berfrachter an Etelle der nicht gelieferten angenommen: hat, 

2) In den Fällen der Art. 582 und 583 fann der Befrachter die Wiederausladung 
nicht verlangen, wenn Diefelbe eine Verzögerung der Reife zur Folge haben oder 
eine Umladung nöthig machen würde, es fei denn, daß alle Übrigen Befrachter 
ihre Genehmigung ertheilten. Außerdem iſt der Befrachter verpflichtet, ſowohl 
die Koften als auch den Schaden zu erfepen, welche durch die Wiederausladung 
entſtehen. 

Machen fimmtlihe Befrachter von dem Rechte des Ruͤcktritts Gebraud; fo hat 
e8 bei den Vorſchriften der Art. 582 und 583 fein Bewenden. 


Art 589. Hat der Frachtvertrag Stüdgüter zum Gegenftand, fo muß der Befrachter auf 
die Aufforderung des Schiffers ohne Verzug die Abladung bewirken. 

Iſt der Befrachter fäumig, fo tft der Verfrachter nicht verpflichtet, auf die Lieferurig 
der Güter zu warten; der Befrachter muß, wenn ohne. diefelben die Meife angetreten 
wird, gleichwohl die volle Fracht entrichten. Es kommt von derlepteren jedoch die Fracht 
"Für diejenigen Güter in Abzug, welche der Verfrachter an Exke der nicht gelieferten an« 
genommen hat. 

Der Berfrachter, welcher den Auſpruch auf die Fracht gegen den ſaͤumigen — 
geltend machen will iſt bei Verluſt des Anſpruchs verpflichtet, dies dem Befrachter vor 
der Abreife fund zu geben. Auf diefe Erklärung finden die Vorfchriften des Art. 572 
Anwendung. 


Art. 590. Nah der Abladung kann der Befrachter auch gegen Beriätigung der 
vollen Fracht fowie aller fonftigen Forderungen des BVerfrachters (Art. 615) und gegen 
Berichtigung oder Sicherftellung der im Art 616 bezeichneten Forderungen nur nad 
Maafgabe des erften Abfapes der Borfhrift unter Ziffer 2 des Art, 588 von dem Ver⸗ 
trage zurüdtreten und Die Wiederausladung der. Güter fordern. 

Außerdem findet aud für dieſe Bälle die Vorſchrift Im lepten Abfap ve At. 583 
Anwendung. 


Art. 591. IR ein Schiff auf Stücgüter angelegt und die Zeit der Abrelfe * 
feßgefept, fo hat auf Antrag des Befrachters der Richter nad den Umſtaͤnden des Falle 
er B 
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pen Zeitpunkt zu beftimmen, über we gt der Antritt der Reife” nicht vetſchoben 
werden fan] p 

Art. 592, Bei jeder Art von Brachtvertrag hat der Befrachter innerhalb der 
Zeit, binnen welder die Güter zu liefern find, dem Echiffer zugleich alle zur Verſchiff⸗ 
ung derjelben erforderlichen Papiere zuzuſtellen. 

Art, 593, Der Echiffer hat zur Löfhung der Ladung das Schiff an den Plap 
‚hinzulegen, welcher ihm von demjenigen, an den die Ladung abzuliefern it (Empfänger) 
oder, wenn die Ladung an mehrere Empfänger abzuliefern it, von ſämmtlichen Empfäns 
gern angewieſen wird. 

Wenn die Anweiſung nicht rechtzeitig erfolgt, oder wenn von ſämmtlichen Empfaͤn⸗ 
gern nicht derſelbe Platz angewieſen wird, oder wenn die Waſſertiefe, die Sicherheit des 
Schiffs oder die örtlichen Verordnungen oder Einrichtungen die Befolgung der Anweis— 
ung nicht gejtatten, fo. muß der Schiffer an dem ortsüblichen Löfhungsplag anlegen, 


Art. 594. Sofern nicht durch Vertrag oder dur die örtlichen Verordnungen des 
Löfhungshafens und in. deren Ermangelung dur einen daſelbſt beftehenden Drtöges 
brauch ein Anderes bejtimmt ift, werden die Koften der Ausladung aus dem Schiff von 
„dem Berfrachter, alle übrigen Kojten der Löfhung von dem Ladungsempfinger getragen, 


Art. 595. Bei der Verfrachtung eines Schiffs im Ganzen hat der Schiffer, ſo— 
"bald er zum Löſchen fertig. und bereit üft, dies dem Empfänger, anzuzeigen, 

Die Anzeige muß durch öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weife geſchehen, 
wenn der Empfänger dem Schiffer unbekannt iſt. 

Mit dem auf die Anzeige folgenden Tage beginnt die Löfchzeit. 

Ueber. die Löfchzeit hinaus hat der Verfrachter nur danu auf die Abnahme der 
"Ladung noch länger zu warten, wenn es vereinbart ijt (Ueberliegezeit). 

Kür die Löfchzeit kann, ſofern nicht das Gegentheil bedungen iſt, feine befondere 
Vergütung verlangt werden. Dagegen muß dem Verfrachter für die Ueberliegezeit eine. 
Vergütung (Ljegegeld) gewährt werden, 

Das Liegegeld wird von dem Richter nah Anleitung des Art. 573 feitgefept, wenn 
es nicht durch Vertrag beſtimmt iſt. 

Art. 596. Iſt die Dauer der Löfchzeit durch Vertrag nicht feſtgeſetzt, ſo wird he 
Durch. die Örtlihen Verordnungen des Lijtungshafens und in deren Ermangelung dur 
den daſelbſt beftehenden Ortsgebrauch beſtimmt. Beſteht auch ein folder Ortsgebrauch 
‚nit, fo gilt, als Löfchzeit eine den Unftänden des Falls angemeffene Friſt. * 

Iſt eine Ueberliegezeit, nicht aber deren Dauer durch Veruag beſtimmt, ſo =. 
die Ueberliegezeit vierzehn Tage. 
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Enthält: dev Vertrag nur die Beftfepung ‚eines Liegegeldes, fo iſt RIUHEHREB 
eine Ueberliegezelt ohne Beſtimmung der Dauer vereinbart ſel. 

Art. 597. Zit die Dauer der Löfchzeit oder der Tag, mit welchen dieſelbe enden 
fol, dur Vertrag beftimmt, fo beginnt die Ueberliegezeit ohne Weiteres mit dem Ablauf 
der Loͤſchzeit. 

In Ermangelung einer ſolchen vertragsmäßigen Beftimmung beginnt die Ueberfieges 
. zeit erft, nachdem der Verfrachter dem Empfänger erflärt hat, daß die Löfchzeit abgelau- 
fen fei. Der Verfrachter kann fehon innerhalb der Löfchzeit dem Empfänger erklären, an 
welhen Tage er die Löfchzeit für abgelaufen Halte. In diefem Falle ift zum Ablauf der 
Löfchzeit und zum Beginn der Ueberliegezeit eine neue Erklärung des Verfrachters nid 
erforderlich. 

Auf die in, diefem Artikel erwähnten Erklärungen des Berfrahtens finden die Bor« 
friften des Art. 572 Anwendung. i 


Art. 598. Bei Berechnung der Löfch- und Ueberliegezeit werden die Tage in un— 
unterbrochen fortlaufender Reihenfolge gezählt; insbefondere fommen in Anfap die Sonn 
und Feiertage, forwie diejenigen Tage, an welchen der Empfänger durch Zufall die Lad- 
ung abzunehmen verhindert ift. 

Nicht in Anfap kommen jedoch die Tage, an welgen durh Wind und Wetter oder 
durch irgend einen anderen Zufall entweder 

1) der Transport nicht nur der im Schiffe befindlichen, fondern jeder Art von Lad- 
ung von dem Schiff an das Land 
. oder 
2) die Ausladung aus dem Schiff 
verbindert ift, 

Art. 599. Kür die Tage, während welcher der Verfrachter wegen der Berhinder- 
ung ded Transports jeder Art von Ladung von dem Schiff an das Land hat länger 
warten. müffen, gebührt ihm Liegegeld, felbit wenn die Verhinderung während der Löfch- 
zeit eingetreten if. Dagegen ift für die Tage, während welher er wegen Verhinderung 
der Ausladung aus dem Schiff hat länger warten müffen, Liegegeld nicht zu entrichten, 
ſelbſt wenn die Verhinderung während der Ueberliegezeit eingetreten if. 

Art. 600. Sind für die Dauer der Löſchzeit nad Art. 596 die örtlichen Ver— 
ordnungen oder derOrtögebraud maafgebend, fo kommen bei Berechnung derXöfchzeit die 
beiden voriehenden Artikel nur in foweit zur Anwendung, als die örtlichen re 
oder der Ortsgebrauch nichts Abweichendes beftimmen, 

Art. 604. Hat der BVerfrachter fi ausbedungen, daß die Löfhung bis zu einem 


befiimmten Zage beendigt fein müffe, fo wird er dur die Verhinderung des Tranöports 
27 


jener: Ok von Ladung von deut‘ es an das Sand er 598 Siff: 1) "zum längeren 
Barten nicht verpflichtet, 4 Tr 

Art. 60%: Wenn der Enpfänger zur, Abnahme der Güter fi bereit erflärt, Diee 
felbe aber über die von ihm einzuhaltenden Briten verzögert; fo ift der Schiffer befugt, 
die Güter, unter Benachrichtigung des —————— gerichtlich oder in anderer fiherer 
Weiſe niederzulegen. 

Der Ehiffer iſt verpflichtet, in Diefer Weile zu verfahren und zugleich den Befrach⸗ 
ter davon in Kenniniß zw fegen, wenn der ‚Empfänger die Annahme der Güter verwei« 
dert oder über diefelbe auf die im Art. 595 vorgefehriebene Anzeige ſich nicht exflärt 
oder wenn der Empfänger. nicht zu ‚ermitteln: ift, 

Art. 603, Infoweit durch die Säumniß des Emfängers oder dur das Niederlegungs« 
verfahren die Löfchzeit ohne Verfhulden des Schiffes überfritten wird, hat der Ber 
frachter Anſpruch auf Liegegeld (Art. 595), unbefhadet des Rechts, für diefe Zeit, ſo— 
weit fie feine vertragsmäßige Weberliegezeit ift, einen erweislich höheren BR geltend 
zu machen. 

Art. 604. Die Art. 505— 603 kommen auch dann zur Anwendung, wenn ein 
verhältnigmäßiger Theil oder ein beitimmt bezeichneter Raum des Schiffs verfrachtet if. 

Art. 605. Der Empfänger von Stüdgütern hat diefelben auf die Aufforderung 
des Schiffers ohne Verzug abzunehmen. Iſt der Empfänger dem Schiffer nicht bekannt, 
fo muß die Aufforderung durch öffentliche Belanntmadung in ortsüblicher Weife geichehen. 

In Anfehung des Rechts und der BVerpflihtung tes Schiffers, Die Güter niederzu« 
Iegen, gelten die Borfchriften des Art. 602, Die im Art. 602 vorgefchriebene Benach-⸗ 
rihtigung des Befrachters kann durch Öffentliche, in vortsüblicher Weife zu bewirkende 
Belanntmadung erfolgen. 

Für die Tage, um welche durd die Säumniß des Empfängers oder durch das Nie 
derlegungsverfahren die Friſt, binnen welder das Schiff würde entlöfcht worden fein, 
überfhritten it, bat der Verfrachter Anſprch auf Liegegeld (Art. 595), unbeſchadet des 
Mechts, einen erweislih höheren Schaden. geltend zu machen, 

Art. 606 Wenn bei der Verfrachtung des Schiffs im Ganzen oder eines ver. 
hältnigmäßigen Theild oder eines bejtimmt bezeichneten Raums des Schiffs der Befrach- 
ter Unterfrachtverträge über Stüdgüter gefähloffen hat, fo bleiben für die Rechte und 
Pflichten des urfprünglihen Berfrachters die Art, 595—603 maaßgebend. 

Art. 607. Der Berfrachter haftet für den Schaden, welcher durch Verluſt oder 
Befhädigung der Güter feit der Empfangnahme bis zur Ablieferung entftanden tft, ſo— 
fern er nicht beweift, daß der Verluſt oder die Beihädigung dur höhere Gewalt (vis 
major) oder durch die natürliche Beſchaffenheit der Güter, namentlich durch intteren Ver⸗ 


derb, Schwinden, gewöhnliche Leckage u. dgl, oder durch äußerlich nicht erkennbare Män- 
gel der Berpadung entftanden iſt. 

Berluft und Befhädigung, melde aus einem mangelhaften Zuftand des Schiffs 
entſtehen, der aller Sorgfalt ungeachtet nicht zu entdeden war (Art. 560 Abf. 2), wer⸗ 
den dem Verlufte oder der Befchädigung durch höhere Gewalt gleichgeachtet. 

Art, 608. Für Koftbarkeiten, Gelder und Woertbpapiere haftet der Verfrachter 
nur in dem Falle, wenn diefe Befchaffenheit oder der Werth der Güter bei der Abladung, 
dem Schiffer angegeben ift. | 

Art. 609. Bevor der Empänger die Güter übernommen hat, fann fowohl der 
Empfänger als der Schiffer, um den Zujtand oder die Menge der Güter feitzuftellen, die 
Befihtigung derfelben durch die zuftändige Behörde oder durch die zu dem Zwed amt« 
lich beſtellten Sachverſtändigen bewirken laffen. 

Bei dieſem Verfahren iſt die am Orte anweſende Gegenpartei zuzuziehen, ſofern die 
Umftände es geſtatten. 

Art. 610. Iſt die Beſichtigung vor der Uebernahme nicht geſchehen, ſo muß der 
Empfänger binnen acht und vierzig Stunden nach dem Tage der Uebernahme die nach— 
trägliche Beſichtigung der Güter nach Maaßgabe des Art. 609 erwirken, widrigenfalls 
ale Anſpruͤche wegen Beſchaͤdigung oder theilweiſen Verluſtes erlöfhen. Es macht fei« 
nen Unterſchied, ob Verluſt und Beſchädigung äußerlich erkennbar waren oder nicht. 

Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf ſolche Verluſte und Beſchädigungen, 
welche durch eine bösliche Handlungsweiſe einer Perſon der Schiffsbeſatzung entſtan— 
den ſind. 

Art, 611. Die Koſten der Beſichtigung hat derjenige zu tragen, welcher dieſelbe 
beantragt hat. 

If jedoch die Befihtigung von dem Empfänger beantragt, und wird ein Verluſt 
oder eine Beichädigung ermittelt, wofür der Verfrachter Erfag leiften muß, fo fallen die 
Koften dem Lepteren zur Laſt. 

Art. 612. Wenn auf Grund des Art. 607 für den Berluft von Gütern Erfag 
geleiftet werden muß, fo iſt nur der Werth der verlorenen Güter zu vergüten, Diefer 
Werth wird dur den Marktpreis beftimmt, welchen Güter derfelben Art und Befchaffen« 
heit am Bejtimmuugsort der verlorenen Güter bei Beginn der Löfhung des Schiffs 
oder, wenn eine Entlöjhung des Schiffs an diefem Ort nicht erfolgt, bei feiner Ankunft 
dafelbit haben, 

In Ermangelung eines Marftpreifes, oder falls über denfelben oder über deffen An- 
wendung, inöbefondere mit Rüdjicht Mf die Qualität der Güter Zweifel beftehen,; wird 
der Preis duch Sachveiſtändige ermittelt, 3 er 
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Von dem Preife fommt in Abzug, was an Fracht, Zöllen und Unfoften in bolg⸗ 
des Verluſtes der Güter erſpart wird. 

Wird der Beſtimmungsort der Güter nicht erreicht, ſo tritt an Stelle des Befkimme 
ungsorts derOrt, wo die Reife endet, oder wenn die Reife durch Verluſt des — endet, 
der Ort, wohin die Ladung in Sicherheit gebracht iſt 


Art. 613. Die Beſtimmungen des Art, (12 finden auch auf diejenigen Süter 
Anwendung, für welche der Rheder nad Art. 510 Erfap leiten muß. 
Ueberfteigt im Falle der Verfügung über die Güter durch Berfauf der Reinerlds 
derfelben den im Art. 612 bezeichneten Preis, fo tritt an Stelle des legteren der Neinerlös. 


Art. 614. Muß für Beihädigung der Güter auf Grund des Art. 607 Erfag 
aeleiftet werden, fo ift nur die durd die Befhädigung verurſachte Werthöverminderung 
der Güter zu vergüten. Diefe Werthöverminderung wird beftimmt durch den Unterfchied 
zwifchen dem durch Sachverſtändige zu ermittelnden Verkaufswerth, welchen dieGüter im 
befhädigten Zuftand haben, und dem im Art. 612 bezeichneten Preife nah Abzug der 
Zölle und Unfojten, foweit fie in Folge der Beſchädigung erfpart find, 


Art. 615. Durch Annahme der Güter wird der Empfänger. verpflichtet, nad 
Maaßgabe ded Frachtvertrags oder. ded Konnoffementd, auf deren Grund die Empfang» 
nahme geſchieht, die Fracht nebſt allen Nebengebühren. fowie. das etwaige Liegegeld zu 
bezahlen, die ausgelegten Zölle und übrigen Auslagen zu erjtatten und die ihm fonf 
obliegenden Werpflihtungen zu erfüllen. 

Der Berfrachter hat die Güter gegen Zahlung der Fracht und gegen Erfüllung 
übrigen Berpflihtungen ded Empfängers auszuliefern. 


Art 616. Der Verfrachter iſt nicht verpflichtet, die Güter früher auszuliefern, 
als bis die auf denfelben haftenden Beiträge zur großen Haverei, Bergungs- und Pälfe- 
koften und Bodmereigelder bezahlt oder fichergeftellt find, 

Iſt die Verbodmung für Rechnung des Rheders geſchehen, fo gilt die vorjtehende 
Beſtimmung unbefchadet der Verpflichtung des Verfrachters, für die Befreiung der Güter 
von der Bodmereifhuld noch vor der Auslieferung zu forgen. 


Art. 617. Der Verfrachter iſt nicht verpflichtet, Die Güter, mögen fie verdorben 
oder befhädigt fein oder nicht, für die Fracht an Zahlungsitatt anzunehmen. 

Sind jedoch Behältniffe, welche mit flüfigen Waaren angefüllt waren, während der 
Reife ganz oder zum größeren Theil ausgelaufen, fo können Ddiefelben dem Verfrachter 
für die Fracht und feine übrigen Borderungen 2. 615) an Zahlungsftatt überlaffen 
werden. 


Durd die Vereinbarung, daß der Verfrachter nicht für Bedage hafte oder durd die 
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Staufel: „frei von Reddage”; wird diefes Recht nicht ausgeſchloſſen. Diefes Recht er- 
liſcht, ſobald die Behälmiffe in den Gewahrfam des Abnehmers gelangt find, 

Zi die Fracht in Bauſch und Bogen: bedungen und find nur einige Behältniffe 
ganz oder zum größeren: Theile ausgelaufen, fo können diefelben für einen verhältniß- 
mäßigen Theil der Fracht und der übrigen — des Verfrachters an Zahlungs« 
ftatt überlaffen werden, 

Art. 618. Bür Güter, welche durch irgend einen Unfall verloren gegangen find, 
ift keine Bracht zu bezahlen und die etwa vorausbezahlte zu erftatten, < fofern nicht das 
Gegentbeil bedungen it, j 
Dieſe Beftimmung kommt auch dann zur Anwendung, wenn das Schiff im Ban« 
zen oder ein verbältnißinäßiger oder ein beftimmt bezeichneter Raum des Schiffs vers 
frachtet iſ. Sofern in einem folden Balle das Frachtgeld in Baufch und Bogen bes 
dungen iſt, berechtigt der. Verluſt eines Theils der Güter zu einem verhältnigmäßigen 
— von der Fracht. 

Art 619. Ungeachtet der Nichtablieferung iſt die Fracht zu zahlen für Güter, 
deren Berluft in Folge ihrer natürlihen Befchaffenheit (Art. 607) eingetreten ift, ſewie 
für Thiere, welche unterwegs geſtorben find. 

Inwiefern die Fracht für Güter zu erfegen it, welche in Faͤllen der großen Have» 
+ rei aufgeopfert worden find, wird durch die Vorfhriften über die große Haverei beſtimmt. 

Art. 620. Für Güter, welche ohne Abrede über die Höhe der Fracht zur Beför- 
derung übernommen find, iſt die am Abladungsort zur Abladumgszeit übliche Fracht au 
»jahlen, 

: Für Güter, welche über das mit dem Befrachter —— Maaß hinaus zur Ber 
· förderung übernommen find, it die Fracht nach Berhältnig der bedungenen Fracht zu zahlen, 


Art 624. Wenn die Fradt nah Maaß, Gewicht oder Menge der Güter bedun- 
gen iſt, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß Maaß, Gewicht oder Menge der abgelieferten 
und nicht der eingelieferten Güter für die Höhe der Fracht entfheiden fol, 

Art. 622. Außer der Fracht können Kaplafen, Praͤmien und dergleihen nicht ge⸗ 
fordert werden, fofern fie nicht ausbedungen find. 

Die gewöhnlichen und ungewöhnlichen Unkoſten der Schifffahrt, als Lootfengeld, Ha— 
fengeld, Leuchtſeuergeld, Schlepplohn, Qutarantainegelder, Auseifungstoften und derglei- 
hen fallen in Ermangelung einer en ge Abrede dem Verfrachter allein zur 
Laſt, felbit went derfelbe zu den Masßregeln, welche die Auslagen verurſacht haben, * 
Grund des Frachtverttags nicht verpflichtet war, 

Die Bälle der großen Haverei ſowie die Fälle der Aufwendung von Koſten zur Er⸗ 
Hdaltung, Berguug und Reſtung der Ladung werden durch dieſen Artikel nicht berührt. 


Art. 623. Wenn die Fracht nah Zeit beduingen if, fo beginnt ſie in Ermans 
gelung einer anderen Abrede mit dem Tage zu laufen, der auf denjenigen folgt, an wel 
chem der Schiffer. angezeigt hat, daß er zur Einnahme der Ladung, oder bet einer Reife 
in Ballaft, daß er zum Antritt der Reiſe fertig und bereit fei, ſofern aber bei einer 
Reife in Ballaft dieſe Anzeige am Tage vor dem Antritt der Reife noch nicht erfolgt 
iſt, mit dem Tage, an welchem die Reife angetreten wird. 

Iſt Liegegeld. oder Uebeiliegezeit bedungen, fo beginnt: in allen Fällen die Zeitfracht 
erſt mit dem Tage zu laufen, an welchem der Antritt der Reiſe erfolgt. 

Die Zeitfracht endet mit dem Tage, an welchem die Löſchung vollendet iſt. 

Wird die Reiſe ohne Verſchulden des Verfrachters verzögert oder unterbrochen, fo 
muß für die Zwiſchenzeit die Zeitfracht fortentrichtet werden, ala unbefhadet der Bes 
ftimmungen der Art. 639 und 640. 

Art, 624,* Der Verfrachter hat wegen der im Art, 615 erwähnten Borderumgen 
ein Pfandredt an den Gütern. 

Das Pfandrecht befteht, fo lange die Güter zurückbehalten oder deponirt find; es 
dauert. auch nad der Ablieferung noch fort, fofern e8 binnen dreifig Tagen nad Been- 
digung derfelben gerichtlich geltend gemacht wird; es erlifcht jedoch, fobald vor der ge- 
sichtlichen Geltendmadhung die Güter in den Gewahrfam eines Dritten gelangen, wel 
eher fie nicht für den Empfänger befipt. 

Art. 625. Im Balle des Etreits über die Forderungen des Verfrachters iſt der 
fer die Güter auszuliefern verpflichtet, fobald die ftreitige Summe bei Gericht oder bei 
einer anderen zur Annahme von Depofiten ermächtigten Behörde oder Anftalt deponirt iR. 

Nach Ablieferung der Güter ift der Verfrachter zur Erhebung der deponirten Summe 
gegen augemeffene Sicherheitsleiftung berechtigt, . 

Art. 626. So lange das Pfandrecht des Berfrachters befteht, kann das Gericht 
auf defien Anfuchen verordnen, daß die Güter ganz oder zu einem entfprechenden Theil 
bebufs Befriedigung des Berfrachters öffentlich verkauft werden. 

Dieſes Recht gebührt dem Verfrachter auch gegenüber den übrigen Gläubigern und 
der Konkursmaffe des Eigenthümers, 

Das Gericht hat die Betheiligten, wenn fie am Ort anwefend ſind, uͤber das Ge⸗ 
ſuch, bevor der Verkauf verfügt wird, zu hören. | 

Art. 627. Hat der Berfrachter die Güter audgeliefert, fo kann er wegen der 
gegen den Empfänger ihm zuſtehenden Forderungkn (Art. 615) an dem Befrachter fid 
nicht erhelen. Nur infoweit der Befrachter mit dem Echaden des Berfrachters ſich 
etwa bereichern würde, findet ein Rüdgriff ſtatt. 


Art, 628, Hat: der Verfrachter die Güter nicht ausgeliefert, und von dem im 


193 


eriten Abfap des Art. 626 bezeichneten Nechte Gebrauch gemacht, jedoch durd den. Ver— 
fauf der Güter feine vollitändige Befriedigung nicht erhalten, fo fann er an dem Be- 
frachter fich erholen, foweit er wegen feiner Forderungen aus dem zwifchen ihm und dem 
Befrachter abgefchloffenen Frachtvertrage nicht befriedigt iſt. 


Art. 629. Werden die Güter von dem Empfänger nicht abgenommen, fo tft der 
Befrachter verpflichtet, den Berfrachter wegen der Fracht und en übrigen Forderungen 
dem Brachtvertrage gemäß zu befriedigen. 

Bei der Abnahme der Güter durch den Befrachter fommen die Art. 593 bis 626 
in der Weife zur Anwendung, daß an Stelle des im diefen Artikeln bezeichneten Em- 
pfängers der Befrachter tritt. Insbefondere fteht in einem folchen Falle dem Verfrachter 
wegen feiner Forderungen das Zurückbehaltungs- und Pfandreht an den Gütern nad 
Maafgabe der Art. 624, 625, 626, fowie das im Art. 616 bezeichnete Recht zu. 


Art. 630. Der Brachtvertrag tritt außer Kraft, ohne daß ein Theil zur Ent- 
ihädigung des anderen verpflichtet ift, wenn vor Antritt der Reife durch einen Zufall 
‚2 das Schiff verloren geht, insbefondere 
wenn es verunglüdt, 
wenn es als reparaturunfäbig oder reparaturunwürdig fondemnirt (Art. 444) 
und in dem Iepteren Falle ohne Verzug öffentlich verkauft wird, 
wenn es geraubt wird, 
wenn ed aufgebracht oder angehalten und für gute Prife erklärt wird; 
ober 
2) die im Frachtvertrag nicht blos nach Art oder Gattung, ſondern fpeziell bezeich— 
neten Güter verloren geben; 
oder 
3) die, wenn auch nicht im Frachtvertrag fpeziell bezeichneten Güter verloren gehen, 
nachdem diefelben bereit? an Bord gebracht oder behufs Einladung in das Schiff 
an der Ladungsftelle von dem Schiffer übernommen worden find. 

Hat aber in dem unter Ziffer 3 bezeichneten Falle der Verluſt der Güter noch in- 
nerhalb der Wartezeit (Art. 580) fich zugetragen, fo tritt der Vertrag nicht außer Kraft, 
fofern der Befrachter ohne Verzug fich bereit erklärt, ftatt der verloren gegangenen ans 
dere Güter (Art 563) zu liefern, und mit der Lieferung noch innerhalb der Wartezeit 
beginnt, Er hat die Abladung der anderen Güter binnen fürzefter Brift zu vollenden, 
die etwaigen Mehrkoſten diefer Abladung zu tungen und infoweit durch diefelbe die Warte 
zeit überfhritten wird, den dem Verfrachter daraus entfiehenden Schaden zu erjegen. 


Art. 631. Jeder Theil ift befugt, von dem Vertrage zurüdzutreten, ohne zur Ent— 


ſchaͤdigung verpflichtet zu feine 28 
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1) Wenn vor Antritt der Reife 

das Schiff mit Embargo belegt oder zum Tandesherrlihen Dienft oder zum 

Dienft einer fremden Macht in Befchlag genommen, 
der Handel mit dem Beitimmungsort unterfagt, 
der Abladungs- oder Bejtimmungshafen blofirt, 
die Ausfuhr der nah dem Frachtvertrag zu verichiffenden Güter aus dem Ab 
ladungshafen oder die Einfuhr derfelben in den Beftimmungshafen verboten, 

durch eine andere Verfügung von hoher Hand das Schiff am Auslaufen oder 
die Reife oder die Verfendung der nah dem Frachtvertrag zu lieferndeu 
Güter verhindert wird, 

In allen vorftehenden Fällen berechtigt jedoch die Verfügung von hoher Hand 
nur dann zum Nüdtritt, wenn das eingetretene Hinderniß nicht vorausfichtlich 
von nur unerheblicher Dauer ift, 

2) Wenn vor Antritt der Reife ein Krieg ausbricht, in Folge deffen das Schiff 
oder die nach dem Frachtvertrag zu verfchiffenden Güter oder beide nicht mehr 
als frei betrachtet werden können und der Gefahr der Aufbringung ausgefept würden. 

Die Ausübung der im Art, 563 dem Befrachter beigelegten Befugniß ift in den 

Fällen der vorftehenden Beftimmungen nicht ausgefchloffen. 


Art. 632. Wennn nad Antritt der Reife das Schiff durd einen Zufall verlo- 
ren geht (Art. 630 Ziff. 1), fo endet der Frachtvertrag. Jedoch hat der Befrachter, für 
weit Güter geborgen oder gerettet find, die Kracht im Verhältnig der zurüdgelegten zur 
ganzen Reife zu zahlen (Diftanzfracht). 

Die Diftanzfradht ift nur foweit zu zahlen, als der gerettete Werth der Güter reicht. 

Art. 633. Bei Berechnung der Diftanzfraht kommt in Anſchlag nicht allein 
das DVerhältniß der bereits zurüdtgelegten zu der noch zurüdzulegenden Entfernung, fon 
dern auch das Verhältniß des Aufwandes an Koften und Zeit, der Gefahren und Mühen, 
welche durchſchnittlich mit dem vollendeten Theil der Reife verbunden find, zu denen 
des nicht vollendeten Theils, 

Können fih die Parteien über den Betrag der Diſtanzfracht nicht einigen, fo ent» 
iheidet darüber der Richter nach billigem Ermeffen. 

Art. 634. Die Auflöfung des Frachtvertrags Ändert nichts in den Verpflichtungen 
des Schiffers, bei Abweſenheit der Betheiligten auch nad dem Berluft des Schiffs für 
dad Befte der Ladung zu forgen (Art. 504—506). Der Schiffer ift demzufolge berech— 
tigt und verpflichtet und zwar im Falle der Dringlichkeit auch ohne vorherige Anfrage, 
je nachdem es den Umftänden entfpricht, entweder die Ladung für Rechnung der Bes 
theiligten mittelit eines anderen Schiffs nad dem Beftimmgyıgshafen befördern zu laſſen, 
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oder bie Auflagerung oder den Verkauf derfelben zu bewirken und im alle der Weiter- 
beförderung oder Auflagerung behufs Beichaffung der hierzu fowie zur Erhaltung der 
Ladung nöthigen Mittel, einen Theil davon zu verkaufen, oder im Falle der Weiterbe- 
förderung die Ladung ganz oder zum Theil zu verbodmen, 

Der Schiffer ift jedoch nicht verpflichtet, die Ladung auszuantworten oder zur Wel« 
terbeförderung einem andern Schiffer zu übergeben, bevor die Diftanzfracht nebft den 
fonjtigen Forderungen des Berfrachters (Art. 615) und die auf der Ladung haftenden 
Beiträge zur großen Haverei, Bergungs- und Hülfskoften undeBodmereigelder bezahlt 
oder fichergeftellt find. 

Auch für die Erfüllung der nah dem erften Abfag diefes Artifeld dem Schiffer ob+ 
liegenden Pflichten haftet der Rheder mit dem Schiff, foweit etwas davon gerettet ifl, 
und mit der Fracht. 


Art. 635. Gehen nah Antritt der Neife die Güter durch einen Zufall verloren, 
fo endet der Frachtvertrag, ohne daß ein Theil zur Entihädigung des andern ver« 
pflichtet if; insbefondere ift die Fracht weder ganz noch theilweife zu zahlen, infofern 
nicht im Geſeß das Gegentheil beitimmt ift (Art. 619). 


Art. 636. Ereigner fih nad dem Antritt der Neife einer der im Art. 631 er- 
wähnten Zufälle, fo ift jeder Theil befugt, von dem Bertrage zurüdzutreten, ohne zur 
Entfhädigung verpflichtet zu fein. 

Iſt jedoch einer der im Art. 631 unter Ziffer 1 bezeichneten Zufälle eingetreten, 
fo muß, bevor der Nüdtritt ftattfindet, auf die Befeitigung des Hinderniffes drei oder 
fünf Monate gewartet werden, je nachdem das Schiff in einem europäifhen oder in ei« 
nem nichteuropäifchen Hafen fich befindet. 

Die Frift wird, wenn der Schiffer das Hinderniß während des Aufenthalts in einem 
Hafen erfährt, von dem Tage der erhaltenen Kunde, anderenfalld von dem Zage an ber 
rechnet, an welchem der Schiffer, nachdem er davon in Kenntniß gefept worden iſt, mit 
dem Schiffe zuerit einen Hafen erreicht. 

Die Ausladung des Schiffs erfolgt, in Ermangelung einer anderweitigen Berein« 
barung in dem Hafen, in welchem es zur Zeit der Erklärung des Rüdtritts ſich befindet. 

Für den zurüdgelegten Theil der Reife ift der Befrachter ——— (Art. 632, 
633) zu zahlen verpflichtet. 

Iſt das Schiff in Folge des Hinderniffes in den Abgangshafen oder in einen an- 
deren Hafen zurücgekehrt, fo wird bei Berechnung der Diftanzfracht der dem Bejtim- 
fimmungshafen nächſte Punkt, welhen das Schiff erreicht hat, behufs Feſtſtellung der 
zurüdgelegten Entfernung zum Anhalt genommen. 

Der Schiffer ift auch in den Fällen diefes Artikels verpflichtet, vor und u der Auf- 
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löfung des Frachtvertrags für das Beſte der Ladung nah Maaßgabe der Art. 504 bie 
506 und 634 zu forgen. 

Art. 637. Muß das Schiff, nachdem es die Ladung eingenommen hat, vor Ans 
tritt der Neife in dem Abladungshafen oder nad) Antritt derfelben in einem Zwifchen- 
oder Notbhafen in Folge eines der im Art. 631 erwähnten Ereigniffe liegen bleiben, fo 
werden die Koften des Aufenthalts, auch wenn die Erforderniffe der großen Haverei 
nicht vorliegen, über Schiff, Fracht und Ladung nah den Grundfägen der großen 
Haverei vertheilt, gleicwiel ob demnächſt der Vertrag aufgehoben oder vollftändig erfüllt 
wird, Zu den Koften des Aufenthalts werden alle in dem zweiten. Abſatz des Art. 708 
Ziffer 4 aufgeführten Koiten gezäblt, diejenigen. des Ein» und Auslaufens jedoeh nur 
dann, wenn wegen des Hinderniffes ein Rotbhafen angelaufen it 


Art. 638. Wird nur ein Theil der Ladung vor Antritt der Neife durch einen 
Zufall betroffen, welcher, hätte er die ganzeLadung betroffen, nach den Art, 630 und 631 
den Vertrag aufgelöft oder die Parteien zum NRüdtritt berechtigt haben würde, fo iſt 
der Befrachter nur befugt, entweder jtatt der vertragämäßigen andere Güter abzuladen, 
fofern durch deren Beförderung die Lage des Verfrachters nicht erfchwert wird (Art 563), 
oder von dem Vertrage unter der Verpflichtung zurüdzutreten, die Hälfte der bedungenen 
Fracht und die fonjtigen Forderungen des Verfrachiers zu berichtigen (Art, 581 und 582) 
Bei Ausübung diefer Rechte it der Befrachter jedoch nicht an die ſonſt einzubaltende 
Zeit gebunden. Er hat fih aber ohne Verzug zu erfären, von welchem der beiden 
Rechte er Gebrauch machen wolle und, wenn er die Abladung anderer Güter wählt, 
diefelbe binnen fürzeiter Srijt zu bewirken, auch die etwaigen Mehrkoften diefer Ablad— 
ung zu tragen, und infomweit durch fie die Wartezeit überfchritten wird, den dem Vers 
frachter daraus entſtehenden Schaden zu erfegen. 

Macht er von feinem der beiden Rechte Gebrauch, jo muß er auch für den durch 
den Zufall betroffenen Theil der Ladung die volle Fracht entrihten. Den durch Krieg, 
Ein» und Ausfuhrverbot oder eine andere Verfügung von hoher Hand unfrei geworde- 
nen Theil der Ladung üt er jedenfalls aus dem Schiff herauszunchmen verbunden. 

Zritt der Zufall nah Antritt der Reife ein, fo muß der Befrachter für den dadurch 
betroffenen Theil der Ladung die volle Fracht auch dann entrichten, wenn der Schiffer 
diefen Theil in einem anderen als dem Beftimmungshafen zu löfchen ſich genöthigt ge— 
funden und hierauf mit oder ohne Aufenthalt die Reife fortgefegt hat. 

Durch diefen Artifel werden die Bejtimmungen der Art. 618 und 619 nicht berührt. 


Art. 639. Abgeſehen von den Fällen der Art. 631 bis 638 hat ein Aufenthalt, 
welchen die Neife vor oder nach ihrem Antritt durch Naturereigniffe oder andere Zufälle 
erleidet, auf die Nechte und Pflichten der Parteien feinen Einfluß, es fei denn, daß der 
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erkennbare Zweck des Vertrags durch einen ſolchen Aufenthalt vereitelt würde, Der 
Befrachter iſt jedoch befugt, während jedes durch einen Zufall entitandenen, vorausficht- 
lich längeren Aufenthalts die bereits in das Schiff geladenen Güter auf feine Gefahr 
und Koften gegen Sicherheitsleiftung für die rechtzeitige Wiedereinladung auszuladen. 
Unterläßt er die Wiedereinladung, fo hat er die volle Kracht zu zahlen. In jedem Falle 
muß er den Schaden erfegen, welcher aus der ven ihm veranlaßten Wiederansladung 
entiteht. 

Gründer fih der Aufenthalt in einer Verfügung von bober Hand, jo iſt für die 
Dauer derfelben feine Fracht zu bezahlen, wenn diefe zeitweife bedungen war (Art, 623). 


Art. 640. Muß das Schiff während der Neife ausgebeffert werden, fo hat der 
Befrachter die Wahl, ob er die ganze Ladung an dem Orte, wo das Schiff ſich befindet, 
gegen Berichtigung der vollen Fracht und der übrigen Forderungen des Verfrachters 
(Art. 615) und gegen Berichtigung oder Eicherftellung der im Art. 616 bezeichneten 
Forderungen zurücdnehmen oder die Wieder beritellung abwarten will. Im letzteren Falle 
it_für die Dauer der Ausbefferung feine Kracht zu bezahlen, wenn diefe zeitweife be- 
dungen war. 

Art. 641. Wird der Frachtvertrag in Gemäßheit der Urt. 630 bis 636 aufge- 
löjt, fo werden die Koften der Ausladung aus dem Schiff von dem BVerfrachter, die 
übrigen Löfchungstoften von dem Befrachter getragen. Hat der Zufall jedoch nur die 
Ladung betroffen, fo fallen die jämmtlihen Kosten der Löſchung dem Befrachter zur Yait. 
Daffelbe gilt, wenn im Halle des Art. 638 ein Theil der Ladung gelöfcht wird. Mußte 
in einem ſolchen Falle behufs der Löihung ein Hafen angelaufen werden,. fo hat der 
Befrachter auch die Hafenkoften zu tragen. 

Urt, 642. Die Art. 630 bis 641 fommen auch zur Anwendung, wenn das Schiff 
zur Ginnabme der Ladung eine Zureife in Ballaſt nad dem Abladungshafen zu machen 
bat. Die Reife gilt aber in einem ſolchem Falle erit dann als angetreten, wenn fie aus 
dem Abladungshafen angetreten it, Wird der Vertrag, nachdem das Schiff den Abla- 
dungshafen erreicht hat, aber vor Antritt der Reife aus dem letzteren aufgelöft, jo er: 
hält der DVerfrachter für die Zureife eine nad den Grundfägen der Dijtanzfradht (Art. 
633) zu bemeffende Entſchädigung. 

In anderen Fällen einer een Meife find die obigen Artikel infoweit 
anwendbar, als Natur und Inhalt des Vertrags nicht entgegenjtehen 


Art. 643. Wenn der Bertrag nicht auf das Schiff im Ganzen, fondern nur 
auf einen verhältnißmäßigen Theil oder einen beftimmt bezeichneten Raum der Schiffes 
oder auf Stüdgüter fid) bezieht, fo gelten die Art, 630— 642 mit folgenden Abweichungen: 

1) In den Fällen der Art. 631 und 636 iſt jeder Theil fogleih nah Gintritt des 
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Hinderniffes und ohne Rüdfiht auf die Dauer deffelben von dem Bertrage zu: 
rüdzutreten befugt. 

2) Im Balle des Art, 638 kann von dem Befrachter das Recht, von dem Bertrage 
zurüdzutreten, nicht ausgeübt werden. 

3) Im Falle des Art. 639 fteht dem Befrachter das Recht der einftweiligen Löſchung 
nur dann zu, wenn die übrigen Befrachter ihre Genehmigung ertheilen. 

4) Im Ball des Art. 640 kann der Befrachter die Güter gegen Entrichtung der 
vollen Fracht und der übrigen Borderungen nur dann zurüdnehmen, wenn wäh— 
rend der Ausbefferung die Löfhung diefer Güter ohnehin erfolgt iſt. 

Die Vorfhriften der Art. 588 und 590 werden hierdurch nicht berührt. 


Art. 644. Nah Beendigung jeder einz:Inen Abladung hat der Schiffer dem Ab- 
lader ohne Verzug gegen Rückgabe des etwa bei der Annahme der Güter ertheilten vor- 
läufigen Empfangfgheins ein Konnoffement in fo vielen Eremplaren auszuftellen, als der 
Ablader verlangt, 

Ale Eremplare des Konnoffements müffen von gleihem Inhalt fein, daffelbe Da- 
tum haben und ausdrüden, wie viele Exemplare ausgeftellt find. 

Dem Schiffer ift auf fein Verlangen von dem Ablader eine mit der Unterfehrift - 
des Lepteren verfehene Abfhrift des Konnoffements zu ertheilen. 

Art. 645. Das Konnoffement enthält: 

1) den Namen des Sciffers; 

2) den Namen und die Nationalität des Schiffs; 

3) den Namen des Abladers; 

4) den Namen des Empfängers; 

5) den Abladungshafen ; 

6) den Loͤſchungshafen, oder den Ort, an welchem Ordre über denfelben einzuholen ijt; 
7) die Bezeihnung der abgeladenen Güter, deren Menge und Merkzeichen ; 

8) die Beitimmung in Anfehung der Fracht; 

9) den Ort und den Tag der Austellung ; 

10) die Zahl der ausgejtellten Eremplare, 

Art, 646. Auf Verlangen des Abladers ift das Konnoffement, fofern nicht das 
Gegentheil vereinbart it, an die Ordre ded Empfängers oder lediglich an Ordre zu ftellen. 
Im Tepteren Falle ift unter der Ordre die Ordre des Abladers zu verftehen. 


Das Konnofjfement kann auch auf den Namen de3 Schiffers ald Empfängers lauten, 
Art. 647, Der Schiffer ift verpflichtet, im Löfhungshafen dem legitimirten In— 


baber aud nur eines Exemplars des Konnoffements die Güter auszuliefern. 
Zur Empfangnahme der Güter Tegitimist ift derjenige, an welden die Güter nad 
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dem Konnoffement abgeliefert werden follen, oder auf welhen das Konnoffement, wenn 
ed an Ordre lautet, durch Indoſſement übertragen: if. 

Art 648. Melden fich mehrere Iegitimirte Konnoffementsinhaber, fo ift der Schif— 
fer verpflichtet, fie fämmtlich zurückzuweiſen, die Güter gerichtlih oder in einer anderen 
fiheren Weife niederzulegen und die Konnoffementsinhaber, welche ſich gemeldet haben, 
unter Angabe der Gründe feines Verfahrens biervon zu benachrichtigen. 

Wenn die Niederlegung nicht gerichtlich geichieht, fo ift er befugt, über fein Ver— 
fahren und deffen Gründe eine Öffentliche Urkunde errichten zu laſſen und wegen der 
daraus entjtehenden Koften in gleicher Art wie wegen der Fracht fih an die Güter zu 
balten (Art. 626). 

Art, 649. Die Uebergabe des an Ordre Tautenden Konofjements an denjenigen, 
welcher durch daffelbe zur Empfangnahme legitimirt wird, hat, fobald die Güter wirklich 
abgeladen find, für den Erwerb der von der Uebergabe der Güter abhängigen Rechte die 
felben rechtlichen Wirkungen wie die Uebergabe der Güter. 

Art. 650. Eind mehrere Exemplare eined an Drdre Tautenden Konnoffements 
aısgeftellt, fo fünnen von dem Inhaber des einen Eremplars die in dem vorftehenden 
Art. bezeichneten rechtlichen Wirkungen der Uebergabe des Konnoffements zum Nachtheil 
desjenigen nicht geltend gemacht werden, welder auf Grund eines anderen Eremplars 
in Gemäßbeit des Art. 647 die Auslieferung der Güter von dem Schiffer erlangt hat, 
bevor der Anfpruch auf Auslieferung von dem Inhaber des erfteren Eremplars erhoben 
worden tit. 

Art. 651. Hat der Schiffer die Güter noch nicht ausgeliefert, fo geht unter meh— 
teren fich meldenden Konnoffementsinhabern, wenn und foweit die von denfelben auf 
Grund der Konnoffementsübergabe an den Gütern geltend gemachten Nechte follidiren, 
derjenige vor, defien Eremplar von dem gemeinfchaftlichen Vormann, welcher mehrere 
Konnoffementseremplare an verfchiedene Perfonen übertragen hat, zuerft der einen dieſer 
Verſonen dergeftalt übergeben ift, daß diefelbe zur Empfangnahme der Güter Tegitimirt wurde, 

Bei dem nad einem andern Orte überfandten Eremplare wird die Zeit der Ueber- 
gabe dur den Zeitpunkt der Abfendung beftimmt. 

Art. 652, Der Ediffer iftzur Ablieferung der Güter nur gegen Ruͤckgabe eines Erem- 
plars desKonnoſſements, auf welchem die Ablieferung der Güter zu befcheinigen ift, verpflichtet. 

Art. 653. Das Komnoffement ift entfcheidend für die Nechtöverhältniffe zwifchen 
dem Verfrachter und dem Empfänger der Güter; insbefondere muß die Ablieferung der 
Güter an den Empfänger nad Inhalt des Konnoffements erfolgen. 

Die in das Konnoffement nicht aufgenommenen Beftimmungen des Brachtvertrags haben 
gegenüber dem Empfänger feine rechtliche Wirkung, fofern nicht auf diefelben ausdrüdlich Bezug 
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genommen ift. Wird in Anfehung der Fracht aufden Frachtvertrag verwielen (z. B. durch 
die Worte: „Fracht laut Chartepartie”), fo find hierin die Beftimmungen über Loͤſchzeit 
Ueberliegezeit und Liegezeit nicht als einbegriffen anzuſehen. 

Für die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Verfrachter und Befrachter bleiben die Beſtimm— 
ungen des Frachtvertrags maaßgebend. 


Art 654. Der Verfrachter iſt für die Richtigkeit der im Konnoſſement enthalte— 
nen Bezeihnung der abgeladenen Güter dem Empfänger verantwortlid. Seine Haft: 
ung befchränft ſich jedoch auf den Erſatz des Minderwerths, welder aus der Nichtüber: 
einftimmung der Güter mit der im Konnoffement enthaltenen Bezeihnung fich ergiebt 

- Art. 655. Die im vorftehenden Artikel erwähnte Haftung des Verfrachters tritt auch dann 
ein, wenn die Güter dem Schiffer in Berpadung oder in geſchloſſenen Gefäßen übergeben find. 

Iſt dieſes zugleih aus dem Konnoffement erfichtlich, fo ift der PVerfrachter für die 
Nichtigkeit der Bezeihnung der Hüter dem Empfänger nicht verantwortlich, fofern er be— 
weiit, daß ungeachtet der Sorgfalt eines ordentlihen Schiffers die Unrichtigkeit der in 
dem Konnoffement entbaltenen Bezeichnung nicht wahrgenommen werden fonnte. 

Die Haftung des Berfrachters wird dadurch nicht ausgefchloffen, daß die Identität 
der abgelieferten und der übernommenen Güter nicht beftritten oder daß Ddiefelbe von dem 
Berfrachter nachgewiefen it. 


Art. 656. Werden dem Schiffer Güter in Berpadung oder in gefchloffenen Ge- 
fäßen übergeben, fo fann er das Konnoffement mit dem Zufag: „Inhalt unbefannt“ ver: 
jeben. Enthält das Konnoffement diefen oder einen gleichbedeutenden Zufag, fo ift der 
Verfrachter im Falle der Nichtübereinftimmung des abgelieferten Inhalts mit dem im 
Konnoffement angegebenen nur infoweit verantwortlich, als ihm bewieſen wird, Daß er 
einen anderen als den abgelieferten Inhalt empfangen habe. 


Art. 657. Sind die im Konnoffement nah Zahl, Maaß oder Gewicht bezeichne: 
ten Güter dem Schiffer nicht zugezählt, zugemeffen oder zugewogen, fo kann er das Kon— 
nofjement mit dem Zufag: „Zahl, Maaß, Gewicht unbekannt“ verfehen. Enthält das 
Konnoffement diefen oder einen gleichbedeutenden Zufag, fo hat der Berfrachter Die Rich— 
tigkeit der Angaben des Konnoffements über Zahl, Maaß oder Gewicht der übernommenen 
Güͤter nicht zu vertreten. 

Art 658. Iſt die Fracht nach Zahl, Maaß oder Gewicht der Güter bedungen und 
im Konnoffement Zahl, Maaß oder Gewicht angegeben, fo ift Diefe Angabe für die Berehnung 
der Fracht entfcheidend, wenn nicht das Konnoffement eine abweichende Beitimmung enthält. 
Als eine ſolche ift der Zufap: „Zahl, Maaf, Gewicht unbekannt“ oder ein aleihbedeutender 
Zufag nicht anzufehen. 

Art. 659. Iſt das Konnoffement mit dem Zufag: „frei von Bruch“ oder „frei von 
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Leckage“ oder: „frei von Befhädigung“, oder mit einem gleihbebeutenden Zuſaß verſe · 
ben, fo haftet der Berfrachter bis zum Beweiſe des Berfhuldens des Schiffers oder eis 
ner Perfon, für welche der Verfrachter verantwortlich iſt, nicht für Bruch oder Ledage 
oder Befhädigung. 

Art. 660. Eind dem Schiffer Güter übergeben, deren Befhädigung, ſchlechte Be« 
ſchaffenheit oder fchlechte Verpackung fihtbar iſt, fo hat er diefe Mängel im Konnoffement 
zu bemerken, widrigenfalld er dem Empfänger dafür verantwortlih ift, auch wenn das 
Konnoffement mit einem der im vorhergehenden Artikel erwähnten Zufäpe verfehen ft. 

Art. 661, Nachdem der Schiffer ein an Ordre Tautendes Konnoffement ausgeftellt 
hat, darf er den Anweifungen des Abladerd wegen Zurüdgabe oder Auslieferung der Gü— 
ter nur dann Bolge leiften, wenn ihm die fämmtlihen Eremplare des Konnoffements zu- 
tüdgegeben werden. 

Daffelbe gilt in Anfchung der Anforderungen eines Konnoffementsinhaberd auf Aus« 
lieferung der Güter, fo lange der Schiffer den Beſtimmungshafen nicht erreicht hat. 

Handelt er diefen Beftimmungen entgegen, fo bleibt er dem rechtmäßigen Inhaber 
des Konnoffements verpflichtet, 

Lautet das Konnoffement niht an Ordre, fo ift der Schiffer zur Zurüdgabe oder 
Auslieferung der Güter, auch ohne Beibringung eines Exemplars des Konnofjements, 
verpflichtet, fofern der Ablader und der im Konnoffement bezeichnete Empfänger in die 
Zurüdgabe oder Auslieferung der Güter willigen. Werden jedoh nicht fämmtlihe Er— 
eımplare des Konnofjements zurüdgeftellt, fo kann der Echiffer wegen der deshalb zu 
beforgenden Nachtheile zuvor Sicherheitsleiſtung fordern, 

Art. 662. Die Beftimmungen des Art, 661 fommen auch dann ———— 
wenn der Frachtvertrag vor Erreichung des Beſtimmungshafens in Folge eines Zufalls 
nach den Art. 630 bis 643 aufgelöſt wird, 

Art. 663 Im Anfehung der Verpflichtungen des Schiffers aus den von ihm ge- 
fhloffenen Frachtvertraägen und ausgeftellten Ronnoffementen hat es bei den Vorſchriften 
ber Art. 478, 479 und 502 fein Bewenden, 

Art. 664. Im Falle der Unterverfrahtung haftet für die Erfülung des Unter 

frachtsvertrags, infoweit deffen Ausführung zu den Dienftobliegenheiten des Schiffers ge- 
hört und von diefem übernommen if, insbefondere durh Annahme der Güter und Aus- 
fiellung des Konnoffements, nicht der Unterverfrachter, fondern der Rheder mit Schiff und 
Fracht (Art. 452). 
Ob und inwieweit im Uebrigen der Rheder oder der Unterverfrachter von dem Un- 
ferbefrachter in Anfpruch genommen werden könne, und ob im lepteren Falle der Unter 
werfrachter für die Erfülung unbefhräntt zu haften oder nur Die auf Schiff und Fracht 
29 
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beſchraͤnkte bes: Ahederb zu vr | Gabe, * Dur — Befimmung 
nicht berührt. 


Schh er Titel, 
— dem Frachtgeſchäft zur Beförderung von Reiſenden. 


Art. 665. Iſt der Reiſende in dem Weberfahrtövertrage genannt, fo ift aan 
nit befugt, das Reht auf die Ueberfahrt an einen Anderen abzutreten. 

Art. 666. Der Reifende ift verpflichtet, alle die Schiffsordnung betreffenden An— 
weifungen des Schiffers zu befolgen, 

Urt. 667. Der Reifende, welder vor oder nad dem Antritt der Reife fih nit 
rechtzeitig an. Bord begiebt, muß das volle Ueberfahrtsgeld bezahlen, wenn der Schiffer 
die Reife .antritt oder fortfegt, ohne anf ihn zu warten. 

Art. 668. Wenn der Neifende vor dem Antritt der Reife den Rüdtritt von va 
Ueberfahrtävertrage erklärt oder ftirbt oder durch Krankheit oder einen anderen in feiner 
Perfon fi ereignenden Zufall zurüdzubleiben genöthigt wird, fo ift nur die Hälfte des 
Ueberfahrtögeldes zu zahlen, 

Denn nah Antritt der Reiſe der Rücktritt erklärt wird oder einer der ARE EN 
BZufälle fi — fo iſt das volle Ueberfahrtsgeld zu zahlen. 

Mrk 669. : Der Ueberfahrtövertrag tritt außer Kraft, wenn durch einen Zufall 
das Schiff verloren geht (Art. 630 Ziffer 1). 

„Art 670; Der Reifende iſt befugt, von dem Vertrage zurüdzutreten, wenn ein 
Rrleg ausbricht, in Folge deſſen das Schiff nicht mehr als frei betrachtet werden -Fann 
und der Gefahr der Aufbringung ausgefept wäre, oder wenn die Reife durch eine das 
Schiff betreffende‘ Verfügung von hoher Hand aufgehalten wird. 

Das Necht des Nüdtritts fleht aud dem Verfrachter zu, wenn er- in _ einem -der 
vorftehenden Fälle die Reife aufgiebt, oder wenn das Schiff hauplſãchlich zur Beförder⸗ 
ung: von ‚Gütern beſtimmt iſt, und die Unternehmung unterbleiben muß, weil die Güter 
ohne fein Verſchulden nicht beförderk werden können. 

Art. 671. In allen Zällen, in welchen zufolge der Art. 669 und 670 der Ueber 
fahrtövertrag aufgelöft wird, ift fein Theil zur Entihädigung des anderen verpflüchtet, - 

Iſt jedoch die Auflöfung erſt nah Antritt der Reife erfolgt, fo hat der Reifende das 
— nach Verhältniß der zurückgelegten zur ganzen Reiſe zu zahlen. — 

Bei der Berechnung des zu zahlenden — find die Vorſchriſten des Art. 633 
wanßgebend.- 

Art. 672, Muß das Schiff — der Hefe —— werben, fo der 
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Reifende, auch wenn er die Ausbefferung nicht abwartet, das volle Ueberfahrtögeld zu 
zablen, Wartet er die Ausbefferung ab, fo bat ihm der Berfrachter bis zum: Wiederan⸗ 
tritt der Neife ohne befonbere Vergütung Wohnung zu gewähren, auch die nad dem 
Ücberfehrtövertrage in Anfehung der Dettfigung ihm obliegenden Pflichten weiter zu 
erfüllen, 

Erbietet fih jedoch der Verfrachter, den Reiſenden mit einer andern gleich guten 
Schiffsgelegenheit ohne Beeinträchtigung der Übrigen vertragsmäßigen Rechte deffelben 
nah dem Beftimmungshafen zw befördern und weigert fi der Reifende,. vom dem Aner- 
bieten Gebrauch zu: machen, fo hat-er auf ——— von Wohnung und Koſt bis — 
Wiederantritt der Reiſe nicht weiter Anſpruch. 

Art. 673. Für den Transport der Reiſeeffekten, welche der Reiſende dem 
Ueberfahrtsvertrag an Bord zu bringen befugt iſt, hat’ derſelbe, wenn nicht ein Anderes 
bedungen ift, neben dem UWeberfahrtsgelde feine befondere Vergütung zu zahlen. 

Art. 674. Auf die an Bord gebrachten Neifeeffetten finden die Vorſchriften der 
Art. 562, 594, 618 Anwendung. 

Eind diefelben von dem Schiffer oder einem dazu beftellten Dritten übernommen, 
fo gelten für den Ball ihres DVerluftes oder ihrer Befhädigung die Borfhriften der Art, 
607, 608, 609, 610, 611. 

Auf fünmtlihe von dem Reifenden an Bord gebradte Saden finden oh die 
Art. 564, 565, 566 und 620 Anwendung. 

Art. 675. Der Verfrachter hat wegen des Ueberfahrtögeldes an den von dem Rei- 
fenden an Bord gebrachten Sachen ein Pfandrecht. 

Das Pfandrecht befteht jedoh nur fo lange die Sachen zurüdbehalten mr deyo- 
nirt find, 

Art. 676. Etirbt ein Neifender, fo ift der Echiffer verpflichtet, in Ynfehung der 
an Bord ſich befindenden Effekten deffelben das Intereffe der Erben nad den Umftänden 
des Falls in geeigneter Weiſe wahrzunchmen, 

Art. 677. Bird ein Ehiff zur Beförderung von Reifenden einem Dritten ver« 
frachtet, fei es im Ganzen oder zu einem Theil oder dergeftalt, daß eine beftimmte Zahl 
von Reifenden befördert werden foll, fo gelten für das Rechtsverhältniß zwifchen dem 
Perfrachter und dem Dritten die Vorfchriften des fünften Zitels, foweit die Ratur der 
Sache die Anwendung derfelben zuläßt. 

Art. 678. Denn in den folgenden Titeln diefes Buchs die Sradt — 
fo find unter dieſer, ſofern nicht das Gegentheil beſtimmt iſt, auch Die — —— 
zu verſtehen. G. 08 
e Ant, 619. Die — das achrardenmntowehn * — Ende > 
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infoneit fie privatrehtlihe Beflimmungen enthalten, werden durch die Borfchriften dieſes 
Ziteld nicht berührt. 


Siebenter Titel. 
Bon der Bodmerei. 


Art. 680. Bodmerei im Sinne diefes Geſetzbuchs ift ein Darlehnsgeichäft, wel 
des von dem Schiffer als ſolchem Fraft der in dieſem Gefepbuch ihm ertbeilten Befug— 
niffe unter Zufiherung einer Prämie und unter Berpfindung von Schiff, Fracht und 
Ladung oder von einem oder mehreren diefer Gegenjtände in der Art eingegangen wird, 
daß der Gläubiger wegen feiner Anfprüche nur am die verpfändeten (verboudmeten) Ge— 
genftände nah Ankunft des Schiffs an dem Orte ſich halten fünne, wo die Neife enden 
foll, für welche das Geſchäft eingegangen it (Bodmereireife). 

Art. 681, Bodmerei kann von dem Schiffer nur in folgenden Fällen eingegans 
ged werden: 

4) während das Schiff außerhalb des Heimathshafens fich befindet, zum Zweck der 
Ausführung der Neife, nah Maaßgabe der Art. 497, 507 bis 509 und 511; 

2) während der Neife im alleinigen Intereffe der Ladungsbetheiligten zum Zweck 
der Erhaltung und Weiterbeförderung der Ladung nah Maafgabe der Art. 504, 
511 und 634, 

In dem Falle der Ziffer 2 fann der Schiffer die Ladung allein verbodmen, in als 
len übrigen Fällen kann er zwar das Schiff oder die Fracht allein, die Ladung aber nur . 
zufammen mit dem Echiff und der Fracht verbodmen. 

In der Verbodmung des Schiffs ohne Erwähnung der Fracht iſt die Berbodmung 
der letzteren nicht enthalten. Werden aber Schiff-und Ladung verbodmet, fo gilt die 
Fracht als mitverbodmet, 

Die Verbodmung der Fracht ift zuläffig, fo lange diefe der Eregefahr noch nicht 
entzogen ift. 

Auch die Fracht desjenigen Theild der Neife, welcher noch nicht angetreten ift, kann 
verbodmet werden. 

Art. 682. Die Höhe der Bodinereiprämie iſt ohne Beichränfung dem Ueberein- 
fommen der Parteien überlaſſen. 

Die Prämie umfaßt. in Ermangelung einer entgegenftehenden Vereinbarung auch 
die Zinfen. 

Art, 683, Ueber die Verbodmung muß von dem Schiffer ein. Bodmereibrief ange 
geftellt werben. Iſt diefes nicht geſchehen, fo hat der Gläubiger diejenigen Rechte, web 
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he ihm zuftehen würden, wenn der Schiffer zur Befriedigung des Bedürfniffes ein ein» 
faches Kreditgefhäft eingegangen wäre, 

Art. 684, Der Bodmereigeber fann verlangen, daß der Bodmereibrief enthalte: 

1) den Namen des Bodmereigläubigersd ; 

2) den Kapitalbetrag der Bodmereifchuld; 

3) den Betrag der Bodmereiprämie oder den Befammtbetrag der dem Gläubiger au 
zahlenden Summe; 

4) die Bezeichnung der verbodmeten Gegenftände; 

5) die Bezeichnung des Schiffs und des Schiffers; 

6) die Bodmereireife ; 

7) die Zeit, zu welcher die Bodmereifhuld gezahlt werden foll; 

8) den Drt, wo die Zahlung erfolgen full; 

9) die Bezeichnung der Urkunde im Kontert ald Bodmereibrief, oder die Erklärung, 
daß die Schuld ald Bodmereifhuld eingegangen fei, oder eine andere das Wefen 
der Bodmerei genügend bezeichnende Erklärung; 

10) die Umftände, welche die Eingehung der Bodmerei nothwendig gemacht haben; 
11) den Tag und den Drt der Ausitellung ; 
12) die Unterfchrift des Schiffers. 
Die Unterfhrift des Schifferd muß auf Verlangen in beglaubigter Borm ertheilt 
werden, 

Art. 685. Auf Verlangen des Bodmereigebers ift der Bodmereibrief, ſofern nicht 
das Gegentheil vereinbart ift, an die Drdre des Gläubigers oder lediglih an Ordre zu 
ſtellen. Im letzteren Balle ift unter der Ordre die Drdre des Bodmereigebers zu vers 
fteben 

Art. 686. Iſt vor Austellung des Bodmereibriefs die Nothwendigkeit der Ein« 
gehung des Gefchäfts von dem Landestonful oder demjenigen Konful, welcher deffen Ge- 
fhäfte zu verfehen berufen üft, und in deffen Ermangelung von dem Gericht oder der 
fonft zuftändigen Behörde des Orts der Ausftellung, fofern e8 aber auch an einer foldyen 
feblt, von den Schiffsoffizieren urkundlich bezeugt, fo wird angenommen, daß der Schiffer 
jur Gingehung des Gefhäfts in dem vorliegenden Umfange befugt gewefen fei. 

Es findet jedoch der Gegenbeweis ftatt. 


Art. 687. Der Bodmereigeber fann die Ausftellung des Bodmereibriefd in meh: 
reren Exemplaren verlangen, 

Werden mehrere Exemplare ausgeftelt, fo {ft ım jedem Eremplar anzugeben, wie 
viele ertheilt find, 

Der Bodmereibrief kann durch Indoffament übertragen werden, wenn eran Ordre lautet. 
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Der Einwand, daß der Schiffer zur Eingehung des Gefhäfts überhaupt oder in 
Dem vorliegenden Umfange nicht befugt gewefen jet; ift auch gegen den Indoffatar äue 
täffig- 

"Art, 688. Die Bodmereiſchuld iſt, ſofern nicht in dem Bodmereibrief ſelbſt eine 
andere Beſtimmung getroffen iſt, in dem Beſtimmungshafen der Bodmereireiſe und am 
achten Tage nach der Ankuuft des Schiffs in dieſem Hafen zu zahlen.‘ 

Bon dem Zablungstage an laufen faufntännifhe Zinfen ee der ganzen Vodmerel⸗ 
ſchuld einſchließlich der Prämie. 

Die vorſtehende Beſtimmung kommt nicht zur Anwendung, wenn die Prämie nach 
Zeit bedungen iſt; die Zeitprämie läuft aber bis zur Zahlung des Bodmereifapitals, 

Art, 689, Zur Zahlungszeit kann die Zahlung der Bodmereifhuld dem legiti— 
mirten Inhaber auch nur eines Exemplars des Bodmereibriefd nicht verweigert werden. 

Die Zahlung kann nur gegen Rüdgabe dieſes Eremplars verlangt werden, auf wels 
chem über die Zahlung zu quittiren ift, 


Art. 690. Melden fich mehrere gehörig Tegitimirte Bodmereibriefsinhaber, fo find 
fie ſämmtlich zurüdzuweifen, die Gelder, wenn die verbodmeten Gegenjtände befreit wer« 
den follen, gerichtlih oder in anderer ficherer Weife niederzulegen und -die Bodmereibriefs« 
inhaber, welde fih gemeldet haben, unter Angabe der. Gründe des Verfahrens hier 
von zu benadhrichtigen. 

Wenn die Niederlegung nicht gerichtlich gefchieht, fo ift der Deponent befugt, über 
fein Verfahren und deffen Gründe eine Öffentliche Urkunde errichten zu laffen und die 
daraus entjtchenden Koſten von der Bodmereifhuld abzuziehen. 

Art. 691. Dem Bodmereigläubiger füllt weder die große noch die befondere Ha— 
verei zur Lail. 

Infoweit jedoch die verbodmeten Gegenftände durch große oder befondere, Haveret 
zur Befriedigung des Bodmereigläubigers uuzureichend werden, hat derfelbe den hieraus 
entfichenden Nachtheil zu tragen. 

Art. 692, Die fümmtlihen verbodmeten Gegenftände haften dem Bodmereigläur 
biger ſolidariſch. j 

Auch fhon vor Eintritt der Zahlungszeit kann der Gläubiger nah Ankunft des 
Schiffs im Beftimmungshafen der Bodmereireife die Befchlagnahme der fämmtlichen 
verbodmeten Gegenitände nadhfuchen, 

Art. 693. Der Eciffer hat für die Bewahrung und Erhaltung der verbodmeten 
Gegenftände zu forgen; er darf ohne dringende Gründe feine Handlung vornehmen, wo— 
durch die Gefahr für den Bodmereigeber eine größere oder eine andere wird, als derfelbe 
bei. dem Abfchluß des Vertrags vorausfepen mußte, 
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“ Banbelt er ken — zuwider, fo ie er — —2—— "für 
den daraus entitehenden. Schaden „verantwortlich (Art 479), 

Art 694. Hat der Schiffer die Bodmereireife willfürlihverändert oder it er von = 

derfelben entfpreshenden Wege willfürlih abgewichen, oder -hat er nach ihrer Beendigung 
die verbodmeten - Gegenftände von neuem einer Seegefahr ausgefept, ohne daß das. In— 
tereffe ded Gläubigers es geboten hat, fo haftet der Schiffer ‚dem; Gläubiger , für ‚die 
Bodmereifhuld infoweit perfönlich, ald derfelbe aus. den verbodmeten Gegenitänden feine 
Befriedigung nicht erhält, es fei denn, daß er beweilt, daß die unterbliebene Befriedigung 
durch die Veränderung der Reife oder die — ———— oder die neue Seegefahr nicht 
verurſacht iſt. 
Art. 695. Der Schiffer darf. die verbodmet⸗ Ladung vor Befriedigung oder Si 
herftellung des Släubigers weder ganz noch theilweife ausliefern, widrigenfalld er dem 
Gläubiger für die Bodmereifchuld inſoweit perfönlich verpflichtet wird, als derfelbe aus 
den auögelieferten Gütern zur Zeit der Auslieferung hätte befriedigt werden fünnen. 

Es wird bis zum Beweife des Gegentheild angenommen, daß der Gläubiger feine 
volljtändige Befriedigung hätte erlangen können. 

Art. 696. Hat der Nheder in den Fällen der Art. 693, 694, 665 die Hand» 
lungsweife des Schiffers angeordnet, fo kommen die Vorſchriften des zweiten und drit« 
ten Abfapes des Art, 479 zur Anwendung. 

Art. 697. Wird zur Zahlungszeit die Bodmereifchuld nicht bezahlt, fo fann der 
Gläubiger den öffentlichen Verkauf des verbodmeten Schiff und der verbodmeten Lad» 
ung, fowie die —— der verbodmeten Fracht bei dem zuſtaͤndigen Gericht bean— 
— 

Die Klage iſt zu ET in Anfehung des Schiffs und der Fracht gegen den Schife 
fe. oder Nheder, in Anfehung ‚der Ladung vor der Auslieferung gegen ‚den Schiffer nad 
der. Auslieferung gegen den. Empfünger, fofern diefelbe fih noch bei ihm oder einem Ans - 
deren befindet, welcher fie- für ihm beſißt. 
Zum Nachtheil eines dritten Erwerbers, welcher den Beſitz der verbodmeten Sadung 

in ‚gutem Glauben — hat, kaun der Gläubiger von ſeinen Rechten keinen Gebrauch 
machen. 

Art. 698. Der — welchem bei Aunahme der —— Güter befannt 
it, daß auf ihnen eine Bodmerrifhuld haftet, wird dem Gläubiger für die Schul, bie - 
zum, Werthe, melchen die Güter zur Zeit ihrer Auslieferung hatten, inſoweit perfönlich 
verpflichtet, als der Gläubiger, falls die Auslieferung nicht erfolgt wäre,. aus den Guͤtern 
hätte befriedigt werden, Fünnen, 


Art. 699, Wird vor dem Antritt der Bodmereireife die J — 
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ben, fo tft der Gläubiger befugt, die fofortige Bezahlung der Bodmereifhuld an dem 
Drte zu verlangen, an welchem die Bodmerei eingegangen ift; er muß ſich jedoch eine 
verhältnigmäßige Herabfegung der Prämie gefallen Taffen; bei der Herabfegung ift vor» 
zugsweiſe das Verbältniß der beftandenen zu der übernommenen Gefahr maaßgebend. 

Wird die Bodmereireife in einem anderen als dem Beſtimmungshafen "derfelben be» 
endet, fo ift die VBodmereifchuld ohne einen Abzug von der Prämie in diefem anderen 
Hafen nah Ablauf der vertragämäßigen und in deren Ermangelung der achttägigen 
(Art. 688) Zahlungsfrift zu zahlen, Die Zahlungsfrift wird vom Tage der definitiven 
Einftellung der Reife berechnet. 

Soweit in dieſem Artikel nicht ein Anderes beftimmt ift, fommen die Art. 689 bis 
698 auch in den vorftehenden Bällen zur Anwendung. 
f Art 700, Die Anwendung derBorfchriften diefes Titels wird dadurd nicht aus- 
gefhloffen, daß der Schiffer zugleih Miteigenthümer oder Alleineigenthümer des Schiffs 
oder der Ladung oder beider ift, oder daß er auf Grund befonderer Anweiſung der Be« 
theiligten die Bodmerei eingegangen iſt. 

Art, 701. Die Beltimmung über die uneigentlihe Bodmerei, d. 5. Diejenige, 
weldhe nicht von dem Schiffer als foldem in den im Art, 681 bezeichneten Bällen ein« 
gegangen ift, bleiben den Landeösgefepen vorbehalten, 


Achter Titel. 
Bon der SBapverei. 


Erfter Abfchnitt. 
— (gemeinfchaftliche) Haverei und beſondere Saverei. 


Art. 702. Alle Echäden, welche dem Schiff oder der Ladung oder beiden zum Zwed 
der Errettung beider aus einer gemeinfamen Gefahr von dem Edhiffer oder auf deffen 
Geheiß vorfäglih zigefügt werden, ſowie aud die durch ſolche Maafregeln ferner verur⸗ 
ſachten Schäden, ingleihen die Koften, welche zu demfelben Zwed aufgewendet werden, 
find große Haverei. 

Die große Haverel wird von Schiff, Fracht und Ladung gemeinſchaftlich getragen, 

Art. 703, Alle nicht zur großen Haverei gehörigen, dur einen Unfall verur— 
ſachten Schäden und Koften, foweit legtere nicht unter den Art. 622 fallen, find befon- 
dere Haverei. 

Die befondere Haverei wird von den Eigenthümern des Schiffs und der Ladung, 
von jedem für ſich allein getragen, 

Art. 704. Die Anwendung der Befimmungen über große Haverei wird dadund 
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nicht ausgeſchloſſen, daß die Gefahr in Folge des Verſchuldens eines Dritten oder auch 
eines Betheiligten herbeigefuͤhrt iſt. 

Der Betheiligte, welchen ein ſolches Verſchulden zur Laſt fällt, kann jedoch nicht als 
lein wegen der ihm etwa entjtandenen Schäden feine Vergütung fordern, fondern er ift 
auch den Beitragspflichtigen für den Verluſt verantwortlich, welchen fie dadurd erleiden, 
daß der Schaden als große Haverei zur Vertheilung kommt, 

Iſt die Gefahr durd eine Perfon der Schiffabefagung verſchuldet, fo trägt die Fol— 
gen diefed BVerfhuldens auch der Nheder nah Maafgabe der Art. 451, 452, 

Art. 705. Die Havereivertheilung tritt nur ein, wenn fowohl das Schiff als 
auch die Ladung, und zwar jeder diefer Gegenftände entweder ganz oder theilweiſe wirk 
lich gerettet worden iſt. 

Art. 706. Die Berpflihtung, von einem geretteten Gegenſtande beizutragen, wird 
dadurch, daß derfelbe fpäter von befonderer Haverei betroffen wird, nur dann vollftändig 
aufgehoben, wenn der Gegenftand ganz verloren geht. 

Art. 708 Der Anſpruch anf Vergütung einer zur großen Haverei gehörenden 
Befhädigung wird durch eine befondere Haverei, welche den beſchädigten Gegenftand fpä- 
ter trifft, fei es, daß er von neuem befchädigt wird oder ganz verlosen geht, nur in fos 
weit aufgehoben, als bewiefen wird, daß der fpätere-Unfall nicht allein mit dem früheren 
in feinem Zuſammenhange fteht, fondern daß er auch den früheren Schaden nad) ſich ges 
zogen haben würde, wenn diefer nicht bereits entftanden .gewefen wäre. 

Eind jedoh vor Eintritt des fpäteren Unfalls zur Wiederherftellung des beichädig- 
ten Gegenftandes bereits Aufwendungen gemacht, ſo bleibt rückſichtlich dieſer der Anſpruch 
auf Vergütung beſtehen. 

Art, 708. Große Haverei Liegt namentlih in folgenden Fällen vor, voraudgefept, 
daß in denfelben zugleich die Erforderniffe der Art. 702, 704 und 705 infoweit vorhan- 
den find, als in diefem Artikel nichts Befonderes beftimmt ift: 

1) Wenn Waaren, Schiffötheile oder Schiffögerätbfhaften über Bord: geworfen, Na- 
ften gefappt, Taue und Segel weggefihnitten, Anker, Ankertaue oder Ankerketten 
gefhlippt oder gefappt worden find, 

Eowohl diefe Schäden felbit ald die durch ſolche Maafregeln an Schiff und 
Ladung ferner verurfachten Schäden gehören zur großen Haverei. 

2) Wenn zur Erleichterung des Schiffs die Ladung ganz oder theilweiſe in Leichter 
fahrzeuge übergeladen worden ift. 

Es gehört zur großen Haverei ſowohl der Reichterlohn als der Schaden, wel⸗ 
cher bel dem Ueberladen in Pas Leichterfahrzeug oder*bei dem Rüdladen in das 
Schiff der Yadung oder dem Schiff zugefügt worden ift, ſowie der Schaden, wel · 


her die Ladung auf dem Leichterfahrzeug betroffen hat, . 


3) 


4 


— 
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Muß die Erleiterung im regelmäßigen Berlauf der Reife erfolgen, fo Tiegt 
große Haverei nicht vor, 

Wenn das Ehiff abfihtlih auf den Strand gefept worden ift, jedodh nur wenn 
die Abwendung ded Untergangs oder der Nehmung damit bezwedt war, 

Eowohl die durh die Strandung einfchließlih der Abbringung entitandenen 
Schäden, ald auch die Koften der Abbringung gehören zur großen Haverei. 

Wird das behufs Abwendung des Untergangs auf den Strand gefegte Schiff 
nicht abgebracht oder nad der Abbringung reparaturunfähig (Art. 444) befunden, 
fo findet eine Havereivertheilung nicht Statt, s 

Iſt das Echiff geitrandet, ohne daß die Strandung zur Rettung von Schiff 

und Ladung vorſäßlich herbeigeführt war, fo gehören zwar nicht die durch die 
Strandung veranlaßten Schäden, wohl aber die auf die Abbringung verwendeten 
Koften und die zu diefem Zwed dem Schiff oder der Ladung abfihtlich zugefüg« 
ten Schäden zur großen Haverei. 
Wenn das Schiff zur Vermeidung einer dem Schiff und der Ladung im Falle 
der Bortfepung der Reife drohenden gemeinfamen Gefahr in einen Nothhafen eins 
gelaufen ift, wohin insbefondere gehört, wenn das Einlaufen zur nothwendigen 
Ausbefferung eines Schadens erfolgt, welchen das Schiff während der Reife er» 
litten bat. 

Es gehören in diefem Falle zur großen Haverei: die Koften des Einlaufens 
und des Auslaufens, die das Schiff felbft treffenden Aufenthaltskoften, die der 
Schiffsbeſatzung während des Aufenthalts gebührende Heuer und Koft, fo wie die 
Auslagen für die Unterbringung der Schiffsbefagung am Lande, wenn und fo 
lange diefelbe an Bord nicht hat verbleiben fünnen, ferner, falls die Ladung we— 
gen des Grundes, welcher das Einlaufen in den Nothhafen herbeigeführt hat, ge= 
löfht werden muß, die Koften. des Bons und Anbordbringens und die Koiten 
der Aufbewahrung der Ladung am Lande bis zu dem Zeitpunkt, in welchem dies 
felbe wieder an Bord hat gebracht werden fünnen, 

Die fämmtlihen Aufenthaltskoſten kommen nur für die Zeit der Fortdauer 
des rundes in Rechnung, weldher das Einlaufen in den Rothhafen herbeige— 
führt bat. Liegt der Grund in einer nothwendigen Ausbefferung des Schiffs, 
fo kommen außerdem die Aufenthaltskoften nur bis zu dem Zeitpunkt in Rech— 
nung, im welchem die Ausbefferung hätte vollendet fein können. 

Die Koften der Ausbefferung „des Schiffs gehören nur infoweit zur großen 
Haverei, als der Auszubeffernde Echaden felbit große Haverei iſt. 


5) Wenn das Schiff gegen Feinde oder Eeeräuber vertbeidigt worden ift. 


Die bei der Bertheidigung dem Ediff oder der Ladung zugefügten Beichä- 
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digungen, die dabei verbrauchte Munition und, im Ball eine Perſon der Schiffe⸗ 
befagung verwundet oder getödtet worden if, die Heilungs- und Begräbnißkoften 
fowie die zu zahlenden Belohnungen (Art. 523, 524, 549, 551) bilden die große 
Haverei. 

6) Wenn im Fall der Anhaltung des Schiffs durch Feinde oder Seeräuber Schiff 
und Ladung losgekauft worden ſind. 

Was zum Loskauf gegeben iſt, bildet nebſt den durch den Unterhalt und die 
Auslöfung der Geißeln entitandenen Koften die große Haverei, 

7) Wenn die Befhaffung der zur Dedung der großen Haverei während der Reife 
erforderlihen Gelder, Berlufte und Koften verurfaht bat, oder wenn durch die 
Auseinanderfepung unter den Betheiligten Kojten entftanden find, 

Diefe Verlufte und Koften gehören gleichfalls zur großen Haverei, 

Dahin werden insbefondere gezählt der Berluft an den während der Reife 
verfauften Gütern, Die Bodmereiprämie, wenn die erforderlichen Gelder durch 
Bodmerei aufgenommen worden find, und wenn dies nicht der Fall iſt, die Prär 
mie für VBerfiherung der aufgewendeten Gelder, die Koften für die Ermittelung 
der Ehäden und für die Aufmachung der Rechnung über. die große Haverei 
(Dispade.) 

Art, 709. Nicht als große Haverei, fondern als befendere Haverei werden an« 
gefeben: 

1) die Berlufte und Koften, welche, wenn auch während der Reife, aus der in Folge 
einer befonderen Haverei nöthig gewordenen Beihaffung von Geldern entitehen; 

2) die Reklamekoſten, aud wenn Echiff und Ladung zufammen und beide mit Er- 
folg reflamirt werden ; 

3) die durch Prangen verurfahte Befhädigung des Schiffs, feines Zubehörs und 
der Ladung, felbit wenn, um der Strandung oder Rehmung zu entgehen, ge 

prangt worden iſt 

Art. 710. In den Fällen der großen Haverel bleiben bei der Schadensberech⸗ 
nung die Befhädigungen und Berlufte außer Anſaß, welche die nachitehenden Gegen- 
ftände betreffen: 

4) die nicht unter Ded geladenen Güter; diefe Borfhrift findet jedod bei der Küe 
ſtenſchifffahrt infofern feine Anwendung, als in Anfehung derjelben Dedladungen 
dur die Luandesgefepe für zuläfig erflärt find (Art. 567); 

2) diejenigen Güter, worüber weder ein Ronnofjement ausgeftellt ift, no das Ma« 
nifeſt oder Ladebuch Auskunft giebt; 

3) die Koftbarkeiten, Gelder und Wertbpapffre, welche dem Schiffer nicht gehörig be- 


zeichnet find (Art, 609). 39* 
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PR 7114. Der an dem Schiff und dem Zubehör deſſelben entſtaudene, zur gro— 
hen Haverei gehörige Schaden iſt, wenn die. Repatatur während der Reife erfolgt, am 
Dit der Ausbefferung und vot derfelben, fonft an dem- Ort, wo die Reife endet, durch 
Eadverftändige zu ermitteln und zu ſchätzen. Die Tare muß die Veranſchlagung der 
erforderlichen Reparaturkoſten enthalten. Sie ift, wenn während der Reife ausgebeffert 
wird, für die Schadensberechnung infoweit maafgebend, als nicht die Ausführungsfoiten 
unter den Auſchlagsſummen bleiben War die Aufnahme einer Taxe nicht ausführbar, 
fo entfcheidet der Betrag der auf die erforderlihen Reparaturen wirflih verwendeten 
Koſten. 

Inſoweit die Ausbeſſerung während der Reiſe nicht geſchieht, iſt die Abſchätzung für 
die Schadensberechnung ausſchließlich maaßgebend. 

Art. 712. Der nach Maaßgabe des vorſtehenden Artikels ermittelte volle Betrag 
der Reparaturkoſten beſtimmt die zu leiſtende Vergütung, wenn das Schiff zur Zeit der 
Beihädigung noch nicht ein volles Jahr zu Waſſer war. ; 

Daffelbe gilt von der Vergütung für einzelne Theile des Schiffs, namentlich für die ' 
Metallhaut, fowie für einzelne Theile des Zubehörs, wenn folde Theile noch nicht ein 
volles Jahr in Gebrauch waren, 

In den übrigen Fällen wird von dem vollen Betrage wegen des Unterfchiedes pwi⸗ 
ſchen alt und neu ein Drittel, bei den Ankerketten ein Sechstel, bei den Ankern jedoch 
nichts abgezogen. 

Bon dem vollen Betrage kommen ferner in Abzug der volle Erlös oder Werth; der 
etwa noch vorhandenen alten Stüde, welche durch neue erfegt find oder zu erfegen find. 

- Bindet ein folher Abzug und zugleih der Abzug wegen des Unterfchieds zwifchen 
alt und neu ftatt, fo if zuerft Diefer leptere und fodann erjt von dem verbleibenden Be- 
trage der andere Abzug zu machen. 


Art, 713. Die Vergütung für aufgeopferte Güter wird durd den Marktpreis bes 
ſtimmt, welchen Güter derfelben Art und Befhaffenheit am Beltimmungsort bei Begiun 
der Loſchung des Schiffs haben. 

In Ermangelung eine® Marftpreifes, oder infufern über denfelben oder tiber deifen 
Anwendung, insbefondere mit Rückſicht auf die Qualität der Güter Zweifel beſtehen, wird 
der Preis durd Sachverſtändige ermittelt. . 

Bon dem Preife kommt in Abzug, was an Bradt, Zöflen und Unkoſten in Folge 


des DVerluftes der Güfer eripart wird. 


Zu den aufgeopferten Gütern gehören auch Diejenigen, welche zur Deckung der gro⸗ 
Sen Haverei verfauft worden find (Art.g708 Ziffer 7). 


Art, 714, Die Vergütung für Güter, welche eine zur großen Haverei gehörige 
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Befhädigung erlitten haben, wird beftimmt dur den Unterſchied zwifchen dem durch 
Sadverftändige zu ermittelnden Berfaufswerth, welchen die Güter im befhädigten Zu- 
ftande am Beſtimmungsort bei Beginn der Löfhung des Schiffs haben, und dem im 
vorſtehenden Artikel bezeichneten Preife nah Abzug der Zölle und Unfojten, foweit fie in 
Bolge der Beſchädigung erfpart find, 

Art. 715. Die vor, bei oder uach dem Havereifall entftandenen, zur großen, Ha— 
verei nicht gehörenden Werthöverringerungen und Berlufte find bei Berehnung der Ver— 
gütung (Art, 713, 714) in Abzug zu bringen. 

Art. 716. Endet die Reife für Schiff und Ladung nit im Beitimmungshafen, 
fondern an einem anderen Ort, fo tritt diefer Ieptere, endet fie durch Verluſt des Schiffs, 
fo tritt der Ort, wohin die Ladung in. Sicherheit gebracht if, für die Ermiitelung der 
Bergütung an die Stelle des Beftimmungsorts, 

Art. 71T. Die Vergütung für entgangene Fracht wird beftimmt durch den Fracht— 
betrag, welcher für die aufgeopferten Güter zu entrichten gewefen fein würde, wenn die— 
-felben mit dem Schiff an dem Ort ihrer Beftinmung, oder wenn diefer von dem Schiff 
nicht erreicht wird, an dem Drt angelangt wären, wo die Reife endet, 

Art. 718. Der gefammte Schaden, welcher die große Haverei bildet, wird über 
das Schiff, die Ladung und die Fracht nah Verhältnig des Werths und des Betrags 
derfelben vertheilt. 

Art. 719, Das Schiff nebit Zubehör trägt bet: 

I) mit dem Werthe, welden es in dem Zuſtand am Ende der Reife bei Beginn 
der Löfhung bat; 

2) mit dem als große Haverei in Rechnung kommenden Schaden an Schiff und Zu« 
behör. - 

Bon dem unter Ziffer 1 bezeichneten Werth iſt der noch vorhandene Werth derje— 
nigen Reparaturen und Anfhaffungen abzuziefen, welche erjt nah dem Havereifall er= 
folgt find, . 

} Art, 720. Die Ladung trägt bei: 

1) mit den am Ende der Reife bei Beginn der Löfhung noch vorhandenen Gütern, 
oder wenn die Reife durch den Berluft des Schiffs endet (Art.716), mit den in 
Sicherheit gebrachten Gütern, foweit in beiden Fällen diefe Güter ſich zur Zeit 
des Havereifalld am Bord des Schiffs oder eines Leichterfahrzeugs (Art. 10 
Ziffer 2) befunden haben; = 

2) mit den aufgeopferten Gütern (Art, 713). 
Art. 721. Bei Ermittelung des Beitrggs fommt in Anfag-: 
4) für, die Güter, welche unverfehrt find, der Marktpreis oder der durch Sachvers 
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verfländige zu ermittelnde Preis (Art, 713), welchen diefelben am Ende der 
Neife bei Beginn und am Orte der Löfhung des Ehiffs, oder wenn die Reife 
durch Berluft des Schiffs endet (Art. 716), zur Zeit-und am Dite der Bergung’ 
haben, nah Abzug der Fracht, Zölle und fonftigen Unkoſten; 

2) für die Güter, welche während der Reife verdorben find oder eine zur großen 

. Haverei nicht gehörige Befhädigung erlitten haben, der durch Sachverſtaͤndige zu 

ermittelnde Verkaufswerth (Art. 714), welchen die Güter im befchädigten Zuftand 
zu der unter Ziffer 1 erwähnten Zeit und an dem dort bezeichneten Ort haben, 
nad Abzug der Fracht, Zölle und fonftigen Untoften; 

3) für die Güter, welche aufgeopfert worden find, der Betrag, welcher nad Art.713 
für Diefelben ald große Haverei in Rechnung kommt; 

4) für die Güter, welche eine zur großen Haverei gehörige Befhädigung erlitten has 
ben, der nad; der Beftimmung unter Ziffer 2 zu ermittelnde Werth, welchen die 
Güter im befhädigten Zuftand haben, und der Werthsunterfchied, welder nad 
Art. 714 für die Befhädigung ald große Haverei in Rechnung kommt, 

Art. 722. Sind Güter geworfen, fo haben diefelben zu der gleichzeitigen oder 
einer fpäteren großen Haverei im Hall ihrer Bergung nur dann beizutragen, wenn der 
Gigenthümer eine Vergütung verlangt, 

Art. 723. Die Hrachtgelder tragen bei mit zwei Drittel: 

1) des Bruttobetrags, welcher verdient iſt; 

2) des Betragd, welder nad Art, 71T ald große Haverei in Rechnung kommt. 

Den Landeögefepen bleibt vorbehalten, die auf zwei Drittel beftimmte Quote bis 
auf die Hälfte zu ermäßigen, 

Ueberfahrtgelder tragen bei mit dem Betrage, welcher im alle des Berluftes des 


Schiffs eingebüßt wäre (Art, 671), nad Abzug der Unkoften, melde alsdann erfpart 
fein würden. 


- Art. 724. Haftet auf einem beitragöpflihtigen Gegenftand eine, in «einem fpätes 
ren Notbfalle fi gründende Forderung, fo trägt der Gegenftand nur mit feinem Werthe 
nah Abzug dieſer Forderung bei. 

Art 725 Zur großen Haverei tragen nicht bei: 
1) die Kriegs- und Mundvorräthe des Schiffs; 

2) die Heuer und Effekten der Schiffäbefapung; 

8) die Meifeeffetten der Reifenden. 

Eind Borräthe oder Effekten diefer Art aufgeopfert oder haben fie eine zur großen 
Haverei gehörige Befhädigung erlitten, » fo-wird für diefelben nach Maafgabe der Art. 
T13— 717 Bergütung gewährt; für Effelten, melde in Koftbarkeiten, Geldern und 
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Werthpapieren beftchen, wird jedoch nur dann Vergütung gewährt, wenn diefelben dem 
Schiffer gehörig bezeichnet find (Art. 608). Borräthe und Effekten, für welche eine Ber« 
gütung gewährt wird, tragen mit dem Werth oder dem Werthsunterfchied bei, welcher 
als große Haverei in Rechnung fommt, 
Die im Art. 710 erwähnten Gegenftände find beitragspflichtig, foweit fie gerettet find, 
Die Bodmereigelder find nicht beitragspflichtig. 


Art. 726. Wenn nad dem Havereifall und bis zum Beginn der Löfhung am 
Ende der Reife ein beitragspflichtiger Gegenſtand ganz verloren geht (Art. 706) oder 
zum Theil verloren geht oder im Werthe verringert wird, wohin insbeſondere der Fall 
genfänden zu —— Beiträge ein. 

Iſt erſt nach Beginn der Löſchung der Verluſt oder die Werthsverringerung erfolgt, 
fo geht der Beitrag, welder auf den Gegenftand fällt, fo weit diefer zur Berichtigung 
deffelben unzureichend geworden üft, den Bergütungsberechtigten verloren, 


Art, 727. Die BVergütungäberechtigten haben wegen der von dem Schiff und der 
Fracht zu entrichtenden Beiträge die Rechte von Schiffsgläubigern (Tit. 10). Auch in 
Anſehung der beitragspflichtigen Güter fteht ihnen an den einzelnen Gütern wegen des 
von diefen zu entrichtenden Beitrags ein Pfandreht zu. Das Pfandrecht kann jedoch 
nad der Auslieferung der Güter nicht zum Nachtheil des dritten Erwerbers, welcher 
den Beſitz im guten. Glauben erlangt hat, geltend gemacht werden. 


Art. 728. Eine perfönlihe Verpflichtung zur Entrictung des Beitrags wird 
durch den Havereifall an fih nicht begründet. 

Der Empfänger beitragspflichtiger Güter wird jedod, wenn ihm bei der Annahme 
der Güter bekannt üft, daß davon ein Beitrag zu entrichten fet, für den lepteren bis 
zum Wertbe, welchen die Güter zur Zeit ihrer Auslieferuug hatten, infoweit perfönlih 
verpflichtet, als der Beitrag, falls die Auslieferung nicht erfolgt wäre, aus den Gütern 
hätte 'geleiftet werden können, 


Art. 729. Die Feſiſtellung und Bertheilung der Schäden erfolgt an dem Be- 
fimmungsort und, wenn Diefer nicht erreicht wird, in dem Hafen, wo die Reife endet, 


Art. 730. Der Ediffer ift verpflichtet, die Aufmahung der Dispache ohne Bere 
zug zu veranlaffen. Handelt er diefer Verpflichtung zuwider, fo macht er ſich jedem 
Berheiligten verantwortlich. 

Wird die Aufmachung der Diepache nicht rechtzeitig veranlaßt, fo kann jeder Be— 
theiligte Die Aufmachung in Antrag bringen und betreiben, 
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Art. 731. Im Gebiete diefes Geſetzbuchs wird die Dispache durch Die ein für 
allemal beftellten oder in deren Ermangelung dur die vom Gericht befonders ernann- 
ten Perfonen (Dispacheure) aufgemacht, 

Jeder Betheiligte ift verpflichtet, Die zur ufmadung der Dispache erforderlichen 
Urkunden, foweit er fie zu feiner Verfügung hat, namentlich Ehartepartieen, Konnofjemente 
und Facturen, dem Dispaheur mitzutheilen. 

Den Landesgefepen bleibt vorbehalten, über das Verfahren bei Aufmahung der 
Dispache und die Ausführung derfelben nähere Beftimmungen zu erlaffen. 


Art, 732, Bür die von dem Schiff zu leiftenden Beiträge ift den Ladungsbe— 
tbeiligten Sicherheit zu ‚beftellen, bevor das Schiff den Hafen verlaffen darf, in welchem 
nach Art. 729 die Beititellung und Vertheilung der Schäden erfolgen muß, 


Art, 733. Der Ehiffer darf Güter, auf weldhen Havereibeiträge haften, vor 
Berichtigung oder Sicherſtellung der Iepteren (Art. 616) nicht ausliefern, widrigenfalls 
er, unbefchadet der Haftung der Güter, für die Beiträge perfönlih verantwortlich wird. 

Hat der Rheder die Handlungsweife des Schiffer angeordnet, fo kommen die 
Norfhriften des zweiten und dritten Abfages des Art. 479 zur Anwendung. 

Das an den beitragspflichtigen Gütern den Vergütungsberechtigten zuftehende Pfand« 
recht wird für dieſe durch den Verfrachter ausgeübt, 


Art. 734. Hat der Shiffer zur Fortſetzung der Neife, jedoh zum Zweck einer 
nicht zur großen Haverei gehörenden Aufwerdung, die Ladung verbodmet oder über einen 
Theil derfelben durch Verkauf oder durd Verwendung verfügt, fo ift der Verluft, welchen 
ein Ladungsbetheiligter dadurch erleidet, daß er wegen feiner Erſatzanſprüche aus Schiff 
und Fracht gar nicht oder nicht volftändig befriedigt werden fann (Art. 509,510, 613), 
von ſämmtlichen Ladungsbetheiligten nad den Grundfüpen der großen Haverei zu tragen. 

Bei der Ermittelung des Verluſtes ift in dem Verhältniß zu den Radungsbetheilig« 
ten in allen Fällen, namentlih auch im Falle des zweiten Abfapes des Art. 613 die im 
Art. 713 bezeichnete Vergütung maaßgebend. Mit dem Wertbe, durch welchen diefe Ver— 
gütung beftinnmt wird, tragen die verfauften Güter auch zu einer etwa eintretenden gro: 
fen Haverei bei (Art 720). 


Art, 735. Ueber die außerdem nad) den Grundfägen der großen Haverei zu ver- 
theilenden Schäden und Koften beftinumt der Art. 637. 

Die in den Fällen des Art. 637 und des Art, 734 zu entrichtenden Beiträge und 
eintretenden Vergütungen ftehen in allen rechtlichen Beziehungen den Beiträgen und Ver— 
gütungen in Bällen der großen Haverel gleich, 
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Zweiter Abfchnitt. 
Schaden durch Zufaınmenftoß von Schiffen. 


Art. 736. Wenn zwei Schiffe zufammenftoßen und entweder auf einer oder auf 
beiden Eeiten durch den Stoß Schiff oder Ladung allein, oder Schiff und Ladung be- 
fhädigt werden oder ganz verloren gehen, fo ift, falls eine Perfon der Befapung des eis 
nen Echiffd durch ihr Verfhulden den Zufammenftoß herbeigeführt hat, der Rheder die- 
fes Schiffs nah Maafgabe der Art. 451 und 452 verpflichtet, den dur den Zuſam— 
menftoß dem andern Echiff und deffen Ladung zugefügten Schaden zu erfepen. 

Die Eigenthümer der Ladung beider Schiffe find zum Erfag des Schadens beizu- 
tragen nicht verpflichtet, 

Die perfönlihe Berpflihtung der zur Echiffsbefagung gehörigen Perfonen, für die 
Bolgen ihres Verſchuldens aufzufommen, wird durch diefen Artikel nicht berüprt, 

Art. 737, Bällt keiner Perfon der Befapung der einen oder des anderen Edhiffs 
ein Verfhulden zur Laft oder ift der Zufammenftoß durch beiderfeitiges Verſchulden her- 
beigeführt, ſo findet ein Anſpruch auf Erfaß des dem einen oder anderen oder beiden 
E hiffen zugefügten Schadens nicht ftatt, 

Art. 738, Die beiden vorftehenden Artikel kommen zur Anwendung ohne Unter- 
fchied, ob beide Schiffe oder das eine oder das andere fih in der Fahrt oder im Trei— 
ben befinden, oder vor Anker oder am Lande befeitigt Tiegen, 

Art. 739, Iſt ein dur den Zufammenftoß befchädigtes Ssif — bevor 
es einen Hafen erreichen konnte, ſo wird vermuthet, daß der Untergang des Schiffs eine 
Folge des Zuſammenſtoßes war. 

Art 740. Wenn ſich das Schiff unter der Führung eines Zwangslootſen befun— 
den hat und die zur Schiffsbeſatzung gehörigen Perſonen die ihnen obliegenden Pflichten 
erfüllt haben, fo iſt der Rheder des Schiffs von der Verantwortung für den Schaden 
frei, welcyer durch den von dem Lootſen verfhuldeten Zufammenftoß entftanden ift, 

Art. 741. Die Vorfchriften dieſes Abſchnittes kommen auch dann zur Anwendung, 
wenn mehr als zwei Schiffe zufammenftoßen. 

Iſt in einem ſolchen Falle der Zufammenftoß durch eine Verſon der Befapung des 
einen Schiffs verfhuldet, fo haftet der Rheder des lepteren au für den Schaden, wel 
her daraus entitebt, daß durch den Bufammenftoß dieſes Schiffs mit einem anderen der 
Zufammenftoß dieſes anderen Schiffs mit einem dritten verurſacht if. 


Neunter Titel. 
Bon der Bergung und Hülfsleiftung in Seenotb. 


Art. 742. Wird in einer Seenoth ein Schiff oder deſſen Ladung ganz oder fheil« 
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weiße, nachdem fie der Derfügung der Ehiffsbefagung entzogen oder ven derfelben ver« 
laffen waren, von dritten Perfonen an fi genommen und in Sicherheit gebracht, fo ha— 
ben diefe Perfonen Anfpruch auf Bergelobn. 

Wird außer dem vorftehenden Fall ein Echiff oder deffen Ladung durch Hülfe drit« 
ter Perfonen aus einer Seenoth gerettet, fo haben diefelben nur Anſpruch auf Hülfslohn. 

Der Schiffsbeſatzung des verunglüdten oder gefährdeten Schiffs ftcht ein Anfpruch 
auf Berge: oder Hülfslohn nicht zu. 

Art. 743. Wenn noch während der Gefahr ein Vertrag über die Höhe des Ber 
ger oder Hülfslohns gefchloffen if, fo kann derfelbe wegen erheblichen Uebermaaßes der 
zugefiherten Vergütung angefochten und die Herabſetzung der Iehteren auf das den Um— 
ftänden entfprechende Maaß verlangt werden, 

Art, 744. In Ermangelung einer Vereinbarung wird die Höhe des Berges oder 
Hülfslohns von dem Richter unter Berückſichtigung aller Umftände des Falls nach billi- 
gem Ermeffen in Geld feitgefept. 

Art. 745. Der Berge» oder Hülfslohn umfaßt zugleich die Vergütung für die 
Aufwendungen, welche zum Zwed des Bergens und Nettens gefchehen find, 

Nicht darin enthalten find die Koften und Gebühren der Behörden, die von den 
geborgenen oder geretteten Gegenftänden zu entrichtenden Zölle und fonjtigen Abgaben 
und die Kojten zum Zweck der Aufbewahrung, Erhaltung, Abſchätzung und Veräußerung 


derjelben. ” 

Art, 746. Bei der Beftimmung des Betrags des Berge: oder Hülfslohns kom— 
men inöbefondere in Anfchlag: der bewiefene Eifer, die verwendete Zeit, die geleifteten 
Dienfte, die gefchehenen Aufwendungen, die Zabl der thätig gewefenen PBerfonen, die Ge— 
fahr, welcher diefelben ihre Perfon und ihre Bahrzeuge unterzogen haben, fowie die Ges 
fahr, welche den geborgenen oder geretteten Gegenitänden gedroht hat, und der nad) Abs 
zug der Koften (Art. 745 Abf. 2) verbliebene Werth derfelben, 

Art. 747. Der Berges oder Hülfslohn darf ohne den übereinftimmenden Antrag 
der Parteien nicht auf eine Quote des Werthes der geborgenen oder geretteten Gegen— 
ftände feitgefegt werden, 

Art, 748. Der Betrag des Bergelohns foll den dritten Theil des Werthes der 
geborgenen Gegenftände (Art 746) nicht überfteigen. 

Nure ausnabmsweife, wenn die Vergung mit ungewöhnlichen Anftrengungen und 
Gefahren verbunden war und jener Werth zugleich ein geringer üt, kann der Betrag 
bis zur Hälfte des Werthes erhöht werden, | 

Art. 749. Der Hülfslohn ift fiets unter dem Betrage feſtzuſeßen, welchen der 
Bergelohn unter fonft gleichen Umftänden erreidt Baben würde, Auf den Werth der 
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geretteten Gegenftände ift bei Beftimmung des Hülfslohns nur eine untergeordnete Rüd- 
fit zu nehmen. 

Art. 750. Haben mehrere Perfonen an der Bergung oder Hülfsleiftung ſich ber 
theiligt, fo wird der Berge: oder Hülfslohn unter diefelben nah Maafgabe der perfönli- 
hen und fachlichen Leiftungeu der Einzelnen und im Zweifel nah der Kopfzahl vertheilt, 

Zur gleihmäßigen Theilnahme find auf diejenigen berechtigt, welche in derfelben 
Gefahr der Nettuug von Menfchen fih unterzogen haben, 

Art. 751, Wird ein Schiff oder deffen Ladung ganz oder theilweife von ‚einem 
anderen Schiff geborgen oder gerettet, fo wird der Berge oder Hülfslohn zwifchen: dem 
Rheder, dem Echiffer und der übrigen Befapung des anderen Schiffs, fofern ‚nicht durch 
Vertrag unter ihnen ein Anderes bejtimmt ift, in der Art vertheilt, daß der Mheder die 
Hälfte, der Echiffer ein Viertel und die übrige Befapung zufammen gleichfalls ein Vier- 
tel erhalten. Die Vertheilung unter die leptere erfolgt nah VBerhältniß der Heuer, wel« 
he dem Einzelnen gebührt oder feinem Range nad gebühren würde, 

Art. 752, Auf Berge: oder Hülfslohn hat feinen Anſpruch: 

1) wer feine Dienfte aufgedrungen, insbefondere ohne Erlaubniß des anmwejenden 
Schiffers das Schiff betreten hat; 

2) wer von den geborgenen Gegenftänden dem Schiffer, dem Eigenthümer oder der 
zuftändigen Behörde nicht fofort Anzeige gemacht hat, 

Art. 753. Wegen der’ Bergungs« und Hülfskoften, wozu au der Berge- und 
Hülfslohn gezählt wird, fteht dem Gläubiger ein Pfandreht an den geborgenen oder ge« 
retteten Gegenftänden, an den geborgenen egenjtänden bis zur Sicherheitleiftung zu« 
gleich das Zurückbehaltungsrecht zu. 

Su Anfehung der Geltendmachung des Pfandrechts finden die Borfriften des zwei— 
ten und dritten Abſaßes des Art. 697 Anwendung. 

Art. 754. Der Schiffer darf die Güter vor Befriedigung oder Sicherftellung des 
Glaͤubigers weder ganz noch theilweiſe ausliefern, widrigenfalls er dem Gläubiger infor 
weit perfönlich verpflichtet wird, ald derfelbe aus den ausgelieferten Gütern zur Zeit der 
Auslieferung hätte befriedigt werden fünnen, 

Hat der Rheder die Handlungsweife des Schiffers angeordnet, fo kommen die Bor- 
fhriften des zweiten und dritten Abfages des Art. 479 zur Anwendung 

Art. 755. Eine perfönlihe Verpflihtung zur Entrihtung der Bergungs- und 
Hülfskoften wird durch die Bergung oder Rettung an fih nicht begründet. 

Der Empfänger von Gütern wird jedoch, wenn ihm bei Annahme derfelben befannt 
if, daß davon Bergungs- oder Hülfskoten zu berichtigen feien, für diefe Koſten infomweit 
perjönlich verpflichtet, als diefelben, falls die Auslieferung nicht erfolgt wäre, aus den 


-@ütern hätten berichtiget werden können, i 
31 
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Sind noch andere Gegenſtände gemeinſchaftlich mit den ausgelleferten Gütern ge— 
borgen oder gerettet, fo geht die perſönliche Haftung des Empfängers über den Betrag 
nicht hinaus, welcher bei Bertheilung der Kojten über fämmtlihe Gegenftände auf die 
ausgelieferten Güter fällt. 

Art, 756, Den Landesgefepen bleibt — die Vorſchriften dieſes Titels zu 
ergänzen. 

Diefelben können beftinmen, daß über die Verpflichtung zur Zahlung eines Berges 
oder Hülfslohnes oder über den Betrag Ddeffelben von einer anderen als einer ridhter« 
lichen Behörde unter Vorbehalt des Rechtswegs (Art. 744) zu enticheiden fei, 

Die Beftimmungen der Landesgefepe über die Wiedernehmung eines von dem Feinde 
genommenen Schiffs werden durch die Vorſchriften diefes Titels nicht berührt. j 


Zehnter Titel. 
Bon den Schiffsgläubigern. 


Art. 757, Die nahbenannten Forderungen gewähren die Rechte eines Ediffs- 

gläubigers: 

1) die Koften des Zwangsverkaufs des Schiffs; zu diefen gehören auch die Koften 
der Vertheilung des Kaufsgeldes, fowie die etwaigen Koften der Bewachung, 
Berwahrung und Erhaltung des Schiffs und feines Zubehörs feit der Einleitung 

"des Zwangsverkaufs oder feit der derfelben vorausgegangenen Beihlagnahme ; 

2) die in der Ziffer 1 nicht begriffenen often der Bewahung und Verwahrung des 
Schiffs und feines Zubehörs feit der Einbringung des Schiffs in den letzten Ha« 
fen, falld das Schiff im Wege der Zwangsvollitredung verkauft it; 

3) die öffentlihen Schiffs- Schifffahrts- und Hafenabgaben, inöbejondere die Ton. 
nene Leuchtfeuer- Quarantäne und Hafengelder; 

4) die aus den Dienft: und Heuerveiträgen berrührenden Borderungen der Echiffs- 
befapung ; 

5) die Lootfengelder fowie die Bergungs- Hülfs» Loskaufs« und Retiamelofen; 

6) die Beiträge. des Schiffs zur großen Haverei; 

7) die Forderungen der Bodmereigläubiger, welden das Schiff verbodmet it, ſowle 
die Forderungen aus fonftigen Kreditgeſchäften, weche der Schiffer als folcher 
während des Aufenthalts des Schiffs außerhalb des Heimathshafens in Noths 
fällen abgefchloffen hat (Art. 497, 510), auch wenn er Miteigenthiümer oder Allein— 
eigenthümer des Schiffs it; den Forderungen aus ſolchen Kreditgeſchäften ſtehen 
die Borderungen wegen Lieferungen oder Leiſtungen gleich, welde ohne Gewähr, 
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ung eines Kredits dem Schiffer als ſolchem während des Aufenthalts des Schiffs 
außerhalb des Heimathshafens in Nothfällen zur Erhaltung des Schiffs oder zur 
Ausführung der Reife gemacht find, foweit dieſe Lieferungen oder Leiftungen zur 
Befriedigung des Bedürfniffes erforderlich waren; 
8) die Horderungen wegen Nichtablieferung oder Befchädigung der Ladungsgüter und 
der im zweiten Abfag des Art, 674 erwähnten Reiſeeffekten; 
die nicht unter eine der vorigen Ziffern fallenden Forderungen aus Rechtsgeſchäf— 
ten, welche der Echiffer als folcher kraft feiner gefeplichen Befugniffe und nicht 
mit Bezug auf eine befondere Vollmacht gefhloffen hat (Art. 452 Ziffer 1), ſo— 
wie die nicht unter eine der vorigeu Ziffern fallenden Forderungen wegen 
Nichterfüllung oder wegen unvollftändiger oder mangelhafter Erfüllung eines 
von dem Rheder abgefchloffenen Vertrags, infofern die Ausführung des lepteren 
zu den Dienftobliegenheiten des Schiffers gehört hat (Art. 452 Ziffer 2); 
10) die Forderungen aus dem Verſchulden einer Perjon der Schiffsbeſatzung (Art, 
451 u. 452 Ziffer 3), auch wenn diefelbe zugleih Miteigenthümer oder Allein« 
eigenthümer des Schiffs ift. 

Art. 758. Den Shiffsgläubigern, welchen das Ehiff nicht fehen durch Berbod- 
mung verpfändet ift, fleht ein gefepliches Pfandreht an dem Schiff und dem Zubehör 
deffelben zu. 

Tas Pfandrecht ift gegen dritte Befiper des Schiffs verfolgbar, 


Art, 759. Das gefeplihe Pfandrecht eines jeden dieſer Schiffsgläubiger erſtreckt 
fih außerdem auf die Bruttofracht derjenigen Reife, aus welcher feine Forderung ent« 
fanden ift. 

Art. 760. Als eine Reife im Sinne diefes Titeld wird diejenige angefehen, zu 
welcher das Schiff von neuem ausgerüftet oder welche entweder auf Grund eines neuen 
Bradtvertrags oder nad vollftändiger Löfhung der Ladung angetreten wird, 

Art. 761. Den im Art, 757 unter Ziffer 4 aufgeführten ES chiffsgläubigern ſteht 
wegen der aus einer fpäteren Reife entitandenen Borderungen zugleich ein gefepliches 
Pfandrecht an der Fracht der früheren Reifen zu, fofern die verfchiedenen Reifen unter 
denfelben Dienſt- und Heuervertrag fallen (Art, 521, 536, 538, 554). 

Art, 762. Auf das dem Bodmereigläubiger in Gemäßheit des Art 680 zujtehende 
Pfandrecht finden „diefelben Vorſchriften Anwendung, welche für das gefeplihe Pfandrecht 
der übrigen Schiffsgläubiger gelten, 

Der Umfang des Pfandrechts des Bodmereigläubigers beſtimmt ſich jedoch nach dem 
Inhalt des Bodmereivertrags (Art, 681.) 
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Art, 763. Das einem Schiffögläubiger zuſtehende Pfandrecht gilt in gleichem 
Maaße für Kapital, Zinen, Bodmereiprämie und Koften, 

Art. 764, Der Schiffsgläubiger, welder fein Pfandrecht verfolgt, kann ſowohl 
den Rheder als auch den Schiffer belangen, den Lepteren au dann, wenn das Schiff 
in dem Heimathshafen Liegt (Art. 495). 

Das gegen den Schiffer ergangene Erfenntniß tft in Anfehung des Pfandrechts ges 
gen den Rheder wirkſam. 

Art, 765. Auf die Rechte eines Schiffsgläubigers hat es feinen Einfluß, daß 
der Rheder für die Forderung bei deren Entftehung oder fpäter zugleich perfönlich ver— 
pflichtet wird, 

Diefe Vorſchrift findet insbefondere auf die Korderungen der Schiffsbeſatzung aus 
den Dienſt- und Heuerverträgen Anwendung (Art. 453), 

Art, 766. Gehört das Schiff einer Rhederei, fo haftet das Schiff und die Fracht 
den ES hiffsgläubigern in gleicher Weife, ald wenn das Schiff nur einem Rheder gehörte. 

Arı. 767. Das Pfandrecht der Echiffsgläubiger am Schiff erliſcht: 

1) durch den-im Inland im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgten Verkauf des 
Schiffs; an Etelle des Tepteren tritt für die Echiffsgläubiger das Kaufgeld. 

Es müffen die Echiffsgläubiger zur Wahrnehmung ihrer Rechte öffentlich aufe 
gefordert werden; im Uebrigen bleiben die Vorfchriften über das den Verkauf 
betreffende Verfahren den Landesgefegen vorbehalten ; 

2) durch den von dem Echiffer im Balle der zwingenden Nothwendigkeit auf Grund 
feiner gefeplihen Befugniſſe bewirkten Verkauf des Schiffs (Art, 499); an Stelle 
des Icpteren tritt für die Schiffsgläubiger das Kaufgeld, fo Tange es bei dem 
Käufer ausfteht oder noch in den Händen des Schiffers ift, 

Art. 768. Den Landesgefepen bleibt vorbehalten, zu beftimmen, daß auch in ande 
ven Beräußerungsfällen die Pfandrechte erlöfchen, wenn die Echiffsgläubiger zur Anmeld- 
ung der Pfandrechte ohne Erfolg öffentlich aufgefordert find, oder wenn die Schiffsgläu— 
biger ihre Pfandrechte innerhalb einer beitimmten Friſt, feitdem das Schiff in dem Hei« 
mathshafen oder in einem inländifchen Hafen fih befunden bat, bei der zuftändigen Be- 
börde nicht angemeldet haben. 

Art. 769, Der Art. 767 findet feine Anwendung, wenn ‚nicht dad ganze Ediff, 
fondern nur eine oder mehrere Schiffsparten veräußert werden. 

Art 770. Im Anfehung des Schiffs haben die Koften des Zwangsverkaufs (Art. 
757 Ziffer 1) und die Bewachungs- und Verwahrungskoſten feit der Einbringung in 
den legten Hafen (Art. 757 Ziffer 2) vor allen anderen Forderungen der Schiffsgläu— 
biger den Vorzug, 
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Die Koften des Zwangsverfaufs geben den Bewahungs- und Berwahrungskoften 
feit der Einbringung in den legten Hafen vor. 


Art. 771. Bon den übrigen Forderungen geben die, die legte Reife (Art. 760) 
betreffenden Forderungen, zu welchen auch die nach Beendigung der letzten Reiſe ente 
fandenen Borderungen gerechnet werden, den Forderungen vor, welche die früheren Rei« 
fen betreffen, 

- Bon den Forderungen, welche nicht die Tepte Reife betreffen, gehen die eine fpätere 
Meife betreffenden denjenigen vor, welche eine frühere Reife betreffen. 

Den im Art, 757 unter Ziffer 4 aufgeführten Schiffsgläubigern gebührt jedoch we 
gen der eine frühere Neife betreffenden Forderungen daffelbe Vorzugsrecht, welches ihnen 
wegen der eine fpätere Neife betreffenden Korderungen zuſteht, fofern die verſchiedenen 
‚Reifen unter denſelben Dienſt- oder Heuervertrag fallen. 

Wenn die Bodmereireife mehrere Reifen im Sinne des Art, 760 umfaßt, jo iteht 
der Bodmereigläubiger denjenigen Schiffsgläubigern nad, deren Forderungen die nad 
Vollendung der erſten diefer Reifen angetretenen fpäteren Reifen betreffen, 


Art. 772. Die Forderungen, welche diefelde Neife betreffen, fowie” diejenigen, 
welche als diefelbe Reife betreffend anzufehen find (Art, 771), werden in nachitehender 
Ordnung berichtigt: 

1) die öffentlichen Schiffer Schifffahrts- und Hafenabgaben (Art, 757 Ziffer 3); 

2) die aus den Dienſt- und. Heuerverträgen berrührenden Forderungen der Schiffs— 
befagung (Urt. 757 Ziffer 4); ß 

3) die Rootjengelder fowie die Bergungs- Hülfs- Loskaufs- und Reklamekoſten (Art. 
757 Biffer 5), die Beiträge des Schiffs zur großen Haverei (Art. 757 Ziff. 6), 
die Forderungen aus den von dem Schiffer in Nothfällen abgejchloffenen Bod— 
mereis und fonftigen Kreditgefhäften fowie die diefen Forderungen gleichzuachten« 
den Forderungen (Art. 757 Ziffer 7); 

4) die Forderungen wegen Nichtablieferung oder Befhädigung von Gütern und Reis 
feeffeften (Art. 757 Ziffer 8); 

5) die im Art. 757 unter Ziffer 9 und 10 aufgeführten Forderungen. 

Art. 773. Bon den unter Ziffer 1, 2, 4 und 5 des Art. 772 aufgeführten For— 
derungen find die unter derfelben Ziffer dieſes Artikels aufgeführten gleichberechtigt. 

Bon den unter Ziffer 3 des Art, 772 aufgeführten Forderungen gebt dagegen die 
Später entftandene der früher entjtandenen vor; die gleichzeitig entſtandenen find gleich— 
berechtigt. 

Hat der Schiffer aus Anlaß deſſelben Nothfalls rerſchiedene Geſchäfte äbgeſchloſſen 


ww 


BEE TE rn TEE 


——— — — — — — 3 En 
—— — — — — — 


224 


(Art. 757 Ziffer 7), fo gelten die daraus herrüßrenden Forderungen als gleichzeitig ent 
ftanden. 

Forderungen aus Kreditgefchäften namentlih aus VBodmereiverträgen, welche der 
Schiffer zur Berichtigung früherer, unter die Ziffer 3 des Art 772 fallender Forder— 
ungen eingegangen iſt, fowie Borderungen aus Verträgen, welche derfelbe behufs Berlän« 
gerung der Zahlungszeit, Anerkennung oder Erneuerung folder früherer Forderungen 
abgeichloffen bat, haben auch dann, wenn das Kreditgefhäft oder der Vertrag zur Yort« 
fegung der Reife nothwendig war, nur dasjenige Vorzugsrecht, welches der früheren For— 
derung zujtand. 

Art. 774. Das Pfandrecht der Echiffsgläubiger an der Fracht (Art. 759) if 
nur fo lange wirffam, als die Fracht noch ausfteht oder die Brachtgelder in den Händen 
des Schiffers find. 

Auch auf dieſes Pfandrecht finden die in den vorfiehenden Artikeln über die Rang« 
ordnung enthaltenen Beftimmungen Anwendung. 

Im Falle der Eefiion der Fracht kann das Pfandrecht derSchiffsgläubiger, fo lange 


die Fracht noch ausſteht oder die Brachtgelder in den Händen des Schiffers find, and 


dem Gefiionar gegenüber geltend gemacht werden. 

Infoweit der Rheder die Fracht eingezogen bat, haftet er den Echiffögläubigern, 
welchen das Pfandrecht dadurch ganz oder zum Theil entgeht, perfönlich und zwar einem 
jeden in Höhe desjenigen Betrages, welcher für denfelben bei Vertheilung des eingezoge— 
nen Betrags nad) der gejeplihen Rangordnung ſich ergiebt, 

Diefelbe perfönlihe Haftung des Nheders tritt ein in Anfehung der am Abladungs- 
ort zur Abladungszeit üblichen Kracht für die Güter, welche für feine Rechnung abgelas 
den find, 

Art. 775. Hat der Rheder die Fracht zur Befriedigung eines oder mehrerer Gläu- 
biger, welchen ein Pfandrecht an derfelben zuftand, verwendet, fo ift er den Gläubigern, 
welchen der Vorzug gebührt hätte, nur infoweit verantwortlich, als erwiefen wird, daß 
er diefelben wiffentlic verkürzt hat. 


Art. 776. Inſoweit der Rheder in den im Art. 767 unter Ziffer 1 und 2 er- 
wähnten Fällen das Haufgeld eingezogen bat, haftet er in Höhe des eingezogen Betrags 
fümmtlihen Schiffsgläubigern in gleicher Weife perfönlih, wie den Gläubigern einer 
Reiſe im Falle der Einziehung der Fracht (Art. 774, 775). 

Art. 777. Wenn der Aheder, nachdem er von der Forderung eines Schiffsgläu« 
bigers, für welche er nur mit Schiff und Fracht haftet, Kenntniß erhalten bat, das Schiff 
zu einer neuen Reiſe (Art. 760) in Eee ſendet, ohne daß das Intereſſe des Schiffs- 
gläubigerd es geboten hat, fo wird er für die Forderung in Höhe desjenigen Betrags 
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zugleich perfönlich verpflichtet, welcher für den Gläubiger ſich ergeben haben würde, falls 
der Werth, welchen das Schiff bei Antritt der Reife hatte, unter die Schiffsgläubiger 
nach der gefeplichen Rangordnung vertheilt worden wäre. 

Es wird bis zum Beweiſe des Gegentheild angenommen, daß der Gläubiger bei 
diefer Vertheilung feine vollftändige Befriedigung erlangt haben würde. 

Die perfönliche Berpflihtung des Rheders, welche aus der Einziehung der dem Gläu- 
biger haftenden Fracht entſteht (Art. 774), wird durch diefen Artikel nicht berührt. 

Art. 778. Die Vergütung für Aufopferung oder Beihädigung in Fällen der 
großen Haverei tritt für die Schiffsgläubiger an Stelle desjenigen, wofür die Vergütung 
beftimmt ift. 

Daffelbe gilt von der Entfhädigung, welche im Falle des Verluſtes oder der Be— 
ſchädigung des Schiffs oder wegen entzogener Fracht im Falle des Verluſtes oder der 
Beihädigung von Gütern dem Rheder von demjenigen gezablt werden muß, welcher den 
Schaden durch eine rechtöwidrige Handlung verurfaght. 

It die Vergütung oder Entfhädigung von dem Rheder eingezogen, fo baftet er in 
Höhe des eingezogenen Betrags den Sciffsgläubigern in gleicher Art perfönlich, wie den 
Gläubigern einer Neife im Falle der Einziehung der Fracht (Art 774, 775). 

Art. 779. Im Falle der Konkurrenz der Schiffsgläubiger, welche ihr Pfandrecht 
verfolgen, mit anderen Pfandgläubigern oder fonftigen Gläubigern, haben die Schiffs- 
gläubiger den Vorzug. 

Art, 780, Die Beltimmung der Art. 767 und 769 über das Erlöfchen der 
Pfandrechte der Schiffsgläubiger finden aud Anwendung auf die fonftigen Pfandrechte, 
welche nad) den Landesgefegen an dem Schiff oder einer Schiffspart durch Willender- 
lärung oder Gefep erworben und gegen den dritten Beſitzer verfolgbar find. 

Die Vorfhrift des Art. 767 Ziffer 1 tritt auch rüdfichtlih der auf einer Schiffs- 
part haftenden Pfandrechte im Falle des Zwangsverkaufs diefer Schiffäpart ein 

Im Uebrigen werden die Nechte der im erften Abfap erwähnten Pfandgläubiger 
nicht nad den Beftimmungen diefes Titels, fondern nach den Landesgefegen beurtheilt. 


Art. 751. Bon den auf den Gütern wegen der Fracht, der Bodmereigelder, der 
Beiträge zur großen Haverei und der Bergungs- und Hülfskoften (Art. 624, 626, 680, 
727, 753) haftenden Pfandrechten fteht das wegen der Fracht allen übrigen nah; unter 
diefen übrigen bat das fpäter entftandene vor dem früber entflandenen den Vorzug; Die 
gleichzeitig entfiandenen find gleichberechtigt. Die Forderungen aus den von dem Schif— 
-fer aus Anlaß deffelben Nothfalls abgefchloffenen Gefhäften gelten als gleichzeitig 
entitanden. 


In den Fällen der großen Haverei und des Verluftes oder der Beichädigung durch 
32 
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rehtöwidrige Handlungen fommen die Vorfhriften des Art. 778 und in dem Falle des 
von dem Echiffer zur Abwendung oder Verringerung eines DVerluftes nah Maafgabe 
des dritten Abſatzes des Art 504 bewirkten Verkaufs die Vorſchriften des Art. 767 Zif— 
fer 2 und wenn derjenige, für deſſen Rechnung der Verkauf geſchehen it, das Kaufgeld 
einzieht, der Art. 776 zur Anwendung. 


Elfter Titel. . 
Bon der Verficherung gegen die Gefahren der Seefchifffabrt. 


Erfter Abichnitt. 
Allgemeine Grundfäße. 

Art, 782. Jedes in Geld fhäpbare Intereffe, welches Jemand daran hat, das 
Schiff oder Ladung die Gefahren der Seeſchifffahrt beitehe, kann Gegenitand der See— 
verficherung fein, 

Art, 783. Es können insbefondere verfichert werden: ” 
das Schiff; 
die Fracht; 
die Ueberfahrtögelder; 
die Güter; 
die Bodmereigelder; 
die Havereigelder; 
andere Korderungen, zu deren Dedung Schiff, Fracht, Ueberfahrtägelder oder Güter dienen ; 
der von der Ankunft der Güter am Beftimmungsort erwartete Gewinn (imaginäre Gewinn ); 
die zu verdienende Provilion; 
die von dem Verfiherer übernommene Gefahr (Nüdverfiherung). 

In der einen diefer Verfiherungen ift die andere nicht enthalten. 

Art. 784, Die Heuerforderung des Schiffers und der Schiffsmannſchaft fann 
nicht verfichert werden. 

Art. 785. Der BVerfiherungsnehmer kann entweder fein eigenes Intereffe (Vers 
fiherung für eigene Rechnung) oder das Intereffe eines Dritten (Berfiherung für fremde 
Rechnung) und in dem lepteren Kalle mit oder ohne Bezeichnung der Perfon des Ber- 
Verſicherten unter Verficherung bringen. 

Es kann im Vertrag auch unbeftimmt gelaffen werden, ob die Verficherung für ei— 
gene oder für fremde Nechnung genommen wird (für Rechnung „wen ed angeht"). Er— 
giebt fih bei der Verficherung für Nehnung „wen ed angeht“, daß diejelbe für fremde 
Rechnung genommen ift, fo fommen die Vorfhriften über die Verfiherung für fremde 
Rechnung zur Anwendung. 
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Die Verfiherung gilt als für eigene Rechnung des Verfiherungsnehmers gefchloffen, _ 
wenn der Vertrag nicht ergiebt, daß fie für fremde Rechnung oder für Rechnung „wen 
ed angeht“ gehommen iſt. 

Art. 786. Die Verſicherung für fremde — iſt für den Verſicherer nur 
dann verbindlich, wenn entweder der Verſicherungsnehmer zur Eingehung derſelben von 
dem Verſicherten beauftragt war, oder wenn der Mangel eines ſolchen Auftrags von dem 
Verſicherungsnehmer bei dem Abſchluß des Vertrags dem Verſicherer angezeigt wird. 

Iſt die Anzeige unterlaffen, fo kann der Mangel des Auftrags dadurch nicht erfept 
werden, daß der Berficherte die Verficherung nachträglich genehmigt, 

Iſt die Anzeige erfolgt, fo ift die Verbindlichksit der Verfiherung für den Berfiche- 
ver von der nachträglichen Genehmigung des Berficherten nicht abhängig. 

Der Verfiherer, für welchen nad den Beitimmungen diefes Artikels der Verſicher— 
ungsvertrag unverbindlich ift, hat, felbft wenn er die Unverbindlichkeit des Vertrags gel 
tend macht, gleichwohl auf die volle»Prämie Anſpruch. 

Art. 787.» Iſt die Verfiherung von einem Bevollmächtigten, von einem Geſchäfts— 
führer obne Auftrag oder von einem fonftigen Vertreter des Berficherten in deffen Na- 
men gefchloffen, fo ift im Sinne diefes Gefepbuchs weder der Vertreter Verficherungsneh- 
mer, noch die Verfiherung felbft eine Verſicherung für fremde Nechnung. 

Im Zweifel wird angenommen, daß felbjt die auf das Intereffe eines benannten 
Dritten fich beziehende VBerficherung eine Verſicherung für fremde Rechnung ift. 

Urt. 788. Der Berfiherer ift verpflichtet, eine, von ihm unterzeichnete fohriftliche 
Urkunde (Bolize) über den BVerficherungsvertrag dem Verfiherungsnehmer auf deffen Ber- 
langen auszubhändigen. 

Art. 789. Auf die Gültigkeit des DVerficherungsvertrags bat es feinen Einfluß, 
daß zur Zeit des Abfchluffes deffelben die Möglichkeit des Eintrittd eines zu erfependen 
Schadens fhon ausgefhloffen oder daß der zu erfepende Schaden bereits eingetreten ift 

Waren jedoch beide Theile von dem Sachverhältniß unterrichtet, fo ift der Vertrag 
als DVerfiherungsvertrag ungültig. 

Wußte nur der Verficherer, daß die Möglichkeit des Eintritt3 eines zu erfependen 
Schadens ſchon ausgefhloffen fei, oder wußte nur der Verfiherungsnehmer, daß der zu 
erfegende Schaden fhon eingetreten fei, fo ift der Vertrag für den anderen, von dem 
Sachverhältniß nicht unterrichteten Theil unverbindlih. Im zweiten Falle hat der Ver— 
fiherer, felbjt wenn er die Unverbindlichkeit des Vertrags geltend macht, gleihwohl auf 
die volle Prämie Anfprud. 

Im Falle der Vertrag für den Berficherungsnehmer durch einen Vertreter abgefchlof- 


fen wird, kommt die Vorfchrift des zweiten Abſatzes des Art. 810, im Falle der Ber- 
32 * 
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. fiherung für fremde Rechnung die Borfchrift des Art. 811 und im Balle der Berficher- 
ung mehrerer Gegenjtände oder einer Gefammtheit von Gegenftänden die Vorſchrift des 
Art. 814 zur Anwendung. 

Art. 790. Der volle Werth des verſicherten Gegenſtandes iſt der Verſicherungs⸗ 
werth. 

Die Verſicherungsſumme kann den Verſicherungswerth nicht uͤberſteigen. 

Soweit die Verſicherungsſumme den Verſicherungswerth überſteigt (Ueberverſicherung), 
hat die Verſicherung keine rechtliche Geltung. 

Art, 791. Ueberſteigt im Fall einer gleichzeitigen Abſchließung verſchiedener Ver— 
ſicherungsvertraͤge der Geſammtbetrag der Verſicherungsſummen den Verſtcherungswerth, 
ſo haften alle Verſicherer zuſammen nur in Höhe des Verſicherungswerths und zwar je— 
der einzelne-für fo viele Prozente des Verſicherungswerths, als feine Verſicherungsſumme 
Prozente des Gefammtbetrags der Verficherungsfummen bildet, Hierbei wird im Zweifel 
vermuthet, daß die Verträge gleichzeitig abgefchloffen -find. 

Mehrere Berfiherungsverträge, worüber eine gemeinfhaftliche Polize ertheilt iſt, in- 
gleihen mehrere Verfiherungsverträge, welche an demfelben Zug abgeſchloſſen find, gelten 
als gleichzeitig abgefchloffen. 

Art. 792. Wird ein Gegenftand, welcher bereits zum vollen Werthe verfichert üt, 
nochmals verfidhert, fo hat die fpätere Verficherung infoweit feine rechtliche Geltung, als 
der Gegenftand auf diefelbe Zeit und gegen diefelbe Gefahr bereits verfichert ift (Doppel- 
verfiherung). 

Iſt durch die frühere Verſicherung nicht der volle Werth verfichert, fo gilt die fpä- 
tere Verficherung, infoweit fie auf diefelbe Zeit und gegen diefelbe Gefahr genommen: ift, 
nur für den noch nicht verfiherten Theil des Werths. 

Art. 793. Die fpätere Berficherung hat jedoch ungeachtet der Eingehung der frü« 
beren Berfiherung rechtliche Geltung: 

1) wenn bei dem Abfchluß des fpäteren Vertrags mit dem Verficherer vereinbart wird, 

daß demfelben die Rechte aus der früheren Verfiherung abzutreten feien ; 

2) wenn die fpätere Verfiherung unter der Bedingung gefchloffen wird, daß der Ber: 
fiherer nur infoweit bafte, als der Berficherte fih an den früheren Verficherer 
wegen Zahlungsunfähigkeit deffelben nicht zu erholen vermöge oder die frühere 
Verfiherung nicht zu Recht beftehe; 

3) wenn der frühere Verſicherer mittelft Verzichtanzeige feiner Verpflichtung infoweit 
entlaffen wird, ald zur Vermeidung einer Doppelverfiherung nöthig tft, und der 
fpätere Verfiherer bei Eingehung der fpäteren Berfiherung bievon benachrichtigt 
wird, Dem früheren Berfiherer gebührt in diefem Ball, obſchon er von feiner 
Berpflichtung befreit wird, gleihwohl die volle Prämie, 
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Art. 794. Im Halle der Doppelverfiherung hat nicht die zuerft genommene fon- 
dern die fpäter genommene Berfiherung rechtliche Geltung, wenn die frühere Berficher- 
ung für fremde Rechnung ohne Auftrag genommen ift, die fpätere Dagegen von dem Ver— 
ficherten felbft genommen wird, fofern in einem foldhen Falle der Verficherte entweder bei 
Eingehung der fpäteren BVerfiherung von der früheren noch nicht unterrichtet war oder 
bei Eingehung der fpäteren Verfiherung dem Berlicherer anzeigt, daß er die frühere Ver— 
fiherung zurüdweife. 

Die Rechte des früheren Verficherers in Anfehung der Prämie — ſich in die— 
fen Fällen nach den Vorſchriften der Art. 900 und 901, 


Art. 795. Sind mehrere Verfiherungen gleichzeitig oder nach einander geſchloſ— 
jen worden, fo bat ein fpäterer Verzicht auf die gegen den einen Berficherer begründeten 
Rechte keinen Einfluß auf die Rechte und Verpflichtungen der übrigen Berficherer, 

Art. 796. Wenn die BVerfiherungsjumme den Berfiherungswerth nicht erreicht, 
fo haftet der Verfiherer im Fall eines theilweiſen Schadens für den Betrag defjelben nur 
nach Verhältniß der Verfiherungsfumme zum Berficherungswerth. 

Art. 797. Wird dur Vereinbarung der Parteien der Berfiherungswerth auf 
eine beftinnmte Summe (Zare) feitgeftellt (tarirte Polize), fo ift die Zare unter den Par- 
teien für den Verfiherungswerth maaßgebend. 

Der Berfiherer ift jedoch befugt, eine Herabfegung der Taxe zu fordern, wenn er 
beweijt, daß diefelbe weſentlich überfegt fei; ift imaginärer Gewinn tagirt, fo hat er im 
Falle der Anfechtung der Taxe zu beweifen, daß diefelbe den zur Zeit des Abfchluffes 
des Vertrags nach kaufmänniſcher Berechnung möglicher Weife zu erwartenden Gewinn 
überftiegen habe. 

Eine Polize mit der Beftimmung: „vorläufig tarirt“ wird, fo lange die Zare nicht 
in eine feſte verwandelt ift, einer nicht tarirten Polize (offenen Polize) gleichgeachtet. 

Bei der Verſicherung von Fracht ift die Zare in Bezug auf einen von dem Ver— 
ficherer zu erfependen Schaden nur dann maafgebend, wenn Diefes beſonders bedungen iſt. 

Art, 798. Denn in einem Vertrage mehrere Gegenftände oder eine Gefammtheit 
- von Gegenftänden unter einer Berfiherungsfumme begriffen, aber für einzelne derfelben 
befondere Zaren vereinbart find, fo gelten die Gegenftände, welche befonders tarirt find, 
auch als abgefondert verfichert. 

Art. 799, Als DVerfiherungswerth des Schiffs gilt, wenn die Parteien nicht eine 
andere Grundlage für die Schäpung vereinbart haben, der Werth, welchen das Schiff in 
dem Zeitpunkt hat, in welchem die Gefahr für den Verſicherer zu laufen beginnt. 

Diefe Beftimmung kommt aud dann zur Anwendung, wenn der Berfiherungswerth 
des Schiffs tarirt ift. 
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Art. 800. Die Ausrüftungskoften, die Heuer und die Verficherungstoften können 
zugleich mit dem Schiff oder befonders verfichert werden, infoweit fie nicht bereits durch 
die Verfiherung der Bruttofracht verfichert find. Diefelben gelten nur dann ald mitdem 
Schiff verfichert, wenn es vereinbart if. | 

Art. 801. Die Fracht kann bis zu ihrem Bruttobetrage verfichert werden, info« 
weit fie nicht bereitd durch die Verfiherung ‚der Ausrüftungskoften, der Heuer und der 
Berfiherungskoften. verfichert iſt. 

Als Derfiherungswerth der Fracht gilt der Betrag der in den Frachtverträgen be— 
dungenen Bracht, und wenn eine bejtimmte Fracht nicht bedungen ift oder infoweit Güter 
für Rechnung des Rheders verſchifft find, der Betrag der üblichen Fracht (Art, 620). 

Art, 802, Fit bei der BVerfiherung der Fracht nicht beitimmt, ob diefelbe ganz 
oder ob nuf ein Theil derfelben verfichert fei, fo gilt die ganze Fracht als verfichert 

Iſt nicht beftimmt, ob die Brurto- oder Renofraqht verſichert ſei, ſo gilt die Brutto— 
fracht als verſichert. 

Wenn die Fracht der Hinreiſe und die Fracht der Zurückreiſe unter einer Berficher- 
ungsfumme verfichert find und nicht beſtimmt ift, welcher Theil der Verficherungsfumme 
auf die Fracht der Hinreife und welcher Theil auf die Fracht der Zurüdreife falle, fo 
wird die Hälfte derfelben auf die Fracht der Hinreife, die Hälfte auf die Fracht — 
rückreiſe gerechnet. 

Art. 803. Als Verſicherungswerth der Güter gilt, wenn die Parteien nicht eine 
andere Grundlage für die Schätzung vereinbart haben, derjenige Werth, welchen die Gü— 
ter am Ort und zur Zeit der Abladung haben, unter Hinzurechnung aller Koſten bis 
an Bord einſchließlich der Verſicherungskoſten. 

“Die Fracht ſowie die Koſten während der Reiſe und am Beſtimmungsort werden 
nur hinzugerechnet, fofern es vereinbart ift, 

Die Beitimmungen diefes Artikels kommen auch dann zur Anwendung, wenn der 
Derfiherungswerth der Güter tarirt iſt. 

Art. 804. Sind die Ausrüſtungskoſten oder die Heuer, fei es jelbitftändig, fei 
es durch Verfiherung der Bruttofracht, verfichert, oder find bei der Berfiherung von Guͤ— 
tern die Fracht oder die Koften während der Neife und am Beftimmungsort verfichert, 
fo leiftet der Verficherer für denjenigen Theil derſelben feinen Erfaß, welcher in Bolge 
eines Unfalls erſpart wird. 

Art. 805. Bei der Verfiherung von Gütern ift der imaginäre Gewinn oder die 
Proviſion, ſelbſt wenn der Verſicherungswerth der Güter taxirt ift, als mitverfichert nur 
anzufehen, fofern e8 im Bertrage bejtimmt ift. 

Iſt im Falle der Mitverfiherung des imaginären Gewinns der Verfiherungäwerth 
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tarirt, aber nicht beitimmt, welcher Theil der Tare auf den imaginären Gewinn fich be- 
ziehe, fo wird angenommen, daß zehn Prozent der Tare auf den imaginären Gewinn 
fallen. Wenn im Halle der Mitverfiherung des imaginären Gewinns der Verſicherungs— 
werth nicht tarirt üft, fo werden als imaginärer Gewinn zehn Prozent des Verfiherungs« 
werths der Güter (Art. 803) als verfichert betrachtet. 

Die Beitimmungen des zweiten Abfages kommen auch im Falle der Mitverfiherung 
der Provifion mit der Maapgabe zu Anwendung, daß an Stelle der zehn Prozent zwei 
Prozent treten, 

Urt. 806. Iſt der imaginäre Gewinn oder die Proviſivn ſelbſtſtändig verſichert, 
der Verſicherungswerth jedoch nicht tarirt, fo wird im Zweifel angenommen, daß die Ver— 
fiherungdfumme zugleich ald Taxe des Verſicherungswerths gelten foll. 

Art. 807. Die Bodmereigelder können einfchlieglich der Bobmereiprämie für den 
Bodmereigläubiger verfichert werden, 

Iſt bei der Verficherung von Bodmereigeldern nicht angegeben, welche Gegenjtände 
verbodmet find, fo wird angenommen, daß Bodmereigelder auf Schiff, Fracht und Lad- 
ung verfichert feien. Wenn in Wirklichkeit nicht alle diefe Gegenftände verbodmet find, 
jo kann nur der Berfiherer auf die vorftehende Beſtimmung ſich berufen. 

Art, 808. Hat der Verficherer feine Verpflichtungen erfüllt, fo tritt er, infoweit 
er einen Schaden vergütet bat, deſſen Erftattung der Verfiherte von einem "Dritten zu 
fordern befugt ift, jedoch unbefchadet der Beitimmungen im zweiten Abfap des Art. 778 
und im zweiten Abfap des Art. 781, in die Rechte des Verficherten gegen den Dritten, 

Der Berficherte ift verpflichtet, dem Berficherer, wenn er e8 verlangt, auf deffen Kos 
ften eine beglaubigte Anerkennungsurkunde über den Eintritt in die Nechte gegen den 
Dritten zu ertheilen 

Der Verſicherte ift verantwortlich für jede Handlung, durch welche er jene Rechte 
beeinträchtigt. 

Art. 809, it eine Borderung verfichert, zu deren Dedung eine den Gefahren 
der See ausgefepte Sache dient, fo ift der Verſicherte im Hall eines Schadens verpflich- 
tet, dem Berficherer, nachdem dieſer feine Verpflichtungen erfüllt hat, feine Rechte gegen 
den Schuldner infoweit abzutreten, als der Verſicherer Erfap geleiftet hat. 

Der Berficherte iſt nicht verpflichtet, die ihm gegen den Schuldner zuitehenden Rechte 
geltend zu 'machen, bevor er den Verfiherer in Anſpruch nimmt. 


Zweiter Abfchnitt. 
Anzeigen bei dem Abfchluß des Vertrags. 
Art, 810. Der Berfiherungsnehmer ift ſowohl im Falle der Verficherung für ei- 
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gene Rechnung als im Falle der Verfiherung für fremde Rechnung verpflidter, bei dem 
Abſchluß des Vertrags dem Verſicherer alle ihm befannten Umftände anzuzeigen, welche 
wegen ihrer Erheblichkeit für die Beurtheilung der von dem Verſicherer zu tragenden Ge— 
fabr geeignet find, auf den Entſchluß des Lepteren, fih auf den Bertrag überhaupt oder 
unter denfelben Beftimmungen einzulaffen, Einfluß zu üben. 

Wenn der Vertrag für den Verfiherungsnehmer durch einen Vertreter deffelben ab» 
geichloffen wird, fo find auch die dem Vertreter befannten Umftände anzuzeigen. 


Art. 811. Im Falle der Verfiherung für fremde Rechnung müffen dem Berfiche- 
ver bei dem Abfchluß des Vertrags auch diejenigen Umſtände angezeigt werden, welche 
dem Verficherten felbft oder einem Zwifchenbeauftragten befannt find. 

Die Kenntniß des Berficherten oder eines Zwifchenbeauftragten kommt jedoch nicht in 
Betracht, wenn der Umftand denfelben fo fpät befannt wird, daß fie den Berfiherungs- 
nehmer ohne Anwendung außergewöhnlicher Maafregeln vor Abſchluß des Vertrags nicht 
mehr davon benachrichtigen fönnen. 

Die Kenntniß des Berficherten fommt auch dann nicht in Betracht, wenn die Ver— 
fiherung ohne Auftrag und ohne Wiffen deffelben genommen ift. 


Art. 812. Denn die in den beiden vorftehenden Artikeln bezeichnete Verpflicht⸗ 
ung nicht erfüllt wird, fo iſt der Vertrag für den Verſicherer unverbindlich, 

Diefe Borfchrift findet jedoch feine Anwendung, wenn der nicht angezeigte Umftand 
dem Berficherer befannt war oder als ihm befannt vorausgefegt werden durfte. 


Art. 813. Wird von dem Verſicherungsnehmer bei dem Abſchluß des Vertrags 
in Bezug auf einen erheblichen Umftand (Art. 810) eine unrichtige Anzeige gemacht, fo 
ift der Vertrag für den Verficherer unverbindlich, es fei denn, daß diefem die Unrichtig- 
feit der Anzeige bekannt war. 


Diefe Beftimmung kommt zur Anwendung ohne Unterfchied, ob die Anzeige wiffentlidh 
oder aus Irrthum, ob fie mit oder ohne Verſchulden unrichtig gemacht ift. 


Art 814. Wird bei einer Verfiherung mehrerer Gegenftände oder einer Gefammt- 
beit von Gegenftänden den Vorſchriften der Art, 810—813 in Anfehung eines Umftandes zu— 
widergehandelt, welcher nur einen Theil der verficherten Gegenftände betrifft, fo bleibt der 
Vertrag für den Verficherer in Anfehung des übrigen Theils verbindlich, Der Vertrag ift je- 
doch auch in Anfehung diefes Theils für den Verficherer unverbindlich, wenn erhellt, daß der 
Letztere denfelben allein unter denfelben Beftimmungen nicht verfichert haben würde, 


Urt. 815. Dem Verſicherer gebührt in den Fällen der Art. 810—814, ſelbſt wenn 


er die gänzliche oder theilweiſe Unverbindlichkeit des Vertrags geltend macht, gleichwohl die 
volle. Prämie. 
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Dritter Abſchnitt. 
Verpflichtungen des Verſicherten aus dem Werficherungsdertrag. 


Art, 816. Die Prämie if, fofern nicht ein Anderes vereinbart ift, fofort nad 
dem Abfhluß des Vertrags und wenn eine Polize verlangt wird, gegen Auslieferung der 
Polize zu zahlen, ; 

Zur Zahlung der Prämie ift der Berfiherungsnehmer verpflichtet, 

Wenn bei der: Berfiherung für fremde Rechnung der Berfiherungsnehmer zahlungs« 
unfähig geworden ift und die Prämie von dem Verſicherten noch nicht erhalten hat, fo 
kann der DVerficherer au den Verfiherten auf Zahlung der Prämie in Anfpruch nehmen, 

Art, 817, Wird ftatt der verfiherten Reife, bevor die Gefahr für den Verficherer 
zu Taufen begonnen Bat, eine andere Reife angetreten, fo ift der Verfiherer bei der Ber« 
fiherung von Schiff und Fracht von jeder Haftung frei, bei anderen Berfiherungen trägt 
der Berficherer die Gefahr für die andere Reife nur dann, wenn die Beränderung der 
Reife weder von dem BVerfiherten noch im Auftrage oder mit Genehmigung deffelben bes 
wirft ift. 

Bird die verfiherte Neife verändert, nachdem die Gefahr für den Verfiherer zu 
Taufen begonnen hat, fo haftet der Verſicherer nicht für die nad der Veränderung der 
Reife eintretenden Unfälle Er haftet jedoch für diefe Unfälle, wenn die Veränderung 
weder von dem Verficherten noch im Auftrage oder mit Genehmigung deffelben bewirkt 
oder wenn fie durch einen Nothfall verurfacht ift, es fei denn, daß der Ieptere An einer 
Gefahr fi gründet, welche der Verfiherer nicht zu tragen hat. 

Die Reife ift verändert, fobald der Entfhluß, diefelbe nah einem anderen Beftimme 
ungshafen zu richten, zur Ausführung gebracht wird, follten au die Wege nad beiden 
Berimmungshäfen fih noch nicht gefchieden haben, Diefe Vorſchrift gilt fowohl für die 
Bälle des erften als für die Bälle des zweiten Abfapes dieſes Artikels. 

Art. 818, Wenn von dem Verfiherten oder im Auftrag oder mit Genehmigung 
deffelben der Antritt oder die Vollendung der Reife ungebührlich verzögert, von dem der 
verficherten Reife entfprechenden Wege abgewichen oder ein Hafen angelaufen wird, deffen 
Angehung ala in der verfiherten Reiſe begriffen nicht erachtet werden fann, oder wenn 
der Verficherte in anderer Weife eine Vergrößerung oder Veränderung der Gefahr ver 
anlaßt, namentlih eine in diefer Beziehung ertheilte befondere Zufage nicht erfüllt, fo 
baftet der Verfiherer nicht für Die fpäter fi ereignenden Unfälle, 

Diefe Wirkung tritt jedod nicht ein: 
4) wenn erhellt, daß die Vergrößerung oder Veränderung der Gefahr kelnen Einfluß 


auf den fpäteren Unfall hat üben können; _ 
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2) wenn die Bergrößerung oder Veränderung der Gefahr, nachdem die Gefahr für 
den Verſicherer bereitd zu Taufen begonnen hat, durd einen Nothfall verurfacht 
ift, es fei denn, daß der leptere in einer Gefahr fich gründet, welche der Verſi— 
herer nicht zu tragen hat; 

3) wein der Schiffer zu der Abweihung von dem Wege dur das Gebot der 

Wenſchlichkeit genöthigt ift, 

Art, 819. Wird bei dem Abfchluß des Vertrags der Schiffer bezeichnet, fo ift in 
dieſer Bezeichnung allein noch nicht die Zufage enthalten, daß der benannte Schiffer auch 
die Führung des Schiffs behalten werde, 

Art. 820. Bei der Verfiherung von Gütern haftet der Verfiherer für feinen 
Unfall, wenn und infoweit die Beförderung derfelben nicht mit dem zum Transport bes 
ſtimmten Schiff geſchieht. Er haftet jedoch nah Maafgabe des Vertrags, wenn die Gü« 
ter, nachdem die Gefahr für ihn bereits zu laufen begonnen hat, ohne- Auftrag und ob« 
ne Genehmigung des DVerfiherten in anderer Art ald mit dem zum Transport beftimms 
ten Schiff weiter befördert werden, oder wenn dies in Folge eines Unfalls gefchieht, es 
fei denn, daß der leptere in einer Gefahr fi gründet, - welche der Berficherer nicht zu 
tragen hat. 

Art. 821. Bei der Verfiherung von Gütern ohne Bezeichnung des Schiffs oder 
der Schiffe (in unbeftimmten oder unbenannten Schiffen) muß der Verficherte, fobald er 
Nachricht erhält, in welches Schiff verfiherte Güter abgeladen find, dieſe Nachricht dem 
Berficherer mittheilen. 

Im Falle der Nichterfüllung diefer Verpflichtung haftet der Merficherer für feinen 
Unfall, weldyer den abgeladenen Gütern zuftößt. 

Art. 822. Jeder Unfall muß, fobald der Verfiherungsnehmer oder der Verſi— 
herte, wenn diefer von der Verfiherung Kenntniß hat, Nachricht von dem Unfat erhält, 
dem Verficherer angezeigt werden, widrigenfalld der Verficherer befugt if, von der Ente 
fhädigungsfumme den Betrag abzuziehen, um welchen Diefelbe bei rechtzeitiger Anzeige 
fi gemindert hätte, 

Art. 823. Der Verficherte ift verpflichtet, wenn ein Unfall fih zuträgt, ſowohl 
für die Rettung der verfiherten Sachen als für die Abwendung größerer Nachtheile 


thunlichſt zu forgen. 
Er hat jedod, wenn thunlich, über die erforderlichen -Maaßregeln vorher mit dem 


Verficherer Ruͤckſprache zu nehmen, 
Vierter Abſchnitt. 
Umfaug der Gefahr. 


Art, 824. Der Verficherer trägt alle Gefahren, welchen Schiff oder Ladung wäh« 
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send der Dauer der DVerfiherung ausgefept find, fowelt nicht durch die nachfolgenden Bes 
ſtimmungen oder durch Vertrag ein Anderes bejtimmt iſt. 
Er trägt insbefondere: 

1) die Gefahr der Elementarereigniffe und der fonftigen Seeunfälle, felbft wenn diefe 
dur das Verfchulden eines Dritten veranlaßt find, als: Eindringen des Gee- 
waflerg, Strandung, Schiffbruch, Sinken, Beuer, Erplofion, Blig, Erdbeben, Bes 
ſchädigung durch Eis u. f. w.; 

2) die Gefahr des Kriegs und der Verfügungen von hoher Hand; 

3) die Gefahr des auf. Antrag eines Dritten verhängten, von dem Berfiherten nicht 
verfhuldeten Arreſtes; 

4) die Gefahr des Diebitahls, fowie die Gefahr des Steraubs, der Plünderung und 
fonitiger Gemaltthätigfeiten ; 

5) die Gefahr der Verbodmung der verfiherten Güter zur Bortfegung der Reife oder 
der Verfügung über diefelben durch Verkauf oder durch Verwendung zu gleichem 
Zweck (Art. 507—510, 734); 

6) die Gefahr der Unredlichkeit oder des Verſchuldens einer Perfon der Schiffäbe- 
fagnng, fofern daraus für den verficherten Gegenftand ein Schaden entiteht; 

7) die Gefahr des Zufammenftoßes von Schiffen und zwar ohne Unterfchied, ob der 
Berficherte in Folge des Zufammenftoßes unmittelbar oder ob er mittelbar da— 
dur einen Schaden erleidet, daß er den einem Dritten zugefügten Schaden zu 
erfepen hat, 

Art, 825. Dem Derficherer fallen die nachitehend bezeichneten Echäden nicht 

zur Laſt: 

1) bei der Berfiherung von Schiff oder Fracht: u 

der Schaden, welder daraus entfteht, daß das Schiff in einem nicht ſeetuͤch⸗ 
tigen Zuſtand oder nicht gehörig audgerüftet oder bemannt oder ohne die 
erforderlichen Papiere (Art, 480) in Eee gefandt iſt; 

der Echaden, welcher außer dem Falle des Zufammenftoßes von Schiffen dar« 
aus entfteht, daß der Rheder für den durch eine Perfon der Schiffsbeſaßung 
einem Dritten zugefügten Echaden haften muß (Art. 451 und 452); 

2) bei einer auf das Schiff ſich beziehenden Verfiherung: 

der Schaden an Schiff und Zubehör, welcher nur eine Folge der Abnupung 
des Schiffs im gewöhnlichen Gebrauch ift; 

der Schaden an Schiff und Zubehör, welcher nur dur Alter, Fäulniß oder 
Wurmfraß verurſacht wird; 

3) bei einer auf Güter oder Fracht ſich beziehenden Verfiherung der Schaden, wel- 
her durch die natürliche Befchaffenheit der Güter, namentlich durch — Ver⸗ 
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dorb, Schwinden, gewoͤhnliche Leckage u, dal, ober: durch mangelhafte Verpadung 
der Güter entſteht oder an dieſen durch Ratten oder Mäuſe verurſacht wird; 
wenn jedoch die Reife durch einen Unfall, für welchen der Verſicherer haftet, un« 
gewoͤhnlich verzögert wird, fo hat der. Berfiherer den unter diefer Ziffer bezeiche 
= Schaden in dem Maafe zu erfepen, in welcher die deffen Urs 
ache iſt; 

4) der Schaden, welcher in einem Verſchulden des Verſicherten ſich gründet und bei 
der Berfiherung von Gütern oder imaginärem Gewinn auch der Schaden, wel 
her durd ein dem Ablader, Empfänger oder Kargadeur in diefer ihrer Eigen- 
haft zur Laft fallendes Verſchulden entiteht, 

Art. 826. Die Verfflihtung des Berfihererd zum Erſatz eines Schadens tritt 
auch dann ein, wenn dem Berficherten ein Anfpruch auf deffen Vergütung gegen den 
Schiffer oder eine andere Perfon zufteht, Der Verfiherte kann ſich wegen Erfapes des 
Schadens zunächſt an den Verfiherer halten, Er hat jedoch dem Verficherer die zur wirt. 
famen Berfolgung eines ſolchen Anſpruchs etwa erforderliche Hülfe zu gewähren, aud 
für die Siherftellung des Anſpruchs durch Einbehaltung der Fracht, Auswirkung der 
Beihlagnahme des Schiffs ‘oder in fonft geeigneter Weife auf Koften des Verſicherers die 
nach den Umftänden angemeffene Sorge zu tragen (Art. 823), 


Art. 827. Bei der Verfiherung des Schiffs für eine Reife beginnt die Gefahr 
für den BVerfiherer mit dem Zeitpunkt, in welchem mit der Einnahme der Ladung oder 
des Ballaftes angefangen wird oder, wenn weder Ladung noch Ballaft einzunehmen ift, 
mit dem Zeitpunkt der Abfahrt des Schiffs. Sie endet mit dem Zeitpunkt, in welchem 
‘die Löfhung der Ladung oder des Ballajtes im Beſtimmungshafen beendigt iſt. 

Wird die Löfhung von dem Verſicherten ungebührlich verzögert, fo endet die Ge- 
fahr mit dem Zeitpunkt, in welchem die Löfhung beendigt fein würde, falls ein folder 
Verzug nicht flattgefunden hätte, 

Wird vor Beendigung der Löfchung für eine neue Neife Ladung oder Ballaft ein« 
genommen, fo endet die Gefahr mit dem Zeitpunf, in weldhem mit der Ginnahme der 
Ladung oder des Ballaftes begonnen wird, 


Art, 828. Sind Güter, imaginärer Gewinn oder dievon verfhifften Gütern zu ver 
dienende Provifion verfihert, fo beginnt die Gefahr mit dem Zeitpunkt, in welchem die 
Güter zum Zweck der Einladung in das Schiff oder in die Leichterfahrzeuge vom Lande 
fheiden; fie endet mit dem Zeitpunft, in welchem die Güter im Beſtimmungshafen wies 
der an das Land gelangen. 

Wird die Löfhung von dem Berfiherten ober bei der Berfiherung von Gütern oder 
imaginärem Gewinn von dem Berfiherten oder von einer der im Art. 825 unter Ziffer 
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4 bezeichneten Perfonen ungebührlich verzögert, fo endet die Gefahr mit dem Zeitpunft, 
in welchem die Löfhung beendigt fein würde, falls ein ſolcher Verzug nicht flattgefun« 
den hätte, 

Bei der Einladung und Ausladung trägt der Berfi icerer die Gefahr der ortsge⸗ 
braͤuchlichen Benupung von Leichterfahrzeugen, 

Art. 829. Bei der Verfiherung der Fracht beginnt und endet die Gefahr in Anc 
fehung der Unfälle, welchen das Schiff und dadurd die Bracht ausgefept ift, mit dem« 
felben Zeitpunkt, in dem die Gefahr bei der Verfiherung des Schiffs für diefelbe Reife 
beginnen und enden würde, in Anfehung der Unfälle, welhen die Güter ausgefept find 
und dadurd die Fracht ausgefept ift, mit demfelben Zeitpunkt, in welchem die Gefahr bei 
der Berfiherung der Güter für diefelbe Reife beginnen und enden würde, 

Bei der Berfiherung von Ueberfehrtsgeldern beginnt und endet die Gefahr mit 
demfelben Zeitpunkt, in weldhem die Gefahr bei der Verfiheruug des Schiffs beginnen 
und enden würde, 

Der Berficherer von Fracht- und Ueberfahrtsgeldern haftet für einen Unfall, von 
welhem das Schiff betroffen wird, nur infoweit, als Fracht- oder Ueberfahrtsverträge be— 
reits abgefhloffen find, und wenn der Aheder Güter für feine Rechnung verfhifft, nur 
infoweit, als diefelben zum Zwed der Einladung in das Schiff oder in die Leichterfahr« 
zeuge bereits vom Lande gefchieden find, 

Art. 830, Bei der Verfiherung von Bodmereis und Havereigeldern beginnt die 
Gefahr mit dem Zeitpunkt, in welchem die Gelder vorgefchoffen find, oder wenn der Ber- 
fiherte felbft die Havereigelder verausgabt hat, mit dem Beitpunft, in welchem diefelben verwen« 
det find; fie endet mit dem Zeitpunkt in welchem fie bei einer Verfiherung der Gegen« 
ftände, welche verbodmet oder woranf die Havereigelder verwendet find, enden würde, 


Art, 831. Die begonnene Gefahr läuft für den Verficherer während der bedum« 
genen Zeit oder der verficherten Reife ununterbrochen fort, Der Verſicherer trägt ins— 
befondere die Gefahr auch während des Aufenthalts in einem Noth- oder Zwifchenhafen 
und im Falle der Berfiherung für die Hin und Nüdreife, während des Aufenthalts des 
Schiffs in dem Beftimmungshafen der Hinreife, 

Müffen die Güter einftweilen gelöfcht werden oder wird das Schiff zur Reparatur 
an das Land gebracht, fo trägt der Verficherer die Gefahr auch während die Güter oder 
das Schiff ih am Lande befinden. 


Art, 832. Wenn nah dem Beginn der Gefahr die verficherte Reife freiwillig 
oder gezwungen aufgegeben wird, fo tritt in Anfehung der Beendigung der Gefahr der 
Hafen, in welchem die Reife beendigt wird, an die Stelle des Beſtimmungshafens. 

Werden die Güter, nachdem die Reife des Schiffs aufgegeben ift, in anderer Art 
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als mit dem zum Trandport beftimmten Schiff nach dem Beltimmungshafen weiler be« 
fördert, fo läuft in Betreff derfelben die begonnene Gefahr fort, auch wenn die Weiter 
beförderung ganz oder zum Theil zu Lande geſchieht. Der Berficherer trägt in ſolchen 
Fällen zugleich die Koften der früheren Löfhung, die Koften der einftweiligen Lagerung 
und die Mehrkoften der Weiterbeförderung. auch wenn diefe zu Lande erfolgt. 

Art. 833. Die Art. 831 und 832 gelten nur unbefchadet der in den Art. 818 
und 820 enthaltenen Borfhriften, 

Art. 834. Iſt die Dauer der Verfiherung nah Tagen, Wochen, Monaten oder 
Jahren bejtimmt, fo wird die Zeit nach dem Kalender und der Tag von Mitternacht zu 
Mitternacht berechnet, Der Berfiherer trägt die Gefahr während des Anfangstags und 
Schlußtags. 

Bei der Berechnung der Zeit iſt der Ort, wo das Schiff ſich befindet, maaßgebend. 

Art. 835. Wenn im Halle der Verfiherung des Schiffs auf Zeit daffelbe bei 
dem Ablauf der im Bertrage feitgefegten Berfiherungszeit unterwegs ift, fo gilt die Ber 
fiherung in Ermangelung einer entgegenftehenden Vereinbarung als verlängert bis zur 
Ankunft des Schiffs im nächſten Beitimmungshafen und, falls in dieſem gelöfcht wird, 
bis zur Beendigung der Löſchung (Art. 827). Der Berfiherte ift jedoch befugt, die Ver— 
längerung durd) eine dem Verſicherer, fo lange das Schiff noch nicht unterwegs if, kund⸗ 
zugebende Erflärung auszufgließen. 

Im Falle der Verlängerung bat der Verſicherte für die Dauer derfelben und, wenn 
die Verfhollenheit des Schiffs eintritt, bis zum Ablauf der Verſchollenheitsfriſt die ver- 
einbarte Zeitprämie fortzuentrichten, 

Iſt die Verlängerung ausgeſchloſſen, fo kann der Berficherer, wenn die Verfhollen 
heitsfriſt über die Verfiherungszeit hinausläuft, auf Grund der Berfhollenpeit nicht in 
Anfprud genommen werden. 

Art. 836. Bei einer Verfiherung nach einem oder dem anderen unter mehreren 
Häfen it dem DVerfiherten geftattet, einen dieſer Häfen zu wählen; bei einer Verficher- 
ung nad einem und einem anderen oder nah einem und mehreren anderen Häfen ift 
der Berficherte zum Beſuch eines jeden der bezeichneten Häfen befugt. 


Art. 837. Wenn die Verfiherung nad mehreren Häfen gefchloffen oder dem Ber 
fiherten das Recht vorbehalten iſt, mehrere Häfen anzulaufen, fo it dem Verficherten nur 
geftattet, die Häfen nad der vereinbarten oder in Ermangelung einer Vereinbarung nad 
der den Schifffahrtsverhältniſſen entfprechenden Reihenfolge zu beſuchen; er ift jedoch zum 
Beſuch aller einzelnen Häfen nicht verpflichtet. 


Die in der Polize enthaltene Reihenfolge wird, ass nicht ein Anderes erhellt, 
ald die vereinbarte angefehen. 
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a tt. 838. Dem BDerfiherer fallen zur Laft: 

1) die Beiträge zur großen Haverei mit Einſchluß derjenigen, welche der Verſicherte 
ſelbſt wegen eines von ihm erlittenen Schadens zu tragen hat; die in Gemäß— 
heit der Art. 637 und 734 nach den Grundſähen der großen Haverei zu beur-⸗ 

- theilenden Beiträge werden den Beiträgen zur großen Haverei gleich geachtet; 

2) die Aufopferungen, welche zur großen Haverei gehören würden, wenn das Schiff 
Güter und zwar andere ald Güter des Rheders an Bord gehabt hätte; 

3) die fonftigen zur Rettung fowie zur Abwendung größerer Nachtheile nothwendig 
oder zwedmäßig aufgewendeten Koften (Art. 823), ſelbſt wenn die ergriffenen 
Maßregeln erfolglos geblieben ſind; 

4) die zur Ermittelung und Feſtſtellung des dem Verſicherer zur Laſt fallenden Scha— 
dens erforderlichen Koſten, insbeſondere die Koſten der Beſichtigung, der Abſchätz— 
ung, des Verkaufs und der Anfertigung der Dispache. 


Art. 839, In Anfehung der Beiträge zur großen Saverei und der nad den 
Grundfüpen der großen Haverei zu beurtheilenden Beiträge bejtimmen ſich die Verpflicht- 
ungen ded Verſicherers nad der, am gehörigen Drte im Inland oder im Ausland, im 
Einklang mit dem am. Ort der Aufmahung geltenden Rechte aufgemachten Dispache. 
Insbeſondere ift der Berficherte, welcher einen zur großen Haverei gehörenden Schaden 
erlitten bat, nicht berechtigt, von dem DBerficherer mehr als den Betrag zu fordern, zu 
welchem der Schaden in der Dispache beredynet iſt; andrerfeits haftet der Verficherer für . 
Diefen ganzen Betrag, ohne daß namentlih der Verſicherungswerth maaßgebend ift. 

Auch kann der Verficherte, wenn der Echaden nah dem am Orte der Aufmachung 
geltenden Recht als große Haverei nicht anzufehen ift, den Erfag des Schadens von dem 
Verfiherer nicht aus dem Grumde fordern, weil der Schaden nad, einem auderen Rechte 
insbefondere nad dem Nechte des Verfiherungsorts, große Haverci fei, 


Art. 840. Der Verſicherer haftet jedoch nicht für die im vorſtehenden Artikel er— 
wähnten Beiträge, infoweit-biefelben in einem Unfall fi gründen, für welchen der Ber: 
fiderer nad dem Berficherungsvertrage nicht haftet, 


Art. 841. Iſt die Dispache von einer durch Geſetz oder Gebrauch dazu berufe- 
nen Perſon aufgemacht, fo kann der Verficherer diefelbe wegen Nichtübereinftimmung mit 
dem am Drt der Aufmachung geltenden Necht und der dadurch bewirkten Benachtheilig« 
ung des Verſicherten nicht anfcchten, es fei denn, daß der Verficherte durch mangelhafte 
Wahrnehmung feiner Rechte die Benachtheiligung verſchuldet hat, 

Dem Verfiherten liegt jedoch ob, die Anfprüche gegen die zu feinem Nachtheil Be— 
pünftigten dem Verſicherer abzutreten, j 

Dagegen iſt der Verfiherer befugt, in allen Fällen die Dispache dem Berfiherten 
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gegenüber infoweit anzufehten, als ein von dem Verſicherten felbft erlittener Schaden, 
für welchen ihm nad dem am Drte der Aufmachung derDispache geltenden Rechte eine 
Vergütung nicht gebührt hätte, gleihwohl ala große Haverei behandelt worden ift. 

Art. 842, Wegen eines von dem Berficherten erlittenen zur großen Haverei ge» 
börenden oder nad den Grundſätzen der Iepteren zu beurtheileuden Echadens haftet der 
Verficherer, weun die Einleitung des, die Beitftellung uud Vertheilung des Schadens be- 
zwedenden ordnungsmäßigen Verfahrens ftattgefunden hat, in Anfehung der Beiträge, 
welche dem Berfiherten zu entrichten find, nur infoweit, als der Verſicherte die ihm ger 
bübrende Vergütung auch im Rechtswege, — er dieſen füglich betreten konnte, nicht 
erhalten hat, 

Art. 843. Iſt die Einleitung des Verfahrens ohne Berfhulden des Verſicherien 
unterblieben, fo kann derfelbe den Berfiherer wegen des ganzen Schadens nach Maaßgabe 
des DBerfiherungsvertrags unmittelbar in Anſpruch nehmen, 


Art. 844. Der Berfiherer haftet für den Schaden nur bis auf Höhe der Ber 
ſicherungsſumme. 

Er hat jedoch die in Art. 838 unter Ziffer 3 und 4 erwähnten Koſten vollſtaͤndig 
zu erftatten, wenngleih die hiernach im Ganzen zu zahlende Vergütung die Verſicher⸗ 
ungsfumme überfteigt, 

Sind in Folge eines Unfalls ſolche Koften bereits aufgewendet, 3. B.Losfaufs- oder 
Reflamekoften verausgabt, oder find zur Wiederherftellung oder Ausbefferung der durd 
den Unfall befhädigten Sade bereitdö Verwendungen gefchehen, z. B. zu einem ſolchen 
Zwecke Havereigelder verausgabt oder find von dem Verſicherten Beiträge zur großen 
Haverei bereits entrichtet, oder iſt eine perfönlihe Verpflichtung des Verſicherten zur Ent« 
richtung ſolcher Beiträge bereitd entitanden, und ereignet fi fpäter ein neuer Unfall, fo 
haftet der DVerfiherer für den durch den fpäteren Unfall entftehenden Schaden bis auf 
Höhe der ganzen Verfiherungsfumme ohne Rückſicht auf die ” zur Laſt fallenden frü- 
beren Aufwendungen und. Beiträge, 


Art, 845. Der DVerficherer ift nah Eintritt eines Unfalls berechtigt, durch Yahl- 
ung der vollen Verfiderungsfumme von allen weiteren Berbindlichkeiten aus dem Bere 
fiherungdvertrage ſich za befreien, insbeſondere von der Berpflichtung, die Koften zu er— 
ftatten, welde zur Rettung, Erhaltung und Wiederherftellung der verficherten Sachen er« 
forderlich find. 

War zur Zeit des Eintrittödes Unfalls ein Theil der verficherten Sachen der vom Berficherer 
zu tragenden Gefahr bereits entzogen, fo bat der Berficherer, welcher von dem Rechte 


Diefes Artifeld Gebrauch macht, den auf jenen Theil fallenden Theil der Berfiherungs« 
ſumme nicht zu entrichten, 
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Der Berfiherer erlangt durch Zahlung der Berfiherungsfumme feinen Anſpruch auf 
die verfiherten Sachen. 

Ungeachtet der Zahlung der Berfiherungsfumme bleibt der DVerfiherer zum Erfag 
derjenigen Koften verpflichtet, welche auf die Nettung, Erhaltung oder Wiederherftellung 
der verficherten Sachen verwendet find, bevor feine Erklärung, von dem Rechte Gebraud 
zu machen, dem Verſicherten zugegangen ift, 

Art. 846. Der Verfiherer muß feinen Entfhluß, daß er von dem im Art, 845 
bezeichneten Rechte Gebrauch machen wolle, bei Verluſt diefes Rechts dem Berficherten 
fpäteftens am dritten Tage nah Ablauf desjenigen Tages erklären, an welchem ihm der 
Berficherte nicht allein den Unfall unter Bezeichnung der Beichaffenheit und unmittelba« 
en Folgen deffelben angezeigt, fondern auch alle fonftigen auf den Unfall fi beziehen- 
den Umjtände mitgetheilt hat, foweit die Iepteren dem Verficherten befannt find. 

Art. 847. Im Falle nicht zum vollen Werthe verfichert ift, haftet der Verſicherer 
für die im Art. 838 unter Ziffer 1—4 erwähnten Beiträge, Aufopferungen und Koften 
nur nad Verhältniß der Berfiherungsfumme zum Berficherungswerth. 

Art. 848. Die Verpflichtung des DVerficherers, einen Schaden zu erfegen, wird 
dadurd nicht wieder aufgehoben oder geändert, daß fpäter in Folge einer Gefahr, welde 
der Verficherer nicht zu tragen hat, ein neuer Schaden und felbit ein Totalverluft eintritt, 


Art. 849. Beſondere Havereien, wenn fie ohne die Koften der Ermittelung "und 
Feftftellung des Schadens (Art. 838 Ziffer 4) drei Prozent des Verſicherungswerths 
nicht überjteigen, hat der Verficherer nicht zu erfegen, wenn fie aber mehr als drei Pro— 
zent betragen, ohne Abzug der drei Prozent zu vergüten. 

It das Schiff auf Zeit oder auf mehrere Reifen verfichert, fo find die drei Prozent 
für jede einzelne Reife zu berechnen. Der Begriff der Reife beftimmt fih nad der Vor— 
fohrift des Art. 760. 


Art. 850. Die im Art, 838 unter Ziffer 1—3 erwähnten Beiträge, Aufopfer- 
ungen und Koften muß der Verficherer erfegen, auch wenn fie drei Prozent ded Verſi— 
cherungswerths nicht erreichen. Diefelben kommen jedoch bei der Ermittlung der tm 
Art. 849 bezeichneten drei Prozent nicht in Berechnung. 


Art. 851 Iſt vereinbart, daß der Verficherer von beitimmten Prozenten frei fein 
fol, jo fommen die in den Art 849 und 850 enthaltenen Vorſchriften mit der Maaß— 
gabe zur Anwendung, daß an Etelle der dort erwähnten drei Prozent die im Vertrage 
angegebene Anzahl von Prozenten tritt, 


Art. 852. Iſt vereinbart, daß der Verſicherer die Kriegsgefahr nicht übernehme, 


aud die Verfiherung rüdfichtlich der übrigen Gefahren nur bis zum Eintritt einer Kriegs« 
34 
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befäftigung dauern ſolle, — welche Vereinbarung namentlih angenommen wird, wenn 
der Bertrag mit der Klaufel: „frei ven Kriegsmoleſt“ abgeſchloſſen if, — fo endet die 
Gefahr für den DBerficherer mit dem Zeitpunkt, in welchen die Kriegsgefahr auf die Reife 
Einfluß zu üben beginnt, insbefondere alfo, wenn der Antritt oder die Fortſetzung der 
Reife durch Kriegsfchiffe, Kaper oder Blofade behindert oder zur Vermeidung der Kriegs— 
gefahr aufgefhoben wird, wenn dad Schiff aus einem folhen Grunde von feinem Wege 
abweicht, oder wenn der Schiffer durhKriegsbeläftigung die freie Führung des Schiffs 
verliert. 


Art. 853. Iſt vereinbart, daß der Verſicherer zwar nicht die Kriegsgefahr über— 
nehme, alle übrigen Gefahren aber aud nah Eintritt einer Kriegsbeläftigung tragen 
ſolle, — welche Vereinbarung namentlih angenommen wird, wenn der Vertrag mit der 
Klaufel: „mur für Seegefahr” abgefhloffen it —, fo endet die Gefahr für den Verſi— 
herer erft mit der Kondemnation der verfiherten Sache, oder fobald fie geendet hätte 
wenn die Ktiegsgefahr wicht ausgenommen worden wäre, der Berficherer haftet aber nicht 
für die zunächit durch Kriegsgefahr verurfachten Schäden, alfo inöbefondere nicht: 

für Konfisfation dur Eriegführende Mächte, 

für Nehmung, Beihädigung, Vernihtung und Plünderung durch Kriegsſchiffe und 

Kaper, 

+ für die Koften, welche entſtehen aus-der Anhaltung und Reflamirung, aus der Blo- 
fade des Aufenthaltshafens, oder der Zurüdweifung von einem blofitten Hafen 
oder aus dem freiwilligen Aufenthalt wegen Kriegsgefahr, 

für die nachftehenden Bolgen eines ſolchen Aufenthalts: Verderb und Verminderung 

der Güter, Koften und Gefahr ihrer Entlöfhung und Lagerung, Koften ihrer 


Deiterbeförderung. 
Im Zweifel wird angenommen, daß ein eingetretener Schaden durch Kriegsgefahr 
nicht verurſacht fei. E 


Art. 854. Wenn ker Vertrag mit der Klauſel: „für behaltene Ankunft“ abge» 
ſchloſſen if, fo endet die Gefahr für den Berficherer fhon mit dem Zeitpunkt, in wel» 
chem das Schiff im Beſtimmungshafen am gebräuchlichen oder gehörigen Plage den Anfer 
bat fallen laffen oder befeitigt üt. 

Auch haftet der BVerficherer nur: 

4) bei der auf das Schiff fih beziehenden BVerfiherung, wenn entweder ein Zotal« 
verluft eintritt, oder wenn das Schiff abandonnirt (Art, 865) oder in Folge eis 
nes Unfall® vor Erreihung des Beſtimmungshafens wegen Reparaturunfähigkeit 
oder wegen Neparaturunmwürdigfeit verkauft wird (Art, 877); 

2) bei der auf Güter fich beziehenden BVerficherung, wenn die Güter oder ein Theil 
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derfelben in Folge eines Unfalls den Beftimmungshafen nicht erreichen, indbefon- 
dere wenn fie vor Erreichung deffelben in Folge eines Unfalls verkauft werden, 
Erreihen die Güter den Beftimmungshafen, fo haftet der Verficherer weder für 
eine Befhädigung noch für einen Verluft, welcher Folge einer Beſchädigung ift. 

Veberdies hat der Verficherer in feinem Falle die in dem Art, 838 unter Ziffer 1 
bi8 A erwähnten Beiträge, Aufopferungen und Koſten zu tragen. 

Art. 855. Wenn der Vertrag mit der Klaufel: „frei von Beſchädigung außer 
im Strandungsfall” abgefchloffen ift, fo haftet der Werficherer nicht für einen Schaden, 
welcher aus einer Befhädigung entſtanden ift, ohne Unterfchied, ob derfelbe in einer 
Derthöverringerung oder in einem gänzlihen oder theilweifen Verluſt und insbeſondere 
darin beſteht, daß die verficherten Güter gänzlich verdorben und in ihrer urfprünglichen 
Beſchaffenheit zerftört den Beftimmungshafen erreichen oder während der Reife wegen Ber 
fhädigung und drohenden Verderbs verfauft worden find, es fei denn, daß das Schiff 
oder das Leichterfahrzeug, worin die verficherten Güter fich befinden, geftrandet ifl. Der 
Etrandung werden folgende Seeunfälle gleichgeachtet: Keutern, Sinten, Zerbrechen des 
Runpfs, Scheitern und jeder Seeunfall, wodurd das Schiff oder Leichterfahrzeug repa- 
raturunfäbig geworden ift, 

Hat eine Strandung oder ein dieſer gleichzuachtender anderer Seeunfall ſich ereig« 
net, fo haftet der Verfiherer für jede drei Prozent überfteigende (Art. 849) Belhädig- 
ung, welche in Belge eines ſolchen Seeunfalls entftanden if, nicht afr für eine fonftige 
Beſchädigung. Es wird bis zum Nachweis des Gegentheils vermuthel, daß eine Befchä- 
digung, welche möglicherweife Bolge des eingetretenen Seeunfalls fein fann, in Bolge 
deffelben entftanden iſt. 

Für jeden Schaden, welcher nicht aus ciner Beſchädigung entitanden ift, haftet der 
Derficherer, ohne Unterfhied, ob eine Strandung oder ein anderer der erwähnten Unfälle 
fi zugetragen hat oder nicht, in derfelben Weife, ald wenn der Vertrag ohne die Klau- 
fel abgefchloffen wäre. Jedenfalls haftet er für die im Art, 833 unter Ziffer 1, 2 und 
4 erwähnten Beiträge, Aufopferungen und Koften, für die darin unter Ziffer 3 erwähn« 
ten Koften aber nur dann, wenn fie zur Abwendung eines ihm zur Laft fallenden Ver— 
Iufles verausgabt find, 

Eine Beſchädigung, welche erweislich ohne Selbſtentzündung durch Berer oder durch 
Loͤſchung eines ſolchen Feuers oder durch Beſchießen entftanden ift, wird als eine folde 
Beihädigung. von welcher der Verfiherer durch die Klauſel befreit wird, nicht angefehen. 

Art. 856. Wenn der Vertrag mit der Klaͤuſel: „frei von Bruch außer im Strand« 
ungsfall” abgefchloffen if, fo finden die Beftimmungen des vorftehenden Artikels mit der 
Maafgabe Anwendung, daß der Verſicherer für Bruch infoweit haftet, als er nah dem 


vorftehenden Artikel für Beihädigung auftommt, 34° 


ne in en —— Samoa, 
EEE er eu rt — 
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Art. 857, Eine Strandung im Sinne der Art 855 und 856 iſt vorhanden, 
wenn das Schiff unter nicht gewöhnlichen Verhältniffen der Schifffahrt auf den Grund 
feftgerätb und entweder: 

nicht wieder flott wird, oder 
jwer wieder flott wird, jedoch entweder: 
4) nur unter Anwendung ungewöhnlicher Maaßregeln, als: Kappen der Maiten, 
a Werfen oder Löfhung eines Theild der Ladung und dgl, oder durd den Eintritt 
einer ungewöhnlid hoben Fluth, micht aber ausſchließlich durch Anwendung ges 
wöhnliher Maafregeln, als Winden auf den Anker, Baditellen der Segel u dgl. 
oder: 
2) erft nachdem das Schiff durch das Feſtgerathen einen erheblichen Schaden am 
Schiffskörper erlitten hat, 


Fünfter Abſchnitt. 
Umfang des Schadens. 


Art, 858 Ein Zotalverluft des Schiffs oder der Güter liegt vor, wenn das 
Schiff oder die Güter zu Grunde gegangen oder dem Berficherten ohne Ausficht auf 
Wiedererlangung egtzogen find, namentlih wenn fie unrettbar gefunfen oder in ihrer ur« 
fprünglihen Befchaffenheit zerftörs oder für gute Prife erklärt find, Ein Zotalverluft des 
Schiffs wird dadurd nicht ausgefchloffen, daß einzelne Theile des Wrads oder des Ins 
ventars gerettet find, 

Art. 859. Ein Zotalverluft in Anfehung der Fracht liegt vor, wenn die ganze 
Fracht verloren gegangen iſt. 

Art. 860. Ein Zotalverluft in Anfebung des imaginären Gewinns oder in Ans 
fehung der Provifion, welche von der Ankunft der Güter am Bellimmungsort erwartet 
werden, liegt vor, wenn die Güter den Beltimmungsort nicht erreicht haben. 

Art. 861. Ein Zotalverluft in Anfehung der Bodmerei- oder Havereigelder liegt 
vor, wenn die Gegenftände, welche verbodmet oder für welche die Havereigelder vorges 
fhoffen oder verausgabt find, entweder von einem Totalverluft oder dergeftalt von andes 
ren Unfällen betroffen find, daß in Folge der dadurch berbeigeführten Befhädigungen, 
Berbodmungen oder fonftigen Belaftungen zur Dedung jener Gelder nichts übrig geblie- 
‚ben if. - a 

Art. 862. Im Falle des Totalverluftes bat der Verſicherer die Verfiherungsfum« 
me zum vollen Betrage zu zahlen, jedoch unbefhadet der nah Vorſchrift der Art, 804 


etwa zu machenden Abzüge, 


245 


Art. 863. Iſt im Falle des Totalverluftes vor der Zahlung der Verfiherungs« 
fumme etwas gerettet, fo kemmt der Erlös des Geretteten von der Verfiherungsfumme 
in Abzug. Wer nicht zum vollen Werth verfichert, fo wird nur ein — — 
Theil des Geretteten von der Verſicherungsſumme abgezogen. 

Mit der Zahlung der Verſicherungsſumme gehen die Rechte des Berficherten an der 
verfiherten Sache auf den Berficherer über 

Erfolgt erſt nah der Zahlung der Verfiherungsfumme eine vollftändige oder theil« 
weife Nettung, fo hat auf das nachträglich Gerettete nur der Verficherer Anſpruch. War 
nicht zum vollen Werth verfihert, fo gebührt dem Berficherer nur ein verhältnigmäßiger 
Theil des Geretteten. 

Art. 864. Eind bei einem Zotalverluft in Anfehung des imaginären Gewinns 
(Art, 860) die Güter während der Reife fo günftig verkauft, daß der Reinerlös mehr 
beträgt, als der Verſicherungswerth der Güter, oder ift für diefelben, wenn fie in Fällen 
der großen Haverei aufgeopfert find oder wenn dafür nah Maaßgabe der Art. 612 und 
613 Erfap geleitet werden muß, mehr als jener Werth vergütet, fo fommt von der Ver— 
fiherungsfumme des imaginären Gewinns der Ueberfhuß in Abzug. 

Art 865. Der Berficherte iſt befugt, die Zahlung der Verficherungsfumme zum 
vollen Betrage gegen Abtretung der in Betreff des verfiherten Gegenfiandes ihm zufter 
benden Rechte in folgenden Fällen zu verlangen (Abandon): 

1) wenn das Schiff verſchollen ift; 

2) wenn der Gegenjtand der Berfiherung dadurch bedroht ift, daß das Schiff oder 
die Güter unter Embargo gelegt, von einer friegführenden Macht aufgebracht, 
auf andere Weife durch Verfügung von hoher Hand angehalten oder durch See— 
räuber genommen und während einer Friſt von ſechs, neun oder zwölf Monaten 
nicht freigegeben find, je nahdem die Aufbringung,- Anhaltwag oderNehmung ges 
ſchehen ift: 

a) in einem europäifhen Hafen oder in einem europäifhen Meere oder in ei— 
nem, wenn auch nicht zu Europa gehörenden Theile des mittelländifchen, 
fhwarzen oder azow'ſchen Meeres, oder 

b) in einem anderen Gewäffer, jedoch dieſſeits des Vorgebirges der guten Hoffe 
nung und des Kap Horn, oder 

e) in einem Gewäffer jenfeits des einen jener Vorgebirge. 

Die Friften werden von dem Tag an berechnet, an welchem dem Berfiherer der Un— 
fall durd den BVerficherten angezeigt iſt (Art. 822,) 

Art. 866. Ein Schiff, welches eine Neife angetreten hat, tjt als verſchollken an« 
zufehen, wenn es innerhalb der Verfchollenheitöfrift den Beſtimmungshafen nicht erreicht 


246 


hat, auch innerhalb dieſer Friſt den Beteiligten feine Nachrichten über daffelbe zugegan« 
gen find. 
Die Verfhollenheitsfrift beträgt: 

1) wenn ſowohl der Abgangshafen als der Beftimmungshafen ein europätfcher Hafen 
ift, bet Segelfchiffen fechs, bei Dampffchiffen vier Monate; 

2) wenn entweder nur der Abgangshafen oder nur der Beftimmungsbafen ein nichte 
europäifher Hafen ift, falls derfelbe Dieffeits des Vorgebirged der guten Hoffnung 
und des Kap Hom belegen ift, bei Segel- und Dampfichiffen ueun Monate, 
falls derfelbe jenſeits des einen jener Vorgebirge belegen ift, bei Segel- und 
Dampfichiffen zwölf Monate ; 

3) wenn fowohl der Abgangs- als der Beftimmungshafen ein nichteuropäifcher Hafen 
ift, bei Segel- und Dampffhiffen ſechs, neun oder zwölf Monate, je nachdem die 
Durchſchnittsdauer der Reife nicht über zwei oder nicht über drei oder mehr als 
drei Monate beträgt. 

Im Zweifel ift die längere Friſt abzuwarten. . 


Art. 867, Die Berfchollenheitsfrift wird von dem Tage an berechnet, an welchem 
das Schiff die Reife angetreten hat. Sind jedody feit deffen Abgange Nachrichten von 
demfelben angelangt, fo wird von dem Zage an, bid zu welchem die legte Nachricht 
reicht, diejenige Früt berechnet, welche maafgebend fein würde, wenn das Schiff von 


dem Punkt, an weldem es nad) fiherer Nachricht zulept fih befunden hat, abgegangen 
wäre. 


Art, 868, Die Abandonerflärung muß dem Berficherer innerhalb der Abandon- 
frift zugegangen fein, 

Die Abandonfrift beträgt fehd Monate, wenn im Balle der Verſchollenheit (At. 
865 Ziffer 1) der Beitimmungshafen ein europäifher Hafen it und wenn im Falle der 
Aufbringung, Anhaltung oder Nehmung (Art. 865 Ziffer 2) der Unfall in einem euro« 
pälfhen Hafen oder in einem europäiſchen Meere oder in einem, wenn auch nicht zu 
Europa gehörenden Theile des mittelländifchen, ſchwarzen oder azow'ſchen Meeres ſich 
zugetragen hat. In den übrigen Fällen beträgt die Abandonfrift neun Monate. Die 
Abandonfrift beginnt mit dem Ablauf der in den Art. 865 nnd 866 bezeichneten 
Friſten. 

Bei der Rückverſicherung beginnt die Abandonfriſt mit dem Ablaufe des Zagd, an 
welkem dem Nüdverficherten von dem Verſicherten der Abandon erklärt worden iſt. 


Art. 869. Nah Ablauf der Abandonfrift ift der Abandon unftatthaft, unbefcha« 
det ded Rechts des Verfiherten, nah Maaßgabe der fonftigen Grundfäpe Vergütung 
eines Schadens in Anſpruch zu nehmen, 
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Iſt im Falle der Verſchollenheit des Schiffs die Abandonfrift verfäumt, fo’ kann der 
Derficherte zwar den Erſatz eines Totalfhadens fordern; er muß jedoch, wenn die vers 
fiherte Sache wieder zum Borfchein kommt, und ſich dabei ergiebt, daß ein Zotalverluit 
nicht vorliegt, auf Verlangen des Verſicherers gegen Verzicht des Lepteren auf die im 
Bolge Zahlung der BVerfiherungsfunme nah Art, 863 ihm zuitehenden Rechte die Ver— 
fiherungsfumme erftatten und mit dem Erfap eines etwa erliltenen Partialfhadens ſich 
begnügen, 


Art. 870. Die Abadonerflärung muß, um gültig zu fein, ohne Vorbehalt oder 
Bedingung erfolgen und auf den ganzen "verficherten Gegenſtand ſich erjtreden, fo weit 
diefer zur Zeit des Unfalld den Gefahren der See ausgeſetzt war. 

Wenn jedoh nicht zum vollen Werth verfichert war, fo it der Verficherte nur den 
verhältnißmäßigen Theil des verficherten Gegenjtandes zu abandonniren verpflichtet. 

Die Abandonerklärung ift unmiderruflid. 


Art. 871. Die Abandonerflärung it ohne rechtlihe Wirkung, wenn die Thatfa« 
hen, auf welche fie geftügt wird, fich nicht bejtätigen oder zur Zeit der Mittheilung der 
Erklärung nicht mehr beftehen. Dagegen bleibt fie für beide Theile verbindlih, wenn 
auch fpäter Umftände fi) ereignen, deren früherer Eintritt das Recht zum Abandon aus⸗ 
geſchloſſen haben würde, 


Art. 872. Durch die Abandonerflärung — auf den Verſicherer alle Rechte 
über, welche dem Verſicherten in Anfehung des abandonnirten Gegenſtandes zuſtanden. 

Der Verſicherte hat dem Verſicherer Gewähr zu leiſten wegen der auf dem aban— 
donnirten Gegenſtande zur Zeit der Abandonerklärung haftenden dinglichen Rechte, es 
fei denn, daß dieſe in Gefahren ſich gründen, wofür der Verſicherer nach dem Verſicher— 
ungsvertrag aufzufommen hatte, 

Wird das Schiff abandonnirt, fo gebührt dem DVerfiherer deffelben die Nettofracht 
der Reife, auf welcher der Unfall fih zugetragen bat, fo weit die Fracht erft nad) der 
Abandonerflärung verdient iſt. Dieſer Theil der Fracht wird nad den für die Ermit« 
telung der Diftanzfracht geltenden Grundſätzen berechnet, 

Den hiernach für den Berficherten entſtehenden Verluft hat, wenn die Fracht felbft- 
ftändig verfichert ift, der Verficherer der Tepteren zu tragen, 


Art. 873. DieZahlung der Berfiherungsfumme kann erſt verlangt werden, nach— 
dem die zur Nechtfertigung des Abandons dienenden Urkunden dem Berficherer mitges 
theilt find und eine angemeffene Friſt zur Prüfung derfeiben abgelaufen iſt. Wird wer 
gen Berfchollenheit des Echiffs abandennirt, fo gehören zu den mitzutheilenden Urkunden 

glaubhafte Befheinigungen über die Zeit, in welcher das Schiff den Abgangshafen ver- 
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Taffen hat, und über die Nichtankunft beffelben im Beftimmungshafen während der Ver— 
ſchollenheitsfriſt. 

Der Verſicherte iſt verpflichtet, bei der Abandonerklärung, ſo weit er dazu im Stande 
iſt, dem Verſicherer anzuzeigen, ob und welche andere, den abandonnirten Gegenſtand 
betreffende Verſicherungen genommen find, und ob und welche Bodmereiſchulden oder fon« 
ftige Belaftungen darauf haften. Iſt die Anzeige unterblieben, fo fann der Verficherer 
die Zahlung der Verfiherungsfumme fo Tange verweigern, bis die Anzeige nachträglich 
geichehen iſt; wenn eine Zahlungsfrift bedungen ift, fo beginnt dieſelbe erft mit dem Zeit— 
punkt, in welchem die Anzeige nachgeholt if. . 

Art. 874. Der Berfiherte ift verpflichtet, auch nad der Abandonerklärung für 
die Rettung der verfiherten Sachen und für die Abwendung größerer Nachtheile nah 
Vorſchrift des Art, 823 und zwar fo lange zu forgen, bis der Berficherer felbft dazu im 
Etande ill. 

Erfährt der Verficherte, daß ein für verloren erachteter Gegenſtand wieder zum Bor- 
fhein gefommen it, fo muß er dies dem PVerficherer fofort anzeigen und ikm auf Vers 

langen die zur Erlangung oder Verwerthung des Gegenſtandes erforderliche Hülfe Teiften, 
j Die Koſten hat der Verficherer zu erfepen; aud bat derfelbe den Verficherten auf 
Verlangen mit einem angemeffenen Vorfhuffe zu verfehen, 

Art. 875. Der Verficherte muß dem Berficherer, wenn diefer die Rechtmäßigkeit 
des Abandons anerkennt, auf Verlangen und auf Koften deffelben über den nad Art, 
782 durch die Abandonerflärung eingetretenen Uebergang der Rechte eine beglaubigte 
Anerkennungsurfunde (Abandonrevers) ertheilen und die auf: die abandonnirten Gegen« 
ftände fich beziehenden Urkunden ausliefern. 


Art. 876. Bei einem partiellen Schaden am Schiff beftcht der Schaden in dem 
nah PVorfhrift der Art. TIL und 712 zu ermittelnden Betrag der Reparaturkoften, fo 
weit dieſe die Befhädigungen betreffen, welche dem Berficherer zur Laſt fallen. 


Art. 877. Iſt die Neparaturunfähigkeit oder Neparaturunwürdigkeit des Schiffs 
(Art. 444) auf dem im Art. 499 vorgefchriebenen Wege feitgeftellt, fo it der Verficherte 
dem Verficherer gegenüber befugt, das Schiff oder das Wrad zum öffentlichen Verkauf 
zu bringen und bejtcht im alle des Verkaufs der Schaden in dem Unterſchiede zwifchen 
dem Reinerlös und dem Verſicherungswerth. 

Die übernommene Gefahr endet für den Verficherer erft mit dem Verkaufe des Cchiffs 
oder des Mrads; auch haftet der Berlicherer für den Eingang des Kaufpreiſes. 

Bei der zur Ermittelung der Reparaturunwürdigkeit des Schiffs erforderlichen Feft- 
ftellung des Werths deffelben im unbeihädigten Zuſtande bleibt deffen Verficherungswerth, 
gleichviel ob diefer tayirt iſt oder nicht, außer Betracht, 
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Art, 878, Der Beginn der Reparatur fließt die Ausübung des in dem vor» 
hergehenden Artikel dent Verfiherten eingeräumten Rechts nicht aus, wenn erft fpäter er⸗ 
hebliche Schäden entdedt werden, welche dem Berfiherten ohne fein Verfhulden under _ 
fannt geblieben waren. 

Macht der Verfiherte von dem Nechte nachträglich Gebrauch, fo muß der Verſiche⸗ 
rer die bereit8 aufgewendeten Neparaturkojten infoweit befonder8 vergüten, als durd die 
Reparatur bei dem Verkauf des Schiffs ein höherer Erlds erzielt worden ift. 


Art. 879. Bei Gütern, welche befhädigt in dem Beftimmungshafen anfommen, 
it durch Vergleichung des Bruttowerths, den fie dafelbft im befchädigten Zuftand wirk— 
lih haben, mit dem Bruttowerth, welchen fie dort im unbefchäbigten Zuftand haben wür« 
„den, zu ermitteln, wie viele Prozente des Werths der Güter verloren find, Eben fo 
viele Prozente des Verſicherungswerths find als der Betrag des Schadens anzufehen. 

Die Ermittelung des Werths, welchen die Güter im befchädigten Zuftand haben, er 
folgt durch öffentlichen Verkauf oder, wenn der Berficherer einwilligt, durch Abſchaͤßung. 
Die Ermittelung des Werths, welchen die Güter im unbefhädigten Zuftand haben wür« 
den, gefchieht nah Maaßgabe der Beftimmungen des erften und zweiten Abfapes des 
Art 612, " 


Der Berfiherer hat außerdem die Beſichtigungs-Abſchätzungs- und Verkaufskoſten 
zu tragen, 


Art. 880. Iſt ein Theil der Güter auf der Reife verloren gegangen, fo befteht 
der Schaden in eben fo vielen Prozenten des Verſicherungswerths, als Prozente des 
Werths der Güter verloren gegangen find. 


Art, 881. Wenn Güter auf der Reife in Folge eines Unfalls verkauft worden 
find, fo befteht der Schaden in dem Unterfchied zwifchen dem nah Abzug der Fracht, 
Zölle und Verkaufskoſten fi ergebenden Reinerlös der Güter und, deffen Berfiherungs- 
wertb. 
Die übernommene Gefahr endet für den Berficherer erſt mit dem Verkauf der Gü« 
ter; auch haftet der Berficherer für den Eingang des Kaufpreifes. 


Die Beftimmungen der Art, 83E—842 werden durch die Vorſchriften dieſes Arti— 
feld nicht berührt. 


Art. 882. Bei partiellem Verluſt der Fracht befteht der Schaden in demjenigen 
Zheile der bedungenen oder in deren Ermangelung der üblichen Fracht, welcher verloren 
gegangen iſt. 

Iſt die Fracht tayirt und die Zare nach Vorſchrift des vierten Abſaßes des Art, 

35 
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797 in Bezug auf seinen von dem Verficherer zu erfependen Schaden maafgebend, fo 
befteht der Schaden in eben fo vielen Prozenten der Tare, aid Prozente der bedungenen 
oder üblihen Fracht verloren find, 


Art. 833. Bei imaginärem Gewinn oder Provifion, welche von der Ankunft der 
Güter erwartet werden, befteht der Schaden, wenn die Güter im befchädigten Zuftande 
anfommen, in eben fo vielen Prozenten des ald Gewinn oder Proviiion verficherten Be— 
trags, als der nach Art. 879 zu ermittelnde Schaden an den Gütern Prozente des Ver: 
ſich erungswerths der letzteren beträgt. 

Hat ein Theil der Güter den Beſtimmungshafen nicht erreicht, fo beſteht der Scha⸗ 
den in eben ſo vielen Prozenten des als Gewinn oder Proviſion verſicherten Betrags, 
als der Werth des in dem Beftimmungshafen nicht angelangten Theils der Güter Pro- 
zente des Werths aller Güter beträgt. 

Wenn bei der Berfiherung des imaginären Gewinns in Anfehung des nicht ange- 
langten Theilg der Güter die Vorausſetzungen des Art. 864 vorhanden find, fo fommt 
von dem Schaden der im Art. 864 bezeichnete Ueberſchuß in Abzug. 


Art. 884. Bei Bodmereis oder Havereigeldern befteht im Fall eines partiellen 
Verluſtes der Schaden in dem Ausfall, welcher darin fih gründet, daß der Gegenftand, 
welcher verbodmet oder für welchen die Havereigelder vorgefhoffen oder verausgabt find, 
zur Dedung der Bodmerei- oder Havereigelder in Folge fpäterer Unfäle nicht mehr 
genügt, 


Art. 885. Der Verſicherer hat den nad den Art, 8T6—88L zu berechnenden 
Schaden vollftändig zu vergüten, wenn zum vollen Werthe verfihert war, jedoch unbe— 
ſchadet der Vorfchrift des Art, 804; war nicht zum vollen Werthe verfichert, fo bat er 
nah Maaßgabe des Art, 796 nur einen verhältnißmäßigen Theil diefes Schadens zu 
vergüten, 


Schfter Abſchnitt. 
Bezahlung des Schadens. 


Art. 886. Der Berfiherte hat, um den Erſatz eines Schadens fordern zu fün« 
nen, eine Schadendberehnung dem Berficherer mitzutheilen. 
Er muß zugleih durch genügende Belege dem Verficherer darthun: 
4) fein Intereffe: 
2) daß der verfiherte Gegenftand den Gefahren der See ausgefcht worden iſt; 
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3) den Unfall, worauf der Anfpruch geftügt wird; 
4) den Schaden und deffen Umfang, 


Art. 887. Bei der Berfiherung für fremde Rechnung bat außerdem der Berficherte 
fih darüber auszumeifen, daß er dem DVerfiherungsnehmer zum Abſchluß des Vertrags 
Auftrag ertheilt hat. Iſt die Verfiherung ohne Auftrag gefhloffen (Art. 786), fo muß 
der BVerficherte die Umftände darthun, aus welden hervorgeht, daß die Verſicherung in 
feinem Intereffe genommen ift. 


Art, 888. Als genügende Belege find anzufehen im Allgemeinen folche Belege, 
welche im Handelsverkehr namentlich wegen der Schwierigkeit der Beſchaffung anderer 
Beweife nicht beanjtandet zu werden pflegen, insbeſondere 


i) 


2) 


zum Nachweis des Intereſſe: 
bei der Verfiherung des Schiffs die üblichen Eigenthumsurkunden; 
bei der Verſicherung von Güter die Fakturen und Konnoffemente, infofern na ch 
Anhalt derfelben der Verficherte zur Verfügung über die Güter befugt er» 
fheint; 
bei der Verfiherung der Fracht die Chartepartieen und Konnofjfemente ; 
zum Nachweis der Berladung der Güter die Konnofjemente; 


3) zum Nachweis des Unfalls die Verklarung und das Schiffsjournal (Art. 488 


4) 


und 494), in Kondemnationsfällen das Erkenntniß des Prifengerihtd, in Ber» 
ſchollenheitsfaͤllen glaubhafte Beiheinigungen über die Zeit, in welder das Schiff 
den Abgangshafen verlaffen hat, und über die Nichtaukunft deffelben im Be⸗ 
ſtimmungshafen während der Verſchollenheitsftiſt; 

zum Nachweis des Schadens und deſſen Umfangs die den Gefepen oder Gebrau⸗ 
chen des Orts der Echadensermittelung entfprechenden Befihtigungd - Abihäp- 
ungsd- und VBerfteigerungsurfunden fowie die Koſtenanſchläge der Sadverftändis 
gen, ferner die quittirten Rechnungen über die ausgeführten Reparaturen und, 
andere Quittungen über geleiftete Zahlungen; in Anfehung eines partiellen Sha- 
dens am Schiff (Art. 876, 877) genügen jedoch die Befihtigungs« und Abſchaͤh · 
ungsurkunden fowie die Koftenanfhläge nur dann, wenn die etwaigen Schäden, 
welche in Abnupung, Alter, Fäulniß oder Wurmfraß ſich gründen, gehörig aus— 
gefhieden find, und wenn zugleich, fo weit es ausführbar war, folhe Sachver⸗ 
fändige zugezogen worden find, welche entweder ein für allemal obrigkeitlich be— 
fiellt oder von dem Drtögericht oder dem Landeskonſul und in deren Ermangel« 
ung oder, fofern deren Mitwirkung ſich nicht erlangen ließ, von einer anderen 


Behörde befonderd ernannt waren, 358 
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Art. 889. Auch im Fall eines Nechtsftreits it den im Art. 888 bezeichneten Ur« 
funden in der Regel und, infofern nicht befondere Umftände Bedenken erregen, Beweis- 
kraft beizulegen. 


Art. 890. Eine Vereinbarung, wodurd der DVerficherte von dem Nachweife der 
im Art, 886 erwähnten Umjtände oder eines Theil derfelben befreit wird, ift gültig, 
jedoch unbefchadet des Rechts des DVerficherers, das Gegentheil zu beweifen. 

Die bei der Verfiherung von Gütern getroffene Vereinbarung, daß das Konnoffes 
ment nicht zu produziren fei, befreit nur von dem Nachweiſe der Verladung. 


Art. 891. Bei der BVerfiherung für fremde Rechnung ift der Verfiherungsneh- 
mer ohne Beibringung einer Vollmacht des BVerfiherten Iegitimirt, über die Rechte, wel« 
he in dem Verficherungsvertrage für den Verficherten ausbedungen find, zu verfügen, fo 
wie die Berficherungsgelder zu erheben und einzuklagen. Dieſe Beitimmung gilt jedoch 
im Balle der Ertheilung einer Polize nur dann, wenn der Berfi — die Po⸗ 
lize beibringt. 

Iſt die Verſicherung ohne Auftrag genommen, fo bedarf der Verſicherungsnehmer 
zur Erhebung oder Einklagung der Berfiherungsgelder der Zuftimmung der Berficherten. 


Art. 892. Im Falle der Ertheilung einer Polize hat der Verficherer die Verfi- . 
cherungsgelder dem Verſicherten zu zahlen, wenn diefer die Polize beibringt. 


Art. 893. Der Berfiherungsnehmer iſt nicht verpflichtet, die Polize dem Berfi« 
cherten oder den Gläubigern oder der Konkursmaſſe deffelben auszuliefern, bevor er wer 
gen der gegen den Verlicherten in Bezug auf den verficherten Gegenftand ihm zuftehens 
den Anfprücde befriedigt if. Im Ball eines Schadens fann der Berfiherungsnehmer 
wegen diefer Anfprüche aus der Borderung, welche gegen den Berficherer begründet ift, 
und nah Einziehung der Berfiherungsgelder aus den lepteren vorzugsweife vor dem 
Verfiherten und vor deffen Gläubigen ſich befriedigen. 


Art. 894. Der Verfiherer macht fi dem Verſicherungsnehmer verantwortlich, 
wenn er, während diefer noch im Belipe der Polize fich befindet, durh Zahlungen, wels 
che er dem Berficherten oder den Gläuhigern oder der Konkursmaſſe deffelben leiftet, oder 
durch Berträge, welche er mit denfelben fchließt, das in dem Art, 893 bezeichnete Recht 
des Berficherungsnehmers beeinträchtigt. 

Inwiefern der Verficherer einem Dritten, welchem Rechte aus der Polize eingeräumt 
find, ſich dadurd verantwortlih macht, daß er über diefe Rechte Verträge fihließt oder 
Berfiherungsgelder zahlt, ohne die Bolize ſich zurüdgeben zu laffen oder diefelbe mit der 
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erforderlihen Bemerkung zu verfehen, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des bürgerlis 
hen Rechts. 


Art. 895. Wird der DVerfiherer auf Zahlung der Verfiherungsgelder in Anfpruch 
genommen, fo kann er bei der Verfiherung für fremde Rechnung Forderungen, welde 
ihm gegen den Berfiherungsnehmer zuftehen, nicht zur Kompenfation bringen. 


Art. 896. Der Berfierte ift befugt, nicht allein die aus einem bereits eingetre- 
tenen Unfall ihm zuftehenden, fondern auch die künftigen Entfhädigungsanfprüche einem 
Dritten abzutreten, Sit eine Polize ertheilt, welche an Drdre lautet, fo fann diefelbe 
durh Indoffament übertragen werden; in Anfehung eines ſolchen Indoffamentes kommen 
die Vorfhriften der Art. 301, 303, 305 zur Anwendung. Bei der BVerfiherung für 
fremde Rechnung ift zur Gültigkeit der erjten Uebertraguug das Indoffament des Ver— 
fiherungsnehmerd genügend, 


Art. 897. Wenn nad Ablauf zweier Monate feit der Anzeige des Unfalls die 
Schadensberehnung (Art. 886) ohne Berfhulden des Verſicherten uoch nicht vorgelegt, 
wohl aber durch ungefähre Ermittelung die Summe fejtgeitellt it, welche dem Verficherer 
mindefteus zur Laft fällt, fo hat der Zeptere diefe Summe inAnrehnung auf feine Schuld 
vorläufig zu zahlen, jedoh nicht vor Ablauf der etwa für die Zahlung der Verſicher— 
ungegelder bedungenen Friſt. Soll die Zahlungsfrift mit dem Zeitpunkt beginnen, in 
welchem dem Berficherer die Schadensberechnung mitgetheilt iſt, jo wird diefelbe im Kalle 
diefes Artikels von der Zeit an berechnet, in welcher dem Verficherer die vorläufige Er- 
mittelung mitgetheilt ift. 


Art. 898. Der Berficherer hat: 


1) in Havereifällen zu den für die Rettung, Erhaltung oder Wicderheritellung der 
verfiherten Sache nöthigen Ausgaben in Anrehnung auf feine fpäter feftzuftel« 
(ende Schuld zwei Drittel des ihm zur Laft fallenden Betrags, 


2) bei Aufbringung des Schiffs oder der Güter den vollen Betrag der ihm zur 
Laft fallenden Koften des Reklameprozeſſes, fo wie fie erforderlich werden, vorzu« 


ſchießen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Aufhebung der Verſicherung und Nückzahlung der Prämie. 


Art, 899, Wird die Unternehmung, auf welche die Verficherung fih bezieht, ganz 
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oder zum Theil von dem Berficherten aufgegeben, oder wird ohne fein Zuthun die ver- 
fiherte Sache ganz oder ein Theil derfelben der von dem Verſicherer übernommenen Ge— 
fahr nicht ausgefept, fo fann die Prämie ganz oder zu dem verhältnigmäßigen Theil bis 
auf eine dem Verſicherer gebührende Vergütung zurüdgefordert oder einbehalten "werden 
(Riftornd), 

Die Vergütung (Riftornogebühr) befteht, fofern nicht ein anderer Betrag vereinbart 
oder am Ort der Verfiherung üblich if, in einem halben Prozent der ganzen oder des 
entfprechenden Theils der Verficherungdfumme, wenn aber die Prämie nit ein Prozent 
der Berficherungsfunme erreicht, in der Hälfte der ganzen oder des verhältnißmäßigen 
Theild der Prämie. 


* 

Art. 900, Iſt die Verfiherung wegen Mangels des verficherten Intereffe - (Art. 
782) oder wegen Ueberverficherung (Art, 790) oder wegen Doppelverfiherung (Art.792) 
unwirffam und hat fih der Verficherungsnehmer bet dem Abſchluß des Vertrags und im 
Falle der Verfiherung für fremde Rechnung aud) der Berficherte bei der Ertheilung des 
Auftrags in gutem Glauben befunden, fo fann die Prämie gleichfalls bis auf die im 
Art. 899 bezeichnete Riftornogebühr zurüdgefordert oder einbehalten werden. 


Art, 904. Die Anwendung der Art.899 und 900 ift dadurch nicht ausgefchlos- 
fen, daß der Berfiherungsvertrag für den Verfiherer wegen Verlegung der Anzeigepflicht 
oder aus anderen Gründen unverbindlich. tft, felbft wenn der Berficherer ungeachtet die⸗ 
ſer Unverbindlichkeit auf die volle Prämie Anſpruch hätte, 


"Art. 902. Ein Riſtorno findet nicht ſtatt, wenn die Gefahr für den Verſicherer 
bereitö zu laufen begonnen hat. 


Art. 903, Wenn der BVerfiherer zahlungsunfähig geworden if, fo ift der Verſi— 
herte befugt, nad feiner Wahl entweder von dem Vertrage zurüdzutreten und die ganze 
Prämie zurüdzufordern oder einzubehalten, oder auf Koften des Verſicherers nad) Maaß— 
gabe des Art. 793 eine neue Verfiherung zu nehmen. Diefes Recht ſteht ihm jedoch 
nicht zu, wenn ihm wegen Erfüllung der Verpflichtungen des Verſicherers genügende ©i- 
cherheit bejtellt wird, bevor er von dem Bertrage zurüdgetreten ift oder die neue Verſi— 
herung genommen hat. 


Art, 904. Wird der verficherte Gegenftand veräußert, fo fünnen dem Erwerber 
die, dem Verſicherten nah dem Berfiherungsvertrage auch in Bezug auf künftige Uns 
fälle zuftehenden Rechte mit der Wirkung übertragen werden, daß der Erwerber den Ver« 
ficherer ebenfo in Anſpruch zu nehmen befugt iſt, ald wenn die Veräußerung nicht flatt« 
gefunden hätte und der BVerficherte felbft den Anfpruch erhöbe, 
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Der Verficherer bleibt von der Haftung für die Gefahren befreit, welche nicht ein- 
"getreten fein würden, wenn die Veräußerung unterblieben wäre. 

Er fann fih nicht nur der Einreden und Gegenforderungen bedienen, welche ibm 
unmittelbar gegen den Erwerber zuftehen, fondern auc derjenigen, welche er dem Ver— 
fiherten hätte entgegenitellen fünnen, der aus dem Verfiherungsvertrage nicht hergeleite- 
ten jedoch nur infofern, als fie bereit vor der Anzeige der Uebertragung entjtanden find: 

Durch die vorftehende Beſtimmung werden die rechtlichen Wirfungen der mittelit 

. Indoffaments erfolgten Uebertragung einer Polize, welche an Ordre lautet, nicht berührt. 


Art. 905. Die Vorſchriſten des Art. 904 gelten auch im Falle der Verfiherung 
einer Schiffspart. 

Iſt das Schiff felbft verfichert, fo kommen diefelben nur dann zur Anwendung, 
wenn das Schiff während einer Reife veräußert wird. Anfang und Ende der Reife be- 
ftimmen fih nad Art, 827, Iſt das Schiff auf Zeit oder für mehrere Reifen (Art. 
760) verfichert, fo dauert die Berfiherung im Balle der Veräußerung während einer 
Reife nur bis zur Entlöfhung des Schiffs im nächſten Beſtimmungshafen (Art. 827). 


Zwölfter Zitel. 
Bon der Verjährung. 


Art. 906. Die im Art, 757 aufgeführten Forderungen verjähren in einem Jahre, 
Es beträgt jedoch die Verjährungsfrift zwei Jahre: 

4) für die aus den Dienſt- und Heuerverträgen herrührenden Forderungen der 
Schiffsbefagung, wenn die Entlaffung jenfeits des Vorgebirges der guten Hoff: 
nung oder des Cap Horn erfolgt ift; 

2) für die aus dem Zufammenjtog von Schiffen bergeleiteten Entfhädigungsfor« 
derungen, 


Art. 907. Die nad dem vorftehenden Artikel eintretende Verjährung bezieht fi 
zugleich auf die perfönlichen Anſprüche, welche dem Gläubiger etwa gegen den Rheder 
oder eine Perfon der Schiffsbeſatzung zuſtehen. 


Art. 908. Die Verjährung beginnt: 

1) in Anfehung der Forderungen der Schiffsbefagung (Art: 757 gif. 4) mit dem 
Ablauf des Tags, an welchem das Dienft oder Heuerverhälniß endet, und falle 
die Anftellung der Klage früher möglich und zuläffig ift, mit dem Ablauf des 
Tags, an welchem diefe Borausfegung zutrifft; jedoch kommt das Recht, DBore 
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ſchuß- und Abfchlagszahlungen zu verlangen, für den Beginn der Verjährung 

nicht in Betracht; 
2) in Anfehung der Forderungen wegen Beſchädigung oder verfpäteter Ablieferung 
“von Gütern« und Reifeeffetten (Art. 757 Ziffer 8 und 10) und wegen der Bei 
träge zur großen Haverei (Art, 757 Ziff. 6) mit dem Ablaufe des Tags, an 
weldhem die Ablieferung erfolgt ift, in Anfehung der Forderungen wegen Richt« 
ablieferung von Gütern, mit dem Ablauf des Tags, an welchem das Schiff den 
Hafen erreicht, wo die Ablieferung erfolgen follte, und wenn diefer Hafen nicht 
erreicht wird, mit dem Ablaufe des Tags, an welchem der Betheiligte ſowohl 
biervon als auch von dem Schaden zuerit Kenntnif gehabt hat; 
in Anfehung der nicht unter die Ziffer 2 fallenden Forderungen aus dem Ber 
fhulden einer Perfon der Schiffsbefagung (Art. 757 Ziffer 10) mit dem Ablauf 
des Tags, an welchem der Betheiligte von dem Schaden Kenntniß erlangt hat, 
in Anfehung der Entfhädigungsforderungen wegen des Zufammenftoßes von 
Schiffen jedoh mit dem Ablaufe ded Tags, an welchem der Zufammenftoß ftatt- 
gefunden hat; 

4) in Anfehung aller anderen Borderungen mit dem Ablaufe des Tags, an welchem 

die Zorderung fällig geworden ift. 

Art. 909, Ferner verjähren in einem Jahre die auf den Gütern wegen der Fracht 
nebft allen Nebengebühren, wegen des Liegegeldes, der ausgelegten Zölle und fonftigen 
Auslagen, wegen der Bodmereigelder, der Beiträge zur großen Haverei und der Berg- 
ungs: und Hülfsfoften haftenden Forderungen, fowie alle perfönlihen Anfprüdhe gegen 
die Ladungsbetheiligten und die Forderungen wegen der Ueberfahrtsgelder. 

Die Verjährung beginnt in Anfehung der Beiträge zur großen Haverei mit dem 
Ablaufe des Tags, an welchem die beitragspflihtigeu Güter abgeliefert find, in Anſeh— 
ung der übrigen Forderungen mit dem Ablaufe des Tags, qu welchem die Fälligkeit ein 
getreten ift. 

Art. 910. Es verjähren in fünf Jahren Borderungen des Berfihererd und des 
Berfiherten aus dem BVerfiherungsvertrag. 

Die Verjährung beginnt mit dem Ablauf des Iepten Tags des Jahrs, in welchem 
die verficherte Reife beendigt ift, und bei der BVerfiherung auf Zeit mit dem Ablaufe 
des Tags, an welchem die Berficherungszeit endet. Eie beginnt, wenn das Schiff ver 
ſchollen iſt, mit dem Ablaufe des Zags, an weldhem die Verſchollenheitsfriſt endet. 

Art. 941. Eine Forderung, welche nah den Art, 906— 910 verjährt it, kann 
auch im Wege der Kompenfation oder font ald Gegenforderung micht geltend gemacht 
werden, wenn fie zur Zeit der Entftehung der anderen Forderung bereits verjährt war. 


3 
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Miniiterial-Verordnung 


zur Ausführung des allgemeinen deutſchen Handels-Gejegbuhs und des Geſetzes 
vom 23. Februar 1863, die Einführung des allgemeinen deutfchen Dandels- 
Geſetzbuchs betreffend, vom 28. März 1853. 


Die Borfhriften, welhe zur Ausführung des allgemeinen deutfhen Handels-Geſeß⸗ 
buches, fowie des die Einführung deffelben betreffenden Geſetzes vom 23. Februar d. J. 
erforderlih und beziehungäweife in den $$. 6 und 30 des Iepteren Geſetzes vorbehalten 
worden find, werden auf Grund eingeholter Höchſter Entfliefung in Nachſtehendem 
erteilt: 


L Form und Führung des Handels:Megifters. 


Allgemeine Beftimmungen. 


e F. 1. 
1. Das Handeld-Regifter iſt beſtimmt: 
I) zur Eintragung der Handeld-Firmen (Art. 19, 20, 21, 25, 26 des Han- 
dels⸗Geſetzbuchs); 
2) zur Eintragung der Prokuren (Art. 45, 46 des Handels-Geſetzbuchs); 
3) zur Eintragung der Rechtöverhältniffe aller Handelögefellihaften, nämlich: 
a) der offenen Handelögefellihaften (Art. 86—89, 110, 115, 129 und 
135 des Handels-Gefegbuche ; 
b) der Kommandit-Gefellfhaften (Art. 151—156, 163, 171, 172 des 
des Handeld- Gefepbuds; 
ec) der Kommandit-Gefellfhaften auf Aktien (Art. 173—179, 198, 201 
— 203, 205 des Handels Gefepbuds; 
d) der Aktien-Gefellfhaften (Art. 207—212, 214, 228, 233, 243,244, 
247, 248 des Handels-Geſetzbuchs.) 

I. Für Höfer, Trödler, Haufirer und dergleihen Handeldleute von geringem Gewer- 
bebetriebe, ferner für Wirthe, gewöhnliche Buhrleute, gewöhnlihe Schiffer und für 
Berfonen, deren Gewerbe nicht über den Umfang des Handwerföbetriebes hinaus- 
geht, wird das Handels-Negifter nicht geführt; es findet in das leptere für jene 
Verſonen keinerlei Eintragung Statt, namentlich nicht die Eintragung einer Fir- 
ma, einer Profura oder eines Gefellfchaftsverhältniffes (Art. 10 des Handels-Ge- 
ſetzbuchs, $. 3 des Einführungsgefepes). 
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III. Das Handels-Regifter ift Öffentlich. Die Deffentlichfeit Aufert fih dadurd, daß 


VI. 


die Einſicht desſelben während der gewöhnlichen Dienſtſtunden einem Jeden ge— 
fattet ift und daß von den Eintragungen gegen Erlegung der Koften eine auf 


Verlangen zu beglaubigende Abfchrift gefordert werden kann, 


Auch iſt regelmäßig jede Eintragung dur eine oder mehrere Anzeigen in 
Öffentlichen Blättern befannt zu machen (Art. 12—14 verglihen mit Art, 151, 
156, 171, 176, 198, 210, 214 des Handels-Gefepbudhs). 


. Die in dem Handels» Gefepbuche vorgefchriebenen Eintragungen in das Han— 


delö-Regifter follen nur zwar auf Anmeldungen der Betheiligten erfolgen, es haben 
jedoch die Gerichte, welchen die Führung des Handels-Megifters obliegt, die 
Betheiligten von Amtswegen durch DOrdnungsftrafen anzuhalten, daß die erfor» 
derlichen Anmeldungen und die damit in einzelnen Fällen zu verbindenden Zeich 
nungen der Birmen und Unterfchriften gefcheben, daß ferner fih Niemand 
einer ihm nach den Vorſchriften des Handels-Geſetzbuchs nicht zuftehenden Firma 
bedient, ine Ausnahme von der Regel, wonach die Betheiligten zur Anmeldung 
ihrer Fitmen von Amtswegen durch Ordnungsftrafen anzuhalten find, findet hin— 
fihtlih der im $. 3 Abfapg 1 und 2 des Einführungsgefeges erwähnten Ein- 
tragungen Statt. 


Die zur Gintragung in das Handels-Regifter beftimmten Anmeldungen müffen 
von den Betheiligten entweder perfönlih vor dem zuftändigen Gerichte erklärt 
oder in Öffentlich beglaubiyter Form bei demfelben eingereicht werden. Diefelbe 
Vorſchrift gilt für die Zeichnung oder Einreihung der Zeichnung einer Firma 
oder Unterfchrift’ (Art. 19, 45, 88, 135, 151, 152, 153, 155, 156, 177, 
228 des Handelsgeſetzbuchs, $. 7 des Einführungsgefepes). 


Es wird noch befonders darauf bingewiefen, daß die Vorfchriften über die Ans 
meldung und Gintragung der Handeld-Firmen, fowie der Rechtöverhältniffe der 
Handelsgefellfhaften und über die Zeichnung der Firmen und Unterfhriften im 
Allgemeinen auch auf diejenigen Kaufleute, welche vor Eintritt der Geltung des 
Handelsgefegbuchs ihren Gefhäftsbetrieb begonnen hatten, und auf die vor diefem 
Zeitpunfte bereits errichteten Handelegefellihaften Anwendung finden ($. 34 fla. 
des Ginführungsgefehes), und daß eine vor dem Eintritt der Geltung des Han« 
del8-Gefepbuchs ertheilte und fpäter nicht beftätigte oder erneuerte Profura als 
eine Profura im Sinne des Handels: Gefegbuhs und als geeignet zur Eintrags 
ung in das Handeld-Regifter nicht anzufehen it ($. 40 des Einführungägefepes). 
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Dbliegenheiten der Berwaltungsbehärden. 


S. 2, 

Die Fürſtlichen Landrathsämter haben die Handelögerihte in Erfüllung ihrer Ob— 
liegenheit, von Amtswegen die: Betheiligten zur Anmeldung aller nah den Beſtimmungen 
des allgemeinen deutſchen Handels-Gefepbuhs und des Einführungsgefepes in das Han- 
dels-Regifter einzutragenden Thatiachen anzuhalten, in geeigneter Weife zu unterftüpen, 
insbefondere denfelben über derartige Thatfachen, z. B. über heitehende Handeld-Firmen 
und deren Inhaber, über Aenderungen der Firmen x. auf Erſuchen die erforderliche Aus- 
kunft ® ertheilen. 


Auf die im $. 4 des Ginfüprungagefepes gedachte Enıfcheidung des Fürſtlichen Land⸗ 
rathsamts kann der Betheiligte nicht provociren; fie wird nur durch einen Antrag des 
Handelögerichts, wenn dieſes felbft im Zweifel iſt, veranlaßt. 

Die fraglihe Entfheidung ift von dem Fuͤrſtlichen Landrathsamt nach kurzer ſach— 
gemäßer Erörterung zu ertheilen und zünächſt dem Betheiligten zu eröffnen, damit der— 
felbe nah Befinden innerhalb der gefeglichen Fritt von zehn Tagen Rekurs an das Fürft- 
lihe Minifterium einwenden fann. 

Sobald eine endgültige Entfheidung ($. 8 Abfag 2 des Einführungsgefeges) 
vorliegt, ift folhe im Original oder in beglaubigter Abfchrift dem Handelögerichte mit 
einer Notiz darüber, daß und wann fie dem Betheiligten eröffnet worden und daß fie 
endgültig fei, von dem Bürftlichen Landrathsamt mitzutheilen. 


Anlegung und Einrichtung der Handels-Regiiter. 


8. 4, 

Jedes Handelagericht hat Ein Handels-Regifter für feinen Bezirk zu führen, wel- 
des jedoh aus mehreren Bänden beitehen kann, in einzelner Band joll in ‚der Re— 
gel nicht über Dreihundert Blätter enthalten. 

Feder Band ijt alsbald bei feiner Anlegung auf allen Seiten mit fortlaufenden 
arabifhen Ziffern zu paginiren und in der durch 8.9 des Geſetzes vom 6. März 1833 
für die Depoflten- Bücher vorgefchriebenen Form zu beglaubigen. 

Ueber das Handeld-Regifter eines jeden Gerichtsbezirks it ein befonderes alphabe- 
tifches Namens-Regifter zu führen, in welches die Firmen, die Namen ihrer Inhaber, die 
Mitglieder der offenen Handelögefellichaften, die perfönlich verantwortlichen Geſellſchafter 
und die Kommanditiften der Kommandit-Gefellfchaften, die Borftände der Aftien-Beiell- 
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ſchaften, Die perfänlich verantwortlichen Gefelfchafter der Kommandit-Gefellihaften auf 
Aktien, endlich alle Liquidatoren und Profuriften einzutragen find 


63. 

Für jede Firma ift in dem Handels-Regifter ein befonderes, in der Regel zwei Sei- 
ten umfaffendes Folium anzulegen, auf welches alle diefe Firma betreffenden Einträge 
zu bringen find. 

Die Folien erhalten fortlaufende Nummern. 

Jedes Folium enthält drei Rubriken. 

In die erfte Rubrik werden die Firmen, in die zweite die Inhaber der Firmen, in 
die dritte die Profuriften, die Mitglieder des Borftands einer Altien-Gejelfhaft und 
die Liquidatoren einer Gefellichaft, und zwar in jeder Rubrik unter fortlaufenden Rum- 
mern, eingetragen. 

Regelmäßig wird für die erfte Rubrik die obere Hälfte der erften Seite, für die 
zweite Rubrik die untere Hälfte der erften und die obere Hälfte der zweiten Seite, für 
die dritte Rubrik die untere Hälfte der zweiten Seite beftimmt. Erſcheint jedoch ein 
Raum von zwei Seiten mit Rüdfiht auf den Umfang des betreffenden Handelögefchäfts, 
die Zahl der Inhaber oder die fonftigen Verhältniffe von vorn herein ald ungenügend, 
jo können ausnahmsweife auch mehrere Blätter des Regifterd unter angemeffener Ver: 
tbeilung des Raums auf die einzelnen Rubriken für ein Folium beftimmt werden. 

Zehlt es auf einem Folium an Raum zu weiteren Einträgen, fo wird auf den näch— 
ten noch disponiblen Blättern des Bandes oder in einem neuen Bande ein Supple- 
ment-Foltum angelegt und es ift dabei durch die Worte: 

„Bortfepung Seite... Band... .* 
am Schluffe des Foliums bezüglich der Rubrik und durch die Worte: 

„Bortfegung von Folium ... Seite... Band... .“ 
über den Linien des Supplement-Boliums von dem urfprünglichen Folium auf das Gup- 
plement-Bolium und von diefem auf jened zu verweifen. 


8. 6. 

"ode Seite des Handels-Regifters ift in allen drei Rubriken durch fenkrechte Linien 
in drei Spalten von ungleicher Breite abzutheilen, von denen die erſte und fchmalfte 
zur linken Seite für die fortlaufenden Nummern der Einträge ($. 5 Abfag A), die mitt- 
lere und breitete für die Einträge ſelbſt und die dritte zur rechten Seite für Anmerf: 
ungen beftimmt iſt. 

Jeder für fich beftehende Eintrag ift durch eine Querlinie über die ganze Breite der 
Blattfeite von den folgenden Einträgen abzufondern. 
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Form der Regifter-Bührung. | 
57 
Rücfichtlih der Form der Führung der Handels-Regifter und der alphabetifhen 
Namens-Regifter gelten folgende Vorſchriften. 


8. 8. 

Die erſte Rubrik eines jeden Foliums erhält die Ueberfhrift: „Birma, 

Dei Kommandit» Gefellihaften auf Aktien und bei Aktien-Geſellſchaften erfolgt die 
Eintragung des Gefellfhaftsvertrages und der Genehmigungsurkunde (Art. 176 und 
210 des Handels-Geſeßbuches) in der Weife, daß diefe Urkunden, welche zu denFirmen⸗ 
Alten ($. 20) zu nehmen find, in der erjten Rubrik bei dem Eintrage der Firma unter 
Berweifnng auf die betreffenden Stellen der Firmen-Akten angeführt werden. 

Wird der Gefellfhaftsvertrag abgeändert, fo iſt diefes gleichfalls unter Angabe des 
Datums des Abänderungsvertragd und der Genehmigungsurfunde, welche zu den Fir- 
men-Aften zu nehmen find, ingleihen unter Verweiſung auf die betreffenden Stellen der 
Firmen⸗Akten einzutragen. 


8. 9. 

Die zweite Rubrik erhält die Ueberſchrift: „Inhaber,“ 

Mehrere gleichzeitig einzutragende Inhaber der Birma werden unter fortlaufenden 
Budftaben (a, b, c zc.) eingetragen, mögen diefelben offene Gefellfhafter oder Komman- 
ditiſten fein, 

Sind bei einer offenen Geſellſchaft einzelne Gefellfhafter von der Vertretung aus- 
gefhlofen oder darf das Recht der Vertretung nur in Gemeinfhaft ausgeübt werden 
(Art. 86 Nr. 4, Art. 115 des Handeld-Gefepbuhs), fo ift diefes in befonderen Ein- 
trägen zu bemerken, 

Ebenfo ift bei der Kommandit-Gefellfhaft — nicht aber bei der ftillen Geſellſchaft, 
welche überhaupt nicht in das Handels» Regifter eingetragen wird (Art. 250 flg. des 
Handels⸗Geſetzbuchs) — die Qualität jedes Kommanditiften als folchen und der Betrag 
feiner Einlage (Art. 151 Nr. 4 des Handeld-Gefepgbuds) in einem befonderen Eiptrage 
zu bemerken. 

Bei Kommandit ⸗Geſellſchaften auf Aktien und bei Aktien⸗Geſellſchaften find die In— 
baber der Aktien im Allgemeinen („die Inhaber der Kommandit-Aktien der Bank in N“, 
die Inhaber der Aktien der Diseonto-Bank in A“) aufzuführen. Die Zahl und der Be- 
trag der Aktien oder Altien-Antheile ift in einem befonderen Eintrage zu bemerken. 


$. 10. 
Die dritte Rubrik erhält die Ueberſchrift: „Vertreter.“ 
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Werden mehrere Perfonen einer der nah $. 5 Abſ. A hierher gehörigen Kategorien 
gleichzeitig eingetragen, oder ift eine Profura mehreren Perſonen gemeinschaftlich ertheilt 
worden (Art, 41 Abfapg 3 des Handels-Geſetzbuchs), fo kommen die Vorfihriften des 
vorhergehenden Paragraphen Abfag 2 und 3 gleichfalls in Anwendung. 


g. 11. 


Die Führung des Handelö-Regifters liegt regelmäßig einer bei dem Gerichte ange: 
ftellten, verpflichteten Perfon ob, welche von dem Borftande ded Gerichtes bleibend damit 
zu beauftragen ift. 

Die Vertretung des Regifter- Führers richtet fih nad den im Allgemeinen geltenden 
Regeln. 

8§. 12. 


Eine Eintragung in das Handels-Regiſter darf nur auf Grund eines dieſelbe an« 
ordnenden gerichtlichen Befchluffes erfolgen, welder zu den Zirmen-Atten (8. 20) zu 
bringen iſt. 

Die Einträge find zwar vollftändig und deutlich, aber möglichit kurz abzufaffen. 

Jeder Eintrag beginnt mit der Angabe des Tages, Monates und Jahres, in wel« 
chem er erfolgt, und ift von dem Vorſtande des Gerichtes oder deffen Stellvertreter und 
von dem Führer des Handels-Regiſters zu unterfchreiben oder zu figniren, was, um Raum 
zu erfparen, in der erjten Spalte (für die laufende Nummer) gefchehen kann, 

Am Schluſſe jedes Eintrags iſt das Datum des gerichtlichen Beſchluſſes anzuge- 
ben, auf den der Eintrag ſich gründet, und in der dritten Spalte (für Anmerkungen) 
ift auf den Band und »ie Blattfeite der Firmen-Akten ($. 20) zu verweifen, wo der 
Beſchluß und deffen Unterlagen zu finden find, 


8. 13. 


Am Handeld-Regifer darf nichts ohne rechtfertigende, vom Führer des Handels— 
Regifterd zu unterzeichnende Seitenbemerfung, welcher ihre Stelle in der Spalte der 
Anmgkungen ($ 6 Abj. 1) zu geben iſt, ausgeſtrichen, Zu radirt oder corrigirt were 
den, aud find Zwiſchenſchriften zu vermeiden. 

Veränderungen, welche mit dem Gegenjtande eines Eintrags vorgehen, dürfen im 
Handels-Regifter jtets nur in Form bejonderer Einträge bemerkt werden. 

Wird ein Eintrag oder eine in der Spalte der Anmerkungen befindliche Bemert- 
ung durch einen fpäteren Eintrag ganz wegfällig, fo ift ſowohl der erledigte Eintrag be— 
züglich die erledigte Bemerkung, ald auch die den Wegfall bezeichnende Bemerkung (z.B. 
„Beſchränkung wegfallen“) zu unterlinüren, 
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Voͤllig erledigte Folien find nah dem. erfolgten Tepten Gintrage (f. Formular B 
Bol. 6 Firma Nr, 3, Fol. 7 Birma Nr, 2) mit einer Diagonal-Linie zu durchftreichen. 


8. 14, 


Jeder Eintrag, der fih auf den Gegenftand eines früheren, in derjeiben Rubrik 
- Befindlichen Eintrags bezieht, ift in der Epalte der Anmerkungen mit einer Verweiſung 
auf die Nummer jenes früheren Eintrags — zu Nr. — zu verfehen. 

"Ebenfo ift neben dem früheren Eintrage in der Epalte der Anmerkungen auf den 
fpäteren Eintrag, mittelft deffen eine mit dem Gegenftande des früheren Eintrages vor 
gegangene Veränderung im Handels-Regiſter bemerkt wird, durch ein paffendes Wort 
(G . B. „verändert“, „weggefallen“, „beſchränkt“, „Beſchränkung weggefallen“) mit Beis 
fügung der Nummer diefes fpäteren Eintrags zu verweifen, 


8. 15. 


Die Firmen, ferner die Namen der Inhaber derfelten, der Profurifien, der Mitglie- 
der des Boritandes einer AktiensGefellfchaft und der Liquidatoren find in dem Gintrage 
der Firma, bezüglich in dem Eintrage der bezeichneten Namen mit lateinifchen Buchfta- 
ben zu fhreiben, 


8. 16, 
Die Eintragungen in das Handels-Negifter find,, fofern denfelben ein Bedenken 
wit entgegenfteht, mit moͤg ichſter Befchleunigung zu befhließen und zu bewirken. 
Etwaige Zurüdweifungsbefchlüffe find dem Antragfteller, unter Angabe der Gründe, 
ebenfalls mit thunlichſter Beſchleunigung zu eröffnen. 


8. 17, 


Wird eine Profura, die Veftellung eines Liquidatord, welcher nit zu den bis⸗ 
Berigen Befellichaftern gehört (Art. 133 des Handels-Geſetzbuchs), oder die Beftellung 
von Mitgliedern des Borftandes einer NAftien-Gefellfhaft von Perfonen, welche hierzu 
berechtigt find, widerrufen, oder ein Liquidator, welcher nicht zu den bisherigen Geſell— 
ſchaftern gehört, durch den Richter abberufen (Art, 134 des Handeld-Gefepbuds), fo. tt 
ein gegen Eintragung diefes Widerrufes oder diefer Abberufung in das Handels-Negi« 
fter erhobener Widerfpruch auch dann nicht zu beachten, wenn derfelbe mit einem Nechts« 
mittel verbunden wird, Es ift jedoch auf das etwa eingewendete Rechtsmittel längftens 
binnen acht Tagen Bericht zu erftatten, 

Dur die Beftimmungen diefes Paragraphen werden etwaige Entihädigungsan- 


fprüde aus beftehenden Berträgen nicht berüßrt, 
37 


——— — — — — —— BER 
— = 
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Penn eine vor dem 1, Juli 1863 rechtäbeftändig errichtete e Snddietäitet der 
im $. 37 des Einführungsgefepes bemerften Art (Kommandit-Gefellfchaft auf Aktien oder 
Altien-Gefelihaft, Art. 173—249 des Handels-Gefepbuchs) ihre Eintragung in das 
Handelö-Regifter nachſucht, fo genügt 

1) die Beibringung des Gefellfhaftövertrages und 

2) der Nachweis, daß derjelbe die ftaatlihe Genehmigung erlangt hat. Sit leßtere 
erft nach dem 1. Juli 1863 erfolgt, fo bedarf es außerdem nod 

3) des Nachweiſes, daß das Minifterium die Gefellfhaft als vor dem 4. Zuli 1863 
rechtöbeftändig errichtet anerkannt habe. 

Sind die Vorfhriften des vorhergehenden Abfapes erfüllt, fo ift in der erften Rubrik 
des betreffenden Foliums des Handels-Regifters und zwar unmittelbar nach der Anfühe 
zung des Gefellfchaftövertrages und der Genehmigungsurfunde ($ 8 Abfap 2) bezüglich 
derjenigen Urkunde, durch welche der vorftehend unter Ziffer 3 gedachte Nachweis geführt 
wird, zu bemerken, daß die Gefellihaft vor dem 1. Juli 1863 rechtögültig errichtet fei. 


8. 19. 


Zur Erläuterung der in den vorfichenden 88. 5 flg. enthaltenen Vorſchriften ift 
diefer Verordnung unter B ein Formular beigefügt. 

Die Gerichte, denen die Führung der Handels-Regifter obliegt, haben diefe Handels- 
Regifter und die Namenö-Regifter dazu von dem Bürftlihen Minifterium zu beziehen, 


Ulten- Führung. 


8. 20. 


Sämmtliche, eine Eintragung in das Handeld-Regifter betreffende Eingaben, Pros 
tofolle, Auöfertigungen und Beſchlüſſe, fowie ſämmtliche fonftige Unterlagen und Belege, 
auf welhe die Einträge fih gründen, find zu befonderen Akten (Firmen- Akten) zu nehmen, 

Denn die Unterlagen, welche erforderlid find, um den Eintrag in das Handels» 
Negifter zu bewirken, in der Gefegfammlung veröffentlicht find, fo brauchen diefelben zu 
den Firmen- Akten nicht eingereicht zu werden, Es genügt eine Bezugnahme auf die er 
folgte Beröffentlihung in der Gefepfammlung unter Bezeihnung des Jahrganges und 
der. Seitenzahlen. 

Iſt die Eintragung in das Handels-Regiiter bewirtt worden, ſo iſt dieſes in den 
Firmen⸗Akten zu bemerken unter Angabe des Zeitpunktes nah Tag, Monat und Jahr, 
an welhem der Eintrag erfolgt, und der Stelle im Handels-Regifter nach Band, For 
lium und Blattfeite, wo derfelbe zu finden if. 
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8. 21, 

Außer den nah Art. 12 Abfap 2 des Handels⸗Geſeßbuchs auf Erfordern zu er 
thellenden Abſchriften hat das Gericht auf Verlangen über jede Eintragung in das Han⸗ 
dels⸗⸗Regiſter ein deren Inhalt bezeugendes Atteft auszuftellen, 

Diefes Atteft it jedesmal zugleich darauf zu erfireden, ob und inwiefern eine die 
Wirkfamkeit der Eintragung berührende Thatſache eingetragen iſt. Findet ſich eine ſolche 
Thatſache eingetragen, fo iſt der vollftändige Inhalt des diefelbe betreffenden Eintrages 
in das Atteft mit aufzunehmen, 


Beröffentligung der Einträge 


8. 22, 

Die im Artikel 14 Abfap 1 des Handels⸗Geſetzbuchs vorgefriebene Bekanntmach⸗ 
ung ift von jedem Handelsgerichte aljährlih im Monate December durch das Amts» und 
Berordnungsblatt und außerdem nach deffen Ermeffen durd ein anderes öffentliches Blatt 
zu erlaſſen. 


8, 23, 
Die Öffentlihe Belanntmadhung einer Eintragung in das Hanbels-Negifter iſt ohne 
Berzug und ohne daß eine andere Eintragung abgewartet werden darf, zu veranlaflen, 


II. ee in die Grund: nnd Sypotbefenbücher. 


8 24, 

Ruͤckfichtlich des Eintragens des Eigentums an Grundftüden, der Pfandrechte, ſo⸗ 
wie überhaupt aller der Gintragung in öÖffentlihe Bücher fähigen Rechte, weldhe zu dem 
Dermögen einer Handelögefellfhaft gehören, in die Grund» und Hypothekenbuͤcher ($.12 
des Einführungsgefepes) gelten die Vorſchriften des Gefepes, die Grund» und Hypothes 
fenbücher 2c. betr,, vom 20. November 1858, der Ausführungsverordnung zu diefem Ger 
fege vom 22. November 1858 und der 88. 12, 13, 14 und 15 des Einführungdges 
fepes, fowie folgende Beftimmungen, 


8. 25. 

Benn eine offene Handelsgefellihaft außer ihrer Birma aud noch die Namen der 
fimmtlihen Inhaber in das Grund und Hypothekenbuch eintragen Taffen will ($$. 12, 
14 und 15 des Einführungsgefepes, Art, 411, 164 und 213 des Handels-Geſegbuchs), 
fo hat fie den Nachweis darüber, welche Perfonen Inhaber der Birma * durch ein 
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auf Grund des Bandels Regiſters audzuftellendes gerichtliches Zeugniß bei der Grunde 
und Hupothefenbehörde zu führen, 

Ergiebt fih- aus diefem Zeugniſſe, daß ein Handelsgeſellſchafter oder mehrere derfel« 
ben. von der Befugniß, die Gefellfchaft zu vertreten. oder allein zu vertreten, ausgeſchlos— 
fen find (Art. 86 Nr. 4, Art. 87 und Urt. 115 des Handels-Geſetzbuchs), ſo it das 
Eigenthumsrerhältniß unter Angabe der Birma und der Inhaber derfelben ſtets von 
Umtswegen, ohne daß ein etwaiger Verzicht der verfügungsberechtigten Geſellſchafter 
hierauf von Einfluß it, in das Grund» und Hypothekenbuch einzutragen und die Be— 
ſchränkung einzelner Geſellſchafter in der Verfügungsbefugniß über das Grundſtück als 
Beſchränkung des Eigenthums beſonders einzutragen. 

Läßt eine Kommandit-Geſellſchaft außer der Firma die Namen der ſämmtlichen In« 
baber der Firma eintragen, fo it in Bezug. auf die Eintragung des Eigenthumsverhält« 
niffes und der Befchränfung der Kommanditiften zufolge diefer von der Führung der Ge— 
ſchaͤfte der Geſellſchaft ausſchließenden Eigenſchaft (Art. 158 des Handels— — 
in das Grund- und Hypothekenbuch in gleicher Weiſe zu verfahren. 

Eine Mittheilung an die Katajter- Behörde hat in derartigen Fällen nicht ſtattzufin⸗ 
den, da in den Eigenthumsverhältniſſen eine Aenderung nicht eintritt, vielmehr das Ei— 
genthum bei der Birma, welcher das Objekt. dur die Beſtätigungsurkunde übereignet 
und im Slatafter zugefchrieben ift, nach. wie vor verbleibt, 

Menn-das Gericht, welches die Eintragung in das Grunds und Hypothekenbuch zu 
bewirken bat, zugleich das Handels-Regüter über die Firma führt, genügt ftatt des ge 
richtlihen Zeugniffes etne. beglaubigte. Abfhrift des Holiums im Handels-Regiſter. 


‚III. Konfurs:Gröffuung über das Vermögen einer offenen Sandelsgefelfchaft 
oder Rommandit:Gefellichaft oder Kommandit-Gefellichaft auf Aktien. 


8 26 


Wird über das Dermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer Kommandit« 
Geſellſchaft oder einer Kommanditgefelligaft auf Aktien der Konkurs eröffnet und ber - 
Konfurs-Nichter it zur Eröffnung und bezüglich Peitung des Konkurfes über das Pris 
vat-Bermögen des einen oder anderen perjönlich haftenden Geſellſchafters nicht: zugleich 
kompetent, fo bat er von der erfolgten Konkurs. Eröffnung über das Gefellihaftsvermöds 
gen dem zuftändigen Gerichte — wenn daſſelbe dem Konfurs-Richter befannt it — bes 
hufs Wahrnehmung des nach $. 17 des Einführungsgefeped weiter Erforderlichen ohne 
Verzug Nachricht zu geben und Ddemfelben zugleih eine beglaubigte Abſchrift des 
der betieffenden Handelsgeſellſchaft in dem Handeld-Negiiler eingeraͤumten Foliums mis 
zutheilen. 
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E21; 

Bis am Erlaß von Beftimmungen über die in Handelsfachen zu berechnenden Ge— 
bühren im Wege der Gefepgebung ($. 29 des Einführungsgefeped) finden im Allgemei- 
nen die Gebührenfüge der Tandeöherrlichen Verordnung, die Gebührentare der Gerichts— 
behörden, Sachwalter und Notare betreffend, vom 15. December 1855 Anwendung. 

- Daneben wird jedoch Folgendes bejtimmt: 

a) für jede Eintragung in das Handels-Negifter mit Einfluß der diefelbe vorbe- 
reitenden Verhandlungen und Befchlüffe, fowie-mit Einfhluß der. im Artikel 13 des 
Handels-Geſetzbuchs vorgefchriebenen öffentlichen Bekanntmachung, mit Aueſchluß jedoch 
aller durch die Einleitung des im $. 8 des Einführungsgefepes geordneten Zmangäver- 
fahrens veranlaßten gerichtlihen Gefhäfte und der Ausfertigung der nah $. 21 _diefer 
Berordnung auf Berlangen zu ertheilenden Zeugniffe find außer den Verlägen je 
nad dem Umfange der Mühewaltung und der Größe des Handelögefhäfts gehn Gro- 
fhen bis zwei Thaler an Gerihtöfporteln zn erheben, 

Wurde die Eintragung aber auf Grund einer Anmeldung bewirkt, welche in 
Gemäßheit des $. 29 dieſer Verordnung, alfo vor dem 4. Juli 1863 erfolgt ift, fo fin« 
det nur die Hälfte der in dem vorhergehenden Abfage beitimmten Sportel Statt. 

. b) Für die Eintragung oder die Löihung der Befhränfung einer Verfügungsbe- 
fugniß einzelner Eigenthümer in dag Grund« und Hypotheken-Buch ($. 25) find fünf 
Groͤſchen bis ein Thaler zu erheben. 

ec) Für die Iandeöherrlihe Genehmigung zur Errihtung einer Atien-Gefelfchaft 
oder einer Kommandit-Gefellfhaft auf Aktien (Art, 174 und 208 des Handels-Geſetz⸗ 
buchd), fowie zu Abänderungen des Gefellfhaftsvertrages bei Handelsgefellfhaften der 
gedachten Art (Art. 198, 203, 247 und 248 des Handels · Geſetbuchs) ſind fünf Tha— 
ler bis Einhundert Thaler in Anſaß zu bringen, 


V. Gerichte in Sandelsfachen. 


8. 28, 

Für die Drte, an welden feine befondern Handeldgerichte errichtet find, für 
welche daher die den Handeldgerichten in dem Handelsgefepgbuche und dem Einführungs. 
geſetze dazu zugewieſenen Geſchäfte den ordentlichen. Gerichten übertragen find ($. 30 
des Einführungsgefeges), treten die nachjtehenden Beſtimmungen äber die Kompetenz der 
Gerichtsbehöiden ein, 
1. 
In Anſehung der Rechtöſtreitigkeiten kommen die Vorſchriften des demuuaͤchſt 
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erfheinenden Geſehes über die Zuftädigkeitder Berichte und den Inftanzenzug in bürger 
lichen Retöftreitigkeiten zur Anwendung. 
2: k 

Zur Führung der Handels. Regifter, fowie für die Handlungen der freiwils- 
ligen Gerichtsbarkeit und folder, zu deren Vornahme nah den Beftimmungen des 
Handels. Gefepbuch8 die Handelsgerichte angewiefen werden koͤnnen, ohne daf die Sache 
in einen Rechtöftreit übergeht, find die Juftizämter, bezüglich Abteilung für die freiwil⸗ 
lige Gerichtsbarkeit, zuftändig. Gegen ihre Beſchlüſſe findet Berufung an das zuftändige 
Kreisgeriht als letzte Inftanz Statt. Diefe Berufung ift an keine Friſt gebunden, hat 
aber auch nicht auffhiebende Wirkung. 


3. 

Die in den 88. 8 und 9 des Einführungdgefepes beftimmten Ordnungsſtrafen has 
ben die Juftizämter, bezüglih Abtheilung für die freiwillige Gerichtäbarkeit, zu erkennen, 
Gegen ihren Ausfprud findet binnen zehntägiger Nothfrift eine Berufung an das Kreid« 
gericht ald leßte Inſtanz Statt, 


4. 

Die im 8. 19 des Einführungdgefepes aufgeführten Zuwiderhandlungen find von 
den Kreisgerichten zu unterfuhen und zu beitrafen und gegen ihre Erfenntniffe findet 
binnen zehntägiger Nothfrift eine Berufung an das Appellations-Geriht als einziges 
Rechtsmittel Statt. 

Zur Ausführung fowohl diefes, ald des vorftehend unter Ziffer 3 erwähnten Rechts. 
mittels ift eine einmalige zehntägige Friſt geftattet, 


VI. Zranfitorifche Beſtimmungen. 


8, 29, 

Die Yuftizämter haben fi unverweilt der Anlegung der Handeld-Regifter zu un« 
terzieben. 

Zu diefem Zwede find fänmtlihe nah den Beftimmungen des Handels. Gefepbudhs, 
des Einführungsgefepes und diefer Verordnung erforderlichen, die Firmen und deren In⸗ 
babtr bezügfih Vertreter — nicht aber auch die Profuriften ($. 31) — betreffenden 
Unmeldungen in Bezug auf alle beftehenden kaufmänniſchen Gefchäfte, deren Gefchäfts- 
betrieb vor dem 1. Juli 1863 begonnen hat, von den dazu Verpflichteten bis zum 1. 
Zuli 1863 bei demjentgen Juftizamt, in deffen Bezirke fich die betreffende Handelsnie- 
derlaffung oder Zweigniederlaffung bezüglih der Siß der Handelögefellfhaft oder deren 
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Zweigniederlaffung befindet, in der im $. 7 des Einführungsgefepes, bezüglih im 8. 20 
Abfap 2 diefer Verordnung vorgefhriebenen Weife zu bewirken. 


$. 30. 

Hinfihtlih der Eintragung der angemeldeten Thatfahen in das Handels Regifter 
find auch vor dem 1. Juli 1863 die in diefer Verordnung gegebenen Vorſchriften zu 
befolgen. Es follen jedoch diefe Eintragungen bis zum 1. Juli 1863 nur einen provi. 
forifhen Eharafter haben; fie gelten fämmtlid erft ald an diefem Zage bewirkt und das 
Datum derfelben ift daher bis dahin offen zu ai unter diefem Tage aber und an 
demfelben durchgaͤngig nachzutragen. 


F. 31. 
Sind bis zum 1. Juli 1863 vorſchriſtomaͤßig (5. 29) exforderliche Anmeldungen 
unterblieben und werden dieſelben auch nicht innerhalb vier Wochen von dem bejeichne⸗ 
ten Tage an, dieſen eingerechnet, nachträglich noch bewirkt, fo iſt gegen die Säumigen 
in Gemaͤßheit des F. 8 des Einführungsgefepes zuwerfahren. . 

Die Anmeldung einer Profura behufs Eintragung in. das Handels-Regifter Ändet 
vor dem 1. Juli 1863 nicht Statt, Ueberhaupt kann nur ein nah Eintritt diefes 
Zeitpunftes bezüglich von Neuem beftellter Profurift als folher in das Handels Regifter 
eingetragen werden ($. 40 des Einführungsgefepes). 


F. 32, 

Alsbald nah dem 1. Juli 1863 haben die Juftizämter die geſetzlich vorgeſchrie— 
benen Bekanntmachungen der bis zu diefem Tage bewirkten Einträge zu erlaffen. 

Bei diefer erften Bekanntmachung des Inhalts des angelegten Handeld-Regifters ift 
die Form einer Eollectiv- Anzeige der einzelnen der Reihe nach zu fpecificirenden Eins 
träge mit einmaliger Unterzeihnung des Berichtes nachgelaſſen. 

8. 33, 

Die vorfhriftsmäßige Bekanntmachung der öffentlihen Blätter, durch melde in der 

Beit vom 1. Juli bis 31. December 1863 die Veröffentlichung der Eintragungen in 


das Handeld-Regifter erfolgen fol, haben die Juftizämter im Monate Juni dieſes 
Jahres in dem Amts- und Berordnungsblatt zu erlaffen, 


®era, den 28, März 1863, 


Fürftliches Minifterium, 
v. Harbou. 
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Deilagen 


A, Schema der Kolien in den Handeld-Regiftern. (Die Handels» Megifter werden fo, 
wie diefes Schema zeigt, auf allen Seiten Tintirt und mit Ueberſchriften verfehen 
an die Suftizämter abgegeben und von denfelben, wie die folgende Beilage zeigt, 
bei den Eintragungen verwendet und ausgefüllt.) 

B, Muftereinträge in ein Handels-Regifter, 


⸗ 
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Nr, : ; Anmerkungen, 


38 


— — — — — — — 
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Fol. 





Anmerkungen. 


Nr. 


Handels-Vegifter 


des 


Fürftlich Reußiſchen Juſtiz Amts 


Digitized by Google 
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Fol. 6. 
Pr, Firma, | Anmerkungen, 
1. \ | 1. Juli 1863. Karl August Thorwald in Gera. | Firm. Aft. Vol.L Bl. 12. 
Beichlug vom 26. Juni 1863. __Berändert ſ. Nr. 2. 
Unter- 
föriften. 
2. 4. Amtzuſt 1863. DieFirma Karl Auguft Thorwald firmirt fünftig | zu Nr. 1. Firm. Alt. ıc. 
N. N. EEE REN jun. Beihlußvom 3. | Exlofhen |. Nr. 3 
ug 
3. 20. Novemder 1866. Die Firma Karl Auguſt —— jun. ift | zu Nr. 2 
N.N. | erloſchen. Beſchluß vom heutigen Tage. Firm. ä. x. 
N 
| 
| 
— — | 
1. 1.3uli 1863. Karl AugusfXThorwald in Gera. | Firm. Alt. ıc. 
N. N Beihluß vom 26. Juni 1863. BWeggefallen f. Nr. 2. 
2. 30. Juli 1864. Maria Augusta vw. Thorwald zu Nr. 2. Firm. Akt. xc. 
N.N geb. Nörner in Gera. Belhlug vonh heutigen Tage. Beggefallen ſ. Nr. 3. 
3. 12. Dezember 1864. Ernst Friedrich Kunze in Gera. | Firm. Alt. x. 
NN Beihluß vom 11. Dezember 1864. 





— 
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| 
| Anmerkungen. 





Bertreter. 


20. Juli 1863. Meinridöh Schmidt it Prokuriſt. 
Beichiuß vom 20. Juli 1863. 


16. Dezember 1863. Die dem Heinri\ Schmidt 'ertheifte Pro- 
fura ift zurüdgenommen. Beſchluß dem heutigen Tage. 


16. Auguft 1864. 
a) Karl Gärtner, 
b) Lndwig Theodor Grimh 


find Profuriften. Beſchluß vom 16. Auguſt TAG4:. 





16. Auguſt 1864._ Die Profuriften Karl Gärtner und LRwig 
Theodor Grimm dürfen nur gemeinschaftlich zeichnen. 
Beſchluß vom heutigen Tage. 


3.Dftober1864. Die unter Nr. 4 eingetragene Beichränfung des 


HarlGärtner und Fudıwig Theodor Grimm fommtin Wegfall. 


eſchluß vom 2. Dftober 1864. 


1. Jannar 1865. Diedem Karl Gärtner und Ludwig Theodor Grimm 
ertbeilte Profura ift zurückgenommen. Beichluß vom 1. Jan. 1865. 


| 


| Firm, Akt. ꝛc. 
Profura zurückgenom⸗ 


| 

| men f. Nr. 2. 
I» 

| zu Nr. 1. 

| Firm, Alt. x. 


Firm. Alt. x. 


4» zu,a und b befchränft 
ı 


ſ. Nr. 4. 
men ſ. Nr. 6. 


| Firm. Alt. ꝛc. 

\ zu Rt. 3 a. und b. 
| Seteknfung weggefel 
NH 


| Nr. 4. Firm. At. ıc, 


zu Nr. 3. Kirm. At. ic. 


! 
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Fol. 7, 


| —— = 


Anmerkungen. 


r | Firm. At. x. : 
Weggefallen ſ. Nr. 2. 


3 N 1863. Die Firma Ludwig Schmidt & Eomp.in Gera | zu Nr. 1. 





2. ) 
rung Sage eg fommtdaherindiefem Han» | Firm. Akt. ıc. 
N. N | Regifter in Wegfall. Beichluß vom 29. Dezember 1863. | 
1 
J 
1. 18. Juli 1863. — | | Birm. Alt. x. 
a) Ladwig Schnıld® im Gera, ‘ zu a und b beichränft 
— 
| ec) Friedric chmidt \ Sangenberg bei Gera | wc — der Vertre- 
N. N, find Inhaber der Firma. Beſchluß von I6. Juli 1863. tung aubgeföloflen, 1. 
| a urbaenen 
. | Nr. 2 
5 | 28. Juli #863. Der unter Nr. I e genannte Friedrich Shmidt ift von | zu Nr. Ic. Firm. Art. x. 
N.N, | der Vetretung ausgefchloffen. Beichluß vom 27. Mi 1868. | Wengefallen |. Nr. 5 
3. 28. Juli 1863. Die unter Nr. 1 aundb genannten Ludwig Shutdt | zu Rr.i a und b. Firm. 
und Wilbelm Schmidt Dürfen die Firma nurgemeinichaftlich dar« | Art. en 
N.N. | treten. Beibluß vom 27. Juli 1863. | Weggefallen ſ. Nr. 4. 
4. 31. Auguſt 1863. Die unter Nr. 3 bemerkte Beſchränkung Lud- Ru Nr. 3. Firm. Art. ıc. 


| win Shmdes und Wilhelm Schmidts fommt in Wigfau. 
N. N. | © Beichluß vom 30. Auguft 1863. 


RA EI 


—— — — — — — — —— 2 


Inhaber. 


20. November 1863. Die nner Nr. 2 bemerkte Ausfhliehung 
des Friedrih Schmidt von der ine gr a kommt 
in Wegfall. Beſchluß vom 19. November 1 


Bertre\ker. 


> 


— — — 





| 


| 


Anmerkungen. 


zu Nr. 2. Firm. At. xc. 
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Fol. 13. 


Ar Firme. Anmerkungen. 











1. Juli 1863. Heinrich Schulze & Comp. in era, 
errichtet am 28.Novenber 1849. Beichluß ven 15. Juni 1863. 


Firm. Akt. ꝛc. 
Aufgelöft ſ. Nr. 2. 













3. Februar 1866. Die Firma Heinrih Schulje & Comp, in 
Gera ift aufgelöt. Beſchluß von heutige Tage. 


zu Nr. 1. 
Firm, At. ıc. 









Inhaber. 










1. Juli 1863. 


Firm. Akt. ꝛc. 
a) Heinrich Schulze; &ommerzien-Rath in Gera, 


zu b ausgefchieden 










b)‚Friedrich Müller, Kramermeiſter in R., [nn 2 
c) Eduard Fritzsche, Kaufmann in Gera Neuer Mitinhaber- 
N.N. find Inhaber der Firma. Beihluß vom 15. Juni 1863. ſ. Nr. 3. 














2 5. Oltober 1863. Der unter Nr. 1 b genannte Friedrich Müller zu Nr. 1b Firm. Alt. x. 
NN. ift ausgeſchieden. Beſchluß vom 4. Oftober 1863. 
3. | 5. Oktober 1863. Carl Lehmann, Saufmann in Gera, | Firm. Aft. ıc. 
N.N. | it Mitinbaber der Firma. Beichlup von 4. Oktober 1863. ausgeichloffen 
ſ. * 4. 








40 


25? 


Fol. 13. 










Ne. | Inhaber. Anmerkungen. 
| \ 
4. 15. November 1865. Der unter Nr. 3 genannte Earl Lehmann ift | zu Nr. 3. Firm. Nft. ac. 
rechtöfräftig ausgefchloffen lautZeugniß vom 12. November 1865. | ’ 


N. N, Beſchluß vom 15. November 1865. 








| Bertreter. 












3. Februar 1866. 
a) Heinrich Schulze, 
b) Eduard Fritzche, 


ec) Ferdinand Kreis 
find Liquidatoren. ſchluß vom 3. Februar 1866. 


4. April 1866. Der unter Nr. Ic —— Ferdinand Freitag 
iſt nicht mehr Liquidator. Beſchluß vom 4. April 1866. 


Firm. Akt. ıc. 


zu © ausgetreten 


ſ. Nr. 2. 












zu Nr. 1 e. 
Firm. Aft. ıc. 
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Fol, 18. 


LU 





Ar) Firma. | Anmerkungen. 


1. | 6. Auquft 1863. Friedrich Schwarze & Comp. | Firm. Akt. x. 


in Gera. 
N. N. Befchluß vom 5. Auguſt 1863. 








j | Inhaber. | 


1. 6. Auguft 1863. | Firm. Alt. x. 
a) Friedrich Schwarze, Kaufmann in Gera, | zu e und d find 
b) Franz Beyer, Haudlungslehrling in N, Kommanditiften 
c) Meinrich Findeisen, Gutöbefiger in S. ſ. Nr. 2 und 3. 
d) Albert Leipnitz, Gutsbefiger in R. 
find Inhaber der Firma. Beſchluß vom 5. Auguft 1863. 












2. | 6. Auguſt 1863. Der unter Nr. Le genannte Heinrich Findeiien —— 1c. Firm. Akt. xc. 
| it Kommanditift mit einer Einlage von Zehn Tauſend Thalern. | Einlage vermindert 
A. N. Beſchluß vom 5. Auguſt 1863. ſ. Nr. 4. 
— —— ⸗ — — — — — — — 
3. 6. Auguſt 1863. Der unter Nr. 1d genannte Albert Leipnitz iſt zu Nr. 1 d. Firm. 


| Kommanditift mit einer Einlage von Sechs Taufend Thalern. | Akt. x. 
N.N. | Beſchluß vom 5. Auguft 1863. | 
| 
| 
| 
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Fol. 18. 






Rr. | Inhaber. Anmerkungen. 





3. September 1866. Heinrich Findeifen iſt mit der unter Nr. 2 | zu Rr.2. Firm. Alt. x. 
bemerften — nach Höhe von Fünf Tauſend Thalern 
ausgeſchieden. ſchluß vom 6. Juni 1866. | 


Bertreter. 
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Fol. 55. 









* 






Anmerkungen. 


| 
1. 28. Februar 1864. Die Bank in ©. laut Geſellſchafts— | Firm, Alt. ꝛc. 


vertrags vom 15. Dftober 1863 und GenehmigungssUrkunde | Gejellihaftsvertrag 
N.N. | vom 31. Januar 1864. Beſchluß vom 28. Februar 1864. | abgeändert ſ. Nr. 2. 


— 
— 
- 
a 
. 
bi 
3 
n 





2. \ 6. Juni 1868. Der unter 1 bezeichnete Gefellichaftsvertrag | zu Nr. 1. Firm. Akt. x. 
von 15. Dfteber 1863 ift abgeändert laut Nachtrags zu Dies | 
fem Bertrage vom 4. Mai 1869 und Genehmigunge-Ur- | h 








) 
N. N. |  funde vom. 31. Mai 1868. PBeichlns vom 6. Jumi 1868. 

L . | 

| | 
| 
| 
| 
| 

| Inhaber. | 

1. 28. Februar 1864. F | Firm. Akt, m. 
a) Julius Friedberg, Kaufmann in ©. due wegen der Einlagen 
b) Wilhelm Niedlich, Kaufmann in ®. ſ. Nr. 2. 


| c) die Inhaber der — «“Ak- 
tien der Bank in G 
| find Inhaber der Firma laut Gefeliſchaftsvertrags vom 15. 
Dftober 1863 und Genehmigungs-Urkunde vom 31. Januar 
| 1864. Beſchluß vom 28. Februar 1864. 


28. Februar 1864. Die Einlage der-unter 1 c bezeichneten. | zu 1 c. Firm. Alt. x. 
Kommanditiften beträgt Sechzig Taujend Thaler, melde in Drei- 
hundert Aktien zu Zwei Hundert Thaler getheilt find, laut Gefell- 

ihaftövertrags vom 15. Dftober 1863 und Genehmigungs:Ur: 

funde vom 31. Januar 1861. Beichluß vom 28. Februar 1864. 


| 
| 
| 
| 

















21. Juli 1863. Die Discontoe-Bank in X (aut Ge 
jellihaftsvertrags vom 9. Dezember 1862 und Genehmigungs: 
Urkunde vom 14. Juli 1863, aud) Anerfennungs-Urkunde von 
demſelben Tage wonach Die Gejellihaft vor dem 1. Yuli 

N.N. | 1863 gültig errichtet worden üt. 


|  Belhluß vom 20. Juli 1863. 


5. Juni 1870. Die Disfonto-Bank in X ift aufgelöft laut Ber 
fähluffes der Aktionäre vom 28. Mai 1870. Beſchluß vom 
4. Juni 1870. 


Firm. Akt. x. 





Aufgeloit |. Nr. 2. 












zu Nr. 1. 
Fire Akt. ac. 







! 
f 
! 
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Fol. 9. 







Inhaber. 


Anmerkungen. 





21. Juli 1863. Die Inhaber der Aktien der | Firm. Alt. x. 

| Disconto-Bank in X find Inhaber der Firma laut | Wegen der Einlagen 

NN Seiellihaftsvertrags vom 9. Dezember 1862 und er | f. Nr. 2. 
ungs-Urkunde vom 14. Juli 1863. Beſchluß von 20. Zuli 1863. 





2. 21. Juli 1863. Die Einlage der unter Nr. 1 age Al: | zu Nr. 1. Firm. Alt. ıc. 
tionäre beträgt Fünfmalhundert Tauſend Thaler, welche in Siftien- Kapital vermins 
| Fünf Zaufend auf den Inhaber lautende Aktien zu Ginhun- | dert f. Nr. 3, 
N.N. | dert Thalern zerlegt find, laut Gefellihaftsvertrags vom 9. 
! Dezember 1862 und Genehmigungs-Urfunde vom 14. Juli 1863. | 
| Beichluß Som 20. Juli 1863. ) 


3: 5. Jumi 1867. Zufolge landesherrlich —— Beſchluſſes zu Nr. 2. Firm. 
der General-Berfammlung find zwei Tauſend Aktien von der | Alt. x. 

| Disconto-Banf zu X yurlitgefauft und vernichtet und ift da— 

durch das Aktien-Kapital auf Dreibundert Taufend Thaler | 

vermindert worden, laut Protofoll® vom 7. Mai 1867 und | 

A. N. Genehmigungs-Urkunde vom 21. Mai 1867. 


Beſchluß vom 4. Juni 1867. | 








. 21. Suli 1863. 
, 7 Heinrich Wang 
| &. 
) Franz Kistner in 8. 
find. Mitglieder des Voritands laut Gefellidhaftsvertrags vem | 
y, Dezember 1862, Genchmigungs-Urkunde vom 14. Juli 1863 | 
und Protofolld vom 1. Mai 1863. Beichluß vom 20. Juli 1863. | 
‚3. Mai 1865. Derunter 1b genannte Karl Keller it nicht mehr 
| Mitglied des Vorſtandes laut Protokolls vom I. Mai 1865. | Firm. Alt. zc. 
eſchluß vom 3. Mat 1865. ) 


Albert Heinze in X. it Mitglied des 
Voritandes laut Protofols vom 1. Mai 1809. 
Beichluß vom 3. Mai 1865. 


vom 28. Maui 1870, 





5. Juni 1870. 
a) Heinrich Wazner, 
b) Franz Kistner, 
c) Albert Heinze 
find Liquidatoren, laut Befchluffes der General-Verſammlung 
vom 28. Mai 1570. Beſchluſſes vom 4. Juni 1870. 








Nr. | Bertreter. | Anmerkungen 








5. Juni 1870. Die unter Nr. 1a und e und Nr. 3 genannten zu Re 14 und ec 
Heinrich Wagner, Franz Kiſtner und Albert Heinze find in 
Folge der Auflöſung der Aftien-Geſellſchaft nicht mehr Vor-⸗ 
itandsmitqlieder, laut Beſchluſſes der Generalverfammlung | 

Beichluß vom 4. Juni 1570. 





| 
| 
| 





| 


| 
| 


| Firmen: Akten ac. 
zu b ausgefchieden 





Neues Loritandsmit: 
glied ſ. Nr. 3. 
| zu a unde ausge— 


ſchieden ſ. Nr. 4. 


zu Nr. 1. Firm. Art. ıc. 


und Nr. 3. Firm. 


Geſetzſammlung 


Füuͤrſtlich Reußiſchen Lande jüngerer Linie. 
No, 232. 





1) Sparkaffenftatut vom 28. März 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und *2 von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie regierender Fürſt Reuß, Stammes Aelteſter, Graf und Herr 

von — zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lo 
benftein zu ꝛc. 

verordnen hierdurch mit Buflimmung des Landtags, daß für die Sparkaſſen in Gera, 

Schleiz und Lobenftein das nachfolgende Statut mit der Publikation in Kraft treten foll, 


Schloß Dferfein, den 28. März 1863, 


(L. S.) Seinrich LXVH. 
v. Harbou, Dinger. Dr. E.v. Beulmig, 


Statut 
für die Sparfafien Gera, Schleiz und Robenftein. 


8.1. 
Gerichtsſtand. 


Die Sparkaſſe iſt eine juriſtiſche Perſon und hat ihren Gerichtoſtand vor dem or« 
dentlihen Gericht ihres Eipes, 
8. 2, J 
Zweck. 
Ihr Zwed iſt: 
" 4) zu ficherer verzinslicher Anlegung von Geld, namentlich erſparter kleinerert 


Summen, Gelegenheit zu bieten; m 
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2) dur hypothekatiſches Ausleihen von Geld, ind Beſondere die Landwirthſchaft 
zu unterſtützen. 


53 
Garantie. 
Zur Sicherung der Einlagen ſammt Zinſen dient der Reſervefonds der Spar— 
kaffe .($. 20.) 
In letzter Stelle haftet dafür die Hauptitaatsfaffe des Fürſtenthums. 
8.4. 
Direftorium. 


Die Sparkaffe wird von einem aus wenigfiend drei Mitgliedern beftehenden Direl- 
torium verwaltet, Die Mitglieder werden von dem Bürften ernannt, 


8.5. 
Aufficht. 

Eie fteht unter der Auffiht des Minifteriums, — Der Voranfhlag des Verwal« 
tungsaufwandes derfelben wird von dem Minifterium In jeder Binanzperiode dem Land« 
tage zur Zuftimmung vorgelegt. 

ß 8. 6. 


Verwaltung. 


Die Gelder und Wertbpapiere der Sparkaffe find unter dreifahem Berfchluffe zu 


verwahren, 
Das Nähere über die Verwaltung und die Obliegenheiten der Mitglieder des Di- 


reetoriumd wird von dem Minifterium im Inftructionswege beftimmt, 


§. 7. 
Nechnungsablage. 


Die Rechnung iſt von dem Directorium alljährlich zu legen und an das Miniſte⸗ 
rium zur Pruͤfung einzuſenden. 
F. 8. 


Annahme von Einlagen. 


Die Sparkaſſe iſt verbunden, von jedem Angehoͤrigen des Fürftentfums Einlagen 
von fünf Silbergrofgen an bi8 zu hundert Zhalern anzunehmen. Muͤndel⸗, Concurs⸗ 
und Depofitalgelder, welche mit diefer Bezeichnung von einem Gericht des Bürftenthums 
eingelegt werden, bat die Sparkaffe au dann anzunehmen, wenn fie Die Summe von 
hundert Zhalern überfteigen. 
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In jedem andern Balle bleibt die Annahme von Kapitalien über hundert Thaler, 
ingleihen die Annahme von Einlagen von Ausländern, dem Ermeſſen des Directoriums 
überlaffen. ö 

$. 9. 


Verfchtwiegenbeit. 


Ueber die gemachten Einlagen ift von den Verwaltungs» und Auffihtsbehörden die 
firengfte Verfhwiegenheit zn beobachten, Auskunft darüber ift nur dann zu ertheilen, 
wenn fie bei vorliegenden Verbrechen von der zuftändigen Unterfuhungsbehörde amtlich 
verlangt wird, 

8. 10, 
Verzinfung der Einlagen. 


Die Einlagen werden mit drei und einem Dritttheil vom Hundert auf das Jahr 
verzinit, fobald diefelben die Summe von Einem Thaler erreicht haben, 

Für den Fall einer andauernden Aenderung ded gegenwärtig üblichen Zinsfußes 
für Hypothefenfapitalien bleibt eine Aenderung des Zinsfußes für die Sparkaffengutha- 
ben im Wege des Gefepes vorbehalten. 

Bei Einlagen über hundert Thaler kann die Sparkaffenverwaltung einen niedrige- 
ren, ald den obengedachten Zinsfuß bedingen; ift aber eine dießfallſige befondere Verab— 
redung nicht getroffen worden, fo gilt auch für dergleichen Einlagen der Zinsfuß von 
31/3 vom Hundert, 

8. 11. 
Anfang der Verzinfung. 


Die Verzinfung der Einlagen beginnt je mit dem erſten Tage des auf die Ein- 
zahlung folgenden Monats und geht bis zu dem Ende ded dem Auszahlungstage vor— 
ausgehenden Monats, 

812, , 
Erhebung der Zinfen. 


Die Zinfen werden jährlih nur ein Mal berehnet und können erft nah Ablauf 
des dafür beftimmten Termins erhoben werden. . 

Wenn jedoh ein Einleger fein Guthaben ganz zurüdzieht, fo find ihm bie, bie 
zum Schluſſe ded der Erhebung vorausgehenden Monats erwachferen Zinfen zugleich mit 
dem Guthaben zu gewähren. 

Die von einem Ginleger im Laufe des Nechnungsjahres auf fein Guthaben erhv⸗ 
benen Summen find ftets vom Kapital abzufchreiven und werden nur je bis Ende des 
der Erhebung vorhergehenden Monats verzinft, * 


Yan 
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Die nicht erhobenen Binfen werben vom Schluſſe des Rehnungsjahres an dem In« 
baber des Kapitals gutgefchrieben und, ſobald fie den Betrag von Einem Thaler errei- 
hen, mit dem Kapitale fernerweit verzinft. 


813, 
Zurückzahlung der Einlagen. 


Jeder Einleger erhält auf Verlangen fein Guthaben ganz oder theilweife zurüd« 
gezahlt. Hierbei bedarf es rüdfichtlih der Summen bis fünfzig Thaler einer vor- 
herigen Kündigung nicht. 

Für größere Summen ift die Anftalt berechtigt, zu verlangen, daß bei Summen 
bis Hundert Thaler vierzehn Zage, bei Summen über hundert bis fünfe 
hundert Thaler vier Wochen und bei Beträgen über fünfhundert Thaler 
ſechs Wochen vor dem Auszahlungstage gekündigt werde, 


$. 14, 
Kündigungsrecht der Sparkaſſe. 

Eine Zurüdzahlung der Einlagen wider den Willen des Einlegers kann bei Sum- 
men, welde den Betrag von Hundert Thalern überfehreiten, jederzeit, bei Summen bis 
Hundert Thalern aber, abgefeben von dem Halle der Auflöfung des Inftituts, nur dann 
erfolgen, wenn ſolches Die Berkehröverhältniffe erheiihen und aus diefem Grunde die Ka- 
pitalien über Einhundert Thaler bereits heimgezahlt bezüglich zur Heimzahlung beftimmt 
worden find, j 

In jedem Balle hat die Sparkaffe hierbei den Einlegern gegenüber eine Auffündig- 
ungsfrift bei Summen unter hundert Thalern von vier Wochen, bei größeren Beträgen 
von einem Vierteljahr, einzuhalten, 


8.15, 
Eeffion. 

Jedem Einleger ift e8 unbenommen, fein Guthaben einem Andern dadurch eigen« 
thümlich abzutreten, daß er das betreffende Sparkaſſenbuch auf deffen Namen überfchrei« 
ben läßt, x i 

F. 16. 
Sparkaſſenbücher. 


Jeder Einleger empfängt ein auf ſeinen Namen und Wohnort lautendes, mit dem 
Hinweis auf das betreffende Folium des Hauptbuchs verſehenes, geſtempeltes Abrechnungs« 
und Quittungsbuh (Sparkaſſenbuch). 
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In diefes Buch wird über die Einzahlungen quittirt, der Binfenbetrag eingetragen 
und jede Rüdzoblung notirt, 

Ohne daffelbe wird weder eine Einlage angenommen, noch ein Rüdzahlung geleiftet, 
Eine im Wege der Hilfsvollitredung durch das zuftändige Gericht erfolgende Inbibition 
des Sparkaffengutbabens ift nicht ausgefchloffen. 

Das Eintragen gefhieht von Seiten der Beamten der Anftalt, NR des In⸗ 
habers oder eines Dritten ſind wirkungslos. 

Jeder Eintrag einer Einzahlung ſowohl als auch einer Ruͤckzahlung Ru von mindeftens 
zwei Mitgliedern des Directoriums unterzeichnet werden. — Dem Ermeſſen des Direle 
toriums wird es überlaffen, die Quittung des Empfängers der Rüdzahlung zu verlangen. 

Jeder Einleger ift verbunden, ein Mal in jedem Jahre Behufs der Nachtragung 
der angewachſenen Zinſen, Vergleichung mit den Hauptbüchern und etwa nöthig werden« 
der Berichtigungen fein Sparkaſſenbuch der Eparkaffenverwaltung vorzulegen. Die Zeit, 
wenn dieß zu geſchehen hat, wird öffentlich bekannt gemacht, 

Ein Sparkaffenbud fojtet drei Silbergrofhen. Diefer Betrag wird aber eift dann 
erhoben, wenn das ganze Guthaben zurüdgezogen pder an die Stelle eines verloren ge- 
en ober vpllgefchriebenen Buches ein neues auögefertigt wird, 


8. 17. 
Legitimation. 


An Jeden, welcher ein Sparkaffenbuh zum Zwede der Zurücknahme von Geldern 
zur Kaffe bringt, erfolgt die Zurüczahlung mit derfelben Wirkung, als wäre fie dem, 
auf defien Namen das Sparkaffenbud lautet, felbft geleiftet. 

Die Brage, ob der Inhaber eines Sparkaſſenbuchs deffen rechtmäßiger Eigenthümer 
fei oder nicht, (den Legitimationspunft) zu erörtern, " die Sparfaffenverwaltung zwar 
berechtigt, aber nicht verpflichtet, 


S. 18. 
Verfahren beim Verluſt eines Sparkaſſenbuchs. 


Wird bei der Eparkaffenverwaltung von einem Gläubiger angezeigt, daß fein Spar- 
kaſſenbuch abhanden gekommen fei, fo macht fle den Verluſt öffentlich bekannt. 

Wenn innerhalb ſechs Wochen nad der Belfanntmahung das Buch nicht bei der 
Sparkaffenverwaltung vorgezeigt wird, fo gilt es für erlofhen und wird öffentlich für 
mortificirt erflärt, Der Eigenthümer erhält alddann ohne Weiteres ein dem betreffenden 
Folium des Hauptbuchs entfprechended neued Buch gegen Bezahlung der erwachjenen 
Koften und Infertionsgebühren fowie gegen — von drei Silbergroſchen für das 
verloren gegangene. 
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g 19, 
Zindbare IUinterbringung der eingelegten Gelder. - 


Die in die Eparkaffe eingelegten Gelder find vorzugsweife an inländifhe Grund» 
befiger gegen angemeffenen Zins und Beftellung ausreichender Hypothek auszuleihen. 

Liegende Grundftüde dürfen bis zu zwei Drittheilen, Gebäude vorausgefept, daß 
fie gegen Beuersgefahr hinreichend verfichert find, biß zur Hälfte des zu ermitielnden 
Werthes beliehen werden, 


Auf bloße Babrifgebäude ift gar fein oder doch nur ein geringerer, nad) Lage der 
Verhältniffe zu beurtheilender Vorſchuß zu leiſten. 

Daneben ijt der Anſtalt geitattet: 

4) inländifhen Gemeinden Darlehne zu machen, dieß jedoh nur mit Genehmigung 

» des Minifteriums; 

2) vorhandene Gelder an die Geraer Bank zur Berzinfung abzugeben ; 

3) mit den anderen, unter Staatsgarantie ftehenden Eparkaffen im Fürftenthum ein 
Eontocurrent zu unterhalten; 

4) ausnahmsweife Gelder auf eine ſichere Hypothek in benachbarten Staatsgebieten 
anzulegen ; 

5) Verfchüffe auf pfandmweife zu binterlegende gute Staatspapiere, Eifenbahnactien 
und andere Wertbpapiere mit Ausnahme von Wechfeln und Anweifungen zu lei- 
ften, endlich - aud 

6) inländifhe Staatsfhuldfheine und gute Eifenbahnprioriräten für eigene Rechnung 
anzufaufen. 

Pas die unter 5 erwähnten Vorſchüſſe auf Staatspapiere, Eifenbahnactien und 
andere Werthpapiere anlangt, jo dürfen Dicjelben nur bis zu 23 des Zagesfurfes belie- 
ben werden und find die Darlehnsempfänger beim Sinken des Kurfes verpflichtet, fpfort foviel 
anderweite Dedung zu fehaffen, als zu Erfüllung der erforderlichen zwei Drittheile nde 
thig ift. Beim Ausbleiben diefer nachträglichen Dedung oder bei nicht pünktlich erfol- 
gender Rüdzahlung des Kapitals oder Berichtigung der Zinfen ift die Anjtalt berechtigt, 
die ihr pfündweife übergebenen Papiere fofort und ohne vorgängige Benachrichtigung 
oder fonftige Berheiligung des Schuldners auf Koften und für Rechnung deffelden zu 
verfaufen. 

Die Berechtigungen der Eparkaffe und die Verpflichtungen der Pfandſchuldner bes 
züglich der verpfändeten Wertbpapiere find auf dem Piandicheine aufzuführen, 

Im Allgemeinen hat die Verwaltung bei Unlegung ven Geldern und überhaupt ſich 
der größten Vorficht zu befleißigen, 


— — 
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$. 20. 
Verwendung der Erträgniffe. 


Der Ertrag der ausgelichenen Gelder wird zunächſt zu Verzinfung der Einlagen 
und zu Beftreitung ded Verwaltungsaufwandes verwendet, 

Die nah Abzug diefer Ausgaben verbleibenden Ueberfhüffe find zu einem Neferve- 
fonds anzufammeln und anderweit ald werbendes Kapital auszuleihen, 

Ueber den Refervefonds, foweit er nicht zu Dedung etwaiger Verlufte zu verwen« 
den ift, wird von der Staatdregierung unter Zuftimmung der Landesvertretung nad 
vorgängiger Prüfung der ihr vorzulegenden Rechnung in jeder Binanzperiode verfügt. 


$. 21, 
Die Auflöfung einer Sparkaffe kann von Seiten der Staatsregierung nur mit Zu⸗ 
fimmung der Landesvertretung verfügt werden, 

5 Sobald die Auflöfung beſchloſſen und öffentlich befannt gemacht ift, wird die An- 
nahme von Einlagen eingeftellt und mit Einziehung der Außenftände, fowie mit allmäh- 
liger Zurückzahlung der Einlagen verfahren, 

Zu diefem Behufe find die Betheiligten, mit Verſchweigung ihres Namens, unter 
Angabe der Nummer der Sparkaffenbüdher öffentlih zur Empfangnahme je ihres Gut— 
habens vorzuladen, 

Für Glänbiger, welche fih zu Empfangnahme ihres Guthabens nicht einfinden, wird 
der Betrag auf deren Koften gerichtlich deponirt. 
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2) Gefep zum Schuß der Telegraphenlinien, vom 28. Mär; 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün- 
gerer Linie tegierender Fürft Reuß, Stanimes Aelteſter, Oraf und Herr 
von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und 
Lobenſtein a. ꝛc. 


verordnen hietmit zum Schutze der —— unter t Zuſtlumung der Landesver⸗ 
tung wolgendes: 


8§. 1. 

Mer gegen eine Telegraphen⸗Anſtalt vorſäßliche Handlungen verübt, welche die Bes 
nußung diefer Anftdlt zu ihren Zweden verhindern oder ftören, wird mit Gefängniß 
von drei Monaten bis zu drei Jahren beftraft, 

Handlungen diefer Art find insbefondere: die Wegnahme, Zerftörung oder Beſchä⸗— 
digung der Drahtleitung, der Apparate und fonftigen Zubehörungen der Telegraphen 
Anlagen, die Verbindung freindartiger Gegenftände niit der Drahtleitung, die Bälfhung der 
durch den Telegraphen gegebenen Zeichen, die Verhinderung der Wiederherftellung einer 
zerftörten oder befhädigten Zelegraphenanlage die Verhinderung der bei der Zelegraphens 
anlage angeftellten Perfonen in ihrem Dienftberufe, 


82, 

Iſt in Folge der vorſaͤßlich verhinderten oder geſtoͤrten Benutzung der — 
Anſtalten ein Menſch am Körper oder an- der Geſundheit beſchädigt worden, fo trifft den 
Schuldigen Zuchthaus bis zu zehn Jahren, und wenn ein Menfch das Leben verloren 
bat, Zuchthaus von zehn bis zwanzig Jahren 


8. 3. 

Wer gegen eine Telegraphenanſtalt fahrläffiger Weife HandInngen verübt, welde 
die Benupung diefer Anjtalt zu ihrem Zwede verhindern oder ftören, wird mit Befäng- 
niß bis zu ſechs Monaten, und wenn dadurch ein Menſch das Leben verloren bat, mit 
Gefängnif von zwei Monaten bis zu zwei Jahren beftraft, 

Eine gleiche Strafe haben die zur Beaufihtigung und Bedienung der Telegraphen« 
UAnftalten und ihrer Zubehörungen angeitellten Perſonen (Telegraphenbeamten) verwirkt, 
wenn fie durch Vernadhläffigung der ihnen obliegenden Pflichten die Berupung der An« 
ftalt verhindern oder ftören, 


297 
8. 4. 


Gifenbahnbeamte und Telegraphenbeamte, welche wegen eines der in den vorftehenden 
Paragraphen bezeichneten Verbrechen oder Vergehen verurtheilt werden, follen zugleich zu 
einer Befchäftigung im Eifenbahn- und Telegraphendienft für unfähig erklärt werden. 

Urkundlich unter Unferer eigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem Landeshoer« 
lichen Infiegel, Ze 


Schloß Ofterftein, den 28. März 1863, 


(L.S.) Heinrich LXVIL 


v. Harbou. Dinger, Dr, €. v. Beulwitz. 


42 


De A een ee —— —— — 
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3) Geſetz, das Verbot des Nehrenlefens betr. vom 30, März 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Sechzigſte von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie regierender Fürft Neuf, Stammes Weltefter, Graf und Herr 

von Plauen, Berr zu Greiz, Kranihfeld, Gera, Schleiz und * 
Lobenſtein ꝛc. ꝛc. 


verordnen hierdurch mit Zuſtimmung der Landesvertretung: 


1. 
Die wegen des Aehrenleſens in einzelnen Landestheilen ergangenen Beſtimmungen 
werden. hiermit aufgehoben. . ; 


Alles Aehrenlefen und Kartoffelftoppeln auf fremdem Grund und Boden ohne Ge: 
nchmigung des Beldeigenthümers, Pachters oder Nupnießers ift mit Gefängniß bis zu 


desherrlichen Infiegel. 
Schloß DOfterftein, den 30. März 1863. 


(L. S.) Heinrih LXVII. 


v. Harbon. Dinger. Dr. v. Beulwiß. 
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Geſetzſammlung 


Füͤrſtlich Reußiſchen Lande jüngerer Linie. 
No. 233. 





1) Gewerbeordnung für das Fürſtenthum Reuß j. L. 


Wir Heinrich der Sieben und Sechzigſte von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie regierender Fürſt Reuß, Stammes Aelteſter, Graf und Herr 

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lo 
benftein ꝛc. ıc, 


haben zur Förderung der Gewerbe unter Beirath und AZuftimmung des Landtags die 
nachſteheude 


Gewerbeordnung 
zu erlaſſen beſchloſſen und verordnen deshalb, wie folgt: 


8.1. 
Umfang des Geſetzes. 


Diefes Geſetz leidet Anwendung auf alle gewerbemäßig betriebene Befchäftigungen 
mit folgenden Ausnahmen: 

Aderbau, Viehzucht, Forſtwirthſchaft, Gartenbau, Weinbau und die mit de— 
ren Betriebe verbundenen, im Wefentlihen auf Verarbeitung felbft er- 
zeugten Roh- Materials befchränften Nebengemwerbe; die zu einzelnen fol 
hen Nebengewerben nad) älteren Beftimmungen erforderliche Konzeſſion 
fommt in Wegfall; 

Bergbau, fowohl der Regal-Bergbau, fammt den bergrehtlid damit verbune 
denen Anftalten, als der Bergbau auf dem Regal nicht unterworfene 
Foſſilien; 

die advokatoriſche und Notariats-Praxis; 


Ausgegeben den 22. April 1863. | 43 


die Ausübung der Heilkunde (einſchließlich Erriätung von Privat-Heilanfal 
ten) und der Thierheillunde; das Apotheler-Gewerbe, die Erzeugung 
fünftliher Mineral-Wäffer (einfhlieglih der Errichtung von Trinfane 
falten für folde) und der Handel mit Arznei-Waaren und Giften, die 
Zhätigkeit der Hebammen und des fonjtigen ärztlihen Hilfsperfonals 
und der Leichenwäſcher; 

der Privat-Unterriht und die auf folden umd auf Erziehung fi beziehenden 
Anftalten ; 

die literarifche Thätigkeit, die Ausübung der fchönen Künfte, die Thärigkeit 
der Ingenieure und Geometer; 

Eifenbahnunternehmungen, Telegrapben, Poſten; 

die Bähranftalten an öffentlichen Fluͤſſen; 

die Flößeret auf öffentlichen Fluͤſſen; 

die Ausübung des Münzregals; 

die Fabritatien und der Verkauf der Epiellarten ; 

die Gewinnung von Salz und 

der Handel mit den dem Iandeöherrlihen Salzverkaufs⸗Rechte unterliegenden 
falinifhen Produkten; 

der Vertrieb von Lotterie-Loofen. 

Hinfihtlich derjenigen gewerbemäßigen Beichäftigungen, auf welche die Gewerbeord» 
nung Anwendung nicht leidet, bewendet es bei den darüber beftehenden Beftimmungen, 

Die im 8. 38 der Gewerbeordnung enthaltene Beitimmung jedoch leidet auch auf 
die bier vorftehend ausgenommenen Gewerbe Anwendung. 

8.2, 

Gewerböunternehmungen des Staates oder der Hofhaltung, die zu denfelben gehd» 
rigen Anlagen und die bei denfelben befchäftigten Arbeiter find nur den Beitimmungen 
der 8$. 24 bis 36, des ganzen dritten Abſchnittes, der 8. 77 bis 79 und des fünften 
Abſchnittes unterworfen. 

Auf die in Militeir-Etabliffements als Arbeiter befhäftigten Soldaten, ingleichen 
auf die Beſchäftigung der in Straf- und Beſſerungs-Anſtalten detinirten Perſonen leie 
den auch diefe Beſtimmungen feine Anwendung. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Befugnif zum Gewerbebetriebe und deren Erwerbung. 


8. 3. 


Freiheit des Gewerbebetriebes. 
Der ſelbſtſtaͤndige Betrieb eines jeden Gewerbes, weldes im Bolgenden ($$. 8 bis 40) 
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nicht ausdrücklich an die vorgängige Erfüllung gewiſſer Bedingungen gefnüpft ift, ſteht 
unter Beobachtung der in diefem Gefepe enthaltenen Vorſchriften jedem dispofitionsfähi- 
gen Inländer, welcher das vier und zwanzigfte Lebensjahr vollendet hat, ohne Unterfchied 
des Geſchlechtes und ohne Beſchraͤnkungen in der Wahl des Ortes frei; dafern er nur 
bei der Niederlaffung an einem Orte in welchem er nicht heimathöberechtigt iſt, auf Vers 
langen einer der Gemeindebehörden einen Heimathſchein und ein gutes Leumundẽezeug · 
niß beibringt. ($. 44.) 


8.4. 


Ausnahmen von der Altersbefhränfung. 


Zum Eintritt durch Erbgang in einen bereits beitehenden felbitftändigen Gewerbe 
betrieb genügt, in Beziehung auf das Lebensalter des Eintretenden der Nachweis des 
vollendeten ein und zwanzigften Jahres oder der erlangten Münbdigkeitserflärung. 

Den Landratbsämtern fteht das Recht zu, von dem in $. 3 vorgefchriebenen Er—⸗ 
forderniffe des vollendeten vier und zwanzigiten Lebensjahres für Beginn eines felbft» 
ſtaͤndigen Gewerbebetriebes in befonderen unbedenklichen Bällen bis auf das vollendete 
ein und zwanzigite Lebensjahr zu dispenfiren. 


8.5. 
Anmeldungspfliät. 


Wer an irgend einem Orte des Landes ein Gewerbe zu betreiben beabfihtiget, hat 
davon in den Städten und in den Orten, welche 1000 und mehr Ginwohner haben, 
dem Gewmeindevorftande, in den übrigen Ortfchaften dem Landrathsamt Anzeige zu machen. 

Diefe Anmeldungspflicht erftredt ſich auf jede mefentliche Veränderung des Gewer« 
bes. Beitellte Geihäftsführer ($. 22), Stellvertreter und Pachter ($. 43) find — 
anzumelden. 


An den Beftimmungen über die Handelsfirmen wird hierdurch nichts geinbert. 
8. 6. 


Ausnahmen. 


Nicht als felbftftändiger Gewerbebetrieb im Sinne dieſes Gefeped anzufehen, daher 
von der im $. 3 ausgeſprochenen Altersbefhräntung und von der Anmeldungspflicht 
ausgenommen, find 

1) jede gemeine Lohn- und Handarbeit; ; 
2) jede Arbeit, welhe ohne Annahme von Gehilfen nur gegen Lohn für einen Un« 
tern®hmer ausgeführt wird; 
3) fogenannte weibliche Arbeiten, wie Anfertigung und Verkauf von Brauenkleidern, 
43 
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" Pupgegenftänden, Stiderei, Wäſcherei und dergleigen, infoweit nicht damit ein 
offenes Verkaufslocal verbunden ift, . 


8.7. 
Verfahren der Bebörden. . 

Bei Eingang der Anmeldung hat die Behörde ($. 5) ſofort zu erwägen, ob det 
beabfichtigte Gewerbedetricb nach gegenmwärtigem Gefege konzeſſionspflichtig oder an Er— 
füllung befonderer Bedingungen geknüpft fei, nicht minder, ob dem Aufenthalte der Ans 
meldenden an dem gewählten Orte ein in den Geſetzen begründetes Hinderniß entgegen 


ftehe. 

It Beides nicht der Fall, fo ift dem Anmeldenden fofort über die erfolgte Ans 
meldung Beicheinigung zu ertheilen, Entgegengefepten Falls find dem Anmeldenden 
ebenfalls ohne Verzug die von ihm vor Eröffnung feines Gewerbebetriebes zu erfüllen» 
den Bedingungen unter Hinweis auf die gefeplihen Strafen mitzutheilen. 


$. 8. 


Konzefiions-Gewerbe. 


Gine Erlaubniß der zuftändigen Behörde (Konzeſſion) iſt erforderlich: 

1) zum Betriebe von Gajthöfen, Speiſe- und Schankwirthſchaften und zur gewerbes 

weifen Vermietbung von Schlafitellen ; 

2) zum Geihäftsbetriebe von Verficherungsgefellfhaften aller Art, fowie als Feuer: 

verſicherungs und Auswanderungs- Agent; 

3) zum Gefchäftsbetriebe als Pfandleiher, Pfandvermittler und Trödler; 

4) für Theaters und Schauſpieler-Geſellſchaften; 

5) zum Betriebe des Abdedergewerbes. 

Die Konzefion wird von dem Minifterium, Abtheilung für das Innere, für die 
unter 2 und 5 genannten, von dem Yandrathsamt für die unter 1, 3 und 4 aufge 
führten Gewerbe ertheilt, 

8. 9, 


Perſönlichkeit der Konzeſſion. 
Jede Konzeſſion iſt perfünlich, | 
Nur für Gafthöfe können auch Neal-Konzeffionen mit Tandesberrlicher Genehmigung 


ertheilt werden, 
$ 10. 


Bejondere Konzeilions Bedingungen. — 


Die beſonderen Bedingungen, an deren Beobachtung der Betrieb eines Kenzeffions— 
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Gewerbes gebunden fein foll, ſind von der Konzeffionsbehörde, fofern nicht für das bes 
treffende Gewerbe allgemeine Bedingungen durd Verordnungen, Regulative oder Orts— 
Statuten aufgeitellt find, bei Ertheilung der Konzefion, welche fhriftlich zu erfolgen hat, 
feſtzuſtellen 

Es duͤrfen jedoch keine anderen Bedingungen geſtellt werden, als welche ba die 
Rückſichten auf die öffentlihe Sicherung und Wohlfahrt und durch Intereffen, deren 
Wahrung in $. 45 vorgeichrieben ift, geboten werden, 

Nur für die Konzefiions-Ertheilung in den Fällen des $. Bunter 1 und 4 fünnen 
auch Abgaben erhoben werden. 


$. 11. 

Jede Konzefiion fann zurücdgezogen werden: 

1) wenn der Konzefiionar die für Ertheilung der Konzeff on voraudgefepte perfün« 
lihe Qualififation verliert, 

2) wenn. die Behörde bei Ertheilung der Konzefiion über weſentliche thatfächliche 
Verhältniffe getäufcht worden. ift, 

3) wenn der Konzefiionar einer Konzeffiond » Bedingung, deren Nichterfüllung bei 
Ertheilung der Konzefiion mit deren Verluſte ausdrüdlich bedroht worden war, 
nicht erfüllt, 


8. 12, 

Die Entfheidung über Zurüdziehung einer Konzeffion fteht derjenigen Behörde zu, 
von welcher diefelbe ertheilt wurden if. Gegen ihren Ausfpruch ifl, wenn derfelbe von 
dem Landrathsamte erfolgte, Rekurs an das Minifterium, Abtheilung für das Innere, 
wenn ed von Lepterem ausging, Rekurs an das Gefammt-Minijterium freigegeben. 
Wird hiervon nicht binnen zehn Tagen von Zeit der Eröffnung an Gebrauch gemacht, 
jo tritt die Zurüdziehung der Konzeſſion in Kraft. 


8. 13. 
Gewerbebetrieb im Umherziehen. Haufirbandel. 


Eine Erlaubniß der zuftindigen Verwaltungsbehörde bedarf ferner jeder Gewerbe- 
betrieb im Umherziehen (einfchließlich des Haufir-Handels). ALS folder wird im Sinne 
dieſes Geſetzes nicht angefehen: 

1) die Ausführung von Gewerbsarbeiten durch ftändige Gewerbetreibende oder de— 
ren Arbeiter bei ihren Kunden ($. 47), fowie das Austragen bejtellter Waaren ; 

2) das Anbieten von Leitungen; 

3) das Herumtragen von Erzeugniffen der Landwirtbihaft, des Waldbaues, des 
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Gartenbaues, der Viehzucht, der Jagd und der ifcherei, von Biltualien und 
Bıenn-Materialien und gewiffen im Verordnungswege zu bezeichnenden gemeinen 
Verbrauchsgegenftänden; 

4) der Einkauf inländifher Erzeugniffe und das Sammeln von Beftellungen — mit 
Ausnahme des Subfkribenten-Sammelnd — dur Gewerbtreibende, deren Ange» 
börige oder Handelsreifende. Es dürfen jedoch die eingefauften Waaren unter 
wegs nicht wieder verfauft und bei dem Sammeln von Beitellungen nur Mufter, 
feine Waaren mitgeführt werden. 

Durch die unter Nr. 3 voritehende Beitimmung wird an den Vorfhriften über den 
Handel mit Holzpflanzen, Objtbäumen und dergleihen in $. 16 des Gefepes vom 14, 
April 1852 zum Schuge der Holzungen ꝛc. nichts geändert, 


8. 14. 
Fortſetzung. 


Die Gewerbe, zu deren Betriebe im Umherziehen uͤberhaupt Erlaubniß ertheilt, und 
die Waaren, mit denen der Hauſirhandel geſtattet werden darf, die perſönlichen Boraus- 
fegungen für diefe Erlaubnißertheilung und die Behörden, welche dazu befugt find, wer- 
den in der, von dem Miniftertum zur Ausführung des Gewerbegefepes zu erlaffenden 
Verordnung beftimmt, 

8. 15. 
Dertlidh regulirte Gewerbe. 


Der Regelung durch die Gemeindebehörden unterliegen: 
1) Das Mufitmahen an öffentlihen Orten; 
2) die Produktion öffentliher Schauftellungen aller Art; 
3) die Unterhaltung der Kommunikation innerhalb der Orte dur Fiacres, Drofche 
fen, Omnibus, Gondeln, Sänften u. f. w.; 
4) die Verforgung der Gemeinden mit Leucht-Gas und Waſſer; 
5) die Errichtung und der Betrieb von. Turn-, Bader und Schwimmanftalten. 
Den Gemeindebehörden fteht es hierbei namentlich frei, die Erlaubniß zum Betriebe 
der vorftehenden Gewerbe auf beitimmte Perfonen und Anftalten zu befchränfen, 


§. 16. 
Fortſetzung. 
Die Aufſtellung verpflichteter und mit Inſtruktionen zu verſehender Perſonen für 


Dienſte, welche beſonderes Vertrauen in Anſpruch nehmen, 3. B. Lohndiener, Hochzeit— 
und Leihen Bitter, Bremdenführer, Boten, Aufläder, Pader und dergleichen, ftcht den 
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Gemeindevorſtaͤnden frei, jedoch ohne Befhränfung des Gebrauches nidt veruflidteter 
Verſonen. 
| 8. 17. 
Shornfteinfeger. 


Ruͤckſichtlich der Annahme der Schornfteinfeger bewendet e8 bei den beftehenden 
Beftimmungen, 
8. 18. 
Befähigungsnlahweis.‘ 


Don dem Beweife befonderer Befähigung abhängig find: 
die Ausübung des Hufbeſchlages, ſowie die felbfttändige Ausführung und 
Leitung von Bauten nad den deshalb erlaffenen oder im Berordnungswege 


nöd zu erlaffendenden Beſtimmungen. 
$. 19, 


Gewerbebetrieb von Ausländern. 


Ausländern ift die Riederlaffung im Bürftentbume zum Bwede des felbitftändigen 
Gewerbebetriebes, nad Maßgabe diefes Gefepes, geftattet, infoweit in deren Heimath eine 
gleiche Bergünftigung den dießfeitigen Staatsangehörigen gewährt wird und der die Nie» 
derlaſſung Suchende feine eventuelle Bähigkeit zum Genuß der bürgerlihen und ſtaats⸗ 

bürgerlihen Rechte nachweiſt ($. 44). 

Zur Zulaffung folder Ausländer, in. deren Seimathölande die dießſeitigen Staats- 
angehörigen beſchraͤnktere Gewerbeberedhtigungen haben, fann von dem Minifterium, Ab⸗ 
theilung für das Innere, Erlaubniß ertheilt werden. 


8. 20, 
Derkehr,über die Grenze. 


Im Auslande wohnende Gewerbtreibende find berechtigt, im Inlande Gewerbsar⸗ 
beiten, zu denen fie in ihrer Heimath befugt find, auszuführen oder durch ihre Arbeiter 
ausführen zu laffen, ohne Deshalb zur Entrichtung dießfeitiger Staats- oder Kommus 
nal-Abgaben verpflichtet zu fein, dafern in ihrer Heimath eine gleiche Bergünftigung für 
diepfeitige Staatsangehörige gefeplich beiteht und ihre Gewerbsberechtigung den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Gefepes entipricht; außerdem entſcheiden die mit den Nachbarſtaaten be- 
ftehenden oder abzufhließenden Verträge; in deren Ermangelung tritt das Ermeffen des 
Minikteriums, Abtheilung für das Innere, ein, 

Das Einbringen und Abliefern im Auslande gefertigter Gewerbsarbeiten, fowie der 
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Handel über die Landesgrenze unterliegt nur den durch die Zoll» und Abgaben-Verhäft- 
niffe und durd die fiherheitspolizeilihen Vorſchriften bedingten Beſchränkungen. . 

Durch die vorftehenden Beitimmungen fol an den in dın 88. 13 und 14 in Bes 
treff des Haufirhandeld gegebenen Vorfhriften nichts geändert werden, 


8 21. ; 
Gewerbebetrieb Minderjähriger. 


Ein Gewerbe darf nad) dem Tode des Gewerbetreibenden für Rechnung minder« 
jähriger oder zum felbitftändigen. Gewerbebetriebe noch nicht berechtigter Erben fortbetrie- 
ben werden. 

Daffelbe gilt während der Dauer einer Kuratel, fowie einer Nachlaß-Regulirung. 


8. 22, 
Geſchäftsführer. 


Zur Leitung des Geſchäftöbetriebes in den $. 21 erwähnten Fällen, fowie für 
Rechnung juriſtiſcher Berfonen iſt ein Gefchäftsführer zu beftellen, welcher, dafern nicht 
eine Real-Konzeſſion ertheilt worden üft, in den $$. 8 bis 17 behandelten Fällen der 
Genehmigung der zuftändigen Behörde bedarf und in den Fällen des F. 18 für feine - 
Perfon die Befähigung nachzuweiſen hat. 

Der Gefchäftsführer haftet perfönlih für Beobachtung der gefeplichen Beſtimmungen; 
Die in diefem Geſetze angedrobten Strafen werden gegen ihn verfügt. Für Geldftrafen 
haftet der Gewerbsinhaber ſubſidiariſch. 


8. 23. 


Gewerbebetrieb dur Beamte x. 


Anwiefern Geijtlihe, Echullehrer, Eivil-Beamte des Staates und der Gemeinden 
und Militär-PBerfonen zu dem Gewerbebetriebe für fih und ihre Angehörigen der be— 
fonderen Genehmigung ihrer Dienjtbekörde, Chefrauen der Zuftimmung ihrer Ehemän— 
ner bedürfen, iſt nach allgemeinen ae bezüglich nad den. beitehenden 
Dienſtvorſchriften zu beurtheilen. 


$. 24. 
Gefährlihe und beläftigende Anlagen. 


Gewerböanlagen, welche wegen ihrer befonderen Beuergefährlichkeit, oder wegen der 
dabei vorhandenen Möglichkeit von Erplofionen, oder durch Entwidelung von Raud, 
Dimpfen und Gafen, oder durch ihre fih dem Waſſer beimifchenden Abflüffe ihrer Um— 
gebung gefährlich, oder auch nur durch den verbreiteten Geruch, Staub, oder die Ders 
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unreinigung des Waffers befonders läſtig werden würden, bedürfen zu ihrer Errichtung 

der ausdrüdlichen Genehmigung des Landrathsamtes Solche Anlagen find: 
Fabriken und Niederlagen von Schießpulver Schießbaummwolle, Zündhütchen, 
Zündwaaren, Beuerwerfögegenftänden, Phosphor, Salpeter, Schwefel, ferner 
von Alkohol, Aether, ätherifhen Delen, Naphta, Photogen, Petroleum und 
andern leicht brennenden oder erplodirenden Stoffen, Koaks- und Theer-Defen, 
Gasbereitungd« Anftalten, Pech- und ZTerpentin» Siedereien, Pirnif-, Lad-, 
Wachstuch- und Ladleder- Fabriken, metallurgifhe Hütten und Gifthütten, Ei« 
fen» und Erzgießereien, Glashütten, Thonmwaaren- Fabriken, Ziegeleien, Gyps— 
und Kalk-Oefen, Babrifen chemifcher Produkte (namentlih Schwefel-, Salz. 
und Salpeterfäure- und Salmiak- Fabriken), Zuderfiedereien, hemifche (Schnell:) 
Dleihen, Färbereien und Zeugdrudereien, Cichorien- umd Rüben » Kaffee - Ba- 
brifen, Stärfe-Fabrifen, Papier-Fabriken, Gerbereien, Darmfaiten-Fabrifen, 
Blutlaugen-, Fluß-, Fleck- und Leim-Siedereien, Talgichmelzereien, Seifen 
fiedereien und Kerzengießereien, Knochen- und Rußbrennereien, Knochenſiede⸗ 
zeien, Knochen .und Wachs-Bleichen, Flachs- und Hanf-Röftanftalten, Schlacht⸗ 
häufer, Abdedereien, PBoudretten- und Dünger- Fabriken, Braunfohlen- und 
Zorf-Streihpläße, Ieptere beide jedod nur dann, wenn fie fi) nicht auf den 
Grundftüden befinden, auf welchen das Rohmaterial gewonnen wird. 

Das Minifterium ift ermächtigt, nach Mußgabe des fih durch Erfahrung ergeben- 
den Bedürfniffed durch Verordnung einzelne Gattungen von Gewerböanlagen diefem 
Berzeichniffe hinzuzufügen, oder demfelben zu entnehmen, auch wo drtlihe Verhältniſſe 
eine Ausnahme rechtfertigen, in einem Maßſtabe betriebene Gewerbe der in diefem 
Paragraphen bezeichneten Arten für den betreffenden Ort von den Vorſchriften dieſes 
Paragraphen zn entbinden, 


$. 25. 
Borbebalt der allgemeinen Vorſchriften. 


Das Minifterium ift befugt, für einzelne Kategorieen der in $. 24 erwähnten An- 
lagen allgemeine Vorſchriften zu erlaffen, über die örtlihen Verhältniſſe, unter denen 
fie unbedingt unzuläffig, und über die Bedingungen, an welchen die Ausführung der 
Anlage und der Betrieb im Allgemeinen zu Enüpfen find, dabei auch befondere Or— 
gane für die Prüfung und Beauffihtigung folher Anlagen zu bezeichnen, in denen alle 
oder einzelne der $. 24 erwähnten Anlagen gar nicht oder nur unter geeigneten Be- 
hränfungen errichtet werden dürfen. 


Die bereit3 beftehenden Vorfhriften diefer Art bleiben in Kraft, 


# 
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8. 26. 
Berfahren bei der Genehmigung. 


Bor Ausführung einer der in $. 24 bezeichneten Anlagen iſt die Genehmigung bei 
dem Landrathsamt unter Einreihung der nöthigen Situationspläne, Bauzeichnungen 
und Erläuterungen nachzuſuchen. 

$. 27. 
Fortfeßung. 

Die Behörde ($. 26) hat ohne Zeitverluft unter Zuziehung Sadverftändiger zu 
prüfen, ob die Anlage an dem angegebenen Orte und in der angegebenen Weife den etwa 
vorhandenen befonderen Vorfchriften ($. 25) widerfpreche, oder font mit Gefahren für 
Gefundheit oder Leben, oder anderen aus ficherheitd- oder wohlfahrtöpolizeilihen Grün« 
den nicht zu duldenden Nachteilen für die Umgebung oder die zu befchäftigenden Arbets 
ter verbunden ift. Iſt diefes mit Beſtimmtheit zu bejahen, fo it die Genehmigung uns 
ter Angabe der Gründe zu verfagen, Gegen diefe Berfagung fteht dem Anſuchenden 
Rekurs zu. { 

$. 28. 
Bortfeßung. 

Iſt aus der Prüfung nah $. 27 die Unzuläffigkeit der Anlage nicht fofort er- 
fennbar, fo hat die Behörde in dem Amts- und Verordnungsblatt und einem Lofal- 
blatt die Abfiht des Gefuchftellerd bekannt zu machen, und Jedermann aufzufordern, 
innerhalb einer für alle nicht auf Privat-Rechtstiteln beruhenden Einſprüche präflufiven 
Friſt von vier Wochen etwaige Einwendungen anzubringen. 


8. 29, 
Bortfegung. 
Die mit Ablauf der $. 28 gefepten Friſt zu faffende Entfchliefung der Behörde iſt 
dem Unternehmer und dem MWiderfprechenden bekannt zu machen. Beiden Theilen fteht 
binnen zehntägiger ausſchließlicher Friſt hiergegen Rekurs an das Minifterium, Abthei- 


lung für das Innere, zu, 
$. 30. 


Roften 


Die baaren Auslagen, welche dur die Bekanntmachung und das weitere Verfah— 
reu entitehen, fallen dem Unternehmer, diejenigen Koften aber, welche durch unbegründete 
Einwendungen erwachfen, dem Widerfprechenden zur Laft, Die Entſchließung it zugleich 
auf den Koftenpunft zu erjtreden. 
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$. 31. 
Erlöſchen der Genehmigung. 


Die nach diefem Verfahren ertheilte Genehmigung erlifcht, wenn nicht binnen einem 
Jahre nad Ertheilung derfelben die Ausführung der Anlage begonnen worden ift. 


8. 32 
Bolgen der ertheilten Genehmigung für fpätere Einwendungen. 


Iſt eine Anlage nah Beobachtung diefes Verfahrens von der zuftändigen Berwalt« 
ungsbehörde genehmigt und unter Beachtung der dabei geftellten Bedingungen ausge 
führt worden, fo kann von den Gerichten fpäter wegen Beläftigung oder beeinträchtigter 
Nupbarkeit fremden Eigenthums nicht mehr auf Aenderung oder Befeitigung der Anla- 
ge, fondern nur auf Entfhädigung erkannt werden. 


8. 33. 
Solgen der Zuwiderhandlung. 


Wer ohne Genehmigung eine der im $. 24 gedachten Anlagen ausführt, ift gehal« 
ten, wenn fich bei der nachher anzuftellenden Erörterung und bezüglich Nahholung des 
$. 26 ff. vorgefihriebenen Verfahrens ergiebt, daß die Anlage unzuläfig ift, die zu Be— 
feitigung der Gefahren und Nachtheile ($. 27) nothwendigen Veränderungen auf feine 
Koften auszuführen, oder wenn diefes nicht möglich, oder die Anlage nad den $. 25 
vorbehaltenen befonderen Vorſchriften an dem betreffenden Orte überhaupt nicht ftatthaft 
ift, auf Anordnung der Behörde oder auf Antrag des Berlepten die Anlage ohne Ent- 
fhädigung wieder zu befeitigen. 

Daffelbe tritt ein, menn die Anlage zwar genehimiget, aber von dem Unternehmer 


den bei der Genehmigung geftellten Bedingungen für Ausführung der Anlage nicht nad: 
gefommen worden: ült, 


$. 34. 
Beurtbeilung nad der Genehmigung ſich geigender Uebelſtände. 


Einrihtungen, welde zur Befeitigung von Webelftänden für die Umgebimg, bezüg- 
lich des Betriebes von Gewerbsanlagen überhaupt, oder einzelner Gattungen derfelben 
in Folge’ tehnifcher Erfahrungen von dem Minifterium, Abtheilung für das Innere, an« 
geordnet worden, hat der Befiper der Anlage auf feine Koften auszuführen. 

Zeigen fi dagegen nad Inbetriebfegung einer uuter $. 24 fallenden oder in Ger 
mäßheit von $$. 26 bis 29 genehmigten und vorfähriftsmäßig ausgeführten Anlage Ge- 
fahren und Nachtheile ($. 27) für die Umgebung, welche durch nn. vorgedach- 
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ter Art nicht zu befeitigen find, fo kann der Unternehmer auf Antrag der Gemeinde 
oder des Staates, wenn fih die Nothwendigfeit dazu ergiebt, ebenfalls zu Beränderun- 
gen und fogar zu gänzlicher Befeitigung der Anlage ——— werden; er hat aber 
dann Anſpruch auf volle Entſchädigung. 

Eine ſolche fällt nur dann weg, wenn dem Unternehmer nachgewieſen wird, daß er 
bei Vorlegung der Unterlagen, auf welche hin die Genehmigung zu der Anlage ertheilt 
worden iſt, weſentliche Umſtände verſchwiegen, oder die Behörde getäuſcht hat 

Die Entſchädigung iſt bei vorliegendem Antrage der Gemeinde aus der Gemeinde- 
faffe, bei einem Antrage Seiten des Staates aus der Staatskaſſe zu gewähren. 

Bei dringenden Gefahren für die Umgebung oder das Gemeinwohl kann die einft- 
weilige Einftellung des Betriebes angeordnet werden. Golden alles fteht unter den 
vorgedachten Vorausfegungen dem Unternehmer ein gleicher Anſpruch auf Entfhädigung 
zu, dafern die einftweilige Einftellung nicht dadurch nothwendig geworden if, daß der 
Unternehmer die angeordneten Einrichtungen und — Beränderungen nicht ausge⸗ 
führt hat. 

8. 35. 


Ueber die Brage: ob nad $. 34 der Befiker zu Veränderungen oder gänzlicher Be- 
feitigung einer Gewerbsanlage oder zu Einftellung des Betriebes verpflichtet fei, entfchei- 
det das Landratbsamt und auf eingewendete Berufung endgiltig das Minifterium, Ab— 
theilung für das Innere, mit Ausſchluß des Rechtsweges. Die Einlegung der Berufung 
ift an eine zehntägige ausfchließliche Frift gebunden. Bei angeordneter Betriebseinitel- 
ung hat die Berufung feine auffchiebende Wirkung. 

Wenn zu Bolge diefes Gefepes eine Entfhädigung zu gewähren it, foll diefelbe, 
dafern nicht unter den Betheiligten eine andere Bereinigung zu Stande fommt, und fo 
weit nicht etwas Anderes ausdrüdlich verordnet ift, durch drei völlig unparteiifche und 
zu vereidende Sachverftändige ermittelt werden. Die Leitung dieſes Gefchäfts fteht dem 
Richter der gelegenen Sache zu. Unter den Sachverſtändigen foll der eine von dem 
Entfhädigungsberechtigten, der andere von deffen Gegner, der dritte von der leitenden 
Juftizbehörde ernannt werden. Das Leptere tritt auch hinſichtlich der beiden erſten Sad: 
verftändigen ein, wenn die Betheiligten deren Ernennung verweigern oder nicht inner« 
halb der ihnen beftimmten Brift bewirfen. Keiner der Sachverftändigen darf der Ge» 
meinde angehören, in deren Blurbezirfe das Grundftüd des Entfhädigungsberechtigten 
gelegen ift, 

Dereinigen fi die Sääper nicht zu einer gemeinfhaftlihen Taxe, fo werden die 
drei Würderungsfummen zufammengezählt und bildet der dritte Theil der fo gewonnenen 
Gefammtfumme den Entfhädigungsbetrag. 
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Es fteht den Betheiligten frei, gegen die Würderung in dem gefehlichen Inftanzen« 
zuge Berufung einzulegen, jedod nur dann, wenn bei der Würderung vorgefähriebene 
Formen verlegt oder fonjt beitimmte Vorſchriften dieſes Geſetzes unbeachtet geblieben find. 
Die Berufung ift an eine zehntägige Nothfrift gebunden. 

Wird indeß die Verpflihtung zur Gewährung einer Entihädigung überhaupt aus 
den im. $. 34 für deren Wegfall aufgeftellten Gründen beftritten, fo ift diefe Frage in 
den fürmlichen Rechtsweg zu verweilen und zwar. durd ein Decret, worin dem angeblich 
Berechtigten aufgegeben wird, daß er bei Verluft feines Anſpruchs das behauptete Recht 
binnen vier Wochen von der Eröffnung ded Decrets an mittelft rechtlicher Klage geltend 
zu machen habe. Erſt nad erfolgter rechtöfräftiger Entfheidung über das Beitehen oder 
den Umfang des Rechtes it mit Beititellung des Entfhädigungsanfpruhs in der geord- 
neten Weife weiter zu verfahren. 


8. 36. 
Rüdwirkende Kraft. 


- Die im $. 32 ausgefprochenen rechtlichen Wirkungen, fowie die Beftimmungen des 
$. 34 gelten aud für alle unter $. 24 fallende, bei Erlaß diefes Geſetzes bereits befte- 
bende Anlagen. 


8. 37. 


Erweiterung und Beränderung von Gewerbsanlagen. 


Jede weientliche Erweiterung einer unter $ 24 fallenden Gemwerbsanlage, ſowie je- 
de wefentlihe Veränderung derfelben in Anlage oder Betrieb, ift der erften Errichtung 
gleih zu achten umd eben fo zu behandeln. 


8. 38. 


In denjenigen Fällen, in denen zu dem Zwede der Kontrolirung oder Erhebung 
der Steuer von dem Betriebe oder Erzeugniffe eines Gewerbes gewiffe Einrichtungen 
oder Beranftaltungen erforderlich find, müffen diefe von dem betreffenden Gewerbetreiben- 
den nad Borfchrift der Steuerbehörde uoch vor Eröffnung des Betriebes hergeftellt und 
bis zur Einftellung defjelben unterhalten werden. 


8. 39. 
Bindmühlen, 


Bor Anlegung einer Wiudmühle ift mit genauer Bezeihnung des Standpunktes 
und der Entfernung von vorüberführenden Öffentlihen Wegen dem Landrathsamte An« 
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zeige zu machen. Diefes kann, wenn die Windmühle in eine, dem Verkehr gefährdende 
Nähe des Weges kommen würde, die Anlegung unterfagen. 

. Auf bereits beftehende oder nah Erlaß diefes Gefeges angelegte Windmühlen lei- 
den die Vorfchriften des $. 34 mit der weiteren Beftimmung Anwendung, daß die Ent» 


ſchäädigung namentlih auch dann binwegfällt, wenn die Anzeige von der beabfichtigten 
Anlegung der Windmühle unterlaffen wurde, 


$. 40. 


Lärmende Gewerbe. 


Solche Gewerbe, deren Ausübung mit ungewöhnlichem Lärm verknüpft ift, dürfen 
in der Nähe von Kirchen, Schulen, Kranfenhäufern oder anderen öffentlichen Gebäuden, 
deren beftimmungsmäßige Benugung dadurch geftört werden. würde, entweder gar nicht 
vder nur unter den geeigneten Befchränfungen in Betrieb gefept werden. 


Die in $. 25 audgefprochene Zuläffigkeit ortöftatutarifcher Beftimmungen findet au 
bier Statt. 


$. 41. 


Strafen für unbefugten Gewerbebetrieb. 


Wer ein freied Gewerbe vor Empfang der $. 7 gedachten Befcheinigung betreibt, 
verfällt in eine Gelditrafe bis zu zehn Thalern. 

Wer ein am Konzefiion oder örtliche Regulirung oder Nachweis der Befähigung ge- 
bundened Gewerbe betreibt, ohne Konzefiion oder Erlaubniß der Drtsobrigkeit erlangt 
oder die Befähigung nachgewiefen zu haben, ingleihen wer den wegen Anlage von Wind— 
mühlen erlaffenen Anordnungen der Obrigkeit zuwider handelt, ift — neben der zu ver« 
fügenden Einftellung des Betriebes — mit Geld bis zu funfzig Thalern zu beftrafen, 

Gleiche Geldftrafe bis zu funfzig Thalern trifft Denjenigen, welcher den wegen des 
Betriebes lärmender Gewerbe erlaffenen Anordnungen zuwider handelt. Ebenſs kann 
auch folhen Balles die Einftellung des Betriebs von der Behörde angeordnet werden. 


Wer ein Gewerbe im Umpberziehen betreibt, ohne im Befip der $. 13 vorgeſchrie⸗ 
benen Erlaubniß zu ſein, verfällt in eine Geldſtrafe bis zu zwanzig Thalern. 


Wer eine der in $. 24 bezeichneten Anlagen ausführt, oder weſentlich verändert, 


ohne die Genehmigung der Behörde abzuwarten, verfällt in eine Strafe von 25—300 
Thalern. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Umfang und Ausübung der Nechte felbftftändiger Gewerbetreibenden. 


8. 42. 
Aufhebung der Berbietungsredte. 


Die aus dem bisherigen Innungsverbande abfließenden Verbietungsrechte find aufe 
gehoben. 

Berbietungd-, Zwangs- und Bann-Rechte können fünftig weder verliehen, noch durch 
Bertrag oder Verjährung erworben werden. 

Ueber Aufhebung beftehender Rechte Iepterer Art, foweit fie nicht aus dem Innungs- 
verbande fließende Verbietungsrechte find, bleibt der Erlaß befonderer gefepliher Beftim- 
mungen vorbehalten. 

Die Rechte auf ausfchließlihe Vervielfältigung von Werfen der Literatur und Kunft, 
fowie auf ausfhlichlihe Benupung von Erfindungen, Muftern und Babrifzeichen werden 
hierdurch nicht berührt. 


8. 43. 
Stellvertreter und Pächter. 


Jeder zum felbfittändigen Gewerbebetriebe Berechtigte kann fein Gewerbe auch durd 
einen Stellvertreter oder Pachter ausüben Taffen, 

Auf die Pächter und Stellvertreter leiden die Vorfchriften wegen der Geichäftsfüh- 
rer in $. 22 Anwendung. 


$. 44, 
Berhältniß der Gewerbetreibenden zur Gemeinde. 


Durch die gewerbliche Niederlaffung an einem Orte an ſich wird die Verpflichtung 
zu Gewinnung des Bürgerrehtet nicht begründet. Die Gemeinde kann jedoch von den 
ihr nicht angehörigen Gewerbetreibenden, welche fünf Jahre hindurch ihr Gewerbe unun- 
terbrochen felbitftändig im Gemeindebezirfe ausgeübt haben, verlangen, daß fie das Bür« 
gerrecht erwerben, oder den Gewerbebetrieb im Gemeindebezirfe aufgeben. Den fo Aufe 
geforderten darf die Aufnahme von der Gemeinde nicht verfagt werden, fobald fie das 
nad. ftatutarifcher Beftimmung etwa zu entrichtende Bürgergeld erlegen. Im Uebrigen 
fommen binfichtlich der Gewinnung des Heimaths- und Bürger-Rechtes, der Theilnahme 
an den Rechten der Gemeindeangehörigen, fowie der Berpflihtung, zu Gemeindeabgaben 
und Leiftungen beizutragen, die geſetzlichen Beftimmungen zur Anwendung. 

Sollten durd einen außerordentlichen Andrang zur Niederlaffung von, dem Ge- 
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meindebezirke nicht angehoͤriger Perſonen beſondere Ausgaben, namentlich für Schulzwecke, 
erwachſen, ſo kann die Gemeinde mit Genehmigung der Staatsregierung die betreffenden, 
der Gemeinde nicht angehoͤrigen Perſonen, zu einer, den Berhältniffen entſprechenden 
außerordentlihen Gemeindeabgabe heranziehen. 

Die Erlaubniß zum ferneren Aufenthalt in einer Gemeinde fann einem darin nicht 
Heimatböberehtigten entzogen werden, wenn derjelbe mit Entrichtung der öffentlichen 
Abgaben über ein Jahr im Ruͤckſtande bleibt oder der Gemeinde durch Unterftügungs- 
bedürftigkeit Täftig wird oder den guten Leumund verliert. 


8. 45. 
Borbehalt ber allgemeinen Polizei- und Stener-Vorſchriften. 


Seder Gewerbetreibende unterliegt vüdfichtlih der Wahl der Dertlichkeit, der Be- 
fhaffenheit der Anlage, des Drts des Betriebes, der Steuern und Abgaben, den durch 
die Landesgefepgebung und durch die allgemein oder örtlich geltenden polizeilichen oder 
Berwaltungd-Borfihriften begründeten Befchränfungen. 

Ebenfo wird an den nad der Gefepgebung über Zoll- und SteuersWefen beftehen- 
den Befugniffen, zeitweilige Betriebseinftellung oder gänzliche Entziehung der Beredtig- 
ung zu einem beftimmten Gewerbebetriebe zu erfennen, nichts geändert. 


8. 46. 
Mehrere Werkſtätten und Verkaufs-Lokale, Zweiggefhäfte. 


Die Ausübung eines freien Gewerbes fann durch denfelben Unternehmer an ver: 
ſchiedenen Orten des Landes und an einem und demfelben Orte in mehreren Werfftät- 
ten, auch in mehreren Berkaufs-Rofalen erfolgen. 

Es iſt jedoch an denjenigen Orten, wo der Unternehmer nicht felbft wohnt, dem 
Zweiggefhäfte ein Stellvertreter ($. 43) vorzufegen, 


Zweiggefchäfte diefer Art find bei der für die Anmeldung vorgefhriebenen Behörde 
($. 5) anzumelden. 


8. AT. 
Begfall räumliher Beſchränkungen. 


Jeder Gewerbetreibende darf von feinem Woßhorte aus feine Erzeugniffe an jeden 
anderen Ort des Landes abliefern und dafelbft aufftellen, oder feine Gewerböarbeiten 
bei den Kunden felbft oder durch feine Arbeiter ausführen, auch Beftellungen felbft oder 
durd Beauftragte fammeln. 
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8. 48. 
Gleichzeitiger Betrieb mehrerer Gewerbe. Freie Affociation. 


Die Bereinigung verfchiedener Gewerbe in der Perfon eines und deffelben Unter: 
nehmers unterliegt feiner Beſchraͤnkung. Ebenfowenig die Bereinigung verfchiedener Ge» 
werbetreibender zu gemeinfchaftlihem Gewerbebetriebe. Someit hierbei nah 88. 8 und 
18 perfönlihe Qualifikation in Brage fommt, iſt erforderlich, daß wenigitend einer der 
Sefellfchafter oder der nah $. 22 anzunehmende Gefchäftsführer diefelbe befipe. 

Bei Konzeffions-Gewerben muß die Zuftimmung der Konzeffionsbehörde Binzutreten. 


8. 49. 
Wegfall der Tagen. 


Taren für Preife von Gewerbd-Produften-Waaren oder Dienftleiftuugen, auch für 
Löhne, find, außer bei den in $. 8 unter 2 genannten Agenten und den in $. 8 un« 
ter 3, $. 15 unter 3, $. 16 und 17 genannten Gewerben unzuläffig. 

Rüdfihtlih der Regelung der Salz Berfaufspreife bewendet es bei den deshalb bes 
ſtehenden befonderen Beftimmungen. 

Bäder, Fleiſcher, Gaft« und Schanf-Wirthe fünnen durch polizeiliche Verfügung an— 
gehalten werden, ihre Preife in ihren Gewerbö-Rofalen auszuhängen. 


8. 50. 
Beihlüffe für Preife und Löhne. 


Beichlüffe von Gemwerbetreibenden, oder gewerblichen Korporationen über feitzuhal« 
tende gleiche Preife und Löhne haben für die Theilnehmer vderfelben feine verbind- 
lihe Kraft. 

Sind zugleih Verabredungen über phyſiſche oder moraliihe Zwangsmittel ge« 
gen Nichtbeitretende oder Zurüdtretende getroffen, fo verfällt, wern nicht die Beftimmun- 
gen des Strafgefepbuches Anwendungen leiden, jeder Theilnehmer in eine Strafe bis zu 
300 Thalern oder 8 Wochen Gefängniß. 


$. 51. 
Marktverkehr. 


Die Erlaubniß zur Abhaltung von Meſſen und Märkten bleibt von der landesherr— 
lihen Genehmigung abhängig. 

Der Verkehr auf denfelben ift durch Meß- oder Markt-Ordnungen zu regeln. Bei 
diefer Regelung ift allen Marktbefuhern binfichtlih des Kaufes und Verkaufes gleiche 
Berechtigung zu gewähren, 

45 
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Dritter Abſchnitt. ; 
Bon dem gewerblichen Hilfd-Perfonal. 


8. 52. 
Befhäftigung von Kindern. 


Kinder unter zwölf Jahren dürfen außer dem Haufe ihrer Eltern und Berforger 
überhaupt nicht in folhen Werkſtätten befchäftigt werden, für weldye der Unternehmer 
nad $. 64 zu Aufftellung einer Fabrik-Ordnung verpflichtet if. 

Deffentlihe Beichäftigungsanftalten für Kinder find von dem Verbote ausgenommen. 

Kinder von zwölf bis vierzehn Jahren dürfen nur in der Tageszeit von Morgens 
5 bis Abends 8 Uhr und nicht länger ald zehn Stunden befhäftigt werden. In diefe 
Arbeitszeit find die Unterbrehungen durdy eine Mittagszeit von einer Stunde und die 
fonft angemeffenen Ruhezeiten einzurechnen. 

Im BVerordnungswege fünnen für einzelne Babrifzweige, auf welche vorftehende Bes 
fimmungen nicht ganz paffen follten, Ausnahmen und Abänderungen beſtimmt werden, 
Ausnahmen für furze Zeit in dringenden Bällen fann der Gemeindevorftand geftatten. 

Perfonen, welche ſich gegen von ihnen befchäftigte Kinder einer im Strafgefegbuche 
mit Strafe bedrohten Handlung oder der Berleitung zu einem Verbrechen oder Verge— 
ben fchuldig gemacht haben, kann die weitere Befhäftigung von Kindern in ihren Werf- 
ftätten durch Befchluß des Landrathsamts unterfagt werden, 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beitimmungen werden mit Gelditrafen von zehn 
Groſchen bis fünf Thaler für jedes in vorfchriftswidriger Weife verwendete Kind und je 
den Kontraventionsfall geahndet. 


F. 53 
Schulpflichtige Kinder. 

Schulpflihtigen Kindern iſt Zeit zum Genuffe des nöthigen Schulunterrichts in den 
Öffentlichen Fehranftalten des Ortes nad Maßgabe der beftehenden Beitimmungen zu ge 
währen, oder es find für diefelben, unter Genehmigung der hierfür zuftändigen Behörde, 
durch Die*Arbeitgeber befondere Fabrik-Schulen zu errichten. 

- Der Schulunterricht muß innerhalb der Zeit von früh 5 Uhr bis Abends 8 uhr 
ertheilt werden. 

Die gegen zweimalige obrigkeitliche Aufforderung zur Nachachtung fortgeſeßte Nichte 
beachtung vorftehender Vorſchrift hat das Verbot fernerer Beihäftigung fchulpflichtiger 
Kinder zur Folge, 

Bei dennoch fortgefepter Befhäftigung fchulpflichtiger Kinder tritt gleiche Strafe, 
wie im $. 52 geordnet ein, 
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$. 54. 
Arbeitsverträge Unmündiger. 


Unmündige bedürfen, dafern fie nicht etwa bereits mit ausdrüdlicher oder ftillichwei- 
gender Einwilligung ihrer Eltern und Bormünder in der Rage find, ihr Borttommen 
jelbft fuchen zu müſſen, zu Abfchliegung eines Arbeitövertraged der Einwilligung des Va— 
ters oder Vormundes. 

War bie Einwilligung nicht auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt, oder ausdrüdlih nur 
auf einen beitimmten Arbeitgeber gerichtet, fo bedarf e8 zum Abſchluß weiterer Arbeits- 
verträge mit Unmündigen feiner erneuerten Ginwillignng des Vaters oder Bormundes, 
vielmehr haben die mit folhen Unmündigen fpäter abgefchloffenen Arbeitsverträge fammt 
allen daraus entfpringenden Anfprüchen und Forderungen volle rechtliche Giltigfeit. 

In Streitigkeiten, weldye über nad Borftehendem- durch unmündige Arbeiter giltig 
gefchloffene Arbeitsverträge entitehen, können unmündige Arbeiter auch ohne Vater oder . 
Bormund vor Gericht handeln. 


8. 55. 
Kündigung. 


Wenn über die Kündigungszeit nichts Anderes verabredet, oder in Fabriks-Ord— 
nungen ($. 64) feftgefept ift, gilt die in dem betreffenden Gewerbe an dem Drte übliche 
Auslohnungsfrift auch als Kündigungäfrift dergeftalt, daß beiderfeitd nur von Lohntag 
zu Zohntag gekündigt werden kann. 

$. 56, 
Entlaffung der Arbeiter ohne Kündigung. 


Ohne Ruͤckſicht auf Kündigungdfrift darf der Arbeiter, foweit nicht der Arbeitäver- 
trag oder die Fabrik-Ordnung weiter gehende Beftimmungen enthält, entlaffen werden: 
a. wenn er ein DBerbrechen begeht oder ſich ein Verhalten zu Schulden kommen 
läßt, welches nad) der beſtehenden Gefepgebung zur polizeilihen Ausweifung ei- 

ned Auswärtigen berechtigt; 

b, wenn er ohne Einwilligung des Arbeitögebers ein Nebengefhäft treibt, welches 
ihn in der Erfüllung feiner Verpflichtungen gegen den Arbeitgeber hindert; 

c. wenn er an Verabredungen von Arbeitern zu Erzwingung höherer Löhne, füre 
zerer Arbeitözeit u. f. w. Theil nimmt; 

d. wenn er den Arbeitöheren oder ein Glied feiner Bamilie oder feines Hausitan- 
des oder eine in der Werkftatt zur Aufſicht angeftellte Berfon thaͤtlich, oder font 
ſchwer beleidigt; 

e. wenn er Glieder der Bamilie des Arbeitsheren, Mitarbeiter oder Lehrlinge zu 
unordentlihem Lebenswandel oder zu unerlaubten Handlungen zu — ſucht; 
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f. wenn er fi weigert, die ihm übertragene Gewerbsarbeit auszuführen; 

g. wenn er der Verwarnung zuwider unvorfihtig mit Feuer und Licht umgeht; 

h. wenn er arbeitsunfäbig wird, oder in eine anftedende oder efelhafte Krankheit 
verfällt; 

i, wenn in Folge von Brand» oder Glementar-Ereigniffen die Arbeit eingeftellt 
werden muß; 

k. wenn auf Grund der Beftimmungen gegenwärtiger Gewerbeordnung durch Ente 
jheidung der zuftändigen Behörde die zeitweilige oder bleibende Einftellung des 
Gewerbetriebes gegen den Arbeitögeber ohne deffen Verſchulden verfügt wird. 


$. 57. 
Berlaffen der Arbeit ohne Kündigung. 


Der Ürbeiter (Arbeitnehmer) ift berechtigt, die Arbeiten ohne Kündigung zu ver— 
laſſen: 

a. wenn ihm von dem Arbeitgeber widerrechtliche oder unſittliche Handlungen zuge— 

muthet werden; 

b. wenn er vom Arbeitgeber thätlich gemißhandelt oder ſchwer beleidigt oder in ei— 

ner nach dieſem Geſetze unzuläſſigen Weiſe geſtraft wird; 

e. wenn er am Lohntage feinen Lohn nicht oder nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe 

($. 59) erhält; 

d, wenn bei Gedingearbeit oder Stüdlohn der Arbeitsherr nicht für Beſchäftigung 

ſorgt; 

e. wenn er zur Fortfegung der Arbeit körperlich unfähig wird; 

f. wenn bei Bortfegung der Arbeit fein Leben oder feine Geſundheit einer erweis— 

lihen befonderen Gefahr auögefegt fein würden. 

Arbeiter, welche die Arbeit ohne Kündigung verlaffen, ohne dazu nad dem Ar— 
beitövertrage, der Babrit-Ordnung, oder nad vorfiehenden Beftimmungen berechtigt zu 
fein, fönnen auf Antrag des Arbeitögebers mit Gefängniß bis zu acht Zagen oder mit 
Geld bis zu drei Thalern beftraft werden. 


$. 58. 
Strafbefugniß der Arbeitöherren. 
Gegen fhulpflichtige Arbeiter hat der Arbeitsherr das Necht der väterlichen Züch« 
tigung. innerhalb der zur Erhaltung von Zucht und Ordnung erforderlihen Grenzen. 
Gegen anderes Hilfs: und Arbeits: Perfonal dürfen nur die Mittel der Entlaffung 
und in der Babrif-Drdnung feftgefepter oder fonft vertragsmäßig —— Loh nab⸗ 
züge als Strafe angewendet werden. 
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An einem Lohntage darf als Strafe keinesfalls mehr als ein Fünftheil des fäl- 
ligen Lohnes abgezogen werden. 


$. 59. 
Lohnzablung. 


Zu Zahlungen an Arbeiter für Lohn oder gelieferte Arbeit dürfen Waaren bei 
Strafe bis zu dreihundert Thalern oder acht Wochen Gefängniß ſelbſt dann nicht ver— 
wendet werden, wenn der Arbeiter vorher oder nachher zugeſtimmt hat. Bei gleicher 
Strafe iſt die Auslohnung mit Anweiſungen, ſowie die Zahlung mit Wechſeln über 
Cours oder mit Geld über Cours an Arbeiter verboten. 

Arbeiter, welche in einer vorftehend verbotenen Weife bezahlt worden find, können 
jederzeit die Bezahlung nachverlangen. 

Fabrikanten, Fabrik-Kaufleuten, Berlegern, Faktoren und Fabrik⸗Beamten, welche 
wegen Auslohnung ihrer Arbeiter mit Waaren beſtraft worden find, kann der gleichzei— 
tige Detailhandel mit Waaren, welche nicht Materialien oder Produkte des betreffenden 
Gewerbes find, zeitweilig oder für immer unterfagt werden, 


S. 60. 


Berbotene Berabredungen. 


Berabredungen zwifchen Arbeitgebern, deren Angıhörigen und Beauftragten einer 
feits und den Arbeitern ($. 62) andererfeits, über Entnehmung von Bedürfniffen aus 
gewiffen Verfaufsftellen, fowie ſolche Verabredungen, welche dazu dienen follen, das Ver: 
bot der Auslohnung mit Waaren ($. 59) zu umgeben, find nichtig. 

Die Beitimmung erſtreckt fich jedoch nicht auf etwaige von Inhabern —— 
Etabliſſements mit Uebereinſtimmung der Arbeiter, oder durch die Fabrik.Ordnung ge— 
troffene Einrichtung zu Beſchaffung von Wohnung, Feuerung, Lebensmitteln, Arzeneien 
u, ſ. w. und auf Beſtimmungen der Fabrik-Ordnung zu Beſchaffung von Beleuchtungs-, 
Schmier- und fonftigen Hilfs-Materialien für die Arbeiter unter Anrechnuug auf das Lohn, 

Sollten fih aber aus derartigen Einrichtungen Mißbräuche ergeben, welche auf 
andere Weife nicht abzuftellen find, fo können fie nad vorgängiger Erörterung und Ge— 
bör der Betheiligten dur Befchluß des Gemeindevoritands aufgehoben werden. 


8. 61. 
DVerpflihtungen und Berabredungen der Arbeitern, 
Ürbeiter oder in Fabriken Angeftellte, Bactore und dergleichen, welche Mujter (Kar- 


| ten, Modelle, Schablonen, Stid- oder Nähreite, Alöppelbriefe u. f. w.) oder Verfahrungs« 
weifen, die ihnen von den Arbeitgebern unmittelbar oder mittelbar, auch ohne ausdrüd- 
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lihe Verpflihtung zur Geheimhaltung mitgeteilt find, ohne Genehmigung der Lepteren 
Anderen mittheilen, fopiren oder fopiren laffen, oder welde über die von den Arbeit 
gebern empfangenen Werkzeuge und Materialien oder die aus lepteren gefertigten Waaren 
in anderer, als der vorgefchriebener Weife disponiren, verfallen — fofern nicht im ein 
zelnen Falſe die Vorausfepungen einer nad dem Strafgefegbuch mit Strafe bedrohten 
Handlung vorhanden find — in eine Etrafe bis zu funfzig Thalern oder vier Wochen 
Gefängniß. 

Den ebengedachten Strafen unterliegen auch Perſonen, welche ſich an den bezeich— 
neten Vergehen durch Anſtiftung, Beihilfe oder auch blos durch Annahme der verbotenen 
Mittheilung oder ſonſt betheiligt haben, nach Maßgabe ihrer Theilnahme oder der ge— 
leiſteten Hilfe. 

Verabredungen von Arbeitern ($. 62.) zur Erzwingung höherer Xöhne, kürzerer 
Arbeitözeit u f. w. find für die Theilnehmer nicht verbindlich, 

Anmaßung von Etrafgewalt über die Genoffen, Verrufserflärungen und jede An— 
wendung phyfifcher oder moralifher Zwangsmittel gegen Solche, welche Befchlüffen und 
Berabredungen der obigen Art nicht beitreten wollen, oder von fchon gefaßten und ge 
troffenen zurüdtreten, werden an jedem Theilnehmer mit Gefängniß bis zu vier Wochen, 
an den Anftiftern und Ausführern mit Gefängnig bis zu acht Wochen beitraft. 


8. 62. 


Ausdehnung vorfiehender Beſtimmungen. 


Borftehende Beftimmungen (88. 59—61) leiden nicht allein Anwendung auf das— 
jenige gewerbliche Hilfs- und Arbeiter-Berfonal, welches in den Werfftätten und auf 
den Werkplägen eines Unternehmers befhäftigt ift, fondern auch auf Lehrlinge und auf 


ſolche Berfonen, welche in ihren Behaufungen für Fabrikanten, Verleger, Faftoren u. f. w. 
arbeiten. 


8. 63. 
Schuß der Arbeiter gegen Gefahren. 


Jeder Gewerbsunternehmer tft verbunden, auf feine Koften alle diejenigen Einrich- 
tungen berzuftellen und zu unterhalten, welche mit Rüdfiht auf die befondere Befchaffen- 
beit des Gewerbebetriebes und der Lofalitäten zu thunlichfter Sicherung der Arbeiter 
gegen Gefahren für Gefundheit oder Leben von der zuftändigen Behörde angeordnet 
werden. Unterlaffungen find mit Strafen bis zu Dreihundert Thalern oder acht Wochen 
Sefängniß zu belegen. 

Bei dringender Öefahr ift der Gemeindevorftand der Stadt, bezüglich das Landrathe- 
amt für das platte Land ermächtigt, die einftweilige Einftellung des Gewerbebetriebes zu 
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verfügen und es fteht dem Gewerbsunternehmer gegen eine foldhe Verfügung das Rechts— 
mittel des Nekurfes, jedoch ohne auffchiebende Wirkung, zu 


$. 64. 
Zabrit-Drdnungen. 


Unternehmer, die mehr als zwanzig Arbeiter ohne Unterfchied des Alters und Ge- 
ſchlechtes in gemeinfhaftlihen Werkitätten befhäftigen, find gehalten, eine Fabrik. 
Ordnung aufzuftellen; dieſe it den Arbeitern durch Anſchlag und in fonft geeigneter 
Weife bekannt zu machen und muß das Nöthige enthalten: 

über die Klaſſen des Arbeits-Perſonals und ihre Verrichtungen, 

über die Kündigungsfriften und Entlaffungsgründe, 

über die Arbeitszeit, 

über die Abrechnungs- und Lohn-Zeiten, 

über die Befugniffe des Auffihts-Perfonals, 

über die Disciplin in den Werkftätten einfchließlih des Verhaltens mit euer 
und Licht, 

über die Behandlung im Falle der Erkrankung oder TRERR SENDE, 

über die Strafen durch Lohnabzüge oder Entlafjung, 

über die Unterflügungs« und Aranfen-Kaffen, foweit ſolche bereits beitehen oder 
eingerichtet werden 

Jede Fabrik-Ordnung ift dem Landrathsamt vorzulegen. 

Diefes bat diefelbe zu prüfen und die Abänderung oder Befeitigung etwa darin 
enthaltener, den Gefepen und Verordnungen zumiderlaufender Beitimmungen, insbefon« 
dere auch eines etwaigen Uebermaßes in den Strafbeftimmungen, anzuordnen, 

Die Befolgung der vorftiehenden VBorfriften fann bei Gelditrafe bis zu Einhundert 
Thalern und bei fortgefeptem Ungehorfam bei Vermeidung der Einftellung des Fabrik— 


Betriebed aufgegeben werden, 
$. 65. 


Lehrlinge. 


As Lehrling wird angefehen, wer bei einem felbftftändigem Gewerbetreibenden zur 
Erlernung des Gewerbes eintritt, ohne Unterſchied, ob die Erlernung gegen Lehrgeld 
oder unentgeltliche Hilfeleiftung Statt findet, oder ob für die Arbeit Lohn gezahlt wird. 

8. 66. 
| Annahme von Lehrlingen. 


Unter den im vorlepten Abfape des $. 52 ausgefprochenen Vorausſetzungen fann 
einem Gewerbetreibenden die fernere Annahme unmündiger Lehrlinge unterfagt werden. 
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8. 67. 
Gegenfeitige Pflihten des Lehrlings und des Lehrherrn. 


Lehrlinge find ihrem Lehrherrn Achtung und Gehorfam ſchuldig. Solche Lehrlinge, 
welche bei dem Lehrherrn in Koft und Wohnung ftehen, find auch der häuslichen Zucht 
des Lehrherrn unterworfen. 

Der Lehrherr ift verpflichtet, den Lehrling nach Vermögen in allen Arbeiten desje- 
nigen Gewerbes, zu deffen Erlernung er ihn angenommen hat, zu unterweifen oder durch 
geeignete Gehilfen unterweifen zu laffen und denfelben zu häuslichen BVerrichtungen, fo- 
wie zu anderen Dienftleiftungen, nur foweit zu benugen, als diefes ohne Beeinträchtig— 
ung des Hauptzwedes gefchehen kann. Er hat den Lehrling zu fittlihem und religiöfem 
Lebendwandel anzuhalten, demfelben auch zum Befuche des Gottesdienftes, fowie, wenn 
eine gewerbliche Fortbildungs- oder Sonntags-Schule am Orte fi befindet, zum Befuche 
einer derfelben, Zeit zu laſſen. 


$. 68, 
Probezeit. 


Iſt in dem Lehrmertrage eine Probezeit bedungen, innerhalb deren beiden Theilen 
der Nüdtritt frei flieht, fo wird, wenn nach Ablauf derfelben die Lehre fortgefept wird, 
die Probezeit in die bedungene Lehrzeit eingerechnet. 


8 69, 
Aufhebung des Lebhrvertrags. 


Bor Beendigung der bedungenen Lehrzeit Fann, abgefehen von weiter gehenden fon- 
traftlihen Verabredungen, der Lehrvertrag einfeitig aufgehoben werden: 


A. Bon Seiten des Lehrherrn: 
a. wenn der Lehrling fih ein Berhalten zu Schulden kommen läßt, weldyes nad der 
bejtehenden Gefepgebung zur polizeilichen Ausweifung eines Auswärtigen beredh- 


tiget, oder wenn er wegen Verlegung pflichtmäßiger Verſchwiegenheit nach Art. 
320 des Strafgeſetzbuchs verurtheilt wird; 


b. wenn er an Verabredungen von Arbeitern zur Erzwingung böherer Löhne, für 
zerer Arbeitözeit u. f. w. Theil nimmt; 
e. wenn er den Lehrherrn oder ein Glied feiner Yamilie oder feines Hausftandes, 


oder eine in der Werkitatt zur Aufficht angeftellte Perfon thätlih oder fonft ſchwer 
beleidigt; 


d. wenn er Glieder der Familie des Arbeitsherrn, Arbeiter oder Lehrlinge zu un« 
. ordentlichem Lebenswandel oder zu unerlaubten Handlungen zu verleiten fucht; 
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e. wenn er länger als ſechs Wochen von einer nicht durch die Arbeit ſelbſt entſtan⸗ 
denen Krankheit an der Arbeit verhindert wird; 

f. wenn er wiederholt entläuft, ohne daß ihm * ſeinem rechtlichen Vertreter 4 
den weiteren Beſtimmungen des gegenwärtigen Paragraphen ein Recht auf ein— 
feitige Aufhebung des Lehrvertrages zufteht; 

g. wenn er -fih beharrlih ungehorfam oder zur Erlernung des Gewerbes unfä- 
big zeigt. 

B. Bon Seiten des Lehrlings oder feiner rehtlihen Vertreter. 


a. wenn dem Lehrlinge von dem Lehrheren widerrechfliche oder unfittliche Handlun- 
gen zugemuthet werden ; 
b. wenn er zur Fortſetzung der Lehre Lürperlich unfähig wird; 
e. wenn bei Fortſetzung der Lehre fein Leben oder feine aaa einer erweislichen 
beſonderen Gefahr ausgeſetzt fein würde; 
d. wenn eP von dem Lehrherrn täglich gemißhandelt #8 in einer fonft nad den 
Gefegen unzuläffigen Weife beftraft wird; 
wenn der Lehrherr feinen Wohnort verändert; 
wenn der Lehrberr feinen Verpflichtungen nah $. 67 nicht nachkommt ; 
. wenn der Lehrherr des Rechtes zur Aufnahme unmündiger Lehrlinge verluftig er: 
flärt wird; 
h. wenn der Gewerbebetrieb des Lehrherrn eingeitellt wird. 

In den Fällen unter A, fowie in den Fällen unter B. b, e und e, ingleichen in 
dem Falle unter B. h, vorausgefegt, daß die Einftellung des Gewerbebetriebes ohne fein 
Verſchulden erfolgt, hat der Lehrherr Aniprud auf das nad der VBorfchrift im F. 71 bis 
zum Zage der erflärten Aufhebung des Bertrages zu berechnende Lehrgeld. 

In Fällen unter B. a, d, f und g, fowie in dem Falle unter B. h, vorausgefegt, 
daß die Ginftellung des Gewerbebetriebes durd die Verſchuldung des Lehrherrn herbei— 
geführt wird, verliert diefer jeden Anſpruch auf Das Lehrgeld und hat das etwa bereits 
gezahlte zu erftatten 


Ra mp 


8. 70. 
Ungzuläjfigfeit des Zwangs zur Fortfegung der Lehre. 


Gegen den Willen feiner rechtlichen Vertreter (oder gegen feinen eigenen Willen, 
wenn er bereits mündig war) ann ein Lehrling, welcher die Lehre vor Beendigung der 
Lehrzeit verläßt, nicht zur Vollendung der Lehrzeit genöthiget werden. 

Dem Lehrberrn bleibt die Ausführung feines etwaigen Entfhädigungsaniprudes 


vorbehalten, 
46 
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Auf Lehrlinge, welche, ohne nah F. 69 dazu berechtigt zu fein, eigenmächtig die 
Lehre verlaffen, leidet jedoch die Strafbeftimmung am Scluffe des $. 57 ebenfalls An- 
wendung. " 

$. 71. 
Repartition des Lehrgeldes. 


Wenn nicht Befonderes ausgemacht ift, fo wird von dem für die ganze Lehrzeit be- 
dungenen Lehrgelde für das erite Lehrjahr doppelt fo viel gerechnet, als für jedes der 
folgenden. 

$. 72. 
Lehrzeugniß. 


Bei Auflöfung des Lehrverhältniffes fann der Lehrling über die Dauer der Lehrzeit 
nnd die während derfelben erworbenen Kenntniffe und Fertigkeiten, ſowie über fein Be— 
tragen ein Zeugniß vom Lehrherrn fordern. n 


73, 
Kaufmänniihes Hilfs Perfonal. 


Auf faufmännifches Komtoir: und Hilfs: Perfonal und kaufmänniſche Lehrlinge lei- 
den nur die Beitimmungen $$. 54 bis 57 (foweit bierin durch das Handelsrecht nicht 
etwas Anderes beitimmt wird) 65 bis 72 Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 


Bon den Vereinigungen und Genofjenfchaften der Gewerbetreibenden und von 
gemeinnüsigen Anftalten. 


$. 74. 


Sowohl ſelbſtſtändige Gewerbetreibende als Gewerbegehilfen und Arbeiter haben das 
Recht zur Börderung gemeinfamer Angelegenheiten, Genoffenfchaften zu bilden, auf welche 
die gefeglichen Vorſchriften über das Vereins: und Berfammlungs: Recht Anwendung leiden. 

Derartigen Genoffenfchaften bleibt es überlaffen, ob fie um Ertheilung der Rechte 
einer juriftifchen PBerfon nachfuchen wollen. 

Die Senoffenfchaften verwalten ihre Angelegenheiten felbftitändig Ein Zwang zum 
Beitritt zu einer Genoſſenſchaft finder nicht Statt, 

Undererjeitö darf feinem Gewerbegenoſſen, welcher die ftatutarifchen Bedingungen 
zu erfüllen bereit it, die Aufnahme verweigert werden, falls folder das Statut nicht 
ausdrüdlich gejtattet,. 
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8. 75. 

Die Statuten jeder mit den Rechten einer juriftifhen Perſon zu verfehenden ge— 

werblihen Genoffenfhaft müffen folgenden Beftimmungen genügen: 

1) das Statut darf feine mit der gegenwärtigen Gewerbeordnug oder fonftigen ge— 
feplihen Vorfchriften in Widerſpruch ftehende Beftimmung enthalten ; 

2) das Statut darf Nichts enthalten, wodurd die einzelnen Mitglieder in der be— 
liebigen Ausübung der nad dem zweiten Abfchnitte dieſes Geſetzes jedem felbit- 
Händigen Gewerbetreibenden zuftehenden Rechte befchränft und beeinträchtiget 

‚ würden; 

3) das Statut darf den Austritt der Mitglieder an feine anderen befchränfenden 
Beitimmungen als an folde knüpfen, welche durch die pünftlihe Erfüllung der 
der Genoffenfhaft gegen dritte Perfonen obliegenden rechtlichen Verbindlichkeiten 
bedingt find; 

4) das Statut muß für den Fall der Auflöfung oder des Abfterbens der Genoffen- 
{haft genügende Vorfhriften über die Ordnung der Bermögensverhältniffe und 
insbefondere über Sicherung etwa vorhandener Verbindlichkeiten enthalten. 


8. 76. 
Bortbefieben der bisherigen Innungen. 


Die bei Publikation diefes Gefeges vorhandenen Innungen beſtehen ald gewerbliche 
Genofienfhaften fort und behalten die Rechte jurüftifcher Perſonen; fie find zur Börderung 
der gemeinfamen Angelegenheiten und insbefondere folgender Zwecke berufen: 

1) Regelung der Verhältniffe zwifchen den Gewerbetreibenden und ihren Lehrlingen 
und Gebilfen Innerhalb der Grenzen der über den Lehr: und Arbeitd- Vertrag 
in diefem Geſetze enthaltenen Beitimmungen ; 

2) Beileaung der zwifchen den Genoffen unter einander oder zwifchen ihnen und 
ihren Lehrlingen und Gehilfen über die diefem Gefepe oder in den Genoffen- 
ihaftsftatuten geordneten Verhältniſſen entitehenden Streitigkeiten; 

3) Gründung, Förderung und Verwaltung von Fachſchulen und ähnlichen gemein: 
nügigen Anftalten; 

4) Gründung von Anftalten (Kaffen) zur Unterſtützung der "Mitglieder und ihrer 
Angehörigen und Gewerbegehilfen. 

Die den Innungen verliehenen Spezial-Artikel bleiben, foweit fie mit den Beſtim— 
mungen diefed Gejeges nicht in Widerfpruch ftehen, ald Innungsftatut in Giltigkeit. 

Die Mitglieder haben das Recht, durh Stimmenmehrheit über Auflöfung der In- 
nung und das Innungsvermögen zu verfügen. Zu Befchlüffen einer Innung über Auf— 
löfung, fowie über VBertheilung des Vermögens unter die Mitglieder it au Mehrheit 
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von zwei Dritteln der Stimmen in einer ſtatutenmäßig und unter Angabe des Gegen- 
fandes der Beihlußfaffung berufenen. General-Berfammlung erforderlich 

Der Auflöfung der Innung, fewie deren Bereinigung mit einer oder mehreren am 
deren Innungen bat die Ordnuug ihrer Vermögensverhälimiffe mit befonderer Berüd- 
fihtigung der vorhandenen Verbindlichkeiten vorauszugehen. 

Innungen, deren Mitgliederzahl bid unter drei herabgeſunken if, find als aufgelöft 
zu betradsten. Das Bermögen fällt den Iepten Mitgliedern zu gleicher Theilen anheim. 

Der Austritt aus der gewerblichen Genoffenihaft ſteht jedem eingelnen Mitgliede 
frei; doch haftet der Ausgetretene noch ein Jahr lang für die zur Zeit feines Austrittes 
vorhandenen, durch das Aktiv-Bermögen wicht gededten Schulden der gewerblichen Ge- 
nofienfchaft mit, und zwar zu feinem Kopftheile. 


$. 77T. 
Berpflihtung zum Beitrage zu Arbeiter-Berpflegungsfaffen. 

Gewerbegehilfen und Fabrik-Arbeiter können verpflichtet werden, Beiträge zu Kaffen 
zu zahlen, deren Zweck die in in Erfranfungsfällen und Beitreitung von Be- 
gräbnipkoften iſt. 

Es ift vorbehalten, über die Einrichtung folher Kaffen und über ihre Verwaltung 
unter Theilnahme von Vertretern der Gehilfen u. 1. w. allgemeine Vorfchriften im Ver— 
waltungöwege zu exlaffen. 

$. 78 
Heltere Kafſen. 

Die dermalen bereits beitehbenden Kaflen diefer Art bleiben in ihrer zeitherigen Ber- 
faffung und Wirkſamkeit auf fo lange, ald von den Betheiligten" mit Genehmigung des 
Landratbsamtes hierüber nicht anders befchloffen wird, 

$. 79, 
Zuläffigfeit von Kranfenbausbeiträgen. 

Es iſt zuläffig, für alle ſolche Gefellen, Gehilfen und Fabrik-Arbeiter, welche zu kei- 
ner Kaffe nad 88. 77 und 78 ſteuern, die Pflege in Erkrankungsfällen durch Berpflich« 
tung zu regelmäßigen Beiträgen an ein für den Ort oder Bezirk beftehendes Kranken— 
baus zu fichern. 

Fünfter Abſchnitt. 
Behörden und Verfahren in Gewerbeſachen. 
§. 80. 
Kompetenz der Berwaltungsbehörden. 
Die Durhführung der Beltimmungen gegenwärtigen Gefepes erfolgt durd; die Ver— 


» 
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waltungsbehörden, welchen auch hinſichtlich der nah Maßgabe der gegenwärtigen Gewer: 
beordnung verwirften Gelditrafen, die Befugniß, dieſelben dem Schuldigen abzufordern, 
zuſteht. 
8. 84. 
Kompetenz der Juſtiz-Behörden. 


Wegen der mit Strafe bedrohterr Meberfretungen dieſes Geſetzes haben die Yuftiz- 
Behörden, fofern nicht der Schuldige binfichtlih einer angedrohten Geldftrafe auf die An- 
forderung der Berwaltungsbehörde ($. 80) diefelbe erlegt hat, das Strafverfahren nad 
Maßgabe der gefepfihen Beſtimmungen ehrguleiten und zu erfennem 

Ueber die privatrechtlicherr Fotderungen und Anſprüche der Gewerbetreibenden unter 
einander, ferner der Unternehmer (Fabrikanten, Meifter, Brinzipale 2c.) gegen ihr Ar- 
beitd- und Hilfs-Perfonal (einfchließlich der Lehrlinge) und umgekehrt, haben die Ju ſti z— 
Behörden zu enticheiden, auch wenn dieſe Forderungen und Anſprüche auf den durch 
diefes Gefeg geordneten Berbältniffen beruhen. 


$. 82. 


Handels» und Gewerbefammern. 


In den, als Mittelpunfte der Gewerbe und des Handels ſich zeigenden Orten fün- 
nen in Uebereinftimmung mit der Mehrzahl der Intereffenten Handeld- und Gewerbe: 
fammern eingerichtet werden, welde beflimmt And, die gemeinfhaftlihen Intereffen des 
Handeld und der Gewerbe zu vertreten und der Regierung als fachverftändige Organe 
zu dienen. 

In Bezug auf die Wahl der Mitglieder finden die, für die Wahlen der Gemeinde: 
räthe bejtehenden Borfhriften analoge Anwendung. 


: Schlußbeftimmungen. 


8. 83. 
Aufbebung älterer Beftimmungen. 


Neben dem gegenwärtigen Geſetze bleiben die gefeplihen Beftimmungen über die 
Prefie in Giltigkeit. 

Dagegen find alle andere mit gegenwärtigem Gefege im Widerfpruche jtehende ges 
feplihe, jtatutarifhe und fonitige Beſtimmungen aufgehoben, 
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8 84. 
Ausführung und Beginn der Wirkſamkeit. 


Gegenwärtiges Geſeß tritt mit dem 1. Juli 1863 in Wirkfamteit, 


Urkundlih haben Wir diefes Geſetz hoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und mit Unferem 
landesherrlihen Infiegel bedruden laſſen. 


Schloß Ofterftein, am 11. April 1863. 


(L. S.) Heinrich LXVI. 
v. Harbou, Dinger. Dr. €, v, Beulwiß. 
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2) Geſetz, die für den Wegfall innungsmäßiger Berbietungsrechte zu Leiftende Entihädigung betr. 


Wir Heinrich der Sieben und Sechzigſte von Gottes Gnaden Jün— 
gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 
von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und 
Lobenſtein ꝛc. ꝛtc. 


verordnen im Anſchluſſe an die Beſtimmung des F. 42 der Gewerbeordnung vom 11. 
April 1863 über Aufhebung der Verbietnngsrechte der Innungen unter Beirath und 
Zuftimmnng des Landtags, wie folgt: 


8.1. 


Für den Wegfall der nah $. 42 der Gewerbeordnung aufgehobenen, aus dein 
Innungsverbande herrührenden Berbietungsrechte wird eine Entihädigung dann aeleiftet, 
wenn und in foweit das Berbietungsrecht nah den verfaffungsmäßig beitätigten Innungs- 
Artikeln neben dem Zunftmeiſterrechte den Beſitz einer dinglichen Gewerbeberechtigung er- 
forderte, mag nun legtere mit einem Grunditüde verbunden, eder mit einem befonderen 
Holium im Hppothefenbuche verfehen oder doch zur Eintragung in das Hypothekenbuch 
geeigenfchaftet fein. | 

Die Entihädigung erfolgt am die rechtlichen Inhaber der mit dem Verbietungs— 
rechte verbundenen dinglichen Gerwerbeberechtigung und wird aus der Staatskaſſe geleittet. 


8.2. 


Die Inhaber folder Verbietungsrechte haben diefelben bei Verluft des Anſpruches 
anf Entjhädigung bis zum 1. Juli 1863 kei dem Landrathsamt anzumelden, innerhalb 
deffen Bezirk die Innung, mit. welcher jene Berbietungsrechte im Zufammenhange jteben, 
ihren Sitz bat, ” 

Zu diefer Anmeldung find auch diejenigen befugt, welche ein hypothekariſches oder 
fonjtiges dingliches Recht an der Gewerbeberehtigung haben. 


$. 3. 


Das Landrathsamt hat über das behauptete DVerbietungsrecht den Bertreter des 
Staatöfiscus zu hören, auch die fonft erforderliche Erörterung anzuftellen, alsdann aber 
zu entfcheiden, ob und in wie weit das angemeldete Verbietungsrecht ſich zur Entſchä— 
digung eigne. Gegen diefe Entiheidung ſteht allen Theilen binnen zehntägiger Noths 
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frit Berufung an das Minifterium, Abtheilung für das Innere, und gegen deffen Ent» 
feheidung binnen gleicher-Srift auf den endgiltigen Ausfpruch des Gefammt-Minifteriums zu. 

Dem Anmelder fteht aber auch ftatt des erwähnten Rechtsmittels binnen gleicher 
Friſt Die ebenfalls bei dem Landratbsamte anzumeldende Berufung auf Entſcheidung 
der Streitfiage im Rechtswege zu. Lepteren Falles ijt die Alage bei dereu Verluſt bin- 
wen einer weiteren unerfisedharen Friſt von ſechs Wochen von Ablauf der Berufungs« 
Einwendungsfriſt an gerechnet bei Dem zuftändigen Gerichte einzureichen und daun die 
etwa von dem Pertreter des Staatsfiscus au das Minifterium, Abtheilung für das In— 
nere, eingewendete Berufung im Nechtöwege mit zu erledigen. 


$. 4. 


Gegenftand der Entfhädigung ift Tediglich das Verbietungsrecht. 

Als Maßſtab für die Entfhädigung dient der Kaufwerth der mit dem Verbietungs- _ 
rechte verbundenen &ewerbeberechtigung zur Zeit des Wegfalles des Verbietungsrechtes 
dergeftallt, daß . 

a. bei Verbietungsrechten, welche den Mitgliedern einer gefähloffenen, der Mehrung 
oder Minderung nicht unterworfenen Innung zuftanden, zwei Drittheile des Ber- 
kaufswerthes der Gewerbeberehhtigung, 

b. bei Verbietungsrechten, welche den Mitgliedern einer der Mehrung oder Minder- 
ung unterliegenden Innung gebührten, die Hälfte des Verkaufswerthes der Ge- 
werbeberechtigung auf das zu entfhädigende Verbietungsrecht gerechnet werden, 

Bei dem Vorbehalt des Wiederaufhebens des Verbietungsrechtes findet eine Ent« 
ſchädigung überhaupt nicht Statt. 

Infoweit ein Berbietungsredht außer dem unter b. erwähnten Falle ſchon biöher 
in Folge Gefepes, befonderen Borbehalts, gegenüberftehenden Berbietungsrechtes eines 
Dritten oder aus ähnlichen Gründen gewiſſen Beſchränkungen unterworfen war oder 
rechtlich unterworfen werden fonnte, iſt darauf bei der Entihädigungsfrage die erfor- 
derliche NRüdficht zu nehmen. 

$. 5. 

Eobald über die angemeldeten Berbietungsrechte derfelben Art und deffelben Dr: 
tes im DBerwaltungswege entfcieden ift, ob und in wie weit fie zur GEntihädigung ſich 
eignen und diefelben ganz oder theilweife ald dazu geeignet anerkannt find, hat das 
Landratbsamt zur Ermittelung der Entfhädigungsfumme nah den Bejtimmungen des 
$. 4 zu fchreiten, 

Im Falle über die Entfhädigungsberechtigung einzelner Verbietungsrechte gericht- 
liche Prozeſſe ſchweben ($. 3), it deshalb diefe Ermittelung binfihtlih der übrigen als 
zur Entihädigung geeignet anerfannten nicht auszufegen. 
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Bei Ermittelung des Kaufwerthes der Gewerbeberehtigungen iſt zunächft der Durch⸗ 
ſchnitt der Preife, welche während der Iepten zwanzig Jahre für Gewerbeberehtigungen 
berfelben Art und in demfelben Orte bei Beräußerungen gezahlt, bei Erbtheilungen oder 
bei gerichtlihen Würderungen angenommen worden, ald Anhalt zu benupen, bierbet 
aber der Werth der darunter etwa mit begriffen gewefenen Grundftüde, Geräthſchaften 
und fonftigen Gegenftände zu kürzen. Aus den für einzelne Gewerbeberehtigungen zu 
ermitteln gewejenen Werthsſummen ift die Durdicnittsfumme als Grundlage für die 
wegen ſämmtlicher in Betracht fommender Berbietungsrechte zu gewährende Entſchädi-— 
gung anzunehmen, ohne Rüdjicht darauf, daß für einzelne Gewerbeberchhtigungen deren 
Werth nicht hat feftgeftellt werden können. Ebenſo ift, wenn der Werth nur Einer Ge— 
werbeberechtigung zu ermitteln gewefen ift, biefer für die fümmtlihen Verbietungsrechte 
maßgebend. . 

Behlt es an den oben angegebenen Anhaltepunkten für die Werthsermittelung, fo 
ift der Verkaufswerth durch Würderung von drei zu vereidenden Sachverſtändigen feit- 
zuftellen. Bon dieſen Sadhverftändigen benennen die anerfannten Entfhädigungsberedh« 
tigten indgefammt nah Stimmenmehrheit Einen, der Vertreter des Staatsfistus den 
Zweiten und das Landratbsamt den Dritten, 

Auf das Landrathsamt geht. das Recht zur Erwählung des betreffenden Sachver— 
ftändigen dann über, wenn die den Parteien zu a Friſt zu Bezeichnung eines 
Sahverftändigen nicht eingehalten wird, 

Als Würderungsfumme gilt der aus den Taxen dr drei Sahverftändigen gezogene 
Mittelpreis, dafern diefelben über eine gemeinſchaftliche Taxe ſich nicht verftändigen können, 


S. 6. 

Ueber das Ergebniß der nah $. 5 vorgenommenen Werthsermittelung bat das 
Landratbsamt die Berechtigten, fowie den Vertreter des Staatsfisfus zu hören. Gelingt 
es demfelben dabei nicht, unter den Betheiligten über die Höhe des zu gewährenden Ent- 
[Hädigungs-Kapitald eine Bereinigung herbeizuführen, zu weldher es der Zuftimmung et« 
waiger bypothefarifcher Gläubiger oder anderer Realberedhtigter nicht bedarf, fo iſt von 
demfelben hierüber geeigneten Falles nach etwaiger Bervolltändigung der vorgenommenen 
Werthsermittelungen zu entfcheiden, 


Gegen die Entſcheidung finden die in $. 3 geordneten Rechtsmittel ebenfalls Statt. 


N 87 
Hinfihtlich derjenigen Berechtigten, deren Verbietungsrechte als zur Entfhädigung 
geeignet im Rechtswege anerkannt werden ($. 3), findet nach Beendigung des Prozeſſes 
das im $. 6 angeordnete Berfahren gleichfalls jedoch mit der Maßgabe Statt, daß im 
47 
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Verwaltungdwege die für nicht ſtreitig geweſene Gewerbeberechtigungen feſtgeſtellten 
Werthsbeträge auch für die nachträglich zur Entſchädigung gelangenden lie a 
gen gelten, 
§. 8. 
Bor der endlichen Feititellung der Entfhädigungs-Kapitale überhaupt hat das Land- 
rathsamt den Vertreter des Staatsfiskus zu benachrichtigen, 


S. 9. 
Das feftgeftellte Entfdbigungs-Kapital tritt allenthalben an die Stelle des wegge— 
fallenen Rechts. 


$. 10, i 


Das Entfhädigungsfapital wird den Berechtigten vom 1. Juli 1863 an mit 31, 
Prozent bei den unter F. 4 sub a fallenden DVerbietungsrechten, bei den unter $. 4 sub 
b fallenden mit 4 Prozent jährlich verzinit, 

g. 11. 


Die Gewährung der Entfhädigungs-Kapitale erfolgt auf Anzeige des Vertreters des 
Staatsfiskus durch das Minifterium, Abtheilung für das Innere, in dreis und ein halb 
bezüglich vierprogentigen, von Eeiten des Gläubigerd unfündbaren Staatsfhuldfheinen 
nac dem Nennwertbe. Leptere find zu Diefem Zwede auf Antrag des’ Minijteriums, 
Adtheilung für die Finanzen, von der Kommiffion für Verwaltuug der Staatsſchulden 
auszufertigen und auf den dur das Gefeg vom 27. Dezember 1856 feitgeftellten Be— 
trag der Staatsfhuld in Anrechnung zu bringen, 


$. 12, 


Pachter von Gewerbeberehtigungen, mit denen zur Zeit des Pachteinganges ein der 
Entfhädigung unterliegendes Verbietungsrecht verbunden war, haben an den Verpachter 
auf die Dauer der Pahtung nur einen Anſpruch auf Gewährung der Zinfen von dem 
gefammten Entfhädigungsfapital, 

Dem Pachter ift jedoch auch geftattet, das ganze Pachtverhältaiß aufzulöfen; nur 
muß dann die diesfallfige Erklärung längftens vier Wochen vor Einführung der Ge— 
werbeordnung erfolgen, 

8. 13. . 


Sind an dem Rechte oder an den Grunditücden, mit welchen das Verbietungsrecht 
verbunden ift, Hypotheken oder andere dinglihe Rechte eingetragen, oder doch vorgemerkt, 
fo find die Entfhädigungsfapitale ($. 11) der Unterpfandsbehörde zu überweifen, die 
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das Intereffe der Real-Gläubiger nah Maßgabe der SS. 117 FE des Geſetzes über Ab« 
löfungen und Gemeinheitstheilungen vom 23. März 1838 wahrzunehmen hat. 

Haften auf dem Rechte oder auf dem Grundjtüde, mit welchem ein folhes Recht 
verbunden ift, Real-Laſten oder Ablöfungs-Renten für frühere Real-Laſten oder andere 
Abentrihtungen, fo find die diesfallfigen Berechtigten befugt, die Aufhebung jenes Ver— 
hältniffes und die Befriedigung aus den für den Wegfall der Berbietungsrehte ermittel- 
ten Entfhädigungsfapitalen zu verlangen, Kann jedoch der Verpflichtete nachweiſen, daß 
die gedachten Laften dem Grundjtüde ſchon vor der Verbindung der Gewerbeberechtig- 
ung mit demfelben anfgeruht haben, fo fann der Berechtigte aus dem Wegfalle des Ver— 
bietungsrechts einen Anspruch auf Ablöfung nicht ableiten. 

Das Landrathsamt hat die gütlihe Erledigung der ihm bekannten Anfprüche zu 
verfuchen, im Falle des Miflingens aber die zu Befeitigung der fraglihen Laften muth« 
maßlich erforderlihe Summe zu beftimmen und deren vorläufige Zurüdbehaltung bei der 
im $. 8 geordneten Mittheilung aufzugeben, auch den Betheiligten folches befannt zu 
machen. Diefe zur Sicherjtellung der erhobenen Anfprüche getroffene Verfügung iſt je 
doch wieder aufzuheben, wenn die Vorderungsberechtigten nicht innerhalb ſechs Monaten, 
von Zeit der ihnen gefchehenen Bekanntmachung an gerechnet, die Aufhebung des frag: 
lichen BVerhältniffes im Wege der Ablöfung beantragen und, daß dieſes geſchehen, dem 
Landrathsamt durch eine amtliche Beſcheinigung nachweiſen. Die gefeplichen Beitimmun- 
gen über Ablöfung grundherrlicher Rechte follen, foweit e8 nicht ſchon jest der Fall, auf 
derartige Laften und Abentrichtungen für den vorliegenden Zweck Anwendung leiden, 

g. 14. " 

Die Verhandlungen bei den Berwaltungsbehörden find fportelfrei. Die nothwen- 
digen Verläge werden aus der Berwaltungkaffe diefer Behörden beitritten, 

Urkundlih haben Wir diefes Geſetz höchfteigenhändig vollzogen und mit Unferem 
landesherrlihen Inſiegel bedruden laffen. 


So gefhehen Schloß Dfterftein, am 11. April 18653. 


(L. S.) Heinrih LXVII. 


v. Harbou, Dinger. Dr. v. Beulwitz. 


dby Google 
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Geſetzſammlung 


für die 


Fuͤrſtlich Reußiſchen Lande lüngerer Linie. 


No. 234. 





Geſetz, einen Nachtrag zu der revidirten Gemeindevorduung vom 10. Dezbr. 1857. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Yün- 

gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 

von Plauen, Berr. zu Greiz, Kranichfeld, -Gera, Schleiz und 
2obenftein ꝛc. ze, 


verordnen zu Herſtellung der Uebereinfiimmung zwifhen den Beitimmungen der Bewerber 
ordnung mit denen der Gemeindeordnung als Nachtrag zu Lepterer Folgendes: 
1) Im Art, 21 tritt zu den unter Ziffer 1 bis 4 aufgeführten. Befugnifien ‚der Ge 
meindeangehörigen Dinzu: 
5) das Necht der felbftitändigen Betreibung jeder Art von Nahrung, ‚foweit,dad« 
ſelbe nicht durch die hierfür beftehenden gefeplichen Defimmungen ausdrüd- 
lid) befchränft ift. 
2) Im Art, 24 kommt der Sag unter Ziffer 1 in Wegfall. 
3) Im Art. 26 verliert die Beftimmung im erften Abfage ihre rechtliche Bedeutung. 
4) Im Art. 29 Abſatz 1 treten die Worte: 
| und zur Begründung eines eigenen Nahrungsjtandes 
außer Wirkfamteit. 
5) Im Art. 39 kommen die Beftimmungen unter Ziffer 1 und im Schlußfage in 
Wegfall und wird der erfte Sap des Artikels feftgeftellt, wie folgt: 
Das Bürgerreht muß erworben werden: 
1) von denjenigen, weldhe im Gemeindebezirfe Wohngebäude eigenthümlich 
erwerben, 
2) von den der Gemeinde nicht angebörigen Gewerbetreibenden, welche fünf 


Ausgegeben den 22. April 1863. 48 
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Jahre bindurd ihr Gewerbe ununterbrochen jelbititindig im Gemeinde: 
bezirke ausgeübt haben. 

Dieſe Verbindlichkeit zur Erwerbung des Bürgerrechtes tritt jedoch 
nur dann ein, wenn die Gemeinde die Betheiligten ausdrücklich dazu 
auffordert, in. welchem Falle fie denſelben die Aufnahme nicht verfagen 
kann, fobald fie das nah flatutarifcher Beitimmung etwa zu entrichtende 
Bürgergeld erlegen. 

Die Betheiligten können ſich jedod von Diefer Pflicht zur Erwerbung 
des Bürgerrechtes befreien, wenn. fe den ‚Gewerbebetrieb im Gemeinde- 
bezirfe aufgeben. 

6) Art. 44 (vergl. Geſetz vom 10. Dezbr. 1857) erhält folgenden Zufag: 

Daffelbe gilt aud von den Angehörigen anderer deutfcher und außerdeut- 
ſcher Länder, wenn fie fi zu dem Zwede des felbfiftändigen Gewerbebetriebes 
am Orte niederlaffen wollen, vorausgefept, daß fie ihre Befähigung zu Er— 
werbung des Bürgerrechts nachweifen (Art. 28). 

7) Der Art 47 wird aufgehoben. An feine Stelle tritt folgende Berfärift: 

In Bezug auf die Befugniß zu dem Gewerbebetriebe ftehen die Schup- 
genoſſen den Gemeindeangehörigen gleich; diejenigen jedoch, welche nicht Staats- 
angehörige des Fuͤrſtenthums find, nur infoweit, als fie ihre Befähigung zu 
Erwerbung des Buͤrgerrechts nachweiſen und als in ihrem Heimathölande den 
diesfeitigen Staatsangehörigen eine gleihe Vergünftigung gewährt wird 

Borftehendes Gefeg tritt gleichzeitig mit der Gewerbeordnung in Kraft. 
Urkundlih unter Unfrer eigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem Landesherr- 
lichem Infiegel. 


So gefhehen Schloß Ofterftein, am 11. April 1863, 


(L. S.) Heinrich LXVII. 


v. Harbou. Dinger. Dr. €. v. Beulwip. 


% 
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Geſetzſammlung 


für die 


Fuͤrſtlich Reußiſchen Lande lüngerer Linie. 





Minifterialbefanntmadhjung, den mit dem Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach, fowie den Fürften- 
thümern Schwarzburg-Rudolftadt und Schwarzburg-Sondershaufen wegen Anfchluffes des biefigen Für— 
ftentbums an dad Appellationsgericht in Eiſenach abgeihloffenen Vertrag betr. 


Der nachftehende, mit höchfter Genehmigung Sr. Durchlaucht des Fürften und mit 
Zuftimmung des Landtags abgefchloffene Vertrag wird höchſtem —* zu Folge zu all» 
gemeiner Nach achtung hierdurch befannt gemacht. 


Gera, am 27. April 1863. 
Fürftlihes Minifterium. 


v. Harbou. 
Muͤnch. 


Nachdem von den Staatsregierungen des Großherzogthums Sachſen-Weimar-Eiſe⸗ 
nach, des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolſtadt, des Fürſtenthums Schwarzburg-Son- 
dershauſen und des Fürſtenthums Reuß jüngerer Linie behufs des Beitritts der letzteren 
zu den Verträgen, welche zwiſchen den drei erſtgenannten Staatsregierungen wegen Er— 
richtung eines gemeinſchaftlichen Appellationsgerihts vom 23. März bezüglih am 9. und 
15. April 1850*) und wegen Erneuerung bezüglich Abänderung dieſes Vertrags am 19. 
November bezüglih am 12. und 22, Dezember 1859*) vereinbart worden find, ein 

Vertrag 
abgeſchloſſen worden iſt, welcher folgendermaßen lautet: 


Die angezogenen Verträge von 1850 und 1859 ſiehe im Anhang. 
Ausgegeben den 6. Mai 1863. 49 
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Zwifhen dem Großherzoglih Sächſiſchen Staats-Minifterium in Weimar, den 
Fürftlih Schwarzburgifhen Minifterien in Rudolftadt und Sondershaufen und 
dem Fürftlich Neuß Pl. jüngerer Linie Minifterium in Gera ift unter Vorbehalt 
böchfter Natifitationen wegen Anfchluffes des Fürſtenthums Neuß jüngerer Linie 
an das gemeinfhaftliche Appellationsgeriht in Eiſenach nachſtehender Bertrag 
abgefchloffen worden. 

Art. 1. 


Die Staatsregierung des Fürſtenthums Reuß j. L. tritt vom 1. Juli 1863 
an den Verträgen bei, welche zwiſchen den Staatsregierungen des Großherzog— 
thums Sachſen-Weimar-Eiſenach, des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolftadt und 
des Fuͤrſtenthums Schwarzburg- Sondershauſen wegen Errichtung eines gemein« 
ſchaftlichen Appellationsgerichts am 23. März bez am 9. und 15. April 1850 
und wegen Erneuerung und bezüglich Abänderung dieſes Vertrags am 19. No— 
vember bezüglich am 12. und 22, Dezember 1859 abgefchloffen worden find. 

Diefe beiden Verträge behalten ihre Giltigkeit, infoweit nicht in den nachſte— 
benden Artikeln etwas Anderes beitimmt if. 


Art 2 
Zu Art. 2 des Vertrags vom Jahre 1850. 

Sollte durch den Anfhluß des Fürftentbums Reuß j. 2. an das Appellati— 
ondgericht in Eiſenach eine Erweiterung der für das Gefchäftslofal des Tepteren 
beftimmten Räume oder eine Anfhaffung weiterer Mobiliar-nventa.ien-Stüde 
alsbald erforderlich werden, ſo beftreitet die Großherzoglih Sächſiſche Staatäre- 
gierung den aus einer folhen erſten Erweiterung der Gefchäftsräume oder cus 
einer folhen erften Bermehrung desInventars erwachſenden Aufwand ausfhließ- 
ih aus eigenen Mitteln und wird bierfür fo wenig, ald für die fernere Mitbe- 
nugung diefer Näume und Inventarienjtüde den übrigen fontrahirenden Staats: 
regierungen ein Beitrag angefonnen, 

Die in Zukunft für das gemeinfhaftlihe Appellationsgeriht etwa nöthig 
werdenden baulichen Veränderungen, die Anfchaffung weiter erforderlicher Inven- 
tarienftüce, fowie die zukünftigen Unterhaltungsfoiten werden von fünmtlichen 
fontrahirenden Staatsregierungen gemeinfhaftlih nah dem in Art 10 diefes 
Bertrags beftimmten Verhältniſſe beftritten. 

Urt. 3 
Zu Art. 3 des Vertrags vom Jahre 1850. 

Der regelmäßige Perfonalbeftand des Appellationdgerichts wird vorläufig um 

einen Rath vermehrt. 
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Art, 4. 
Zu Art. 4 des Vertrags vom Jahre 1850. 


Der zu dem derzeitigen PBerfonale des Appellationsgerits neu hinzutretende 
Rath wird von der Fürftlih Reuß-Pl. j. 2. Staatsregierung angeftellt. 

Er rangirt mit den übrigen bereits angeftellten Näthen nah Maafgabe fei- 
ner Anciennität, welche nad der Zeit der Anftellung als ftimmführendes Mit- 
glied eines Landesjuftigkollegiums berechnet wird. 


Urt, 5. 
Zu Art. 5 des Vertrags vom Jahre 1850. 


Es bewendet dabei, daß der Großherzoglich Sähfifhen Staatsregierung re- 
gelmäßig der Vorfchlag für die Belegung der Präfidentenftelle zufteht. 

Der Vorſchlag für die Befepung der Bicepräfidentenftelle fteht in Zukunft 
neben den Fürftlid Schwarzburg’fchen Staatsregierungen auch der Fürftlih Reup- 
DL j. L. Staatsregierung zu, dergeftalt, daß diefe Stelle 

nach deren erften Erledigung Schwarzburg-Sonderöhaufen, 

zweiten Schwarzburg-Rudolſtadt, 

-dritten Reuß juͤng. Linie, 

= = vierten » Schwarzburg-Sondershaufen, 
u. ſ. f. zu beſetzen hat. 


Art, 6. 
Zu Art. 9 des Vertrags vom Jahre 1850. 


Die drei Sefretäre werden in Zukunft von ſämmtlichen kontrahirenden Staats- 
regierungen in der Weiſe angeſtellt, daß bei 


der erſten Erledigung einer Secretärſtelle Schwarzburg-Rudolſtadt, 


. wein ⸗ . . Sadhfen-BWelmar, 

= dritten . . . Reuß jüngere Linie, 

s vierten B . . Sadfen-Weimar, 

» fünften . . . Schwarzburg-Sonderhaufen, 
» fehlten - P Pi Sadjfen-Beimar, 

« fiebenten = . «  Schwarzburg-Rudolftadt, 


u ſ. f. die erledigte Stelle zu befegen hat, 
49° 
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Der neuernannte Sekretär tritt ſtets in die unterfte (dritte) Stelle ein und 
diejenigen Sefretäre, welche unter der erledigten Stelle ihren Plag hatten, rüf: 
fen ſonach je um einen Platz auf. 

Dem Appellationsgerichte fteht binfichtlih der erledigten Sekretaͤrftellen ein 
Vorſchlagsrecht zu. Der betreffende Vorſchlag iſt immer auf einen Angehörigen 
desjenigen Staats zu richten, deſſen Regierung nach der — —— —— 
die erledigte Stelle zu beſetzen hat. 


Art. 7. 
Zu Art. 2 des Vertrags vom Jahre 1859. 


Die acht Räthe des Appellationsgerichts erhalten in Zukunft folgende Ge: 


balte: 
der erſte Math 1400 Thaler, 


. zweite « 1400 . 
» dritte . 1300 ° » 
._ vierte = 1300 . 
.« fünfte « 1200 . 
. fehlte «- 1200 J 
-ſiebente⸗ 1100 
= achte ⸗ 1000 ⸗ 


Die Beſoldung des Oberſtaatsanwalts wird auf 1400 Thaler, die des Ge— 
huͤlfen des Oberſtaatsanwalts auf 1000 Thaler beſtimmt. 

Im Uebrigen bleibt der Beſoldungsetat, wie er in dem Art. 2 des Vertrags 
vom 19, November bezüglich vom 12. und 22. December 1859 feſtgeſtellt iſt, 
unverändert, 


Art. 8, 
Zu Art. 11 des Vertrags vom Jahre 1850. 


Der Präfident des Appellationsgerichts hat in Zufunft bei feinen Vorſchlä— 
gen zur Wiederbefegung der erledigten Stellen ſtets zu berüdfichtigen, daß von 
den in Art. 11 des Vertrags vom 23. März bez. 9. und 15. April 1850 be— 
zeichneten Beamten mindeftens drei dem Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach 
und mindeftens je einer dem Fuͤrſtenthum Schwarzburg-Rudolitadt, dem Fürften- 
thum Schmwarzburg-Sondershaufen und dem Fürſtenthum Neuß jüngerer Linie 
angehören. 
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Art. 9. 
Zu Art. 12 des Bertragd vom Jahre 1850. 


In Zukunft erfolgt der Borfchlag für die Befepung der Stelle des Ober 
flaatsanwalts und feines Gehilfen in nachftehender Reihenfolge: 
a) binfihtlic des Oberftaatswalts: 
für die erfte Erledigung von Schwarzburg-Rudolftadt, 


. = zweite B «» Gadfen-Weimar, 
dritte . » Meuß jüng. Linie, 
vierte : Sachſen-Weimar, 
fünfte . -» GSchwarzburg-Sondershaufen, 


fechfte . »  GSachfen- Weimar, 
fiebente . - Schwarzburg-Rudolftadt, 


th 
b) Binfichtlich des Gehilfen des Oberftaatsanwalts: 
für die erfte rledigung von Reuß jüng. inte, 
. . zweite . «e Gadfen-Weimar, 
e = Dritte s « Schwarzburg-Sondershaufen, 
. « vierte s -» Gadfen-Weimar, 
. . fünfte D « Ghmwarzburg-Rudolitadt, 
. « .fechite . Sachſen-Weimar, 
ſiebente «» Reuß jüng. Linie, 
u. ſ. f. 


Art. 10. 
Zu den Art. 13 und 14 des Vertrags vom Jahre 1850. 


Die Beitragspflicht der contrahirenden Staaten zu der Suſtentations- und 
Verwaltungscaſſe des gemeinſchaftlichen Appellationsgerichts wird in der Weiſe 
feſtgeſtellt, daß 

Sadfen-Weimar . » . - . 55,3 Procent, 
Reuß jüng. Linie . - . - 100 . 
SchwarzburgRudoltadtt . . 14e . 
Ehwarzburg-Sondersbaufen . 13,1 B 
zu entrichten hat. Nach demfelben Verhältniffe werden gerechtfertigte Etat-Uebers 
fhreitungen vergütet und etwaige Erfparniffe verteilt. 
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Art. 11. 
Zu Art. 18 des Dertrags vom Jahre 1850. 


Die Aufficht über den Geichäftsgang bei dem Appellationsgerichte fteht den 
vier contrahirenden Regierungen gemeinfam zu und zwar wird Diefes Recht in 
den nächſten drei Jahren (1863, 1864 und 1865) von der Großherzoglih Säch— 
fiihen Staatsregierung, in den darauf folgenden drei Jahren (1866, 1867 und 
1868) von der Fürftlih Reuß-Pl. jüng. Einie Staatsregierung, von der Fürſtlich 
Schwarzburg-Rudolftädtifchen Staatsregierung und von der Fürſtlich Schwarz- 
burgeSondershaufen’fhen Staatsregierung, von jeder in der angegebenen Reihen» 
folge ein Jahr lang, hierauf wieder in drei folgenden Jahren (1869, 1870 und 
1871) von der Großherzuglih Sächſ. Staatsregierung, fodann je ein Jahr lang 
von den Üibrigen betheiligten Staatöregierungen in der vorbeftimmten Reihenfoige 
u. f. f. ausgeübt, 

Uebrigens bewendet e8 bei der von der Großherzoglih Sächſ. Staatöregie- ' 
rung übernommenen Berbindlichkeit in dem Halle, wenn eine der übrigen betheis 
ligten Regierungen das ihr zukommende Aufichtsrecht in dem betreffenden Jahre 
nicht ausüben will, daffelbe im befonderen Auftrage diefer Regierung auszuüben 
und ed wird diefe Verbindlichkeit auch der Fürftlih Reuß-Pl. Staatöregierung 
gegenüber von der Großherzoglich Sächſiſchen Staatsregierung übernommen. 


Art. 12, 
Zu Art. 22 des Vertrags vom Jahre 1850. 


Kaffene und Depofitendefecte, fowie fonftige durch die Verfchuldung des Ap— 
pellationsgerichtö oder einzelner Beamter defjelben verurfachte Schäden werden 
infofern fie nach Eintritt des in Artikel 1 diefes Vertrags bezeichneten Zeitpunf: 
tes verurſacht worden find, von den vier contrahirenden Staatsregierungen nad) 
dem in Art. 10 diefes Vertrags beftimmten Verhältniffe erfept. In demfelben 
Berhältniffe gebührt den betreffenden Staatskaſſen dasjenige, was etwa durch den 
Regreß auf den Urheber des Schadens beigebracht wird. 

Ob der Schaden durd einen von Großherzoglih Sächfifher oder von Fürft- 
lich Schwarzburg’fäher oder von Fürſtlich Neuß Pl. Seite angeftellten Beamten 
verjhuldet wurde, macht dabei einen Unterfhied überall nicht. 


Art, 13. 
Zu Art, 24 des Bertragd vom Jahre 1850. 


Auch der Fürftlih Neuß-Bl. j. L. Staatöregierung wird überlaffen, je zwei 
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Advocaten am Eipe des Appellationsgerichts anzuftellen, welchen die in Art. 24 
des Vertrags vom 23. März bez. 9, und 15, April 1850 bezeichneten Befug- 
niffe zuftehen follen. 


Art. 14. 
Zu Art. 25 des Vertrags vom Jahre 1850. 


In Sachen, weldhe aus dem Fürſtenthum Reuß j. 2. an das Appellations- 
gericht gelangen, verfügt und erkennt daffelbe als „Fuͤrſtlich Reuß-Plauiſches der 


jüngeren Linie Appellationsgericht.‘‘ 


Art. 15. 
Zu Art. 27 des Vertrags vom Jahre 1850. 


Die Formel des BVerpflichtungseids für das Perfonal des Appellationdgerichts 
it auf die Landesfürften der vier bei dem Appellationsgericht betheiligten Staa- 
ten zu richten, " 


Art. 16. 


Für die Zeitdauer der Giltigkeit diefes Vertrags find die Beſtimmungen der 
Art. 1 und 6 des Vertrags vom 19, November bez. 12. und 22. December 1859 
dergeftalt maßgebend, daß derfelbe zunächit bis zum 1. Juli 1870 Giltigfeit ha— 
ben und dann von zehn zu zehn Jahren als ftillfihweigend verlängert gelten foll, 
wenn nicht vor Ablauf des zunächſt vorhergegangenen Kalenderjahres (1869, 
1879 u, ſ. w.) eine Auffündigung von der einen oder andern Seite erfolgt if. 


Art. 17, 


Für die Zeit vom 1 Juli bis 31. Dezember 1863 bildet das Fürſtenthum 
Neuß j. L. einen befonderen Gefhwornengerichtöbezirk. 

diefer Vertrag auch von Seiner Königlichen Hoheit, dem Großherzog zu Sacfen-Wei- 
mar:Eifenadh, fowie von Ihren Durchlauchten den Fürſten von Schwarzburg-Rudolftadt, 
Schwarzburg-Sondershaufen und Reuß jüngerer Linie genehmigt worden ift, fo tft der- 
ſelbe deffen zu Urkunde auf Höchſten Befehl Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs 
von Sadfen-Weimar-Eifenah von dem Großherzoglid Sächſiſchen Staatsminifterium 
zu Weimar, auf Höhften Befehl Seiner Durchlaucht des Fürften von Schwarzburg- 
Nudolftadt von dem Zürftlih Schwarzburgifchen Minifterium zu Rudolſtadt, auf Höchſten 
Befehl Eeiner Durchlaucht des Bürften von Schwarzburg-Sondershanfen von dem Fürft- 
ih Schwarzburg'ſchen Minifterium in Sondershaufen und auf Höchſten Befehl Seiner 
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Durchlaucht des Fürften Reuß jüngerer Linie von dem Fürftlih Reuß-Plauiſchen Mini- 
fterium in Gera unter Beidrüdung der betreffenden Staatsinfiegel vollzogen worden. 


So geſchehen 


Weimar, am. 16. April 1863, 
Großherzoglich Saͤchſiſches Staatsminifterium. 
(L. S.) v. Waßdorf. 


Rudolftadt, den 20. April 1863. 
Fürftlid Schwarzburgifhes Minifterium. 
(L. S.) v. Bertrab, 


Sondershauſen, den 25. April 1863, 
Fürſtlich Schwarzburgifhes Minifterium. 
(L. S.) G. Kayſer i. V. 


Gera, am 27. April 1863 
Fürftlih Neuß-Planil. Minifterium. 
(L. S.) v. Harbou, 
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Anhang. 
1) Vertrag vom 23. März bezügl. 9. und 15. April 1850. 


„Zwiſchen dem Großherzoglih Sächſ. Staats-Minijterium zu Weimar, dem Fürftl. 
Schwarzburg-Rudolftädtifchen Minifterium zu Rudolſtadt und dem Fürftl, Schwarzburg- 
Sondershaufenfhen Geheimeratbs-Kollegium zu Sondershaufen if, unter Vorbehalt höch— 
fter Ratificationen, nachſtehender Bertrag wegen Errichtung eined gemeinfchaftlihen Ap— 
pellationsgerichtes und gemeinfamer Kreisgerichte abgejchloffen worden, 


A. Im Betreff des gemeinfchaftlichen Appellationsgerichts. 


Art. 1. 
Der Sitz des Appellationsgerihts ift in der Stadt Eiſenach. Mit Nüdfiht auf 
die Lage der Fürftenthümer Schwarzburg foll dem zu errichtenden Appellationsgericht im 
Berwaltungswege zur Pflicht gemacht werden, die Geſchwornengerichts-Sitzungen, foweit 
thunlich, am Sipe der Kreisgerichte abzuhalten und foll auf diefe Lage bei Bildung der 
Geſchwornengerichtsbezirke möglichfte Nüdjiht genommen werden, 


Art. 2, 

Die für das Geichäftslofal des Appellationsgerichts erforderlichen Räume werden 
nebjt den nöthigen Mobiliar-Inventarienftüden von der Großherzogl. Staatsregierung 
gegeben, bezüglich hergerichtet und wird hierfür fo wenig als für die fernere Mitbenup- 
“ ung derjelben den Fürſtl. Echwarzburgifchen Höfen ein Beitrag angefonnen, Die in 
Zukunft für das gemeinihaftlihe Appellationsgericht an dem nach Art. 1 beftimmten 
Site deffelben etwa nöthigen baulichen Veränderungen, die Anfhaffung weiter erforder: 
licher Jnventarienftüce, fowie die zukünftigen Unterbaltungskoften werden von Großher— 
zoglih Sächſ Seite zu %,, von Fürſtl. Schwarzburgifcher Seite zu Y/s beftritten. Zur 
Vornahme baulicher Veränderungen ift ſtets die Zuftimmung ſämmtlicher Regierungen 
einzuholen. 

Art 3. 

Der regelmäßige Perſonalbeſtand des Appellationsgerichts wird vorläufig feſtgeſeßt 

auf 
Einen Präfidenten, 
Einen Bice-Präfidenten, 


Sieben Näthe. 
50 
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Art. 4. 


Ueber die erfte Anftellung des Präfidenten und der Näthe werden fih die contra- 
birenden Regierungen unter einander vereinigen, doch wird fchon jegt beftimmt, daß, wenn 
feine andere Bereinigung erfolgt, 

1) ſechs Mitglieder und darunter der Präfident von Großherzoglich Sächſiſcher Seite, 

drei Mitglieder und unter ihnen der VicesPräfident von Fürſtl. Schwarzburgifcher 
Seite angeftellt werden follen, dergeftält, daß Schwarzburg-Sondershaufen den 
Dice-Präfidenten und einen Rath, Shwarzburg-Rudolitadt einen Rath zu ernenneu 
bat; 

2) daß ſonach Hinfichtlih der ſechs Sahfen-Weimariihen Stellen der Großberzogl. 
Saͤchſiſchen, binfihtlih der drei Schwarzburgifchen Stellen den Fürſtl. Schwarz. 
burgifhen Staatsregierungen das Vorſchlagsrecht zufteht, die Genehmigung des 
geichehenen Vorſchlags aber von den gegemüberjtehenden Staatsregierungen nur 
aus erhevlichen, aus der Perfon des Vorgeſchlagenen felbft bergeleiteten Gründen 
verfagt werden darf; 

3) daß die angejtellten Räthe mit einander nach ihrer Auciennität rangiren, welche 

* fih nad der Zeit der Anftellung als ftimmführendes Mitglied eines Landesjuftiz« 

follegiums berechnet, dergeitalt, daß wenn dem Appellationsgeriht ein Rath zu- 
gewiefen wird, welcher nicht fchon Mitglied eines zweitinftanzlichen oder drittin- 
ftanzlichen Juſtizkollegiums geweſen tft, diejer denjenigen Mitgliedern des Gerichts 
nachſtehen muß, welche eine ſolche Stellung gehabt haben, 


Art. 5. 

Für die Zukunft ſteht der Großherzogl, Sächſ. Staatsregierung regelmäßig der Bor- 
ſchlag für die Beſetzung der Präfidentenftelle und den Fürſtl. Schwarzburgifhen Staats- 
regierungen der Vorſchlag für die Befegung der Bice-Präfidentenftelle zu. Nach deren 
erfter Erledigung hat letztere Schwarzburg-Rudolftadt zu befegen, dann wieder Schwarzburg- 
Sondershaufen u. f. f. 

Die Genehmigung des von der einen Seite geichehenen Vorſchlags kann von der 
anderu nur aus erheblichen, aus der Perfon des Vorgefchlagenen hergeleiteten Gründen 
verweigert werden, 


Art. 6. 

Hinfihtlich der erledigten Rathöftellen fteht dem Appellationsgericht für die Zukunft 
felbft ein Vorfchlagsreht zu. Der betreffende Vorfchlag it immer wieder auf einen An» 
gehörigen desjenigen Staates zu richten, welchem der abgegangene Rath angehört hat, 
und find die Vorfchläge des Appellationsgerichts zunächſt bei der Regierung desjenigen 
Staates anzubringen, defien Angehöriger der abgegangene Rath war. Balls die betref- 
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fende Staatsregierung dieſen Vorfchlag genehmigt, fo theilt fie denfelben den mitcontra- 
birenden Staatsregierungen zu ihrer Erklärung darauf mit, 

Eine Prüfung des Vorgeſchlagenen findet nicht Statt. 

Eine Ablehnung des auf dem Grunde dieſes Vorſchlages von der betreffenden 
Staatsregierung bezeichneten Rath foll den mitcontrahirenden Staatsregierungen nur 
aus erheblichen, aus der Berfon des Vorgefchlagenen felbjt hergeleiteten Gründen ge- 
fattet fein. Genehmigt die Staatöregierung, an welche nah dem Obigen der Vorſchlag 
des Appellationsgerichts zunächt zu richten if, den von dem Appellationsgericht genann— 
ten Rath nicht, fo wird Diefelbe ihrerfeits den mitcontrahirenden Staatsregierungen, auch 
ohne das Appellationsgericht nochmals hören zu müffen, ein anderes Mitglied vorfchlagen, 
defien Ernennung jedoch aud in diefem Falle nur in UÜebereinjtimmung fämmtlicher con« 
trahirender Staatsregierungen erfolgen kann, 

Dem neu ernannten Mitgliede wird fein Decret nur von der Staatsregierung, 
welche das Vorſchlagsrecht hat, ausgeftellt, in demfelben jedoch der Genehmigung der 
übrigen mitcontrahirenden Staatsregierungen gedacht. 


Art 7. 


Das neu ernannte Mitglied erhält den unteriten (9.) Pla und Diejenigen Räte, 
welche unter der erledigten Stelle ihren Sig hatten, rücken ſonach je um einen Plap auf. 


Art. 8. 

Macht fich eine Vermehrung'der etatmäßigen Mitglieder des Appellationsgerichts nö— 
tig, fo werden die betreffenden Staatöregierungen über ihre gegenfeitige Betheiligung 
das Weitere vertragsmäßig feititellen. 

Wenn jedoch ſchon bei der eriten Organifation des Appellationgerihtd oder fpäter 
die eine oder die andere Staatsregierung außer den xon ihr vorzufchlagenden etatmäßi- 
gen Mitgliedern no ein außerordentlihes Mitglied in das Appellationsgericht ab- 
ordnen wollte und lepteres dies im Intereſſe feiner Gefhäftsführung für nothwendig oder 
wünfchenswerth erachten follte, fo foll derjelben ſolches, jedoch lediglih auf eigene Koften, 
überlaflen fein. 

Art. 9. 


Es werden drei Sefretäre angeftellt, welche zugleih die Regiftratur- und Ardiv- 
Gefhäfte zu beforgen haben. Auch haben diefelben erforderlihen Falles auf Anordnung 
des Präfidenten den für die Redhnungsführung, Kalkulatur und Botenmeifterei angeftell- 
ten Beamten in feinen Gefhäften zu unterftügen. 

Zwei derfelben werden von Großherzogl. Sächfifcher und einer und zwar ber erfte 
Sekretär von Fürftl. Schwargburgifher Seite in der Weife ernannt, daß —— 


Pen / 
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Audolftadt diefe Stelle bei der Gonftituirung des Gerichts und nach deren erſten Erle- 
digung befegt, dann aber in der Ernennung mit Schwarzburg-Eondersbaufen wechfelt. 

Bei künftigen Anftellungen werden diefe Stellen nad dem Vorſchlage ‚des Appel« 
lationsgerichts befept und zwar gelten bier bezüglich der Auswahl der betreffenden Bes 
amten aus den Angehörigen des einen oder anderen der verbundenen Staaten und be- 
züglich der Ernennung durd die refpectiven  contrahirenden Staatsregierungen ebenfalls 
die Beftimmungen des Art. 6, mit der Modification jedoch, daß bei der Auswahl unter 
den Angehörigen der betreffenden Staaten binfichtlih der erften Sefretärftelle nicht dar» 
auf, von welcher Staatsregierung der abgehende Sekretär ernannt war, fondern auf die 
ftipulirte Reihenfolge zwifhen den beiden Schwarzburgijchen Regierungen Rücficht zu 


nehmen: ift. 


Das Anftellungs-Defkret wird von der ernennenden Staatsregierung allein ausgeitellt. 


Art. 10. 
Der Etat der Befoldung ift folgender: 


der Präſident erbält 


der Vice-Präſident erhält 


der erite Rath 
der zweite Rath 
der dritte Rath 
der vierte „ 
der fünfte „ 
der jechte „ 
der fiebente „ 

der erite Sefretär 
der zweite u 
der dritte „ 


” 


123 


® 


Art. 11. 


Das übrige Perfonal beiteht aus: 


1) einem Kalkulator und Rechnungsführer zugleich für Die ri mit 700 Zhlr. 


2) drei Kanzliften mit zufammen 


(nämlich einer mit 400 Thlr., einer mit 300 ar ob, einer mit 200 Zhlr.) 


3) einem Diener mit 
4) zwei Boten mit zufammen 


Die Antellung diefer Beamten erfolgt nad) dem BVorſqhlag des deſignirten 
und bezüglich für die Zukunft des jeweiligen Präfidenten des Appellationsgerichts 


1500 
1300 
1200 
1200 
1100 
1100 
1000 
1000 
800 
700 
600 


2000 Thlr.. 


" 


900 


300 
500 


[2 


eriten 
Bei 


Konftituirung des Gerichts ſoll ein Kanzliſt und ein Bote aus den Fuͤrſtenthuͤmern 
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Echmwarzburg und zwar der Kanzlift aus dem Fürftentbume Ehwarzburg-Sondershanfen, 
der Bote aus dem Fürſtenthume Schwarzburg-Rudolitadt, gewählt werden. Für die 
Zukunft foll der Präfident bei. feinen Vorfchlägen ſtets berücdjichtigen, daß immer minde— 
fteng zwei der in Urt. 11 benannten ‘Perfonen, etwa ein Kanzlift und ein Bote, den 
Fürftenthümern Schwarzburg angehören, und zwar dergeftalt, daß fowohl der Kanzlift 
ald der Bote abwechfelnd einmal aus dem Fürſtenthume Schwarzburg-Rudoljtadt und 
das andere Mal aus dem Fürſtenthume Schwarzburg-Sondershaufen gewählt werden fol. 

Die Dekrete werden nad Maaßgabe des Art. 6 von der Negierung desjenigen 
Staates ausgeftellt, welchem der betreffende Beamte angehört. 


Art. 12. 


Semeinfhaftlihe Beamte find ferner: Der Oberftaatsanwalt und der Gehilfe des- 
selben. Erfterer ift mit 1200 Zhlr., Tepterer mit 800 Zhlr. zu befolden. Die Ober- 
faatsanwaltfchaft hat die Kanzlei und das Boten Perfonal des Appellationsgerichts für 
ihre Gefchäfte zu benugen. 

Bei Konftitwirung des Gerichts wählt Sachſen-Weimar den Oberftaatsanwalt, den 
Gehilfen Schwarzburg-Rudoltadt oder Schwarzburg.Sondershaufen (nach desfallfiger 
weiterer DVereinbarnng zwifchen beiden Staatöregierungen). In Zukunft erfolgt der Vor— 
ſchlag für diefe Stelle in folgender Reihenfolge: | 

a) binfichtlidh des Oberftaatswalts 
für die erfte Erledigung von Schwarzburg-Rudolftadt 


„m jweite r- „ Weimar, 
„„ dritte PR „» Weimar, 
„„vierte „Schwarzbuͤrg-Sondershauſen, 
"„ n fünfte " " Weimar, 
vn fehle u „ Weimar, 


u. ſ. w ii 

b) Hinfichtlih des Gehilfen nach demfelben Turnus, jedody fo, daß bei der eriten 
und zweiten Erledigung Weimar die Wahl zufteht. Im Uebrigen gelten auch 
bier die im Art. 6 enthaltenen Beftimmungen. 


Art. 13. 


Es wird für Zahlung diefer Befoldungen eine befondere Suftentationskaffe gebildet. 
Hierzu haben Sachſen-Weimar zwei Drittheile, die beiden Schwarzburgifihen Fürften- 
thümer ein Drittheil beizutragen. Zu diefem Drittheil zahlt Schwarzburg-Rudoljtadt 
Ts, SchwarzburgeSondershaufen Ss. Die Beiträge find in ‚vierteljährigen Voraus— 
zahlungen zu leiten. 
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Urt. 14. 

Die zu der Verwaltungskaſſe des Appellationsgerichts zu zahlende Summe foll nad 
Ablauf eines Jahres von Errihtung des Gerichts an feitgeftellt und hiernach ein Nor— 
malfag feftgefegt werden. Wenn ſich Etatsüberfchreitungen herausftellen, welche von-den 
betheiligten Staatsregierungen in Uebereinftimmung für gereötfertigte anerkannt find, 
fo werden biefelben zu %3 von dem Großherzogl. Sächſiſchen, zu 7/s9 von dem Fürfil. 
Ehmwarzburg-Rudolftädtifhen und zu 9g von dem Fürftl. Schwarzburg-Sondershauſen— 
[hen Staatsfisfus vergütet, In demfelben Berhältniffe werden die etwaigen Erfparniffe 
vertheilt. Im erjten Jahre find die vorfommenden Kojten nad dem ſich herausftellenden 
Bedürfniffe von den contrahirenden Staaten nad dem oben gedachten Verhältniffe auf- 
zubringen und wird bei Konftituirung des Appellationsgerichts zunächft die Summe von 
2000 Thlr. zur Verwaltungskaſſe gezahlt. 

Aus diefer Verwaltungskaſſe find zu bejtreiten die Aufwände für 

Abhaltung der Gefchwornengerichte, ohne Unterfchied, wo fie ftattfinden, Hei- 
zung und Erleuchtung, 

Schreibmaterialien, Buchbinderlöhne, vorübergehende Aushilfe in der Schreiberei, 

Bibliothek, Zeitungen, 

Reifekoften und Diäten der Mitglieder in Officialſachen, 

Geringere Reparaturen, Anfhaffungen und Inftandhaltung des Inventari- 
ums 2. 

NRemunerationen für befondere Fälle an die Subalternen u. f. w. 


Art. 15, 

Die nach dem Obigen mittelft Defrets der Fürftl, Schwarzburgifhen Staatöregie- 
rungen angeftellten Mitglieder und Subalternen find den Großherzogl. Sächſ. Gefepen 
und dem diesfeitigen Gerichtöftande eben fo wie die von Großherzogl. Sächſ. Staats« 
regierung Ungeftellten unterworfen. Sie entrihten die diesfeitigen öffentlichen und Com— 
.mmal-Abgaben und werden, fofern fie dies wünfhen, in den biefigen Staatsverband 
aufgenommen, in welchem Balle fie auch für fih nnd ihre Familien das Heimathsrecht 
in der Stadt Eiſenach dur ihre Anftellung erwerben. 


Urt. 16. 

Benfionsanfprüche für fich felbft und ihre Hinterbliebenen haben jedoch die bei dem 
Appellationsgeriht angeftellten Perfonen nur gegen denjenigen Staat, von deſſen Regie- 
rung ihnen das Anſtellungs-Dekret ausgeftellt worden ift. 

Art. 17. 
Die Sporteln, bezüglih Stempelgebühren, fowie die von dem Apellationsgericht er— 
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kannten Strafgelder werden bei dem Appellationsgericht nach den gefeplichen Beſtimmun— 
‚gen des betreffenden Staates Liquidirt. Die Erhebung derfelben erfolgt durch Den ein» 
zelnen Staat für feine eigene Rechnung. 


Art. 18 ⸗ 


Die Aufſicht über den Geſchäftsgang bei dem Appellationsgericht ſteht den drei con— 
trahirenden Staatsregierungen gemeinſam zu und demgemäß den Fürſtl. Schwarzburgi— 
ſchen Staatsregierungen je für das dritte Jahr, ſo daß in den beiden erſten Jahren der 
Großherzogl. Sächſiſchen, in dem dritten der Fürſtl. Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen, im 
vierten und fünften der Großherzogl. Saͤchfiſchen und im ſechsten der Fürftl, Schwarz⸗ 
burg-Sondershaufenfhen Staatsregierung dieſes Recht zuſteht. Da es jedoch im Inte— 
reffe der Sache liegt, daß der hierdurch bedingte Wechfel in der Aufficht möglichft ver: 
mieden werde, fo übernimmt die Großherzugl. Sächſ. Staatsregierung die Verbindlich» 
feit, dann, wenn eintretenden Falles die Fürſtl. Schwarzburg-Rudoltädtifhe oder die 
Fürfl. Schwarzburg-Sondershaufenfche Staatsregierung dieſes Recht nicht ausüben will, 
daffelbe im befondern Auftrage derfelben auszuüben. Das Appellationsgericht fendet die 
an den Inſpektionshof über feine Gefchäftsthätigkeit erftatteten Berichte ſowie die darauf 
empfangenen Refolutionen in Abfchrift an die übrigen contrahirenden Staatöregierungen 
ein. Sofern legtere dur einen befonderen Bevollmächtigten eine außerordentlihe Re— 
vifion des Appellationsgerichts DOTRER ER laffen wollen, fol ihnen dies unbenommen 
bleiben. 


Art. 19. 

Ueber die Befchäftigung der Auditoren oder Rechts-Kandidaten aus den verfchiede- 
nen Ländern bezüglich über die von dem Perfonal des Appellationsgerichts vorzunehmen: 
den Prüfungen ergeht nad vorgängiger gegenfeitiger Berftändigung eine befondere Ver— 
ordnung und foll hierüber, fofern diefelbe nicht fehon vor Einfegung des Appellationsge- 
richts erfolgt, letzteres gehört werden. 


Urt. 20. 

Die Gefhäftsordnung des Appellationdgerichts wird von demfelben felbft berathen 
und ausgearbeitet und nach gemeinfamer Prüfung von den betreffenden Staatsregierun- 
gen feftgeitellt. Im Uebrigen richtet fi das Verfahren vor dem Appellationsgericht in 
den anhängigen Rechtsſachen nach den Geſetzen der betreffenden Staaten. 


Art. 21. 


Für die Behandlung der bei dem Appellationsgeriht vorkommenden Depofiten und 
Alte der freimilligen Gerichtöbarkeit find die Gefepe des Großherzogthums maßgebend. 
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SIE 22. 

Kaffene und Depofiten- Defekte, fowie jonjtige durch die Verihuldung des Appella- 
‚tiondgerichts oder einzelner Beamten deffelben verurfachte Schäden werden von den con— 
trahirenden Staatöregierungen nad den Art. 13 und 14 beſtimmten Verhältniſſe erfegt. 
In demfelben Verhältniſſe gebührt den betreffenden Etaatsfaffen dasjenige, was etwa 
durch den Negreß auf den Urheber des Schadens beigebracht wird. 

Ob derfelbe durch einen von Großberzogl. Sächſiſcher oder von Fürſtl. Ehwarzbur- 
gifcher Seite angeftellten Beamten verfchuldet wurde, macht dabei einen Unterſchied über- 
all nicht, 

Art.-23 

Die Auffiht über die unteren Juftizbehörden, fowie über die Anwälte, Nechtsbei- 
Hände und Notare übt das Appellationsgeriht nah Maßgabe der für die reipeftiven 
einzelnen Staaten geltenden Gef ge und Ginrichtungen, rüdfichtlih der Anwälte und 
Rechtsbeiftände mit dem Vorhalt, daß dann, wenn fich mit Zuftimmung der betreffenden 
Staatöregierungen eine Anwaltsfammer gebildet bat, das Auffichtsrecht über dieſelben 


nah Mafgabe des einer ſolchen Anwaltskammer zu Grunde zu Iegenden Statutes ftatt« 
findet, bezüglich auf Teptere übergeht. er 


Art. 24. 

Den Fürſtlich Echwarzburgifchen Staatsregierungen wird überlaffen, je zwei Advo— 
faten am Sitze des Uppellationsgerichts anzuftellen. Diefe find befugt, in allen in der 
Appellationsinftang anhängigen Rechtsſachen, alſo auch dann, wenn diefelben aus dem 
Großherzogthume Sachſen an das Appellationsgeriht gelangt find, vor demfelben zu 
prafticiren, wogegen auch den von Seiten des Großherzogthums angeftellten Advofaten 
die gleiche Befugniß in Anfehuug der aus den Zürftenthümern Schwarzburg an das 
Appellationsgericht gelangenden Nechtsfachen eingeräumt wird. 


Art. 25. 

In Sachen, welche aus dem Großberzogthbum Sachſen an das Appellationsgericht 
gelangen, verfügt und erkennt daffelbe als „Sroßherzogl. Sächſ. Appellationsgericht”, in 
Sachen, welche aus dem Fürſtenthume Schwarzburg-Rudolitadi an daffelbe gelangen, als 
„Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſches Appellationsgericht“, in Sachen, welde aus dem 
Fürſtenthume SchwarzburgeSondershaufen an dafjelbe gelangen, als „Fürſtlich Schwarz: 
burg- Sondershaufenfches Appellationsgericht.“ 


Art. 26. 
Die Konftituirung des Uppellationsgerichts wird auf den 1. Juli 1850 feitgejept 
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Urt, 27. 

Die Bormel des DVerpflitungseides für das Perfonal des Appellationsgerichts iſt 
die zu dem Konferenz-Entwurfe eines Geſetzes über den Eivil-Staatsdienft ald Anlage 
A bezüglich als Anlage B angenommene, dergeftalt jedoch, daß biefelbe auf die Landes- 
fürften der drei verbundenen Staaten zu richten ift. 


B. Im Betreff gemeinfchaftlicher Kreisgerichte. 


Art. l. 

Der Eip der zwei Fürſtl. Schwarzburgiſchen und Großhergl. Sächſ. gemeinſchaftli— 
ben Kreisgerichte wird nah Sondershauſen und Arnſtadt gelegt. 

Den Bezirk des Kreisgerichts zu Sondershaufen bilden die beiden Fürſtl. Schwarz⸗ 
Burgifchen Unterherrfhaften mit Einfhluß der Bezirke der Großherzogl. Sächſ. Aemter 
Allftedt und Oldisleben. 

Der Bezirk des Kreisgerichts zu Arnftadt begreift die Fürftlih Schwarzburg-Son- 
dershäuftfhe Oberherrſchaft mit Einfihluß des Bezirks des Großherzogl, Sächſ. Amtes 
Ilmenau und der Fürſtl. Schwarzburg « Rudolſtädtiſchen von Witzlebenſchen Gerichte zu 
Angelroda. 

Art. 2. 
Die für die Geſchaͤftslokale dieſer zwei Kreisgerichte erforderlichen Räume werden 
nebit den nöthigen Mobiliar-Inventarienftüden von der Fürſtl. Schwarzb, Sondershäufi« 
fen Staatsregierung gegeben, bezüglich hergerichtet und hierfür fo wenig als für die 
fernere Mitbenupung derfelben der Großherzogl, Sächſ. und der Fürſtl. Echwarzburg« 
Nudolftädtiihen Stautsregierung ein Beitrag angefonnen, 
Daſſelbe gilt von den für die Kreisgerichte erforderlichen Gefängniffen. 
Die in Zukunft für diefe gemeinfhaftlihen Gerichte an ihrem Art.1 gedachten Sipe 
etwa nötbigen baulichen Veränderungen, die Anfhaffung weiter erforderliher Inventar 
tienjtüde, fowie die zufünftigen Unterhaltungsfoften werden 
a) bezüglich des Kreisgerichts zu Sondershaufen von Fürſtl. Sthwarzburg· Sonders. 
bäufifher Seite zu *11, von Fuͤrſtl. Schwarzburg-Rudolſtädtiſcher Seite zu %ıı 
und von Großherzogl. Sächſiſcher Seite zu *Yın, 

b) bezüglich des Kreisgerichts zu Arnftadt von Bürftl. Schwarzburg « Sonderähäufl« 
fher Seite zu %s und von Großherzogl. Sächſiſcher Seite zu "/s beitritten, 


Art. 3, 


Der regelmäßige Beftand der Mitglieder der Kreiogerlchte wird vorläufig folgender« 


maßen feitgefept: _ n 
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a) der des Kreisgerichts zu Sondershauſen auf 
einen Direktor, 
zwei Raͤthe, 
einen Aſſeſſor; 
b) der des Kreisgerihts zu Arnftadt auf 
einen Direktor, 
einen Rath, 
einen Affeffor, 


Art. 4, 

Ueber die erfte Anftellung des Präfidenten, der Näthe und der Affefforen werden’ 
fi) die kontrahirenden Staatsregierungen unter einander vereinigen, doch wird ſchon jept 
beftimmt, daß, wenn feine andere Vereinbarung erfolgt, 

1) bezüglich des Kreisgerihts zu Sonderöhaufen 
3) Schwarzburg-Sonderöhäufifher Seite 
die Direftorftelle, 
eine Rathsſtelle, 
b) Schwarzburg · Rudolſtädtiſcher Seits 
eine Rathsſtelle, 
. 6) Großherzogl. Sächſiſcher Seits 
eine Aſſeſſorſtelle, 
2) bezüglich des Kreisgerichts zu Aruſtadt 
a) Schwarzburg-Sondershäufifher Seits 
die Direftorftelle, 
eine Ratbsitelle, 


b) Großherzogl. Weimariſcher Seits 


eine Affefforftelle 
befept werden follen, 

Den bezüglihen Staatsregierungen fieht das Vorfhlagsreht zu und darf die Ger 
nehmigung des gefihehenen Vorſchlags von den gegenüberftehenden Staatsregierungen 
nur aus erheblihen, aus der Perfon des Vorgefchlagenen felbit hergeleiteten Gründen 
verfagt werden, Die Räthe rangiren unter fih nad der Anciennität, d. i. nad der 
Zeit ihrer Anftelung im Staatödienft des betreffenden Landes, dergeftalt, daß wenn dem 
Kreiögerichte ein Mitglied zugemwiefen wird, welches noch nicht im Staatsdienfte ftand, 
daffelbe unter denjenigen, welche folhe Anftellung ſchon hatten, zu figen fomut, 


Art 
In Zukunft werden die vafant werdenden Stellen von derjenigen Staatsregierung 
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in der oben angegebenen Weiſe wieder befeht, welche das die vakant gewordene Stelle 
befleidende Mitglied das erfte Mal ernannt refp. vorzufhlagen das Recht gehabt hat, 
jedoh nimmt das neu eintretende Mitglied die unterfte Rathsſtelle ein, während das 
ältere in die vafante obere Stelle einrüdt, 

Dem emannten Mitgliede wird fein Dekret nur von der vorfhlagenden Staatöre» 
gierung auögeftellt, in demfelben jedoch der Genehmigung der übrigen gedadht. 


Art. 6. 


Macht fi) eine Vermehrung der etatmäßigen Mitglieder der Kreisgerichte nöthig, 
fo werden die betreffenden Staatöregierungen über ihre gegenfeitige Betheiligung das 
Beitere vertragsmäßig feftitellen. 

Denn jedoch fhon bei der erften Organtfation der gemeinſchaftlichen Kreisgerichte 
oder fpäter die eine oder die andere Staatöregierung außer den von ihr vorzufchlagen- 
den und bezüglich zu ermennenden etatmäßigen Mitgliedern noch ein außerordentliches 
Mitglied in das eine oder das andere der zwei Kreisgerichte abordnen wollte, fo foll 
derſelbe dies Iediglich, jedoch auf ihre befonderen Koften überlaffen fein. 


Art, 7 


E3 werden bei jedem der zwei gemeinfhaftlihen Kreisgerichte ein Staatsanwalt, 
deffen Function fih auf Straffachen erftredt, welche vor den unter den betreffenden Kreis» 
gerichten ftehenden Untergerichten der contrahirenden Staaten zu verhandeln find und 
wei Sekretäre angeftellt, welche zugleich die Regiftratur- und Adiv-Gefhäfte, die Rech— 
nungsführung, Kalkulatur und ‚Botenmeijterei zu beforgen haben. 

Das übrige Perfoual befteht beim Kreisgeriht Sondershaufen aus zwei Kanzliften, 
zwei Boten, einem Gefangenwärter und deffen Gehilfen, beim Kreisgeriht Arnftadt aus 
einem Kanzliften, zwei Boten, einem Gefangenwärter und deffen Gehilfeu. 

Beim Kreisgericht Arnjtadt befept die Großherzogl, Staatsregierung ftändig die 
Etelle eines Boten und die Stelle des Staatsanwalts abwechfelnd mit der Fürſtl. Son- 
dershäufiihen Staatsregierung in der Weiſe, daß Sondershaufen zum erften Male, Weis 
mar das folgende Mal, Sondershaufen das dritte und vierte Mal, Weimar das fünfte 
Mal diefe Etelle befegt und fofort dergeftallt, daß Sondershaufen diefe Stelle immer 
noch einmal fo oft befegt als Weimar, ine weitere Mitwirfung bei Befepung der 
übrigen Stellen der gemeinfhaftlihen Kreisgerichte nimmt die Großherzogl. Stoatsre- 
gierung nicht in Anſpruch. 

Hinfichtlich der bei dem Kreisgeriht Sondershaufen zu befegenden, in diefem Artikel 
genannten Etellen ift beftimmt worden, daß 

51* 
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1) = Seiien der Fürſtl. Schwarzburg -Sondershauſenſchen Staatregierung die 
tellen 

a. des Staatsanwaltes, 
b. des zweiten Sekretaͤrs, 
c. des erften Kanzliiten, 
d. des zweiten Boten, 
e. des Gefangenwärterd nebft Gehilfen, 

2) von Seiten der Fürftl, Ehwarzburg-Rudolftädtifchen Staatsregierung die Stellen 
a. des erften Sefrerärg, 
b. des zweiten Kanzlijten, 
c. des erſten Boten 

vom Anfang an und bleibend befegt werden ſoll. 


‚Art. 8, 


Der Etat der Befoldungen iſt folgender: 
der Direltor . . . ... 1000 Zhle 
der Staatsanwalt und * Nath .. 800 
der Aflflor 2 4 .. 6060 
der eiſte Eelietäüt 2 2 2 2020. 500 
der zweite Sehretät © » 2 2 2200. 48 
der erfte Kansllt 2 2 2 2 00. 300 
der zweite Kant . . . » . 250 
der Kanzliſt beim Kreisgericht Aruſtadt . 300 
die beiden Boten zufammen (jeder200 Thlr.). 400 
der Gefangenwärter und fein Gehilfe . „ 400 


Art. 9. 


Es wird für die Zahlung diefer Befoldungen bei einem jeden der zwei gemein- 
ſchaftlichen Kreisgerichte eine befondere Suſtentationskaſſe gebildet, Jeder der contrahls 
enden Staaten zahlt die ihn nach dem vereinbarten Maßſtab (Art. 2) treffenden Bei 
träge in vierteljährigen Vorauszahlungen an diefe Suftentationdfaffe ein, 


Art. 10. 


Die zu der Berwaltungsfaffe der Kreisgeridhte zu zahlende Summe fol nah Ab- 
lauf eines Jahres von Erridtung der Gerichte an feitgeftellt und hiernach ein Normals 
fag feftgefept werden. 

Wenn fih Gtatsüberfreitungen herausftellen, welhe von dem betheiligten Staats: 


beim Krelsgericht 
Sondershaufen. 


» Rn 8 a Tr 
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zeglerringen in Uebereinftimmung als gerechtfertigt anerkannt find, fo werden dieſelben 
nad dem im Art, 2 vereinbarten Maßſtabe gedeckt. In demfelben Berhältniffe werden 
die etwaigen Erfparniffe vertheilt. Im erſten Sabre find die vorfommenden Koften nad 
dem fich berausftellenden Bedürfniffe von den contrahirenden Staaten nah dem oben 
gedachten Verhältniffe aufzubringen und wird bei Konftitwirung der Kreiögerichte für 
das zu Sondershaufen zunächſt die Summe von 1200 Thlr., für das zu Arnftadt die 
Summe von 800 Thlr. zur Verwaltungskaſſe gezahlt. 
®  Uus diefer Derwaltungsfaffe find zu beitreiten die Aufwände für 
Heizung und Erleuchtung, 
E hreibmaterialien, Buchbinderlöhne, 
Borübergebende Aushülfe in der Schreiberet, 
Porto, 
Reifekoften und Diäten der Mitglieder in Offizialfachen, 
Reparaturen, Anfhaffung und Iuftandhaltung des Inventarium, 
Aßungskoſten der Gefangenen, 
Remuneration für befondere Fülle an die Subalternen u, f. mw. 

Art. 11. 


Die nah dem Obigen angefiellten Mitglieder und Gubalternen der Kreisgerichte 
find den Geſetzen, die an dem Eipe jedes der zwei Kreisgerichte gelten, unterworfen, 
gleichviel ob fie urfprünglid dem Etaate angehörten, in welchem das beireffende Kreis 
gericht feinen Eig hat oder nicht. Sie entrichten die an dem Eige der Kreisgerichte 
beftehenden öffentlihen und Communal-Abgaben und werden, fo fern fie dies wünfchen, 
in den Verband desjenigen Staates aufgenommen,“in welchem das bezüigliche Kreisgericht 
feinen Siß hat. 


Art. 312, 


Penfions-Anfprüche für fih und ibre Hinterbliebenen hoben die bei den gemein 
ſchaftlichen Kreisgerichten angeftellten- Berfonen nur gegen denjenigen Staat, von deffen 
Reglerung ihnen das Anſtellungsdekret ausgejtellt iſt. . 


Art. 13. 

Alle bei den gemeinfhaftlihen Kreisgerihten nah Maßgabe der Sportel- umd 
Stempelgefepe der treffenden Staaten auffommenden Sporteln- und Etempelgebühren, 
tngleihen Strafgelder, werden an die Staatöfaffe desjenigen Landes abgeliefert, aus 
welchem die Sache an das Kreisgericht gelangt. 

Art. 14, 
Die nächfte Auffiht über die Kreisgerichte führt das Appellattonsgerift im Aupß 
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trag der beireffenden Etaatsregierungen. Im Mebrigen wechfelt die Infpection über die 
Kreiögerichte in einem Zurnus, der nah Maßgabe des Beitragsverhältniffes und in der 
Weiſe feftgeftellt wird, daß derjenige Staat, welcher den größern Beitrag zahlt, vor dem, 
welcher einen geringern Beitrag zahlt, an die Reihe kommt. 

Da es jedoch im Intereſſe der Sache liegt, daß der bierdurd bedingte MWechfel in 
der Auffiht möglihft vermieden werde, fo übernimmt die Fürflih Schwarzburg-Sonders- 
bäufifhe Staatsregierung die Verbindlichkeit, dann, wenn eintretenden Falles die Füͤrſtl. 
Shwarzburg-Nudolftädtifche oder die Großherzogl. Sächſ. Staatsregierung’ dieſes Recht 
nicht ausüben will, daffelbe im befondern Auftrag auszuüben. Auch verſteht ed ſich, daß 
die Aufficht einer der contrahirenden Staatöregierungen über das Kreisgericht nicht auf 
die demfelben untergeordneten, einem der anderen Staaten angehörigen Ginzelngerichte 
erftredt werden darf, vielmehr ftcht die Aufiicht über die Einzelngerihte zunächſt dem 
betreffenden Kreisgerichte, dann aber weiter Lediglich der Regierung desjenigen Stadtes 
zu, welchen diefelben angehören, foweit nicht etwa das Appellationsgeriht in Disziplie 
narfragen als höhere Inſtanz concurrirt. 


Art iS 

Ueber eine gemeinfam für die — einzuführende Geſchaͤftsordnung wird 
eine Vereinbarung jtattfinden. 

Art. 16. 

Für die Behandlung der bei den Kreisgerichten vorfommenden Depofiten und der 
Alte der freiwilligen Gerichtsbarkeit find die am Sipe des treffenden Kreisgerichts gel- 
tenden Gejege maßgebend, 

Art. 17, 

Kaffen- und DepofiteneDefecte, fowie fonftige durch die Verſchuldung der — 
richte oder einzelner Beamten derſelben verurſachte Schäden werden nach dem sub IL 
feſtgeſtellten Maßſtabe von den contrahirenden Staaten erſetzt. In demſelben Verhaͤltniſſe 
gebührt den betreffenden Staatskaſſen dasjenige, was etwa durch den Regreß auf den 
Urheber des Schadend beigebracht wird, 


Art 18.. 

Was die Zahl der zur Praris vor den gemeinfhaftlihen Kreisgerichten zuzulaffen« 
den Advofaten anlangt, fo ift Sachſen-Weimar überlaffen, an den beiden Kreisgerichten 
Sonderöhaufen und Arnftadt je zwei Advokaten anzuftellen, welche jedoh nur vor dem . 
Kreisgericht, bei dem fie angeftellt find (nicht vor den Einzelgerichten) prafticiren dürfen, 
und zwar in der Weiſe, daß den Weimarifchen Anwälten auch in Rechtsſachen, welche aus 
den Bürftenthümern Echwarzburg herrühren, die Praris geftattet ift und fo umgekehrt, 


SHinfihtli des bei dem Kreisgericht in Sondershaufen noch befonders in Betracht 
fommenden Berhältniffes zwifhen Schwarzburg-Rudolftadt und Schwarzburg-Sonders- 
haufen wird beftimmt, daß denjenigen Advokaten, welhe bis zum 31. Dezember 1849 
die Praris in den beiden Fürſtl. Schwarzburgiſchen Unterherrfchaften geftattet ift, über- 
laffen fein foll, fih an dem Sig des Kreisgerihts Sondershaufen niederzulaflen. Die 
in. Zukunft bei dem Kreiögericht in Sonderöhaufen Schwarzburgifdher Seits zu ernen- 
nenden Anwälte fol Schwarzburg-Sonderöhaufen zu %, Schwarzburg-Rudolfiadt zu % 
anftellen und über die Reihenfolge und die fonftigen Modalitäten wird eine — 
Vereinbarung erfolgen. 


Art, 19, 

In Saden, welde aus dem Fürftentbume Schwarzburg-Sondershaufen an die Kreis» 
gerichte gelangen, erkennen und verfügen diefelben als „Fuͤrſtlich Schwarzburg-Eonders- 
hauſenſches Kreisgeriht”, in Sachen, welhe aus dem Fürftenthume Schwarzburg-Rudol« 
ſtadt an diefelben gelangen, als „Fürſtlich Schwarzburg-Rudolftädtifches Kreisgericht“, in 
Saden, welche aus dem Großherzogthum Sachſen an diefelben gelangen, ald „Großher⸗ 
zoglich Sähfifhes Kreisgericht.“ 

Art. 20, 

Die Konfituirung der gemeinfshaftlihen Kreisgerichte wird auf den 1. Zuli 1850, 

his 
Art. 2% 

Die Tormel des Berpflichtungseides für das Verfonal der Kreisgerichte ift die zu 
dem SKonferenz-Entwurfe eines Gefepes über den Civil-Staatsdienft als Anlage A. be» 
züglih als Anlage B. angenommene, dergeftalt jedoch, daß diefelbe auf die Landesfuͤrſten 
der verbundenen Staaten: zu richten ift. 

Diefer die Bildung eined gemeinfhaftlihen Appellationsgerihts und gemeinfchaft- 
liher Kreisgesichte als ein Ganzes umfaffende Vertrag ift zunächſt bis zum 1. Juli 1860 
gültig und gilt von 10 zu 10 Jahren als ftilfchweigend verlängert, wenn vor dem Ab- 
lauf des zunächſt vorhergegangenen Kalenderjahres (1859, 1869 u, ſ. f.) eine Auffün- 
digung von der einen oder der andern Seite nicht erfolgt if. 


So geſchehen Weimar, den 23. März 1850, ze, 


. u 0 2 2%, 


2) Bertrag vom 19, Nov. bezügl. 12. und 22. Dez. 1859. 


Smifchen dem Großherzoglich Sächſiſchen Staatsminifterium in Welmar und den 
Fürftlid Schwarzburg’fhen Minifterien zu Rudolftadt und zu Sondershaufen ift, unter 
Borbehalt hoͤchſter Ratification Behufs der Erneuerung nnd bezüglih Abänderung dep 
von den Staatöregierungen des Großherzogthumes Sadfen-Weimar-Eifenah, des Fürs 
ſtenthumes Schwarzburg-Rudoljtadt und des Fürſtenthumes Schwarzburg-Sondershaufen 
über die Bildung eines gemeinfhaftlihen Appellationsgerichtes und zweier gemeinfchaft- ' 
lien Kreisgerichte abgeichloffenen Bertrages d. d. Weimar am 23. März 1850, Ru— 
doljtadt am 9. April 1850 und Sondershaufen am 15. April 1850, nachſtehender Ber 
trag abgefchloffen worden. 

Art, 1. 


Der die Bildung eines gemeinfhaftlihen Appellatiouss Gerihtes und zweler ge- 
meinſchaftlichen Kreisgerichte betreffende Vertrag vom 23. März bezüglih vom 9, und 
15. April 1850 behält zunächft auf die Dauer von weiteren 10 Jahren vom 4. April 
1860 an feine Gültigkeit, jedoh mit nachftehenden Abänderungen; 


Art. 2, 
An die Etelle der in den Art, 10, 11 nnd 12 A des Vertrages vom 23. März 
bezüglich 9. und 15. April 1850 feftgefepten Gehalte tritt folgender Befoldungs-Gtat: 
Es erhalten: : 
a bei dem Appellationd-Geridte: 
der Prälident . 2 2 2 2 0. 
der Bice-Präfident 


. . 2200 Zhlr, 
RE Te ee ı ı , Be: 
Dee Re a A 
der zweite Rath RS ae | ee 
der dritte Ratb . 2 2 2 2 2 50. 1300 
der vierte Rauh.. 81200 
Der fünfte Rab 2 2 2:5 iR 5 
der 1: 7: ee | \ , RR? 
der fiebente Rath. © - » » » 2%, A000 „ 
der erfte Sefrelät  . 2 2 2 2 02 0.800 
der zweite Sekretär . » 2 2 2 000.700 
der dritte Sefretät «2 2 2 2 220.600 
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der Calculator und Be — 

Botenmeiſter) . . » ü ; 700 Zhlr. 
der erite Ganzlit - © 2 2 2 2 2 00. 400 „ 
der zweite Eanzlit - « 2 220.350 „ 
der dritte Banglit .._.... 2.2.0.0... 30 „ 
De DE re BE u 
Der erſte Btte.. .. 275 
der zweite Botte. 250 

b. bei der Dber-Staatsanwaltfäaft am n Appellationsgeriäte: 

der Ober- Staatsanwalt - >.» . . 1300 Thlr. 
der Gehülfe des Ober-Staatsanwalts . . 800 „ 


Art. 3. 


Anlangend die Anftellung der ftimmführenden Mitglieder (Direktoren, Räthe und 
Affefforen) der gemeinichaftlihen Kreisgerichte, fo bewendet es dabei, daß der Fürftlih - 
Schwarzburgſchen Staatsregierung zu Sondershaufen das Vorſchlagsrecht zu den Dis 
reftoren«Stellen bei den Kreisgerichten zu Sondershaufen und Arnſtadt ausſchließlich zur 
fteht. Der Fürſtlich Schwarzburg-Rudolftädtihen Staatsregierung foll aber in Zukunft 
das Vorſchlagsrecht zu der erften Raths-Stelle an dem Kreisgerihte Sondershaufeu bei 
jeder rücdjichtlich diefer Stelle eintretenden Bacanz zuftehen, während die Großherzoglich 
Sächſiſche und die Fürſtlich Schwarzburg » Sondershaufenfhe Staatsregierung je eincs 
der beiden übrigen ftimmführenden Mitglieder des genannten Kreisgerichtes (des zwei— 
ten Rathes und Affeffors), ingleichen je eines der beiden flimmführenden Mitglieder, 
welche neben dem Director bei dem Kreisgerichte Arnjtadt angeftelt find, (ded Nathes 
und Affefford) vorzuſchlagen berechtigt find. Rückſichtlich diefer Mitglieder jteht das Vor— 
ſchlagsrecht bei jeder neuen Anftellung derjenigen Staatsregierung zu, welche dasjenige 
Mitglied, durch deifen Abgang die Bacanz entitanden it, ernannt bezüglich vorzufchla- 
gen das Necht gehabt hatte; jedoh nimmt das neu eintretende Mitglied die unterfte 
Stelle in dem betreffenden Collegium cin, während das ältere Mitglied in die vacante 
obere Stelle einrüdt. 

Die Artikel 4 und 5 B des Vertrages vom 23. März bezüglich vom 9. und 15. April 
1850 find, infoweit, als fie mit vorftehenden Beitimmungen in Widerfprudy ftehen, aufgehoben. 


Art. 4. 
An die Stelle der im Art. 8 B des Bertrags vom 23, März bezüglich vom 9, 
und 15. April 1850 feitgefepten Gehalte tritt nachitehender Beſoldungs-Etat des Per: 


fonals der beiden gemeinfchaftlihen Kreisgerichte: 
> 52 
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Es erhalten: 
die beiden Directoren . . . . + je 1200 Thlr. 
die ftimmführenden Mitglieder (Räte und Afeff oren) 
ingleihen die beiden Staatsanwälte. . . je 800—1000 Thlr. 
die vier Sehretäre 2 2 0 0 0 00 0. je 450 — 60 „ 
die drei Ganzliften . © 2 0 2 0 202020. je 300— 350 „ 
die beiden Boten . . » je 200 Thlr. 
die beiden efangenwärter (fürfich — Gehulfen) je 400 „ 


Urt. 5. 
Die in den Artikeln 2, 3 und 4 vereinbarten Bertragsbeftimmungen treten ſchon 
vom 1. Januar 1860 an in Wirkſamkeit. 


Art. 6. 
h Gegenwärtiger Vertrag und der Vertrag vom 23, März bezüglich 9, und 15. April 
1850, foweit Tepterer nicht durch erfteren abgeändert ift, gelten von zehen zu zeben Jah— 
ren als ftillfhweigend verlängert, wenn nicht vor dem Ablaufe des zunächſt vorherge— 
gangenen Kalenderjahres (1869, 1879 u. f. mw.) eine Aufkündigung von der einen 
oder andern Seite erfolgt iſt.“ x. 


So gefhehen Weimar, am 19, November 1859. 


x ı xX. 


Drudieblerberichtigung. 


Seite 259 zweite muß c# beißen: 
die Ausführung ſtatt zur Ausführung 
und vierte Zeile 
1863 statt 1853. 
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Geſetzſammlung 


Fuͤrſtlich Reußiſchen Lande juͤngerer Linie. 


No. 236. 





1) Geſetz über die Organiſation der Juſtiz, vom 28. April 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Aeltefter, Graf und Herr 

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranidhfeld, Gera, Schleiz und 2o- 
benftein ꝛc. ıc, 


verordnen hierdurch in Uebereinftimmung mit der Landesvertretung wegen fünftiger Or- 
ganiſation der Gerichtöbehörden Folgendes: 
. 1; 

Für die Rechtspflege beftehen außer dem Gefchwornengerichte für die durch Die 
Strafprogeßordnung beftimmten Sachen und außer den Militärgerichten für die denfelben 
zugewiefenen Militärftraffachen : 

E I. Zuftizämter, 

Il. Kreisgerichte, 
II. ein Appellationsgericht, 
IV. das Oberappellationsgeridt. 
2. 
I. Yuftizämter, 
Juftizämter follen beftehen zu Gera, Hohenleuben, Schleiz, Lobenftein und Hirſchberg. 
3, 
Das Juftizamt zu Gera umfaßt den Landestheil (Landrathsamtsbezirf) Gera. 
4. 

Das Juſtizamt Hohenleuben umfaßt die Ortfchaften, 

Hohenleuben, Göttendorf, Hirfhbacdh, Langenwependorf, Neuärgerniß, Rieder» 


Ausgegeben den 20, Mai 1863, 53 
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böhmersdorf, Pöllwig, Triebes, Weißendorf, mit den Fluren diefer Ortfchaf- 
ten und den zu den Borftrevieren Neuärgernig und Pöllwip gehörigen Grund» 
ftüden, infoweit fie nicht ohnehin bereits in eine Ortsflur einbezirft find. 

5, 

Das Juftizamt zu Schleiz umfaßt den Landestheil (Landrathsamtsbezirk) Schleiz 
mit Ausnahme des dem Juftizamt Hohenleuben zugewiefenen Theils, 

6. 

Das Juftizamt zu Lobenftein umfaßt den Lamdestheil (Landrathsamtsbezirk) Loben— 
fteinsEbersdorf (einschließlich Pörigfh) mit Ausnahme des dem Juſtizamt Hirfchberg zu— 
gewiefenen Theile. 

7. 

Das Juſtizamt Hirſchberg umfaßt: 

die Stadt Hirſchberg, Blintendorf, Dobareuth, Fröffen, Gebersreuth, Göritz, 
Göttengrün, Langgrün, Lerchenhügel, Mödlareuth, Pirk, Pottiga, Rothenacker, 
Ullersreuth, Venzka, mit den Fluren dieſer Ortſchaften und den zu den Forſt— 
revieren Lerchenhügel und Hirſchberg gehörigen Grundſtücken, inſoweit fie 
nicht bereits in eine Ortoflur einbezirkt find, 

8. 

Die Juftizämter zu Gera, Schleiz und Lobenitein zerfallen in Abtheilungen. Jeder 
diefer Abtheilungen, ingleichen dem Juſtizamt zu Hohenleuben und dem zu Hirſchberg, 
fteht ein Einzelrichter vor, der zugleich die Stellung als Mitglied des Kreisgerichts, zu 
deffen Sprengel der Amtsbezirk gehört, einnimmt, Ueber die Gefhäftsführung und die 
gegenfeitige Gefchäftsbeziebung der Abtheilungen ergeht dur das Minifterium, Abthei- 
lung für die Juftiz, befondere Inftruftion. Das nöthige Perfonal an Altuaren, . 
ten und Boten wird durch das Minifterium beftimmt. 


9. 
II. Kreisgerichte. 


Es werden zwei Kreisgerichte errichtet und zwar: 
Eins in der Stadt Gera für die Bezirke der Juſtizämter zu Gera und zu 
Hohenleuben; 
Eins in der Stadt Schleiz für die Bezirke der Juſtizämter Schleiz, zu Lo— 
benftein und zu Hirſchberg. 
10. 
Die Kreisgerichte bilden kollegialiſch beſetzte Gerichtöbehörden und beitehen aus 
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einem Kreisgerichtödirector, 
zwei ſtändigen Kreisgerichtsräthen, 
den Einzelrichtern des Bezirks, 
und können durch Beiziehung von andern Hilförichtern verftärft werden, 
Für Civilfahen kann der Staatsanwalt ebenfalls zum Mitglied des Kreisgerihts 
bejtellt werden. 
Die zeither beftandenen Kriminalgerihte zu Gera, Schleiz und Lobenftein werden 
gleihwie die Juftizämter in ihrem bisherigen Beitande aufgehoben. 
Das erforderliche Subalternene und Erpeditionsperfonal für die Kreisgerichte wird 
durch die Staatsregierung beftimmt. 


II. Das Appellationsgericht. 
11; 


Als oberes Juftizcollegiume beſtehet künftig das Appellationsgericht zu Eiſenach auf 
Grund und nach Maßgabe des mit der Großherzoglich Sächſiſchen und den Furſtlich 
Schwarzburgiſchen Staatsregierungen abgeſchloſſenen Staatsvertrags 

12. » 

Das Appellationsgericht zu Eifenah tritt in allen Beziehungen der Rechtöpflege, 
rücfichtlich deren nicht etwas Anderes beſtimmt ift, an die Stelle des Anpellationsgerichts 
zu Gera, welches Leptere aufgehoben ijt 


Bu II. 


Allgemeine Beftimmungen —— die Kompetenz der Juſtizämter, der Kreisgerichte 
und des Appellationsgerichts. 
13, 

Die Zuftändigkeit der Juſtizämter, der Kreiögerihte und des Appellationsgerichts 
in Etraffahen wird dur die Strafprogeßordnung, die Kompetenz derfelben und der 
Inftanzenzug in bürgerlichen Rechtsſachen wird bis zur Einführung einer Civilproceß · 
ordnung durch ein beſonderes Gefep geordnet, welches zugleich über die Befugniſſe und 
Obliegenheit der Gerichte in Anfehung der Gegenftände der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und des VBormundihaftswefens Beftimmuug trifft. 


IV, Das Oberappellationsgeriät. 
14, 
Das DOberappellationsgericht zu Jena beftehet als gemeinfames — ericht fort. 
3 
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V, Die Staatsanwälte. 
15. 
Bei jedem SKreisgerichte und zugleich für die in deffen Sprengel befindlichen Juftiz- 
ämter wird 
ein Staatsanwalt, 
bei dem Appellationsgericht 
ein Oberftaatsanwalt, 
und bei dem Oberappellationdgericht da nöthig 
ein Generalitaatsanwalt 
angeftellt, welchen nach dem Ermeffen der Staatsregierung Gehilfen beigegeben werden können. 
Die dienftlihe Stellung der Staatsanwälte und die Funktionen derfelben in Straf 
fahen ift durch die Strafprogegordnung beftimmt. 


VI. Die Anwaltſchaft. 
16. 
Die Anwälte werden vom Miniſterium unter — des Wohnſitzes nach Be— 
düuͤrfniß ernannt, 
Dieſelben können mit Genehmigung des Miniſteriums zu einer Anwaltkammer zu— 
ſammentreten, deren Organiſation und Befugniſſe durch eine Advokatenordnung beſtimmt 


. werden follen. 


VI. Das Notariat. 
17 

Die Ernennung der Notare, forwie die Beftimmung der Zahl und des MWohnortes 
derfelben bleibt dem Minifterium überlaffen, es follen aber nur Anwälte zu Notaren er- 
nannt werden. 

Die Beitimmung ihrer Befugniffe bleibt der Notariatsordnung vorbehalten. Bis 
zu deren Erfcheinen hat es bei den bisher darüber beftandenen Borfchriften fein Be— 
wenden. 

VII. Das Minifterium, 
18. 

Zu dem Gefchäftsbereiche des Minifteriums in Juſtizſachen gehören: 

1) alle Gnadenfachen im Gebiete der Nechtöpflege mit Einfluß der Volljährigkeits- 
erflärungen und Ehetrennungen aus Landesherrliher Machtvolllommenpeit, fowie 
Genehmigung der Annahme an Kindestatt; 

2) die Anordnung von Prüfungen uud die Stellenbefepungen in diefem Gebiete, 
die Ernennung der Anwälte und Notare; 
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3) die Oberauffiht über alle Juftizbeamte, Notare und Anwälte und zu dieſem 
Zwecke die Vornahme oder Anordnung von Revifionen; 
4) die Anweifungen an die Staatsanwaltfhaft; 
5) die Landesjuftizgefepgebung, fowie die VBeranlaffung gemeiner Beſcheide und Prä- 
judizien. 
19. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Juli dieſes Jahres in Kraft. An dem- 
felben Tage werden das Appellationsgericht in Gera, die Kriminalgerihte zu Gera, 
Schleiz und Lobenftein aufgehoben. 


Urkundlih unter Unferer eigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem Bürftlichen 
Inſiegel. 


Schloß Oſterſtein, den 28. April 1863. 


(I. S.) | Heinrich LXVIL 
v. Harbou. Dinger, Dr. €, v, Beulwiß. 


2) Verordnung, die Publikation der Strafprogeß-Drdnung nebft Gebühren-Tage und deren 
Einführuug betr. vom 28. April 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigite von Gottes Gnaden Jün- 

gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Aelteſter, Graf und Herr 

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranihfeld, Gera, Schleiz und 2o- 
benftein ze. ꝛc. 


verordnen hierdurch Bolgendes: 


8. 1. 

Die unter A. angehängte Strafprogefordnung nebft Gebührentage tritt mit ertheil« 
ter verfaffungsmäßiger Zuftimmung der Landesvertretung vom 1. Juli diefes Jahres an 
in Kraft, 

Alle bisherigen Beftimmungen über das Verfahren in Straffahen wegeu Verbrechen 
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und Polizeivergehen find aufgehoben, infofern nicht in dem —— eine Aus: 
nahme gemacht iſt. 


5:2; 

Es bleiben neben der Strafprozeß-Drdnung in Kraft: 

4) die Beitimmungen der Verfaffung über die Einleitung der Unterfuhung gegen 
ein Mitglied des Landtags und die Verhaftung eines ſolchen, fowie über das 
Berfahren bei Anklagen wegen Berfaffungsverlegung ($. 94. -$. 113 flg des 

revidirten Staatsgrundgefeßes vom 14. April 1852); 

2) alle Geſetze, Verordnungen und Inftruftionen, welche in den verfchiedenen Zwei— 
gen der Etaatd-, Kirchen und Gemeindeverwaltung, fowie des Forſt-, Kamme— 
rale und Hofdienftes zur Aufrechthaltung der Ordnung und Disziplin, fowie 
zum Beten öffentlicher Anftalten ein Strafverfahren vorfchreiben ; 

3) die Beitimmungen über das Strafverfahren bei Verbrechen der Militärperfonen. 

$. 3. 

Sofern —— von Staats- oder Gemeindeabgaben, ingleichen Polizeiver— 
gehen und Forſt- und Feldfrevel eine Geldſtrafe nach ſich ziehen, ſoll den zuſtändigen 
Adminiſtrativ-, Polizei- und Gemeindebeamten nachgelaſſen ſein, nach Beſinden unter 
vorgängiger Vernehmung des Schuldigen, dem letztern die verfallene Strafe anzufordern. 
Entrichtet derfelbe die Strafe nicht, fo it ein Strafverfahren nur nah Maßgabe der 
Strafprozefordnung zuläffig. 

Bei Kontraventionen gegen die Gefepe über Zölle und indirefte Steuern bewendet 
es binfichtlih der Unterfuhungen und Strafverfügungen im Berwaltungswege, 
auch foviel die bei diefen Handlungen zu beobachtenden Bormen anlangt, bei den bis— 
berigen Beftimmungen der Zoll und Gteuergefege mit der Abänderung, daß auch in 
den Fällen, wo es fih um bloße Ordnungsftrafen handelt, Berufung auf gerichtliches 
Verfahren wie bei den Defraudations-Strafen Statt finden foll, 


8.4. 

Die Strafprozeforduung tritt auch rüdfihtlich der vor dem 1. Juli diefes Jahres 
begangenen Verbrechen und PBolizeivergehen dann in Wirkſamkeit, wenn das Strafver- 
fahren wegen eines folden Verbrechens oder Polizeivergehens erft nah dem 30. Juni 
diefes Jahres beginnt, 

8.5. 


Die vor dem 1. Juli diefes Jahres begonnenen Unterfuhungen find nad dem äl— 
tern Etrafverfahren zu Ende zu bringen, 

Ueber die Kompetenz der Behörden in dergleichen Unterfuhungen gelten die nach— 
ſtehenden Beftimmungen, 
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I. 

Die Unterfuchung wegen Uebertretungen (Strafprozegordnung Art, 2. unter 
IL) find von den Einzelrichtern zu Ende zu führen und zu enticheiden. 

Die Appellation gegen die Entſcheidung des Einzelrichters geht an das bes 
treffende Kreisgericht, 

Gegen die Entiheidung des Kreisgerichts ift eine weitere Appellation nicht 
zuläfig. 

ll. 

Die Unterfuhungen wegen Berbrehen im engeren Sinne und wegen Ber: 
gehen (Strafprozefordnung Art. 2, unter I, und IL) jind von den Sreisgerichten 
durch eines ihrer Mitglieder zu Ende zu führen Das Straferfenntniß ift von 
dem betreffenden Kreisgericht zu füllen, 

Die Appellation gebt bei einer Verurtheilung zu einer höhern Etrafe als zu 
ſechs Monaten Arbeitsbaus an das DOberappellationsgericht, welches Dann auch 
rücfichtlich der geringern, in derfelben Unterfuhung ausgefprodhenen Strafen, ges 
gen welche Berufung eingewendet worden, zu erfennen bat. 

In allen andern Fällen gebt die Appellation an das Appellationsgericht. 

Gegen die Entfheidungen des Oberappellationsgerichts bezügl. des Appella— 
tionsgerichts ift eine weitere Berufung nicht zuläflig. 


8. 6. 
Die Wiederaufnahme einer nah dem ältern Necht dur ein freifprehendes Er— 


fenntniß erledigten oder durch gerichtlichen Beſchluß zurüdgelegten Unterfuhung kann 
von dem 1. Juli diefes Jahres an nur nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
Etatt finden, 


87. 
Für den Fall, daR in der Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember diefes Jahres die 


Abhaltung eines Schwurgerichts nothwendig werden follte, bleiben weitere Beſtimmungen 
über die Wahl der Geſchwornen für die gedachte Zeit vorbehalten, 


Urkundlich unter Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift. und beigefügtem Lan— 


desberrlihen Infiegel. 


Schloß Diterftein, den 28. April 1863. 
(L.S.) Heinrich LAVIL 


v. Harbou. Dinger. Dr. &, v. Beulwitz. 
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A. 
1) Strafprozeßordnnng. 
Erſtes Kapitel, 


Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 1. Eine Beftrafung wegen Verbrechen und Polizel-Bergehen kann nur nad 
vorgängigem Strafverfahren in Gemäßheit der gegenwärtigen Strafprogeordnung eintreten. 

Art. 2, Die Verbrehen werden in Nüdfiht auf das Strafverfahren in Ber 
breden im engeren Sinne, in Vergeben und in Uebertretungen eingetheilt, 

I. Berbrehen im engeren Einne find: 

4) Alle Verbrechen, welche der Zodesftrafe oder einem Strafſatze von Zuchthaus 
unterliegen, gleihviel, ob Zuchthaus allein, oder in Verbindung mit anderen 
Sreiheitsftrafen angedroht it, jedoch mit Ausnahme der in dem Artikel 221 
des Strafgefepbuches aufgeführten ausgezeichneten Diebftähle in einem Betrage 
von Bunfzig Thaler und weniger; 

2) alle Verbrechen, welche nah einem Straffape zu beurtheilen find, der über 
vierjährige Arbeitshausftrafe hinausgeht, jedoh mit Ausnahme der in den 
Artikeln 216 Nr. 4, 222, 223, 224 und 228 des Gtrafgefepbucdhes ange 
führten Diebitähle; 

3) die unter Artikel 197 Ziffer I- und unter Artifel 199 des Strafgeſetzbuches 
fallenden Verbrechen, das Leptere indeffen nur, foweit es fih auf Artikel 197 
Ziffer 1 bezieht, 

U. Alle nicht zu den Verbrechen im engeren Sinne gehörige Verbrechen, insbefon- . 
dere auch alle mit Gelditrafen allein bedrohten, find Vergeben, fofern fie nicht 
zu den Uebertretungen zu rechnen find. 

III, Uebertretungen find: 

4) Alle Verbrechen, welche nad einem Straffage von hoͤchſtens ſechs Wochen Ge- 

„ fängniß allein oder wahlweife mit verhältnißmäßiger Geldftrafe zu beftrafen find; 

2) Ehrenfränfungen unter den in dem Artikel 370 diefes Gefepes beftimmten 
Einfhränfungen ; 

3) der Berwandtendiebftahl und die Entwendung von Lebensmitteln (Artikel 229 
Abſatz 1 und Artitel 230 des Strafgefepbuches), die Entwendung von Früd- 
ten und andern Garten» und Belderzeugniffen verbunden mit dem un« 
mittelbaren Genuffe, fowie die in den Artikeln 234 und 237 des Straf: 
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gefepbuches bezeichneten Veruntrauungen und betrügerifhen Handlungen, info 
fern alle diefe Verbrechen nicht fonft nach den Artikeln 218—226, 233, 240 
und 241 ausgezeichnete find und der Betrag ihres Gegenftandes fünf Thaler 
nicht überfteigt; 

4) die in dem Artikel 256 des Strafgefepbuches erwähnten Fälfhungen ; 

5) Defraudationen von Wege: und Gemeinde-Abgaben; 

6) alle Polizei-Vergeben. 

Die Zuftändigkeit der Strafgerichte rückfichtlich der Beeinträchtigung der Regalien, 
der Steuer- und ZollsKontraventionen, fowie anderer Defraudationen öffentlicher Abga- 
ben richtet fi, vorbehältlih der Beitimmung unter II. Ziffer 5 nad den Kompetenz- 
Vorſchriften bei Verbrechen, 

Sofern nah dem Vorftehenden Etraffäge entiheidend find, kommt es nicht auf die 
für den vorliegenden Fall felbft zu erfennende Strafe, fondern auf den Yefeplichen Straf. 
fag an, dem das einzelne in Frage ftchende Verbrechen, oder auch mehrere ihrem Betrage 
nach zufammen zu rechnende Verbrechen, unterliegen. Dabei foll die Möglichkeit, daß 
wegen Ruͤckfalles der höchſte gefeplihe Strafſatz überfchritten werden oder wegen Milde. 
rungsgründen unter den niedrigiten gefeplichen Straffag heruntergegangen werden fann, 
nicht berücfichtigt werden; ausgenommen den Rüdfall in denjenigen Fällen, wo in dem 
befonderen Theile des Strafgefepbuches feinetwegen ein befonderer Straffag aufgeftellt ift. 

Eind bei der gleichen Theilnahme an einem Verbrechen für die einzelnen Zheil- 
nehmer verfhiedene gefeglihe Strafſätze aufgeftellt, fo ift der höhere Straffag für Die 
Stellung des ganzen Verbrechens rüdfichtlih aller gleichen Theilnehmer entfcheidend, 
auch wenn der nach dem höheren Straffage zu Beftrafende nicht mit in der Unterſuchung 
begriffen it. 

Der Verſuch, ungleiche Theilnahme und die Begünftigung richten fih nah dem 
Hauptverbrechen, gleichviel ob der Hauptverbreher mit in der Unterfuhung begriffen ift 
oder nicht. 


Art, 3. Das Strafverfahren zerfällt in die Vorunterfuhung und Hauptverhand- 
lung. 

Die Borunterfuhung bat die Eriftenz und Natur des Verbrechens, fowie die Per- 
fon des Thäters und die zu feiner Ueberführung dienenden Beweismittel foweit zu er- 
forfhen, daß entweder eine Anklage begründet und. die Hauptverhandlung vorbereitet, 
oder der Ausiprud herbfigeführt wird, daß ein Grund zu weiterer gerichtliher Berfol- 
gung nicht vorliege, 

Bei Vergeben genügen die von der Staatsanwaltfhaft durch Einzelrichter oder durch 


Polizei- Beamte veranlaßten Ermittelungen zur Vorbereitung der Hauptverhandlung, und 
54 
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es fann auf dem Grunde folder Ermittelungen die fofortige Erhebung der Anklage er- 
folgen, ohne daß es einer vorgängigen Vorlegung der aufgenommenen Berhandlungen 
an den Unterfuchungsrichter bedarf. 

Iſt der Angefhuldigte in den Anflageftand verfegt, fo wird zur Hauptverhandlung 
vor dem erfennenden Richter gefchritten, welche mit einem verurtheilenden oder freifpre« 
chenden Erfenntniffe fließt. 

Bei Uebertretungen wird die Boruntesfuhung und Hauptverhandlung vereinigt. 


Art. 4, Die PVorunterfuhung wird auf Antrag der Staatsanwaltfhaft oder 
eined Privat-Anklägers, die Hauptverhandlung nur auf förmliche Anklage durd einen 
Staatsanwalt oder einen Privat-Anfläger eingeleitet. 

Regelmäßig werden alle Verbrechen durch die Staatsanwaltfhaft von Amtswegen 
verfolgt. Ausgenommen find diejenigen Verbrechen, welche nah Vorſchrift der Strafge- 
fege nur auf Antrag eines Betbeiligten unterfucht und beftraft werden follen. Bei die- 
fen Verbrechen tritt die Staatdanwaltihaft nur, wenn der Betheiligte einen Antrag ge- - 
ftellt hat, in Wirkfamfeit, oder der Betheiligte felbft verfolgt das Verbrehen ala Privat: 
Ankläger. 

Unter dem Betheiligten find in dem gegenwärtigen Gefege immer fowohl die un— 
mittelbar, als die mittelbar Betheiligten und die Dienſt- oder Auffihts-Behörden, welche 
zu einem Antrage berechtigt find, zu verftchen. 


Art. 5. Das Strafverfahren iſt mündlih und mit Niederfchriften verbunden. Die 
Borunterfuhung ift nicht öffentlich; die Hauptverhandlung ift regelmäßig öffentlich. Bei 
Verbrechen im engeren Sinne gefhhieht die Hauptverhandlung vor Gefchwornen. 


Art. 6. Alle in dem Strafverfahren thätige Behörden haben mit gleicher Sorg- 
falt die zur Ueberführung und die zur Bertheidigung des Angefhuldigten dienenden Um- 
ftände zu berüdfichtigen, 


Art. 7. Privatrechtlihe Anfprüche aus Verbrechen find auf Antrag des Beſchä— 
digten im Strafverfahren mit zu erledigen, wenn nicht die Nothwendigkeit weiterer Aus- 
führung eine Berweifung derfelben vor die Eivil-Gerichte angemeffen erſcheinen läßt. 


Art. 8, Briften, weldhe in dem gegenwärtigen Geſetze geordnet find und von ei- 
nem beftimmten Tage an vorwärts oder rückwärts beftimmt find, werden fo berechnet, 
daß jener Tag nicht mitgezählt wird; auch find die für den Angeſchuldigten oder An- 
geflagten, für deffen Bertheidiger, für Betheiligte bei der Unterfuhung und für den 
Staatsanwalt gefepten Friften ausſchließend und fünnen nicht verlängert werden; vor- 
behältlich jedoch der weiter unten folgenden abweichenden Beftimmungen in einzelnen 


Fällen. 


373 


Zweites Kapitel, 
Bon den Gerihtsbehörden in Straffaden. 


l, Einzelrichter. 


Art. 9. Die Unterfuhung und Beftrafung der Webertretungen gehört vor Ein- 
zelrichter. 


Il, Kreisgerichte. 


Art. 10. Kreisgerichte entſcheiden bei Uebertretungen in höherer Inſtanz über 
den Einzelrihtern. Sie führen bei Vergehen und bei Verbrechen im engeren Sinne 
die Vorunterfuhung. Bei Vergehen wird die Hauptverhandlung vor ihnen vorgenom- 
men und jie entfcheiden über diefelben in erfter Inftanz. 


Art. 11. Ein SKreisgericht befteht aus dem Kreisrichter, ald VBorfipendem, und 
aus Gerihtsräthen oder Affefforen. Die Einzelrihter in dem Sprengel des Kreisge— 
richtes haben zugleich die Stellung ald Mitglieder des Kreiögerichted und fünnen als 
ſolche verwendet werden. 

Als Serichts-Affefforen fünnen zur Bervollftändigung des Gerichted in einzelnen 
Fällen Ergänzungsrichter gebraucht werden, weldhe aus den zum NRichteramte befähigten 
Perfonen und den angeitellten Sachwaltern zu nehmen find. Die Juftiz-Minifterien ha— 
ben nach gutachtlihem Vorſchlage der Appellations-Gerichte zu dieſem Behufe geeignete 
Perfonen auszuwählen, welde als Ergänzungsrichter mittelft des Nichtereides zu ver- 
pflihten find. Der Kreisrichter zieht fodann erforderlihen Falles bei einzelnen Verhand— 
lungen einen oder mehre Ergänzungsrichter, welche fih in dem Sprengel des Kreisge— 
rihtes aufhalten, zu. Er hat fih dabei zunächſt an F Ergänzungsrichter am Orte, 
wo das Gericht ſeinen Sig hat, zu halten, 

Das Amt eined Ergänzungsrichters kann von einem Sachwalter nicht ohne triftige 
Abhaltungägründe ausgefhlagen werden. 


Art. 12, Ein Mitglied des Kreisgerichted wird als Unterfuhungsrichter beftellt 
und führt in diefer Eigenfhaft die vor das Kreisgericht gehörigen Vorunterfuhungen 
(Artikel 10), unter Theilnahme des Kreisgerichtes in der weiter unten geordneten Maße. 

Nah Befinden können bei einem Kreisgerichte mehre Mitglieder zu Unterfuchungs- 
richtern beftellt werden. Auch können andere Mitglieder für einzelne VBorunterfuchungen 
als Unterfuhungsrihter verwendet werden; insbefondere fünnen den zu dem Kreisgerichte 
gehörigen Einzelrichtern Vorunterfuhungen, welche in ihre befonderen Gerichtsbezirke fal— 


len, übertragen werden, 
54* 
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Als Unterfuhungsrichter können auch andere zum Richteramte befühigte — 
beſtellt werden. 

Art. 13 Das Kreisgericht beſchließt und entſcheidet als Kollegium durch drei Ber: 
fonen, bei allen öffentlichen Verhandlungen vor demfelben mindeitens durch drei Berfonen. 

Bor dem in lepterer Weife befegten Gerichte it namentlih die Hauptverhandlung 
bei Vergehen abzuhalten. 

Einzelrichter und Unterfuhungsrichter fünnen in den von ihnen geführten Unter, 
fuhungen nicht als Mitglieder des Kollegiums thätig fein; eben fo wenig Ergänzungs« 
richter in Saden, worin fie ald Sachwalter betheiligt gewefen find. 

Die Ausfchließung der Einzelrichter und Unterfuchungsrichter von der Thätigfeit als 
Mitglieder des Kollegiums befchränft fih auf die richterliche — in der Haupts 
verhandlung. 

‘ I, Appellations-Gerichte. 


Art. 14. Appellations-Gerichte entfcheiden in höherer Inſtanz über den Kreisge— 
rihten, in der Negel in einer Sipung, welche durch wenigitens fünf Mitglieder gebildet 
wird, und ausnahmsweife in der aus drei Mitgliedern bejtehenden Anflagekawmer. 


IV, Geihwornengerichte. 


Art. 15. Die Hauptverbandlung bei Verbrechen im engeren Sinne wird vor den 
Gefhwornengerichten vorgenommen, welche aus einem Gerichtshofe und aus Gefhwornen 
beitehen. Die Urtheilungsfällung gefchieht dur den Gerichtshof nach vorgängigem Aus: 
fpruche der Geſchwornen in der unten näher geordneten Weiſe. 

Art. 16. Jeder Sprengel eines Appellationd-Gerichtes enthält einen oder mehrere 
Gefhwornenbezirfe und jeder folder Bezirk regelmäßig mehrere freisgerichtliche "Sprengel. 

Das Appellations- Gericht bejtimmt nah Anhörung des Dber-Staatsanwaltes die 
Zeit und den Drt des Zufammentrittes der Gefchwornengerichte in den einzelnen Ge— 
fhwornenbezirken; es müffen jedoch in jedem Gefhwornenbezirfe jährlich mindeftens zwei 
Gefhwornengerichte abgehalten werden. 

Art. 17. Die Gefhwornengerichte werden an dem im Gefchwornenbezirfe dazu 
beftimmten Drte, welder der Sig eines Kreisgerichtes fein foll, gehalten, vorbehältlich 
der Beitimmung eines anderen Drtes in außerordentlihen Fällen durch den Präfidenten 
des Appellationd: Gerichtes, 

Der Leptere hat fpäteftens vierzehn Tage vor dem Beginne eines Geſchwornenge— 
rihtes den Zufammentritt deifelben durch Anſchlag an dem Gerichtöbrete fämmtlicher zu 
dem Gefhwornenbezirke gehöriger Kreisgerichte und in geeigneten öffentlichen Blättern 
befannt zu machen. 
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Art. 18. Gin Gefchwornengericht fol in der Regel nicht länger als drei Wochen 
beifampıen bleiben und fih innerhalb diefer Zeit mit denjenigen Sachen befhäftigen, 
welhe aus feinem Gefchwornenbezirfe vierzehn Tage vor Eröffnung des Gerichtes an 
den Präfidenten des Gejchwornengerichtes abgegeben worden find, 

Ueber die Zulaffung der fpäter noch abgegebenen Sachen befindet der Präfident des 
Gejhwornengerichtes im Ginverjtändniffe mit dem Ober-Staatsanwalte; bei einer Mei- 
nungsverfchiedenheit entjcheidet das Appellationd- Gericht. 


Art. 19. Können die an ein Bejchwornengericht abgegebenen Sachen nicht fimmt- 
lich bei demfelben erledigt werden, oder find Sachen zur Abgabe an das -Gefchwornen- 
gericht reif, der Zufammentritt des Tepteren it aber erjt nad ſechs Wochen zu gewärtis 
gen, fo kann das Appellations-Gericht diefe Sachen zu fehnellerer Beförderung vor ein 
außerordentliche Gefchwornengeriht oder aud unter Zuftimmung des Angeklagten vor 
ein Gefchwornengericht eines andern feiner Gefchwornenbezirfe verweifen. 

Das Uppellations-Gericht hat vor der Beichlußfaffung den Ober-Staatdanwalt mit 
feinen Anträgen zu hören. 


1) Der Gerichtshof. 


Art. 20. Der Serihtehef des Geſchwornengerichtes beſteht aus einem Präſidenten 
und vier Beiſitzern. 

Der Präfident des Appellationg-Gerichtes wählt den Präfidenten des Gerichtähofes 
aus den Mitgliedern des Appellations-Gerichtes; er kann auch unter Genehmigung des 
Juftiz-Minifteriums einen anderen richterlihen Beamten zum Präfidenten wählen, Die 
- Wahl ift in der Art. 17 gedachten Bekanntmachung mit befannt zu machen, 

Zu Beifigern ernennt der Präfident des Appellations-Gerichtes Mitglieder diefes 
Gerichtes oder eines Kreisgerichtes mit Einfchluß der Ergänzungsrichter, Wer in einer 
Sache Unterfuhungsrichter gewefen iſt, fann nicht für diefelbe Beifiger fein, 

Der Präfident bejtimmt auch den dem Gerichtöhofe beizugebenden Gerichtsjchreiber 
oder Protofollführer. 

Art. 21. Der Präfident des Gerichtshofes erläßt die Ladungen an die Geſchwor— 
nen (Art. 33) und an die Betheiligten bei den Unterfuhungen, welche vor dem Ge— 
ihwornengerihte verhandelt werden follen (Artikel 216). Er ordnet die Herbeifhaffung 
der Beweisftüde und fonjt alles für die Haltung des Gerichtes Grforderlihe an. Er 
beitimmt die Reihenfolge der einzelnen Hauptverhandlungen und macht fie vor dem Be: 
ginne des Gefhwornengerichtes durch Anſchlag in deffen Sipungsfaal bekannt. 

Art. 22. Der Präfident des Gerichtshofes ift befugt, die Leitung der Hauptver— 
handlung in einzelnen Unterfuhungen einem Beifiger an feiner Stelle zu übertragen. 
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Bei Berhinderungen einzelner Beifiger ift er berechtigt, an deren Stelle Erfaprich- 
ter beizuziehen, weldhe er aus den Mitgliedern eines Kreisgerichtes zu nehmen bat, 

Bei Hauptverhandlungen, welche vorausfichtlic Tängere Zeit dauern werden, fann 
der Präfident vorforglih zu den vier Beifigern einen oder mehre Erfagrichter hinzuneh— 
men, damit diefe in Verbinderungsfällen fofort ergänzend eintreten, 

Iſt er felbft in der Lage, fein Amt nicht verwalten zu fünnen, fo tritt derjenige 
Beifiger des Gerichtshofes welder zugleih Mitglied des Appellations-Gerichtes ift und, 
wenn mehre Mitglieder dieſes Berichtes Beifiper find, der Ältefte derfelben an feine Stelle 
und es ift im Uebrigen der Gerichtöhof durch einen Erfagrichter zu ergänzen, Iſt kei— 
ner der Beifiger zugleih Mitglied des Appellationsgerichtes fo hat der Kreisrichter des 
Kreisgerichtes, an deffen Drt das Geſchwornengericht gehalten wird, den Borfig im Ge- 
richtshofe zu übernehmen. 


2) Die Gefhmwornen. 


Art. 23. Das Ehrenamt eines Gefchwornen im Allgemeinen fann jeder Staats« 
bürger männlihen Geſchlechts befleiden, welcher das dreißigfte Jahr zurüdgelegt und 
wenigftensd ein Jahr lang feinen Wohnfig in derjenigen Gemeinde gehabt hat, auf de 
ren Urlifte (Art. 26) er kommen fol. Ausgenommen find nur: 

1) die verantwortlichen Mitglieder des Staatd-Minifteriums und Volksvertreter, fo- 

lange fie diefes find; 

2) Richter, Protofoll-Führer bei Gerichtsbehörden, Mitglieder der Staatsanwalt» 
fhaft, Gensdarmen und Polizei-Diener, fo Tange fie in diefer Stellung find; 

3) die Geiftlihen aler Kirchen- und Religions-Gefellihaften ; 

4) die im aktiven Dienfte ftehenden Militär-Berfonen ; 

5) die Volksſchullehrer; 

6) die Dienftboten; 

7) Perfonen, die unter einer Zuftandsvormundfchaft ftehen; 

8) Diejenigen, welche wegen körperlicher oder geiftiger Gebrechen zu Gefchwornen 

untauglich find; 

9) Perfonen, welche nicht fhreiben oder leſen fünnen; 

10) diejenigen, weldye mit Zuchthaus, oder wegen eines die öffentlihe Achtung ent- 
ziehenden Verbrechens, insbefondere wegen Diebſtahls, Beruntreuung, betrügerifcher 
Handlungen, Verlegung der Sittlihkeit, Meineides, Teichtfinnigen Eided, Be— 
ftehung oder Mißbrauches des öffentlihen Vertrauens beitraft find, oder deshalb 
unter Anklage ftehen. 

Art. 24. Für eine einzelne Sade find zu dem Amte eines Gefhwornen unfähig: 

1) Diejenigen, welche in der Sache als Richter unfähig fein würden (Art, 65 f.); 
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2) diejenigen, melde aus der Handlung, welche Gegenftand der Unterfuchung ift, 
ein Privat-Intereffe für ſich herleiten fünnen ; 

3) diejenigen, weldye in der Sache als Protofoll-Führer, Polizei-Beamte oder Ur- 
fundsperfonen thätig waren, oder als Anzeiger, Ankläger, fowie als Anwälte 
aufgetreten find, oder ald Zeugen oder Sadverftändige abgehört wurden oder 
noch abgehört werden jollen. 

Art. 25. Zur Ablehnung des Amtes eines Gefhwornen find berechtigt: 

1) diejenigen, welche das fechszichite Lebensjahr zurücdgelegt haben; 

2) diejenigen, welche durch ein Zeugniß ihres Gemeindevorftandes nachweifen, daß 
fie den mit dem Amte eines Gefchwornen verbundenen Aufwand aus eigenen 
Mitteln zu tragen außer Stande find; 

3) diejenigen, welche Haupt« oder Ergänzungs-Gefhworne (Artikel 30 und 32) ge— 
wefen find; die erfteren für ein Fahr und die legteren für drei Monate von dem 
Ende des Geſchwornengerichtes an, bei welchem fie ald Gefchmworne zugegen 
waren; , 

4) Anwälte und Yerzte; 

5) Hof⸗, Staatd- und Gemeinde-Beamte. welche durch ein Zeugniß ihrer vorgefeg« 
ten Behörde ihre Unentbehrlichkeit im Dienfte befcheinigen. 

Jede Ablehnung von Seiten aller diefer . Perfonen muß wenigitens drei Tage vor 
dem Beginne der Sigung eined Gefhmwornengerichtes dem Präfidenten des Gerichtshofes 
angezeigt werden, 

Die Ablehnungsgründe unter 1, 2 und 4 fünnen au dem Einzelrichter vor Auf- 
nahme der Fahreslifte (Art. 28) angezeigt werden, worauf der die Jahresliſte anferti- 
gende Ausſchuß den Ablehnungsgrund zu prüfen und im Balle der Billigung deffelben 
den Ablehnenden nicht auf die Jahreslifte zu bringen hat. 


Art. 26. Im jeder einzelnen Gemeinde wird durch den Gemeindevorftand eine 
Urlifte aller nach Art. 23 zu dem Amte eines Gefhwornen fähigen Berfonen der ein- 
zelnen Gemeindebezirfe gefertigt und im Monat Auguft eines jeden Jahres berichtigt, 
indem die inzwifchen abgegangenen Perſonen geftrihen und die inzwifchen hinzugekom— 
menen Berfonen hinzugefügt werden. Die einzelnen Berfonen find mit ihren Bornamen 
und Zunamen unter Angabe ihres Standes und Gewerbes aufzuführen. 

Diefe Urliften mit den alljährlihen Abgängen und Zugängen, find an öffentlichem 
Orte mit der Aufforderung acht Tage lang auszuhängen oder aufzulegen, daß jeder, 
welcher Einwendungen dagegen machen und begründen zu können glaube, diefelben bin— 
nen diefen acht Tagen vorbringe und begründe, Gleichzeitig mit der Aushängung it 
Öffentlich befannt zu machen, daß und wo diefe Aushängung geſchehen. Die achttägige 
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Friſt iſt ausſchließend. Die Einwendungen können ichriftlih oder mündlich bei dem 
Vorſitzenden des Gemeindevorftands, welcher im leßteren Falle eine Niederfchrift deshalb 
zu fertigen bat, vorgebracht werden. 

Die Urliften, fodann alljährlich die jährlichen Abgänge und Zugänge, nebit den et« 
wa eingefommenen Einwendungen find an den Einzelrichter abzugeben, welcher über die 
Einwendungen zu entfheiden hat. Hiergegen iſt binnen zehntägiger Nothfrift noch ein 
Rekurs an das Kreisgericht zuläffig, bei deffen weiterer Entfcheidung es jeden Falles 
verbleibt. Das Verfahren über die Einwendungen tft koftenfrei. 

Die Abgabe der jährlichen Abgänge und Zugänge und Einwendungen an den Ein: 
zelrichter muß längftens bis zum erften September jeden Jahres erfolgen, und die Ent- 
fheidungen über die Einwendungen find dergeftalt zu befchleunigen, daß die in dem fols 
genden Artikel geordnete Friſt eingehalten werden kann. 

Urt. 27, Aus den bei ihm eingegangenen Urliften der einzelnen Gemeinden ſei— 
ned Bezirkes hat der Einzelrichter eine Urlite feines ganzen Bezirkes in der Weife zu 
fertigen, daß er die Lijten der Gemeinden in alphabetifher Ordnung der Gemeinden ans 
einander reiht und im jeder einzelnen Gemeindelifte die zum Geſchwornenamte fähigen 
Perſonen wieder in alphabetiſcher Ordnung aufführt. 

Die Bezirköurlifte it von dem Ginzelrichter fo einzurichten, daß die alljährlihen 
Zugänge in derfelben nachgetragen werden können. Die alljährlihe Berichtigung der 
Lifte muß bis zum erſten Oktober eines jeden Jahres bewirkt werden. 

Art. 28. Aus den Bezirkurliften wird alljährlich eine Jahresliſte durch Auswahl 
gebildet. Die Wahl wird von einem Ausfchuffe vorgenommen. 

Der Ausfhuß befteht aus dem Einzelrichter, welcher den Vorfig führt, und aus acht 
Mitgliedern aus den Gemeindebehörden (Gemeindevorftänden und Gemeinderäthe) der 
zum Bezirke des Einzelrichters gehörigen Stadt« und Land-Gemeinden, wozu noch zwei 
Erfagmänner für Verbinderungsfälle kommen, 

Iſt der Einzelrichter bloß über eine Stadtgemeinde gefept, fo werden die acht Aus— 
fchußmitglieder und zwei Erfagmänner aus der Mitte des Gemeindevorftands und des 
Gemeinderaths durch diefe Kollegien zufammengenommen gewählt. 

Sit er blos über Landgemeinden gefept, fo wählen die Gemeindebehörden der acht 
volfreichiten Gemeinden die acht Ausfhußmitglieder und zwar die eines jeden Orts eine 
PBerfon aus ihrer Mitte. Die Gemeindebehörden der zwei nächſt volfreichiten Gemeinden 
wählen die Erfagmänner aus ihrer Mitte, 

Gehören Stadt: und Land-Gemeinden zu dem Bezirke des Einzelrichters, fo find 
die acht Ausfhußmitglieder nach Verhältniß der Seelenzahl zwifhen beiden Gattungen 
der Gemeinden zu verteilen. Die Städte wählen die auf fie kommenden Ausfhußmit« 
glieder und einen Erfagmann in der vorbemerkten Weiſe, und die auf die Landgemein- 
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den kommenden, nebft einem Erfagmanne, werden, foviel ihrer find, von eben ſoviel Land⸗ 
gemeinden, welche die volkreichſten find, gleichfalls in der vergeordneten Weiſe gewählt. 
Sn den Ortfchaften, in welchen ein Gemeinderath nicht befteht, ift von der Gemeinde- 
verfammlung zu dem Zwed der Wahlen eine Kommiffion von fehs Mitgliedern nach den 
Vorfihriften der Gemeindeordnung über die Wahl der Gemeinderäthe zu ernennen, 

In dem Bezirk Hohenleuben haben die Gemeindebehörden der drei volkreichſten Ge— 
meinden je zwei Mitglieder des Ausfchuffes, diejenigen der zwei volfreichiten die zwei Er— 
fapmänner und die der übrigen Gemeinden zufammen zwei Mitglieder des Ausfchuffes 
gu wählen. 

Die Wahlen zu dem Ausfhuffe find alljährlich im Monat Auguft vorzunehmen und 
bis zum 1. September dem Einzelrichter anzuzeigen, 

Art. 29. Jeder Ausfhuß bildet die Jahreslifte aus der Bezirköurlifte in der Weife, 
daß er nah Stimmenmehrheit, und bei Stimmengleihheit unter entfcheidender Stimme 
des vorfigenden Einzelrichters, auf je 500 Seelen feines Bezirkes einen Gefhwornen aus 
den auf der Bezirksurliſte ftehenden Perfonen auswählt, Wenn nah Theilnng der Sees 
lenzahl des Ausfchußbezirfes mit 500 ein Ueberfhuß von mehr ald 250 Seelen®bleibt, 
fo wird hierauf noch ein Geſchworner mehr ernannt 

Die Ausſchüſſe Haben aus ihren Bezirksurliſten folhe Perfonen zu Gefchwornen 
auszumählen und auf ihre Jahreslite zu bringen, weldhe durch Unabhängigkeit, durch 
Eelbittändigfeit ihres Charakters, durdh Ruhe und Befonnenheit und durd ehrenhafte 
Gefinnung die Achtung und das Vertrauen ihrer Mitbürger erworben haben, 


Art. 30. Der Ausfhuß desjenigen Ortes, an welchem die Geſchwornengerichte 
regelmäßig gehalten werden (Art. 17), ſoll außer der Jahresliſte noch alljährlich eine bes 
fondere Ergänzungslite bilden und auf diefelbe noch zwölf Ergänzungsgefhworne brine 
gen,.die er auf diefelbe Weife, wie in dem vorigen Artikel geordnet, auswählt. Er hat 
dabei vorzugsmeife auf Perfonen, welche an dem angegebenen Orte felbit wohnhaft find, 
zu ſehen. 

Wird ausnahmsweiſe ein Geſchworneng richt an einem anderen Orte gehalten, fo 
hat der Präfident des Appellationd-Gerichtes die Bildung einer Ergänzungslifte durch 
den Ausihuß desjenigen Bezirkes, zu welchem der,Ort gehört, noch befonderd anzuordnen. 


Art. 31. Die Jahresliften und Ergänzungslifte find von ſämmtlichen Ausfhußmits 
gliedern zu unterfhreiben und von den Ausfhüffen bis zum 1, November jeden Jahres 
an das zufändige Appellations-Gericht einzufenden. 

Das leptere bat hierauf in der .erften Hälfte des Novemberd eine Jahresliſte für 
jeden ganzen Geſchwornenbezirk dergeftält aufzuftellen, daß darin die auf den Jahres» 
litten der einzelnen Ausfhußbezirke verzeichneten Perfomen in alphabetifher Ordnung 
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unter fortlaufenden Nummern verzeichnet werden. Beglaubigte Abſchriften diefer Jahres- 
liſte find den ſaäͤmmtlichen Kreisgerichten des Gefhwornenbezirfes zuzufertigen und von 
diefen Gerichten nody vor Ablauf des Monats November auszuhändigen; daß dieſes ge— 
fhehen, iſt von diefen Gerichten gleichzeitig öffentlich befannt zu machen. 

Die auf der Ergänzungslifte verzeichneten Berfonen find in die Jahresliſte nicht 
aufzunehmen. Die Ergänzungslite ift jedoch den Kreisgerichten, in deifelben Weife wie 
die Jahreslifte, zuzufertigen und von den letzteren auszuhändigen. 


Art. 32. Die Hauptgefhwornen für das einzelne Gefchwornengericht werden in 
folgender Weife beftimmt: 

Denigftens vierzehn Tage vor dem Beginne eines Gefhmwornengerichtes looſ't das 
Appellations-Geriht im Beifein des Ober-Staatsanwaltes zwei und fiebenzig Namen 
von den auf der Jahreslifte des Geſchwornenbezirkes verzeichneten Berfonen aus. Zu 
dieſem Zwede werden fo viele Nummern, ald Perfonen auf der Jahreslifte ftehen, in eine 
Urne getban und davon zwei und fiebenzig durch den Präfidenten des Appellations-Ge— 
richtes herausgezogen. Bon den unter diefen Nummern auf der Jahresliſte ftehenden 
Verſonen wählt der Präfident des Appellations-Gerichtes nach feinem Ermeffen ſechs und 
dreißig aus, welche die Hauptgeſchwornen des einzelnen Gefhwornengerichtes find, 


Art. 33. Die ſechs und dreißig Hauptgefchwornen find unter Angabe des Ortes, 
des Tages und der Stunde des Beginnes der Sipung und unter Hinweifung auf die 
gefeplichen Nachtbeile des Außenbleibens (Art. 34) von dem Präfidenten des Gerichts« 
bofes jo vorzuladen, daß die Ladung acht Tage vor dem Beginne der Eigung in ihren 
Händen if. 

Die zwölf Ergänzungsgeihwornen (Art, 30) find im gleicher Weife von der auf 
fie getroffenen Wahl zu benachrichtigen und aufzufordern, fih während der Sitzung ein- 
beimifch zu halten, fo daß fie leicht herbeigebolt werden fünnen, 

Die Liſte der Hauprgeihwornen und der Ergänzungsgefhwornen iſt den Angetlag⸗ 
ten, welche vor dem Geſchwornengerichte zu erſcheinen haben, ſpäteſtens am dritten Tage 
vor der fie betreffenden Hauptverhandlung auf Anordnung des Präſidemen des Gerichts— 
hofes mitzutbeilen. 

Art. 34. Eeſchworne, welche nicht der an fie ergangenen Ladung gemäß ericheis 
nen, oder fi vor Beendigung ihrer Amtsverrichtungen ohne Erlaubniß des Gerichts- 
bofes, welche nur aus befondern Gründen zu ertheilen iſt, entfernen, find ohne weiteres 
Verfahren von dem Gerichtshofe in eine Gelditrafe von funfzig Thalern, bei dem erſten 
Rücfalle von hundert Thalern und bei dem zweiten Nüdfalle von bundert und funfzig 
Thalern, wobei zugleich auf Verluſt des Rechtes, das Amt eines Gefchwornen befleiden 
zu fünnen, und auf Öffentliche Bekanntmachung der Entſcheidung zu erkennen it, zu 
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verurtheilen. Die Entfheidung tft dem Geſchwornen abjäriftlih mitzutheilen. Ein An« 
trag auf Aufhebung der Beſtrafung ift unter den im Art, 226 enthaltenen Borausfep- 
ungen in der dafelbft geordneten Weife zuläffig. 

Ueber die Entfepuldigungsgründe derjenigen Gefhwornen, welche ausgeblieben find, 
oder welche Entlaffungs« oder Beurlaubungs-Geſuche vorbringen, befchließt der Gerichts— 
bof nah Anhörung der Etaatsanwaltfchaft und macht die Entfheidung in Öffentlicher 
Eipung befannt. i 

Ueber folhe Entlaffungs- und Beurlaubungs-Gefuche, auf welche noch vor Eröff- 
nung’ des Gefchwornengerichtes Befcheid ertheilt werden kann, iſt fogleih von dem Aps 
pellations-Gerichte nad) Gehör des Ober-Staatsanmwaltes zu entichelden; es find jedoch 
auch in diefem Falle die Gefuche und Entfcheidungen mit ihren Gründen bei ne 
des Gefchwornengerichtes in Öffentlicher Sipung befannt zu machen, 

Art. 35. Die Gefchwornen erhalten, außer einer Neifeentfhädigung von einem 
Thaler für die Meile der Hin» und Rüd-Reife zufammengenommen, feine weitere Ver— 
gütung Entfernungen über eine halbe Meile werden als eine volle Meile, geringere 
Entfernungen gar nicht gerechnet, 


v. Ober·Appellations · Gericht. 


Art. 36, Das Ober-Appellations- Gericht entſcheidet in höcfter Inſtanz, insbe— 
fondere über Nichtigkeitsbefchwerden. Bei öffentlihen Verhandlungen vor demfelben 
muß es wenigitens mit fieben Mitgliedern befegt fein. Außerdem entfcheidet e8 in Gip- 
ungen, welche wenigftend durch fünf anmwefende Mitglieder gebildet werden. 


VI. Yuftiz-Minifterien, 


Art. 37. Die Juftiz-Minifterien, ingleichen das Juſtiz-Miniſterium des nfpef- 
tiond«Hofes des Ober « Appellationd« Gerichtes entfheiden nur in den ihnen befonders 
vorbehaltenen Fällen. 


VII. Nebenperfonen bei den Gerichtöbehörden in Straffachen. 


Art. 38, Die Gerichtsbehörden in Straffahen müffen mit den erforderlichen Ne« 
benperfonen verſehen fein. 

Gerichtsſchreiber oder ProtofolleFührer müffen zur Führung der Protokolle beeidigt 
fein; es iſt jedoch nicht erforderlich, daß fie eine juriftifhe Staatsprüfung beftanden 
haben, 

VI, VBerhältniß anderer Behörden. 


Art, 39. Die Polizeir-Behörden, mit Einfluß der Gensdarmerie, haben ſowohl 
den PolizeirBergehen als den Verbrechen aller Art, fofern fie nicht blos auf Antrag 
55° 
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eines Betheiligten unterſucht werden, nachzuforſchen und die feinen Auffhub geftattenden 
vorbereitenden Anordnungen zur Aufflärnng der Sache, zu Verhütung der Flucht des: 
Thäters und der Berwifhung der Epuren des Verbrechens zu treffen. Auch können fie 
die in den Art. 111, 144, 145, 156 f. gedachten Handluugen, falls Gefahr auf dem 
Berzuge ift, unaufgefordert vornehmen. Sie müffen jedoh ihre diesfallfigen Verbands 
Tungen fofort dem zuftändigen Staatsanmwalte oder Strafrihter zu weiterer Entſchlicßung 
mittheilen und deren weiteren Aufforderungen nadfommen. 

Art. 40. Die Gerichtsbehörden in Straffahen haben die Befugniß, erforderlichen 
Balles die bewaffnete Macht unmittelbar, ohne Dazwifchenfunft einer anderen Behörde, 
zum Beiftande aufzufordern. 


Drittes Kapitel. 
Bon der Staatsanwaltfhaft und dem Privatankläger. 


I. Perfonal der Staatsanwaltichaft. 


Art. 41. Für jedes Kreisgericht und die in deffen Sprengel befindlichen Einzel« 
rihter, nad) Befinden für mehre Kreiögerichte gemeinihaftlih, wird ein Staatsanwalt, 
bei jedem Appellations-Gerichte ein Ober-Staatsanwalt und bei dem Ober-Appellations« 
Gerichte, da nöthig, ein General» Staatsanwalt angeftelt Erforderlihen Falles find 
ftändige oder zeitige Gehilfen zur Stellvertretung und zu Gefhäftsbeforgungen nad An— 
ordnung des Staatsanmaltes, dem fie zugeordnet find, beizugeben. 

Die Mitglieder der Staatsanwaltfchaft müffen zum Richteramte pefähigt fein. 

Art, 42, Der Ober-Staatsanwalt fann Beamte der Staatsanwaltfhaft mit einft- 
weiliger Vertretung feiner felbft, fowie mit der Stellvertretung für andere Staatsanwälte 
beauftragen. 

Ebenso kann das Juſtiz-Miniſterium des einzelnen Staates für einzelne Fälle Stantd- 
anwälte dem Ober-Staatsanwalte fubjtituiren. Auch fonit zu dem Michteramte befähigte 
oder wirflih fhon in einem Richteramte ftehende Perſonen fönnen zur Stellvertretung 
der Staatsanwälte und des Ober-Staateanwaltes durch das Juftiz-Minifterium ange 
wiefen werden, \ 

Zur Stellvertretung des General-Staatsanwaltes in einem einzelnen. Falle kann 
das Juftiz-Minifterium des einzelnen Staats den Ober- Staatsanwalt oder eine in einem 
Nichteramte ſtehende Perfon beftimmen, 


Il, Uuterordnung der Staatsanwälte. 


Art. 43. Zu dem Gefchäftskreife der bei den Kreisgerichten angeitellten Staats» 
anwälte gehören die vor die Ginzelrichter des freisgerihtlihen Sprengels gehörigen Un— 
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terſuchungen (Art 343), ale Vorunterfuhungen bei dem Kreisgeriähte und alle Haupt« 
verhandlungen bei dem SKreiögerichte, fofern nicht der Dber-Staatsanwalt fi bei den 
legteren zu betheiligen für angemeffen erachtet. Sie find innerhalb ihres Gefchäftskreifes 
der Auffiht des Ober-Staatsanwaltes nntergeordnet, haben die erforderlichen allgemei« 
neren Geſchäftsberichte an denfelben zu erftatten, aud in einzelnen Straffällen, wenn es 
fih um den Anfang oder die Ginftellung einer Unterfuhung, auch um einzelne Unter» 
fuhungsfäritte handelt und ihnen diesfalls Zweifel beigehen, an denfelben zu berichten 
und deffen Weifungen zu befolgen. 

Der Ober-Staatsanwalt führt, fofern er nicht in Verhinderungsfällen einen Staats 
anwalt dazu anmeift, die Hauptverhandlungen vor den Gefhwornengerichten und fowohl 
bei Verbrechen im engeren Sinne als bei Vergehen die vor dem Appellations-Gerichte 
erforderlichen Verhandlungen. 

Verhandlungen vor dem Dber-Appellations-Berichte gehören in den Geſchäftskreis 
des General-Staatsanwaltes, 

Art. 44. Die Ober-Staatsanwälte, und der General-Staatsanwalt in Angele- 
genheiten, welche nur einen einzelnen Staat berühren, find unmittelbar den Juftiz.Mini« 
fterien der einzelnen Staaten, der General-Staatsanmwalt in allgemeineren gefhäftlichen 
Berhältniffen dem Juftiz-Minifterium des Infpektions-Hofes des Ober-Appellationd-Ge- 
richted untergeordnet. Sie erftatten Vorträge an diefe Minifterien und haben deren Ans 
ordnungen nachzugehen. 


il. Amtsverhältniß der Stantsanwaltihaft im Allgemeinen. 


Art. 45. Die Beamten der Staatsanwaltichaft vertreten, ein jeder in dem ihn 
zugewiefenen Gejchäftäkreife, den durh das vorgefommene Verbrechen verlegten Staat. 
Eie haben bei allen zu ihrer Kenntniß kommenden Berbrechen, welche nicht bloß auf 
Antrag eines Betheiligten unterfucht werden, amtshalber dafür zu forgen, daß Ddiefelben 
unterfucht und beitraft werden, zugleich aber auch zu wachen, daß Niemand ſchuldlos ver« 
folgt werde, Eie haben darauf zu fehen, daß die Unterfuhung den gefegmäßigen Gang 
einbalte umd alle erforderlihe Mittel benupt- werden. Sie haben das Recht, au im 
Intereffe des Angeklagten Rechtsmittel einzulegen. 

Die Stantsanwaltfhaft iſt befugt, alle ihr erforderlich feheinenden Anträge zu ftellen, 
welche auf die Vorbereitung, Einleitung und Führung einer Unterfuhung, auf die ge— 
rihtlihen Verfügungen und Beichlüffe in derfelben, Bezug haben. Anträge ftellt fie 
fhriftlich oder mündlih. In gleicher Weife giebt fie Erlärungen über Anträge und 
Beichwerden des Angefchuldigten oder anderer Perfonen und über Anfragen des Gerich- 
tes ab, Den Berathungen eined Gerichtes über Gegenftinde, bei denen die amtliche 
Thätigkeit der Staatsanwaltfchaft eintritt, mit Ausnahme der bei einer Hauptverband« 
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fung und in der Rechtsmittel⸗Inſtanz nad vorgängiger mündlicher Verhandlung vor- 
tommenden Beratungen, kann der zuftändige Beamte der Staatsanwaltfchaft beimohnen; 
vor der Abftimmung hat er fih zu entfernen. 

Nimmt die Staatsanwaltfchaft Unregelmäßigkeiten oder Verzögerungen wahr, fo 
hat fie auf geeignete Weife deren Abjtellung zu veranfaffen und erforderlichen Falles dem 
Dber-Staatsanwalte Anzeige zu machen, damit dieſer weitere Echritte bei dem Appel» 
lationd« Gerichte thun fönne, 

Die Beamten der Staatswaltfchaft fünnen innerhalb ihres Gefchäftsfreifes von den 


Gerichten jeder Zeit Einfiht oder Mittheilnng der Alten begehren, ohne daß jedoch das 
‚Strafverfahren dadurd aufgehalten werden darf. 


Art. 46. Die Staatsanwälte können bet einer Vorunterſuchung die Unterftügung 
der Polizeis-Beamten in der weiter unten geordneten Maße in Anfprud nehmen, und 
diefelben find deren Anordnungen Bolge zu leiten ſchuldig. 


Art, 47. Bei Verbrechen, welche nur auf Antrag eines Betheiligten (Art. 4) un- 
terfucht und beitraft werden, hat der Betheiltgte diefen Antrag bei dem zuftändigen 
Etaatsanwalte, oder bei dem zuftändigen Gerichte, welches denfelben dann an den Staats- 
anwalt abzugeben hat, zu ftellen, 

Haben mehre Perfonen an dem Verbrechen Theil genommen, oder dasfelbe begün« 
ftigt, fo foll der gegen einen Theiluehmer oder Begünftiger geſtellte Antrag auch gegen 
die übrigen gelten. 

Art. 48. Steht der Betheiligte unter Vormundſchaft oder väterliher Gewalt, fo 
wird er durd) feinen Vormund oder Hausvater, und wenn diefer felbft der Thäter fein 
follte, durch einen ihm beſonders zu bejtellenden Bormund vertreten. 

Hat der Betheilegte das fechszchente Jahr zurücgelegt und ift fonft willensfäbig, 
fo ift fein Vertreter nicht befugt, einen Antrag auf Unterfuchung zu ftellen, wenn der Bes 
theiligte perfönlich fi gegen die Stellung des Antrages erklärt, 


Art. 49. Der an den Staatsanwalt gelangte Antrag ift von demfelben zu prü« 
fen, und, wenn er ihn für begründet erachtet, verfährt er weiter in derfelben Weife wie 
bei Verbrechen, welche er von Amtswegen zu verfolgen hat, 

Findet er den Antrag nicht begründet, fo kann er die gerichtliche Verfolgung ver- 
weigern; der Betheiligte kann aber biergegen Rekurs an den Ober-Etaatsanwalt er« 
greifen. 

Verweigert auch dieſer die gerichtliche Verfolgung durch die Etaatsanwaltfchaft, fu 
fieht dem Betheiligten frei, ald Privat-Ankläger aufzutreten und die Sache felbft oder 


385 


durd einen Anwalt vor Gericht zu verfolgen Er Bat dabei die Rechte und Befugniffe 
des Staatdanwaltes, foweit nicht etwas Anderes geordnet ift. 

Art. 50. Bei mehren Theilnehmern an einem DVerbiehen, wobei nur rüdjichtlicd 
eines oder mehrer Theilnehmer, nicht aber rüdfichtlih aller ein Antrag des Detheiligten 
auf Unterfuhung erforderlich iſt, findet das ftrafgerichtlihe Verfahren von. Amtswegen 
gegen diejenigen, bei welchen fein Antrag erforderlich ift, in gewöhnlicher Weife Stutt, 
auch wenn gegen die anderen Theilnehmer fein Antrag geftellt wurde. 


Viertes Kapitel. 
Bon der Gerichtszuſtändigkeit in Straffaden. 


I, Einzelne Gerihtsftände, 


Art. 51. Die Unterfuhung eines Verbrechens ift in der Negel bei demjenigen 
Berichte zu führen, in deffen Bezirke dagfelbe begangen worden ift. 

Gehört ein beitimmter Erfolg zu den Erforderniffen des Verbrechens und tritt dies 
fer in einem anderen Bezirke ein, ald wo die verbrederiihe Handlung begangen wurde, 
fo enticheidet der Bezirk, in welchem die Handlung vorgenommen wurde, 

Behören mehre Handlungen zu dem Thatbeftande eines Verbrechens und fie fallen 
in verschiedene Bezirke, fo tritt das Gericht desjenigen Bezirkes ein, in welchem die 
legte Handlung des DVerbrechers fällt. 


Art. 52, Bei Verbrechen, welche nur auf Antrag eines. Betheiligten unterfucht 
werden, wird dad Gericht des MWohnortes des Angefchuldigten oder, wenn er im In— 
lande feinen Wohnort hat, das Gericht des Bezirkes, worin er feinen Aufenthalt hat, 
an der Stelle des Berichtes ded begangenen Verbrechens ausnahmsweiſe dann zuſtän— 
dig, wenn der Betheiligte bei dem Gerichte des Wohnortes oder Aufenthaltsortes die 
Unterfuhung beantragt. 

Art. 53. Das Gericht am MWohnorte des Angefchuldigten, und in Ermangelung 
eines folhen des Aufenthaltsortes, iſt zuftändig, wenn ein Verbrechen im Auslande bes 
gangen wurde. 

Dasielbe Gericht iſt zuftändig, wenn der Ort des begangenen Verbrechens ungewiß 
it. Wird diefer vor der Verfegung in den Anklageſtand noch ermittelt, fo iſt die 
Unterfuhung an das Gericht des begangenen Verbrechens zur Bortfegung abzugeben. 

Art 54. Wo feiner der bisher erwähnten Gerichtsitände Platz greift, it das Ge- 
‚vicht desjenigen Dites zuftindig, wo der en bei dem Beginne der Vorunterſu— 
hung betroffen wird. 
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1. Sufammentreffen mehter Gerichtsſtaͤnde. 


Art. 55. Iſt die Gerichtöbarfeit am Drte des begangenen Verbrechens ftreitig, 
oder ift das Verbrechen auf der Grenze zweier Gerichtöbezirfe begangen worden, oder 
bat jemand mehre Wohnorte oder, Aufenthaltsorte, fo wird unter den mehren bei dem« 
jelben Berbrehen in Frage fommenden Gerichten dasjenige zuftändig, welches dem an- 
dern zuvorgefommen iſt. 


Art, 56. Hat jemand mehre Verbrechen begangen, wegen welcher verfchiedene 
gleichftebende Gerichte zuftändig find, fo ift dasjenige Gericht, welches den anderen zu— 
vorgefommen tft, auch in Anfehung der vor die anderen Gerichte gehörigen Verbrechen, 
mit Ausfchluß diefer Gerichte zuftändig. Diefes gilt auch dann, wenn der Angefchule 
digte während des Ganges einer Unterfuhung noch Verbrechen begangen hat, wegen 
welcher andere Gerichte zuftändig wären, Nur wenn der Angefchuldigte bereit? in Ans 
Hageftand verfept iſt, kann die Zuftändigkeit des Berichtes nicht auf andere Verbrechen, 
welche erjt nach der Verfepung in Anklageſtand begangen wurden und vor andere Ge. 
richte gehören, erftredt werden. 

Sind von dem Angefihuldigten mehre Verbrechen begangen worden, deren Unter« 
ſuchung theild vor ein Kreisgericht, theils vor einen Einzelrichter gehörig wäre, fo fol 
firh die Zuftändigfeit des Kreisgerichtes auch auf die fonft vor den Einzelrichter gehö— 
rigen Unterfuhungen erftreden; ausgenommen find jedoch Unterfuhungen wegen Defrau- 
dation von Wegeabgaben nnd Gemeindeabgaben, wegen aller Polizei-Bergehen und wer 
gen” derjenigen Ehrenfränfungen, bei weldhen das Art, 370 f geordnete Verfahren ein« 
tritt. 

Bei allen Unterfuhungen, welche durch einen Betheiligten als Privat - Ankläger 
(Art. 49) verfolgt werden, foll feine Art der in dem gegenwärtigen Artikel gedachten 
* Giftredungen des Gerichtöftandes Anwendung finden. 

Art, 57. Haben mehre Perfonen an der Verübung eines Verbrechens Theil ge 
nommen, fo begründet die Zuftändigfeit eines Gerichtes über den Hauptverbrecher auch 
die Zuftändigfeit über die ungleichen Theilnehmer und Begünftiger, felbft wenu die Hand- 
Tungen der Iepteren in anderen Gerichtsbezirfen verübt worden find, 

Eind bei mehren gleichen Theilnehmern verfchiedene Gerichte zuſtändig, fo wird das 
zuvorfommende Gericht über alle gleichen Theilnehmer zuftändig. 


Art, 58. Unter mehren Gerichten ift das zuvortommende dasjenige, welches der 
Zeit nach zuerft von feiner Zuftindigfeit gegen den Angefhuldigten durch Vorladung 
oder Vernehmung deffelben in feiner Eigenfhaft als Angefchuldigter, oder durch Verhaf— 
tung, oder Verfolgung deffelben mittelit der Nacheile oder durch Skeckbriefe Gebrauch 
gemacht hat, 
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Art. 59. In allen Bällen, wo das Zuvorkommen den Ausſchlag gibt, kann, wenn 
die Gerichtsbarkeit von Ginzelrichtern unter demfelben Kreiögerichte zufammentrifft, das 
leptere, wenn die Gerichtöbarfeit von Ginzelrichtern verfhiedener Kreisgerichte, oder die 
Gerichtöbarfeit verfchiedener Kreisgerichte ſelbſt zufammentrifft, das vorgefegte Appella- 
tions« Gericht ſämmtliche oder einzelne Unterfuhungen auch einem anderen der mehreren 
zufammentreffenden Gerichte als dem zuvorfommenden Gerichte dann zumweifen, wenn die 
fes wegen der Wichtigkeit eines oder mehrerer Verbrechen, wegen der Zahl der in einen 
Bezirk fallenden Verbrechen, oder der darin zu vernehmenden Zeugen, oder überhaupt 
zur Erleichterung des Berfahrens angemeſſen erfcheint. 


1, Befreite Gerichtsftände und Kommiſſionen. 

Art. 60. Befreite Gerichtöftände finden nicht Statt, ausgenommen bei Militär- 
Perſonen, fofern für diefelben ein ſolcher Gerichtsftand gefeplich befonders begründet ift. 

Art, 61. Wegen zu beforgender Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder we- 
gen Mangels binreihender Gefängniffe können die Appellations-Gerichte ausnahmaweife 
Unterfuchungen den zuftändigen Richtern entnehmen und anderen mit der Gtrafgerichts- 
barfeit verfehenen Gerichten zuweifen. 

Art. 62. Außerordentlihe Kommiffionen in Unterfuhungsfahen, welche nicht be— 
fonders gefeglich geordnet find, finden nicht Statt. 


IV, Streitigkeiten über die Gerichtszuftändigkeit. 

Art. 63. Streitigkeiten über die Zuftändigfeit in Straffachen zwifchen Einzel- 
rihtern unter demfelben Kreisgerichte entjcheidet das leptere, Streitigkeiten über die Zu- 
jtändigfeit zwifchen Einzelrichtern unter verfchiedenen Kreisgerichten, fowie zwiſchen ver— 
fchiedenen Kreisgerichten deffelben Appellations-Gerichtöbezirkes, entfcheidet das vorgefepte 
Uppellations-Gericht. Streitigkeiten über die Zuftändigkeit zwifchen Gerichten verfchiede- 
ner Appellations-Gerichtöfprengel entfcheidet das Dber-Appellations-Gericht. j 

Es gilt nur einmalige Entfheidung bei Streitigkeiten über die Zuftäindigfeit und 
Rekurfe dagegen find unzuläffig. 

In der Zwifchenzeit hat jedes der ftreitenden Gerichte die zur Einleitung der Un- 
terfuhung und Herftellung des Thatbeftandes nöthigen, und insbefondere alle diejenigen 
Handlungen vorzunehmen, wobei Gefahr auf dem Berzuge haftet, 


V. Verhalten nichtzuftändiger Gerichte, 

Art 64. Alle auch nicht zuftändige Strafgerichte haben die Berechtigung und 
Pflicht, alle diejenigen Handlungen vorzunehmen, weldhe zur Herftellung des Thatbeftan- 
des oder Befthaltung eines Verbrechers gehören, infofern Gefahr auf dem Berzuge ſchwebt. 
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Sie müffen jedoh den zuftändigen Gerichten oder Staatsanmwälten alsbald Mittheilung 
machen und die von ihnen aufgenommenen Berhandlungen überfenden. 


Fünftes Kapitel, 


Bon der Unfähigkeit und Ablehnung der Gerihtsperfonen u 
der Staatsanwälte, 


1. Unfähigkeit der Gerichtsperfonen. 

Art, 65 Richter und Protofol-Führer find zu gerichtlichen Handlungen in einer 
Uuterfuhung unfähig, wenn der Ungefchuldigte oder der durch das Verbrechen Berlepte 
mit ihnen dur das Band der Ehe oder durch Berlöbniß, dur Blutsverwandtfchaft in 
abfteigender oder auffteigender Linie oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade, oder 
durh Schwägerfchaft in abfteigender oder aufiteigender Linie oder in der Seitenlinie bis 
zum zweiten Grade, verbunden if. Auch das Verhältniß — Adoptiv⸗Aeltern oder 
Pflege⸗Aeltern und deren Kindern macht unfaͤhig. 

Die Unfähigkeit tritt in allen dieſen Fällen ſelbſt dann ein, wenn das fie begrün- 
dende Berhältniß jegt nicht mehr vorhanden oder aufgelöft ift. 

Art. 66. Unfähig ift ferner derjenige Richter oder Protofoll-Führer, welcher als 
Zeuge des in Frage ftehenden Verbrechens vernommen worden ift. 

Art. 67. Der Unfähige it verpflichtet, feine Unfähigkeit fofort anzuzeigen; wenn 
er Protofoll-Führer if, dem Richter, bei welchem er das Protokoll zu führen hat; wenn 
er Einzelrichter oder Unterfuchungsrichter bei einem Kreisgerichte iſt, feinem etwaigen 
Stellvertreter, dem Kreidgerichte und dem Staatsanwalte; wenn er Mitglied des Kreis- 
gerichtes, des Appellations-Gerichtes oder des Ober-Appellations-Gerichtes if, dem Ge- 
richte, zu welchem er gehört. 

Der Unfähige hat fich gerichtlicher Handlungen bei Strafe der Nichtigkeit zu ent: 
halten, ausgenommen diejenigen, bei welchen Gefahr auf dem Verzuge iſt. 


1. Ablehnung der Gerihtsperfonen, 

Art. 68, Der Angefchuldigte und der Staatsanwalt, auch bei Verbrechen, welche 
nur auf Antrag eines Betheiligten unterfucht werden, der letztere, können Mitglieder des 
Gerichtes und ProtofollsFührer ablehnen, wenn fie Gründe anzugeben und zu befcheint- 
gen vermögen, welche geeignet find, gegen den Abzulehnenden den Verdacht zu erregen, 
daß er bei der in Frage ftehenden Unterfuhung parteiifh, unglaubwürdig oder befangen fei, 

Ein Beitärktungseid ift zur Befcheinigung der Ablehnungsgründe unzuläfig, Be: 
ftätigt aber der Abzulehnende die Wahrheit des Ablehnungsgrundes »felbft auf feinen 
Dienfteid, fo bedarf es feiner weiteren Befcheinigung. 
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Gerichtöperfonen, welhe an einer Hauptverhandlung oder an einer Verhandlung in 
der Inſtanz der Rechtsmittel Theil nehmen follen, müffen fpäteftens vor dem Beginne 
der Verhandlung abgelehnt werden 


Art, 69, Ueber die Zuläffigfeit einer Ablehnung entfcheidet bei Protofollführern 
das Gericht, zu welchem fie gehören, bei Einzelrichtern das Krelsgericht, bei Mitgliedern 
eines Kreisgerichts, des Appellationsgerichts und des Gerichtähofes eines Geſchwornen— 
gerichts dasjenige Kollegium, deffen Mitglieder abgelehnt werden, mit Ausschluß der Ab- 
gelehnten felbft, fofern nur drei timmfähige Mitglieder zur Beichlußfaffung übrig bleiben. 
Iſt Lepteres nicht der Fall, fo entfcheidet bei Ablehnung von Mitgliedern eines Kreisge— 
richts und des Gerichtshofs eines Gefchwornengerichtd das Appellationsgeriht und bei Abs 
lehnung von Mitgliedern des Lepteren das Oberappellationsgeriht. Das Appellations- 
gericht hat aud dann die Entfcheidung zu geben, wenn vor Zufammentritt des Gefchwor: 
nengerichts gegen Mitglieder des Gefchwornengerichtöhofs Ablehnungen vorgebracht werden, 

Bei einer Ablehnung von Mitgliedern des Oberappellationsgerichts entfcheidet über. 
deren Zuläffigkeit dieſes felbit, ohne Theilnahme der Abgelehnten, und wenn fo viele Mit- 
glieder diefes Gerichts abgelehnt werden, daß nicht noch fünf ſtimmfähige Mitglieder vorhan- 
den wären, das Juſtiz-Miniſterium des Infpektionshofes. 

Nur einmalige Entfheidung über die Ableknung findet Statt; Rechtsmittel dagegen 
find unzuläffig. 

Art. 70. Diejenigen Mitglieder eines Kreisgerichtes oder Appellations-Gerichtes, 
welhe an der Fällung eines Berweifungsbefchluffes, wodurd der Angefhuldigte in An: 
klageſtand verfegt wurde, Theil genommen haben, können von dem Angeklagten bloß 
aus diefem Grunde für die Hauptverhandlung nicht abgelehnt werden. 


II. Ergänzung des Gerichtsperſonals. 


Art. 71. Bei Unfähigkeit, Ablehnung, ingleichen bei fonjtigen Berhinderungen 
richterlicher Perſonen ift, fofern nicht durd) das übrige Perfonal des Berichtes der Per: 
fonenmangel erfegt werden fann, dadurch Abhülfe zu gewähren, daß bei Einzelrichtern 
das vorgefepte Kreisgericht durch cins feiner Mitglieder für Stellvertretung forgt, daß 
bei- Kreisgerichten die Betziehung von Mitgliedern anderer Kreisgerichte oder die Ber: 
weifung der Unterfuhung vor ein anderes Kreisgericht durch das vorgefegte Appellationd- 
Gericht, bei Appellationg-Gerichten die Beiztehung von Mitgliedern unbetheiligter Kreis. 
gerichte oder anderer richterlicher Perſonen durch das vorgeſetzte Juſtiz-Miniſterium und 
bei dem Ober-Appellations-Gerichte die Beiziehung von Mitgliedern unbetheiligter Ap- 
pellations- Gerichte der zu dem Ober-Appellations-Gerichte vereinigten Staaten durch das 


Juftiz. Minifterium des Inſpektions-Hofes verfügt wird. 
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IV. Unfähigkeit des Staatsanwaltes. 


Art. 72. Ein Staatsanwalt wird aus denfelben Gründen unfähig, welche einen 
Richter unfähig machen (Art, 65 und 66). Der unfähige Staatsanwalt ift verpflichtet, 
fih der Behandlung der Unterfuchung, wobei feine Unfähigkeit eintritt, zu ‚enthalten und 
diefelbe feinem Stellvertreter zu überlaffen, auch dem Ober-Staatsanwalte davon Anzeige 
zu machen und erforderlichen Falles, wenn ein Stellvertreter ermangelt, die Anordnung 
einer Stellvertretung zu veranlaffen. Iſt der Ober-Staatsanwalt oder der General« 
Staatsanwalt unfähig, fo ift dem Juftiz-Miniftertum des Staates, in defjen Gebiete die 
in Frage ftehende Unterfuhung fällt, Anzeige zu machen und von diefem eine Stell- 
vertretung anzuordnen. 

Eine Ablehnung eines Staatsanwaltes findet nicht Statt. 


Sechſtes Kapitel. 


Bon der Borunterfuhung im Allgemeinen, 


I. Stellung des Unterfuhungsrichters und des Mreisgerichtes im Allgemeinen. 


Art. 73, Die Borunterfuhnng (Artifel 3) wird von dem Unterfuchungsrichter 
perfönlih und unmittelbar geführt. Doch kann er einzelne Handlungen durch Ginzels 
richter vornehmen laffen. Sind Unterfuhungshandlungen in einem fremden Gerichtsbe— 
zirfe vorzunehmen, oder dient deren Vornahme dafelbft zur Erleichterung, fo hat er den 
Richter des fremden Gerichtöbezirfes um die Bornahme zu erfuchen. 

Art. 74. In der Regel hat der Unterfuchungsrichter die Vorunterfuhung nicht 
eher zu beginnen, als bis der Staatsanwalt einen dahin zielenden Antrag geftellt hat. 

Gelangen Anzeigen eines Verbrechens an ihn, bevor der Staatsanwalt einen An— 
trag geftellt hat, fo muß er diefelben annehmen und dem Staatsanwalte unverweilt da- 
von Nachricht geben, was er auch zu thun hat, wenn er auf irgend eine andere Meife 
Kenntniß von einem Berbrechen vor der Antragitellung des Staatsanwaltes erhält, Haf- 
tet Gefahr auf dem Berzuge, fo muß er auch fofort die zur Feſtſtellung des Thatbe- 
ftandes und zur Verfolgung oder Beftnehmung des Thäters erforderlihen Handlungen 
vornehmen. 

Art. 75. Hat der Staatsanwalt Unterfuhung beantragt, fo bat der Unterſu— 
hungsrichter von nun an überhaupt auch von Amtswegen einzufchreiten und das Ge- 
eignete zu verfügen, 

Art. 76. Auf alle Anträge des Staatdanwaltes in der Vorunterfuhung hat, der 
Unterfuchungsrichter regelmäßig alsbald Entfhliefung zu faffen. Er kann Anträge ab- 
lehnen nnd muß dann den Staatsanwalt fofort davon in Kenntniß fepen. 
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Art. 77. Im zweifelhaften Fällen jteht dem Unterfuchungsrichter frei, über einen 
Antrag des Staatsanwaltes die Entihliefung des Kreisgerichtes einzuholen, 

Auch außerdem fann er, fo oft er eö wegen Wichtigkeit einer Unterfuhungshand- 
lung nöthig findet, eine Berathung und Beichlußfaffung des Kreisgerichtes veranlaffen. 
Er nimmt dann an der Berathung, aber nicht an der Beihlußfaffung Theil. 

Art. 78. Don den Berfammlungen des Kreisgerichtes, welche die Borunterfuhung 
betreffen, und von den Gegenftänden, weldhe darin zur Beſprechung fommen follen, ift 
der Staatsanwalt, foviel thunlich, vorher zu benachrichtigen, damit er feine Anfichten 
darüber fhriftlih oder mündlich vortragen kann (Art. 45). 

Art. 79. Alle eine Borunterfuhung betreffenden Befchlüffe des Kreisgerichtes 
find dem Unterfuhungsrichter und von diefem dem Staatdanwalte oder den fonft be— 
theiligten Perfonen alsbald zu eröffnen, 


I. Stellung des Staatsanwaltes in der Vorunterfuhung. 


Art, 80. Der Staatsanwalt hat, fofern er es für erheblich erachtet, ihm zuge: 
fommene Anzeigen von Verbrechen und zu feiner Kenntniß kommende Beweismittel dem 
Unterfuhungsrichter mitzutheilen und zugleih die geeigneten Anträge zu ftellen, auch 
zur Entdednng unbekannter Thäter durch Auffuhung dahin führender Anzeigen mitzu« 
wirfen, 

Art. 81. Unterfuhungshandlungen nimmt der Staatsanwalt felbit nicht vor. Er 
ift jedoch berechtigt, Perſonen durch welche er Aufklärung über begangene Verbrechen zu 
erhalten glaubt, vorläufig und unbeeidigt.durd Einzelrichter oder Polizei» Beamte ver: 
nehmen zu Taffen, und kann der Verhandlung felbit beimohnen. 

Auch fonft, wenn durch Verzögerung Beweismittel verloren gehen könnten, und der 
Unterfuhungdrichter oder ein Stellvertreter deffelben ermangelt, fann der Staatsanwalt 
durch Einzelrichter oder Polizei Beamte Augenfhein, Hausfuhung und andere Unterfu- 
chungshandlungen nah Maßgabe der über Diefelben beftehenden befonderen Vorſchriften 
vornehmen laffen, auch denfelben beiwohnen. 

In allen diefen Fällen find dann, wenn der Staatsanwalt Einleitung der Vorun— 
terfuchung bei dem Unterfuchungsrichter beantragt, die aufgenommenen Berhandlungen 
dem Lepteren unverweilt mitzutheilen, welcher deren Form und Bollftändigfeit zu prü— 
fen und nöthigen Balles Wiederholung oder Ergänzung der Verhandlung zu bewirken hat, 


Art. 82. Der Staatsanwalt darf der Bernehmung des Angefhuldigten oder der 
Zeugen durch den Unterfuhungsrichter nicht beimohnen, Er ift aber berechtigt, dem 
Augenfheine, einer Hausfuhung und der Durchſuchung von Papieren beizumohnen und 
fann die Gegenftände bezeichnen, worauf fih dieſe Unterfuhungshandlungen erjtreden 
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follen. Der Unterfuhungsrichter ift verpflichtet, den Staatsanwalt von der Bornahme 
diefer Handlungen im Voraus zu benachrichtigen, kann fie aber auch ohne Benachrich— 
tigung vornehmen, wenn diefe bei vorhandener Gefahr auf dem Berzuge unmöglich iſt. 


II. Verfahren bei Denunciationen. 


Art, 83. Beruht die Veranlaffung eines Strafverfahrens auf einer Anzeige, fo 
ift die Borunterfuhung zunächſt auf die Prüfung der Anzeige zu richten, Der Anzei— 
gende ift über alle Umſtände zu vernehmen, von welchen die Beurtheilung feiner per« 
fönlihen Glaubwürdigkeit und der Wahrfheinlichkeit feiner Anzeige abhängt, über die 
etwa vorhandenen Beweismittel, auch nad Befinden über die Beweggründe feiner Anzeige. 

Der Anzeigende hat feine Anzeige nicht eidlich zu beftärfen und überhaupt feine 
Beweislaft zu übernehmen, vorbehältlich jedoch feiner Vereidung ald Zeuge. Er hat 
auch feine Sicherheit wegen der Unterfuhungstoiten oder wegen Schäden zu leiften. 

Erfheint die Anzeige nicht fo begründet, daß weitere Schritte geſchehen fünnten, 
fo hat diefes der Unterfuchungsrichter dem Staatsanwalte und dem Anzeigenden foften« 
frei zu eröffnen. 


Art. 84. Namenlofe Anzeigen, ebenfo Anzeigen, die von einem völlig Unbefann- 
ten berrühren, berechtigen zunächft nur zu foldhen den Grund oder Ungrund der An- 
zeige möglicher Weife aufflärenden Unterfuhungshandlungen, weldhe für die Ehre oder 
andere Rechte der befchuldigten Perfon ohne Nachtheil find. 


Auf gleiche Weife foll e8 in dem Falle gehalten werden, wenn der Anzeigende Ber« 
ſchweigung feines Namens verlangt. 


IV. Verfahren bei vorhandenen Spuren und Gegenftänden eines Verbrechens. 


Art. 85. Sind. Spuren eines begangenen Berbrechens die Veranlaffung eines 
Strafverfahrens, jo iſt die Borunterfuhung zunächſt durch Augenfhein und in fonft 
geeigneter Weife auf Verfolgung der -Spuren zu richten, um zu ermitteln, ob ein Ber: 
brechen wirkli begangen worden. 


Art. 86. Gegenftände, an welchen oder mit welchen ein Verbrechen begangen 
fein fol, oder welche der Angefhuldigte am Orte der That zurüdgelaffen hat, überhaupt 
Gegenftände, welche von dem AUngefchuldigten oder von Zeugen anzuerkennen find, oder 
in anderer Weife zur Herftellung des Beweifes dienen, find, foweit es möglich, in ge— 
richtlihe Verwahrung zu nehmen, 


Die zur gerihtlihen Verwahrung genommenen Gegenftände find in der Weife zu 
bezeichnen, daß Berwechfelungen niht-Statt finden fünnen. 
Bei Gegenftänden, welche nicht in gerichtliche Verwahrung genommen werden fün- 
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nen, ift, foweit e8 erforderlih, Sorge zu tragen, daß fie in unverändertem Zuftande 
erhalten werden. 


V. Privatrechtliche Vorfragen. 


Art 87. Hängt die Behandlung oder Entſcheidung einer Strafſache von privat- 
rechtlichen Borfragen oder Zmwifchenpunften ab, fo muß die Borunterfuhung auch hierauf 
erftreeft werden, Iſt ein Rechtsſtreit darüber anbängig, fo it die Unterfuhung deshalb 
nicht auszufegen. 


VI. Anſchluß eines Privat-Betheiligten an die Unterfuchung. 


Art. 88. Will fih jemand wegen privatrechtliher Anſprüche einer Unterfuchung 
anfıhliegen, fo kann diefes nur fo lange gefchehen, als die VBorunterfuhung noch nicht 
geſchloſſen ift. 

Er hat feine Anfprüche genügend anzuführen und zu befcheinigen, und der Ange- 
ſchuldigte ift dagegen zu hören, ohne daß jedoch dadurch der Fortgang des Strafver« 
fahrens aufgehalten werden darf. 

Die Einfiht der Unterfuhungs-Aften ift dem Betheiligten oder deffen Anwalt in 
der Regel, und wenn nicht befondere Gründe entgegenftehen, nicht zu verweigern, 

Die Verfolgung feiner Anſprüche fann der Betheiligte zu jeder Zeit, ſelbſt während 
der Hauptverhandlung wieder aufgeben, 


Dem Betheiligten oder deffen Anmalte wird die Ginfiht der Unterfuhungs-Aften 
nur an Gerichtsitelle gejtattet. 


VI: Protofol-Führung und Urkundsperfonen. 


Art. 89, Zu jeder Verhandlung hat der Unterfuchungsrichter, ebenfo der an fei- 
ner Stelle handelnde Einzelrichter einen verpflichteten Protofollführer zuzuziehen, vorbe— 
bältlih einer Ausnahme in dringenden Fällen, welche zu den Alten zu bemerken ift. 

PolizeirBeamte müffen über die von ihnen vorgenommenen Unterfuhungshandlun: 
gen Niederfchriften fertigen, 


Art. 90, Sind nad den weiter unten folgenden Beftimmungen bei einer Unter: 
fuhungshandlung Urkundsperfonen (Gerichtöfhöppen) zuzuziehen, fo müffen diefe voll 
jährig, unbefcholten, bei der Sache unbetheiligt und als Urkundöperfonen entweder allge: 
mein oder für den einzelnen Fall verpflichtet fein. Die Verpflichtung gefchieht mittelft 
Handſchlages zur Aufmerkfamkeit auf alles, was vor ihnen vorgenommen, befichtigt und 
ausgefagt werden wird, mit der Eröffnung, daß fie darüber möglicher Weiſe Zeugniß 
vor Gericht abzulegen, bis dahin aber Stillſchweigen zu beobachten haben. 
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Art. 91, Die Protofolle werden gleich bei Vornahme ‚der Verhandlung und, wo 
diefes nicht thunlich iſt, unmittelbar nachher aufgenommen. 

Der Protofoll-Führer führt fie felbitftändig; fie fönnen aber auch laut, fo daß die 
Anmwefenden es hören, von dem Nichier diktirt werden. 

Art, 92. Sie enthalten die Bezeihnung des Ortes, Jahres und Tages der Auf: 
nahme und die Benennung der gegenwärtigen Perfonen; fodann die Verhandlung felbft, 
die gerichtlihen Wahrnehmungen und die Ausfagen der etwa vernemmenen Perfonen, 
welche, ſoweit möglich, in denfelben Ausdrüden, womit fie gefchehen find, niederzufchreis 
ben find. 

Art. 93. Jedes Protokoll ift den gegenwärtig gewefenen Perfonen vorzulefen, auch 
auf Verlangen zum Durchlefen vorzulegen, damit fie deffen Inhalt genehmigen. Bor: 
lefung oder Borlegung und Genehmigung find im Protokolle zu bemerken, und diejes 
fodann von allen- Anwefenden, dem Beamten, Protokoll-Führer, den etwa zugezogenen 
Urfundsperfonen und den vernommenen Perfonen zu unterfchreiben. 

Berweigert Jemand die Genehmigung oder Unterfchrift, fo iſt Diefes nebit dem 
Grunde der Weigerung im Protokolle zu bemerken, auch diefe Bemerkung vorzulefen und 
von dem Beamten und Protofoll-Führer zu unterzeichnen. 

Die Unterfchrift der vernommenen Perfonen it dann nicht nothwendig, wenn der 
Beamte und zugleih ein Protofoll-Führer das Protokoll unterzeichnen. 


Art. 94. In der Niederfchrift des Protofolles darf nichts Erhebliches ausgelöfcht, 
zugefept oder verändert werden; was durchitrichen wird, muß noch lesbar fein. 

Erheblihe Aenderungen, Berichtigungen, welhe ein Vernommener feiner Ausfage 
beifügt, ingleichen verfchiedene Anfichten des Nichters, Protofoll-Führers und der Ur» 
kundöperfonen über die Richtigkeit und Vollftändigfeit der Faſſung des Protofolles, find 
in das Protokoll ausdrüdlich aufzunehmen, oder am Rande des Protofolles oder in ei— 
nem Nachtrage zu bemerken, vorzulefen, zu genehmigen und zu unterſchreiben, wie im 
Artikel 93 geordnet ift, 


VIII. Einſtellung der Unterſuchung. 


Art. 95. Bei Verbrechen, welche von Amtswegen, ohne Antrag eines Betheilig— 
ten, zu unterſuchen und zu beſtrafen find, iſt die Vorunterſuchung von dem Unterſuch— 
ungsrichter einzuftellen, wenn der Staatsanwalt darauf anträgt und das Kreisgericht da» 
mit einverftanden if. Im entgegengefepten Falle hat der Staatsanwalt das Recht des 
Rekurſes im Artikel 100, 

Hatte ſich Jemand wegen privatrechtlicher Anfprüche dem — angeſchloſ⸗ 
ſen, ſo iſt ihm die etwaige Einſtellung der Unterſuchung durch den Unterſuchungsrichter 
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befannt zu machen. Er hat dagegen feinen Rekurs, kann aber'nunmehr feine Anfprüde 
noch vor den Eivil-Gerichten verfolgen. " 

Art. 96. Der bereits vernommene Angeſchuldigte kann ungeachtet der Einftellung 
der Vorunterfuhung feine etwaigen Entfhuldigung&beweife anzeigen und deren Erhebung 
durch den Unterfuchungsrichter verlangen. Wenn jedoch dat Kreisgericht ihm eine ſchrift⸗ 
liche Erklärung zuſtellt, daß alle Verdachtsgründe gegen ihn beſeitigt ſeien, ſo kann er 
dieſe Erhebung nur auf ſeine Koſten fordern. 

Art. 97. Bei Verbrechen, welche nur auf Antrag eines Betheiligten unterſucht 
werden, iſt die Vorunterſuchung ſtets einzuſtellen, wenn der Betheiligte dieſes verlangt 
oder auch ſeinen Antrag ganz zurücknimmt, gleichviel ob der Staatsanwalt an der Stelle 
des Betheiligten oder dieſer letztere ſelbſt bei der Unterſuchung bisher thätig geweſen tft, 

Ueber die Vertretung unter Vormundſchaft oder väterlicher Gewalt ſtehender Bethei« 
ligter gelten auch bier die Vorfchriften im Artikel 48. 

Hat der Staatsanwalt für den Betheiligten die Betreibung der Unterfuchung übers 
nommen, fo kann er nicht ohne Zuftimmung des Betheiligten die Unterfuhung aufgeben; 
ausgenommen, wenn das Kreisgericht mit der Einftellung der Unterfuhung einverftan« 
den ift, welchen Falles jedoch dem Betheiligten die eigene weitere Verfolgung der Sache 
als Privat Ankläger (Art. 49) unbenommen fein foll. 

Haben Mehrere an einem Berbrehen Theil genommen oder daffelbe begünftigt, und 
ift rückſichtlich eines derfelben die Einftellung der Unterfuhung beantragt, oder der An« 
trag auf Unterfuhung ganz zurücdgenommen, fo fol diefes auch zu Gunften der anderen 
Theilnehmer und Begünftiger wirfen 

Im Uebrigen fteht dem Angefhuldigten au in dem Falle des gegenwärtigen Ar« 
tikels die in dem vorigen Artikel gedachte Befugniß zu. 


IX. Strafgewalt des Interfuchungsrichters, 


Art. 98. Gegen diejenigen, welche fih bei irgend einer Verhandlung der Bor« 
unterfuhung ein ungebührlihes Betragen zu Schulden kommen Taffen, kann der Unter 
fuchungsrichter eine Strafe bis zu 8 Tagen Gefängniß und gegen den Schuldigen, wenn 
er in Haft iſt, Schärfung derfelben durch Dunkel-Arreſt, hartes Lager, oder Entziehung 
warmer Koſt bis auf acht Tage, unter Beobachtung der im Art, 12 des Strafgefepbuches 
geordneten Befchränfungen, verfügen, 


: X. Rechtsmittel in der Borunterfuchung. 

Art, 99; Der Staatsanwalt, der Angefchuldigte, der Verlepte, Zeugen, Sachver⸗ 
ſtaͤndige, Perſonen, welche Sicherheit geleiftet haben, überhaupt jeder Beteiligte, haben 
in der Vorunterfuhung, wenn fie fih durd irgend eine Verfügung, ae a oder 
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auch Verzögerung des Unterfuchungsrichters verlegt halten, das Recht, eine anderweite 
Verfügung oder Entfcheidung des Kreisgerichtes zu verlangen. 

Eie Haben dann mündlich oder fohriftlih, fo Tange der in Frage ſtehende Gegen- 
ftand noch offen und unerledigt ift, einen Rürzlichen Antrag auf Abgabe der Sache an 
das Kreisgericht zu ftellen, worauf der Unterfuhungsrichter auf gleiche Weife, wie Art. 
77 vorgefehen, eine Berathung und Beſchlußfaſſung des Kreisgerichtes zu veranlaffen hat. 

Art. 100, Verfügungen und Entfheidungen des Kreiögerichtes in der Vorunter— 
fuhung fünnen von dem Staatsanwalte, dem Angefhuldigten oder einem fonft dabei 
Betheiligten mittelft Nekurfes an die Anklagefammer des Appellations Berichtes ange: 
fohten werden, 

Der Rekurs iſt, binnen drei Tagen vom Tage der Eröͤffnung der freisgerichtlichen 
Entfheidung an, bei dem Unterfuhungsrichter fchriftlih oder mündlich einzulegen und 
bat, fofern nicht Gefahr auf dem Berzuge haftet, auffchiebende Wirkung, vorbehältlich 
der befonderen Beſtimmung im Art. 133. 

Der Unterfuhungsrichter hat nach Befinden den Staatsanwalt, den Angefhuldig- 
ten, oder die font Betheiligten, über den Rekurs zu hören und darauf die Akten an 
das Kreisgericht zur Beförderung an die Anflagefammer des Appellationd»Gerichtes ab- 
zugeben, welche leptere, nach vorgängiger Benahrichtigung des Ober: Staatsanwaltes, 
wobei die Analogie des Art, 78 eintritt, entfcheidet, ohne daß ein weiteres Nechtsmittel 
zuläſſig ift. 

Art. 101. Gegen Entfheidungen des Kreisgerichtes, welche die in den Art 98 
und 110 gedachten Strafen betreffen, findet fein Rekurs an die Anflagefammer des 
Appellationd-Gerichtes Statt, 


Siebentes Kapitel. 


Bon der Borladung, Vernebmung und Verhaftung des Angefhuldigten 
in der Vorunterfuhung. 


Art. 102. Als Angefchuldigter kann nur derjenige behandelt werden, gegen den 
beftimmte Beweismittel oder Verdachtsgründe vorliegen, daß er ein beftimmtes Verbrechen 
begangen habe, vorausgefept, daß ein Antrag des Staatsanwalted auf Unterfuhung, 
und bei Verbrechen, welche nur auf Antrag eined Betheiligten unterfucht und beftraft 
werden, ein Antrag des Betheiligten hinzutritt. 


I. Vorladung des Angejhuldigten. 


Art. 103, Die erfte Borladung des Angefchuldigten gefchieht entweder mündlich, 
in Folge eines vom Unterfuhungsrichter hierzu ertheilten fchriftlihen Befehles, welcher 
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dem Vorzuladenden zur Einficht vorzuzeigen iſt, oder fchriftlih durch eine vom Unter 
ſuchungsrichter unterzeichnete, an den Borzuladenden unmittelbar gerichtete Ladung, welche 
dem Tepteren einzuhändigen iſt. 

Sewohl der Vorladungsbefehl, als die fhriftlihe Ladung, müffen das Gericht, zu 
weldyem der vorladende Unterfuchungsrichter gehört, bezeichnen und den Namen des Bor: 
geladenen, den Gegenftand der Unterfuhung wenigftens im Allgemeinen, Tag und 
Stunde, auch den Ort des Erfheinens und die Bedeutung enthalten, daß der DVorgela- 
dene bei jeder. Borladung in der vorliegenden Unterfuhung im Halle des Nichterfcheir 
nens perfönlich werde vor Gericht geführt werden können. 

Art, 104. Spätere Vorladungen des Angefhuldigten gefhehen nah Ermeffen 
des Unterfuhungsrihters fehriftlich oder mündlih, ohne daß es der in dem vorigen 
Artikel vorgefchriebenen Form bedarf, 

Art 105. Der Unterfuhungsrichter bedient fih zu Beforgung der Ladungen 
der Gerichtödiener oder der DOrtöbehörden. Hält fih der Borzuladende in einem an— 
deren inländiihen Gerichtsbezirfe auf, fo kann der Unterfuchungsrichter nad) feinem Er- 
meffen das andıre Gericht erfuchen, oder auch, unter Benachrichtigung deffelben, die La— 
dung unmittelbar bewirken lafjen. 

Ueber die gefchehene Ladung iſt Nachricht zu den Alten zu bringen. 


Art, 106. Iſt der Angefchuldigte nicht anweſend, fo erfolgt die Vorzeigung oder 
Behändigung von Vorladungäbefehlen oder fhriftlihen Ladungen an feinen Ehegatten, 
oder an einen bei ihm wohnenden Angehörigen, oder an einen feiner Dienftleute, und 
dieſes fteht der Vorladung des Angefchuldigten in Berfon gleih; ausgenommen wenn 
die gedachten Perfonen die Annahme der Vorladung ablehnen, wozu fie verpflichtet find, 
wenn fie außer Stand find, dem a felbft Nachricht zu geben, oder ihm die 
Ladung zukommen zu laffen. 

Auch hierüber ift Nachricht zu den Alten zu bringen, 


IL. Vorführung des Angefhuldigten. 


Art. 307. Grfcheint der Vorgeladene nicht, ohne eine ausreichende Entfäuli. 
gungsurſache angezeigt zu haben, fo ift ein fihriftliher Vorführungsbefehl zu erlaffen, 
dem Vorgeladenen vorzuzeigen und derfelbe vor Gericht zu führen. 

Die Unverleglichkeit der Wohnung ift fein Hinderniß der Vorführung. 

Art. 108. Selbſt ohne vorgänyige Vorladung kann der Unterfuhungsricter 
die Bührung eines Verdächtigen vor Gericht zum Behufe feiner Vernehmung anordnen, 
foll aber auch in diefem Halle, fofern e8 möglich, einen Borführungsbefehl erlaffen: 

1) wenn der Verdächtige Anjtalten zur Flucht gemacht, vder als ein Unbekannter, 
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als Ausländer, als heimathlos, als einen herumziehenden Lebenswandel füh- 
rend, wegen der Echwere ded Verbrechens oder aus fonftigen Gründen der 
Flucht verdächtig if. 

2) wenn er auf frifcher That betreten, oder unmittelbar nach der That als des 
Verbrechens verdächtig durch Nacheile oder Nachruf bezeichnet wird, oder als- 
bald nach der That im Befipe von Waffen, Geräthſchaften, Echriften oder an« 
deren Gegenftänden betroffen wird, weldhe auf feine Theilnahme an dem Ver— 
brechen binweifen, oder 

3) wenn zu beforgen fteht, daß er die Zeit zwifhen der Borladung und feiner 
Vernehmung zur Behinderung der Zwede der Unterfuhung mißbrauchen werde, 


Art. 109, Bei einem Aufruhr, Landfriedensbrucdh, oder einer mit Verübung eines 
fhweren Verbrechens verbundenen Schlägerei, ift der Unterfuhungsrichter befugt, wenn 
die Schuldigen nicht alsbald ausgemittelt werden Fünnen, gegen alle diejenigen einen 
Borführungsbefehl ohne vorgängige Vorladung zu erlaffen, welche dem Vorgange beige- 
wohnt haben und von dem Verdachte der Theilnahme nicht völlig frei find. 


Art. 110. Begiebt fih der Unterfuhungsrichter gleich nach Verübung eines ſchwe⸗ 
ren Verbrechens an Drt und Stelle, um erfundigungsweife eine unbeſtimmte Zahl von 
Perfonen abzubören, fo kann’ er jedem, bei dem er es angemeffen findet, befehlen, daß er 
während deffelben Tages oder aud des folgenden Tages feine Wohnung nicht verlaffe, 
oder fich wenigftend nicht außerhalb des Ortes begebe, Wer diefem Befehl zuwider han» 
delt, wird auf Betreten zum Zwecke feiner Vernehmung feitgenommen und fann von dem 
Unterfuhungsrichter mit einer Gefängnißjtrafe bis zu acht Tagen oder entfpredpender 
Geldbuße veruriheilt werden. 


11. Vorläufige Verwahrung zum Behufe der Vorführung. 


Art. 111. Wenn einer, der im Art. 108 aufgeführten Bälle vorliegt, kann eine 
vorläufige Berwahrung eines Verdächtigen zum Behufe der Vorführung vor den Unter« 
fuhungsrihter von Einzelrichtern und Polizei- Beamten, ohne daß es einer fchriftlichen 
Anordnung bedarf, verfügt und vorgenommen werden, aud vom Staatsanwalte in Ab» 
weſenheit oder bei fonftiger Verhinderung des Unterfuchungsrichters dem Einzelrichter 
oder Polizei-Beamten, welche dem zu entſprechen haben, aufgetragen werden, 

Zum Behufe der vorläufigen Verwahrung kann auch von dem Einzelrichter oder 
Polizei -Beamten eine Hausfuhung vorgenommen werden, wie im Art, 113 verordnet ift, 

Der in Verwahrung Genommene it im Laufe des folgenden Tages entweder frei- 
zulaffen, wenn fi die Gründe der Verwahrung erledigt Varen oder dem zuftändigen 
Richter zu übergeben, 
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IV. Verfahren gegen Angefhuldigte, deren Anfenthalt unbekannt ift oder die 
abmwejend find, und ficheres Geleit. 


Art, 112. Iſt der Aufenthalt eines Angefchuldigten unbekannt, obne daß derfelbe 
als flüchtig erfheint, fo kann der Unterfuchungsrichter eine öffentliche Vorladung deſſel— 
ben erlaffen. Diefelbe it am Gerichtsorte öffentlich anzufchlagen, in drei inländifche 
oder ausländiſche Öffentliche Blätter einzurüden und muß eine den Umjtänden angemef 
fene Friſt enthalten. 

Eie it, wie in dem Art. 103 vorgefchrieben ift, einzurichten, braucht jedoch das 
Berbrechen nicht notbwendig zu bezeichnen, fondern kann auch nur die Angabe enthals 
ten, daß der Angefchuldigte fich wegen einer gegen ihn erftatteten Anzeige verantworten 
folle, und ift mit dır Verwarnung zu verfeben, daß der Angeſchuldigte im Bulle des 
Außenbleibend zu gewärtigen habe, daß die gegen einen Flüchtigen geordneten Maßregeln 
gegen ihn angewendet werden, . 

Art. 113. Sind die Bedingungen zu einem Vorführungsbefehle, oder zur Führung 
vor Bericht zu fofortiger Vernehmung vorhanden (Art, 107 bis 109), und ift des Ans 


geſchuldigten Aufenthalt unbekannt oder ift er abwefend, fo kann der Unterfuchungsrichter 


nah Ermeſſen Hausfuhung nach der Perfon des Angefhuldigten oder Nacheile an Orte, 
wo der Angefihuldigte fih muthmaßlih aufhält, verfügen, oder das Erſuchen um vor 
läufine Feſtnehmung des Angefchuldigten zum Behufe der Vorführung vor Geriht an 
die Behörden folder Orte richten. 

Hausfuhung in anderen Wohnungen als der des Angefchuldigten darf jedoh nur 
dann vorgenommen werden, wenn es wahrſcheinlich iſt, daß der Angefchuldigte fih darin 
aufhalte Unter diefer Vorausſetzung kann auch eine allgemeine Hausfuhung in einem 
ganzen Orte oder in einer beftimmten Abtheilung deffelben gehalten werden. 

In allen Fällen der Hausfuchung it das im Artikel 145 geordnete Verfahren zu 
beobachten. 

Art. 114. Wenn die Bedingungen zu einer Vorführung auch ohne vorgängige 
Borladung vorhanden find (Art. 108), kann der Unterfuchungsrichter den Angefchuldig- 
ten, welcher abweſend oder flüchtig iſt, durch ein offenes, in inländifhe und nach Befin— 
den ausländifche öffentliche Blätter einzurücdendes, allgemeines Erfuhen der Behörden 
um vorläufige Feſtnehmung des Angefchuldigten (Stedbrief) verfolgen, 

Art, 115. Einem abwefenden oder flüchtigen Angefhuldigten, der fich gegen liche 
red Geleit vor dem Gericht fiellen zu wollen bereit erklärt, kann diefes Geleit von dem 
Juſtiz Minifterium nach eingeholtem Gutachten des Ober: Staatsanwaltes, nah Befinden 
gegen Sicherheitsleiftung, dergeltalt ertheilt werden, daß er bis zur Verfündung eines 
Erkenntniſſes auf Berfepung in den Anklageftand von Feſtnehmung feiner Perfon befreit 
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fein fol. Auch bis zur Derfündung des Enderfenntniffes in der Unterfuhung kann das 
Geleit, jedoch dann nur gegen. Sicherheitsleiftung gegeben werden. 

Die Sicherheitsleiftung it nad den Vorfhriften in den Art. 140 f. zu beurtheilen. 

Art. 116. Das fichere Geleit wirft nur rüdfihtli desjenigen Berbrechens, in 
Anfehung deffen es ertheilt it. Es verliert feine Wirkung, wenn der Angefhuldigte auf 
eine an ihn ergangene Borladung ungehorfam ausbleibt, wenn er Anftalten zur Flucht 
macht, wenn er fi) der Fortfegung der Unterfuhung durch die Flucht oder Verbergen 
feines Aufenthaltes entzieht und wenn er Bedingungen, unter welchen ihm das fichere 
Geleit ertheilt worden tft, nicht erfüllt, 


V. Bernehmung des Angefhuldigten. 


Art. 117. Der Angefhuldigte iſt feffellos dor den Unterfuhungsrichter zu ftellen 
und mündlich zu vernehmen. Der Richter kann dem Angefhuldigten geftatten, daneben 
noch fhriftlihe Auskunft zu ertheilen 

Die Vernehmung des Angefchuldigten ift nothwendig: 

4) wenn der Angefchuldigte fih in Unterfuchungshaft befindet, oder 

2) wenn die Vorunterfuhung ein Verbrehen im engeren Sinne zum Gegenftande 
hat, und der Angefchuldigte nicht etwa flüchtig ift oder aus einem anderen Grunde 
nicht erlangt werden fann. 

Art. 118. If der Angefhuldigte der deutfhen Sprache nit kundig, fo ift die 
Vernehmung mit Zuziehung eines beeidigten Sahverftändigen (Dolmetfchers) vorzu— 
nehmen. 

Fragen und Antworten find in der deutfhen Ueberfegung zu Protokoll zu brin« 
gen; der Dolmeticher hat daneben noch eine Aufzeichnung in der Urfprahe zu machen 
und dem Angeſchuldigten vorzulefen, welche dem Protokolle beizufügen iſt. Dem An- 
gefhuldigteu ift auch geitattet, feine Antworten felbft niederzufchreiben. 

Art. 119. Iſt der Angefchuldigte taub, fo werden ihm fchriftliche Fragen vorge: 
legt, und ift er ftumm, fo wird er aufgefordert fchriftlih zu antworten. 

Iſt eins oder das andere nicht möglih und die Vernehmung kann noch durd 
Zeichen bewirkt werden, fo ift der Angefchuldigte mit Hülfe einer oder mehrer Berfonen, 
welche der Zeichenfprache des Angefchuldigten am beften fundig find, oder fonft die Ge— 
ſchicklichkeit befigen, fih mit Taubſtummen zu verftändigen, und zuvor eidlich zu verpflich- 
ten find, zu vernehmen. 

Art. 120. Die Bernehmung eines Angefchuldigten, welcher auf ergangene Bor- 
ladung erfchienen tft, hat der Unterfuhungsrichter fofort vorzunehmen. 

Ein vorgeführter Angefhuldigter (Art, 107, 108) und ein von dem Ginzelrichter 
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oder einem Polizei-Beamten in Verwahrung genommener und an den Unterinhungs- 
richter abgegebener Angefchuldigter (Art. 111), ift Tängftens binnen vier und zwanzig 
Stunden und in dem Balle des Art. 109 längſtens binnen drei Tagen, von dem Au- 
genblide feiner Vorführung oder feiner Abgabe an den Unterfuhungsrichter an geredh- 
net, während welcher Zeit er vorläufig in Verwahrung gehalten werden kann, von dem 
Grunde feiner Vorführung in Kenntniß zu fepen und zu vernehmen, 

Art. 121. Der Unterfuhımgsricter hat den Angefhuldigten bei feiner erften Berneh- 
nung zuerft zu ermabnen, daß er die ihm vorzulegenden Fragen bejtimmt, deutlich und 
der Wahrheit gemäß beantworte, Nah Befinden kann dieſe Ermahnung bei fpäteren 
Dernehmungen wiederholt werden. | 

Art. 122, Eodann ift der Angefchuldigte über feinen Bornamen und Zunamen, 
Alter, Geburtsort und Wohnort, Stand und Gewerbe, ingleichen foweit es zum Zwecke 
der Unterfuhung erforderlich erfcheint, auch über feine Bamilien- und Bermögend-Ber- 
hältniffe, feinen Lebenslauf und darüber, ob und weshalb er ſchon in Unterfuchung ge- 
weſen, welche Erkenntniffe über ihn ergangen und welche Strafen er verbüßt habe, zu 
befragen. 

Art. 123. Im der Hauptfache hat der Unterfuchungsrichter dem Angefchuldigten 
das Berbrechen, deffen er fich verdächtig gemacht hat, zu bezeichnen und ihn zu veran« 
laffen, fich Über die, den Gegenftand der Anfhuldigung bildenden Thatfahen in einer 
zuſammenhängenden, umftändlihen Erzählung zu erklären. 

Die weitere Befragung ift auf die Ergänzung der Erzählung, auf die Entfernung 
etwaiger Dunkelheiten und Widerfprühe und insbefondere darauf zu richten, daß der 
Angefhuldigte alle gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe erfahre und vollftändige Ge— 
legenheit zu deren Befeitigung und feiner Rechtfertigung erhalte, 

Gibt er Thatſachen oder Beweismittel zu, feiner Entlaftung an, fo find diefelben 
zu erheben, fofern er fie nicht offenbar zur bloßen Verzögerung angegeben hat. 


Art. 124. Die an den Angefchuldigten zu ftellenden Bragen dürfen nicht unbes 
ftimmt, dunkel, vieldeutig oder auf verfchiedene Umftände zugleich gerichtet fein, 

Insbeſondere ift auch die Stellung folher Fragen zu vermeiden, in welden eine 
von dem Angefchuldigten geläugnete, oder doch wenigitens noch nicht eingeſtandene That⸗ 
ſache als bereits zugeſtanden angenommen wird. 

Fragen, mit welchen dem Angeſchuldigten Thatumſtände vorgehalten werden, die 
durch ſeine Antwort erſt feſtgeſtellt werden ſollen, dürfen erſt dann geſtellt werden, wenn 
der Angeſchuldigte nicht in anderer Weiſe auf jene Thatumftände geführt werden konnte. 

Bei der Frage nach Mitfhuldigen ift die, Bezeihnuug beftimmter Perſonen foviel 
thunlich zu vermeiden. 
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Art. 125. Gegenftände, welche fih auf das Verbrechen beziehen, insbeſondere 
zur Ueberweifung ded Angefchuldigten dienen, find ihm zur Anerfennung vorzulegen, 
und derfelbe- it, fofern eine Vorlegung nicht möglich ift, zu diefen Gegenftänden zum 
Behufe ihrer Anerkennung zu führen, 


Art. 126. Der Angefchuldigte darf nicht durch Verfprehungen, Borfpiegelungen, 
Drohungen oder Zwang zu Geftändniffen oder irgend anderen Angaben bewogen werden, 


Art. 127. Berweigert er überhaupt oder auf einzelne Fragen zu antworten, oder 
ftellt er fih taub, fumm, wahnfinnig, blödfinnig, fallfühtig, und der Unterfuhungsrich- 
ter {ft nach feinen eigenen Wahrnehmungen, oder nach dem Gutachten Sachverftindiger, 
oder nad Ausfagen von Zeugen, von der Verſtellung überzeugt: fo it der Angefchul« 
digte aufmerffam zu machen, daß fein Verhalten die Unterfuhung verlängere, einen 
nachtheiligen Einfluß auf die Beurtheilung der Sache ausüben fünne, auch möglicher 
Weiſe etwaige Bertheidigungsgründe für ihn verloren geben fünnten, 


Art. 128, Meihen frühere und fpätere Angaben des Angefhuldigten von ei« 
nander ab, widerruft er insbefondere frühere Gejtändniffe, fo iſt er über die Beranlafs 
fung zu den Abweichungen und über die Gründe feines Widerrufes zu befragen. 


Art. 129. Weichen die Angaben des Angefhuldigten in erheblichen Umjtänden 
von den Ausfagen Mitfhuldiger oder den Angaben eines Zeugen ab, fo muß der Rich« 
ter die Mitfhuldigen oder Zeugen dem Angefhuldigten dann gegemüberjtellen, wenn die 
Grlangung einer Aufklärung dadurd wahrſcheinlich ift, 


Art. 130. Beftändniffe des Angefchuldigten entbinden den. Unterfuchungsrichter 
nicht von der Pflicht, den Tharbeitand, ſoweit e8 möglich, zu ermitteln. Iſt das Ge— 
fländniß der Thäterfchaft umfaffend und fonft unterftüpt, fo bängt die weitere Bervolls 
ftändigung der Vorunterfuchung rücjichtlih des Beweiſes der Thäterfehaft von deu be— 
fonderen Anträgen des Staatsanwaltes ab, 


VI. Bon der Unterfuhungshaft. 


Art. 131. Die Unterfuhungsbaft des Angefhuldigten it nur fattbaft, muf dann 
aber auch eintreten, wenn der Angeichuldigte nad feiner Vernehmung des ihm fchuld gegebenen 
Verbrechens noch ferner verdächtig bleibt, kein ficheres Geleit erlangt hat und entweder 

1) zu beforgen fteht, daß der Angefchuldigte durch Verabredung mit Mitfhuldigen, 
oder mit Zeugen, oder durch Vernichtung der Epuren des Verbrechens oder fonft 
die Unterfuchung vereiteln oder erſchweren werde, oder 

2) der Angefhuldigte Anftalten zur Flucht gemacht hat, oder als ein Unbefannter, 
ald Ausländer, ald heimathslos, wegen herumziebenden Rebenswandels, wegen der 
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Schwere des Verbrechens oder aus fonftigen Gründen der Blucht verdächtig er- 
ſcheint. 

Wenn im dalle der Verurtheilung des Angeſchuldigten vorausſichtlich Todes— 
ſtrafe oder Zuchthausſtrafe oder die Dauer von vier Jahren überſteigende Arbeits— 
hausſtrafe zu erkennen fein wird, muß Unterfuhungshaft jedenfalls eintreten. 


Art. 132. Nah Vernehmung eines vorgeführten oder vorläufig feftgenommenen 
Angefhuldigten (Art 107, 108, 109, 111) hat der Unterfuhungsrichter fofort zu bes 
fließen, ob derfelbe wieder auf freien Buß geftellt oder in die Unterfuchungshaft genom- 
men werden foll. In diefem Balle, fowie überhaupt, wenn die Unterfuhungshaft unmit« 
telbar nach der Vernehmung eines Angefchuldigten vom Unterfuchungsrichter befchloffen 
wird, ift der Beſchluß mit dem Grunde der Haft dem Angefchuldigten mündlich zu er 
öffnen und Diefes zu den Alten zu bemerken. 

Befchließt der Unterfuhungsrichter die Haft fpäter, fo tt, wenn nicht Gefahr auf 
dem Berzuge ift, ein Verbaftsbefehl mit Gründen auszufertigen und dem Angefhuldigten 
bei feiner Verhaftung oder Innerhalb der nädhften vier und zwanzig Stunden zuzuftellen. 
Auch fann, wenn der Angefchuldigte abweſend oder flüchtig iſt, mit einem offenen Erfuchen 
nad Art. 114 verfahren werden. 

Art. 133, Wird die Haft von dem Kreißgerichte (Art. 99) aufgehoben, fo ift der 
Angefhuldigte fofort zu entlaffen; es fei denn, daß der Staatsanwalt gegen die Ent, 
fheidung des Kreisgerichtes fofort bei deren Eröffnung Rekurs an die Anklagefammer 
des Appellations-Gerichtes einwendet, oder wenigitens fofort den Rekurs vorläufig ans 
zeigt und längitens binnen drei Tagen ausführt. Gefchieht diefes nicht, fo bewendet «8 _ 
bei der Entfheidung des Kreisgerichtes. 

Art. 134. Die Unterfuhungshaft ift mit möglichſter Schonung der Perfon und 
der Ehre des Angefhuldigten zu vollziehen, und es foll derfelbe feine größeren Beſchrän— 
kungen erleiden, ald der Zwed erfordert, fich feiner Perſon zu verfichern oder für die 
Unterfuhung nachtheilige Berabredungen zu hindern. 

In der Negel it der Angefchuldigte zwar in einem öffentlichen Gefängniffe zu vers 
wahren, auf fein Verlangen und jeine Koften fann aber auch die Bewachung in feiner 
oder einer anderen Privat Wohnung angeordnet werden, wenn der Zwed der Haft da- 
durch ebenfalls mit Sicherheit zu erreichen iſt. ö 

Art. 135. Gewohnte Bedürfniffe, Bequemlichkeiten und Befchäftigungen darf der 
Gefangene ſich auf feine Koften verfchaffen, infofern fie mit dem Zweck der Haft verein: 
bar find, die Ordnung des Haufes nicht ftören und feine Gefahr damit verbunden iſt. 

Auch Beſuche eines Arztes, Geiftlihen, dev Verwandten und dritter mit dem An— 
geihuldigten in Geſchäftsverhältniſſen ftehender Perfonen, mit denen er fih zu berathen 
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wünfcht, find nicht zu verweigern, folange nicht Nachtheile für die Unterfüchung zu be— 
fürdten find, weldhen Falles fie unterfagt oder nur in Gegenwart einer Gerichtäperfon 
geftattet werden fünnen. 

Art. 136... Der verhaftete Angefchuldigte it nur mit Vorwiſſen des Unterſuch— 
ungsrichter8 befugt, Briefe abzufenden und zu empfangen und, wenn Nachtheile für die 
Unterfuhung zu beforgen find, nur nachdem der Richter fie gelefen und ihre Abfendung 
oder ihren Empfang unbedenklih gefunden hat, Schreiben an höhere Juftize Behörden 
darf der Angefchuldigte ohne dieſe Beſchränkung abfenden. 

Art. 137. Beffeln können dem Berbafteten angelegt werden, wenn er eines der 
im Art. 131 Nr. 1 gedachten Verbrechen angefchuldigt, oder der Flucht verdächtig und 
nicht anders mit Sicherheit verwahrt werden fann, oder wenn dieſes wegen befonderer 
Gefährlichkeit feiner Perſon zur Sicherheit Anderer, insbefondere der Auffeher und Ge- 
fangenwärter erforderlich erfcheint. 

Im Uebrigen richtet fi die Ordnung und Disziplin in den Unterfuhungsgefäng- 
niffen nad den für diefe beftehenden Hausordnungen. 


VII. Aufhebung der Daft und Sicherheitsleiftung. 

Art, 138. Die Unterfuhungshaft fällt wieder weg, wenn ſich während des Laufes 
der Borunterfuchung darlegt, daß die Gründe, wegen welcher jie verhängt wurde, nicht 
mehr beftehen. Sind der Unterfuhungsrichter und der Staatsanwalt hierüber einver- 
ftanden, fo ift der Verhaftete fofort zu entlaffen und ein etwa erlaffenes öffentliches Er: 
fuchen wieder zurüd zu nehmen. Sind beide verfchiedener Anficht, fo entfcheidet das 
Kreisgeriht, 

Art. 139. Wird ein Angefchuldigter, der vorgeführt oder vorläufig in Verwah— 
rung genommen war, ohne Unterfuhungshaft entlaffen, oder wird er aus der Unterfuch- 
ungshaft entlaffen, fo fann er bedeutet werden, daß er ſich der Unterfuchung nicht durd 
die Flucht entziehe nnd von feinem Aufentbaltsorte nicht ohne Genehmigung ded Unter» 
ſuchungsrichters entferne, worauf er Handgelöbniß zu leiften hat. Der Bruch diefes Ge- 
löbniffes it nach Art. 179 des Strafgefepbuches zu abnden. 

"Art. 140. Die Unterfuhungshaft eines Angefihuldigten, welde auf Grund des 
Art. 131 Ziffer 2 diefes Geſetzes zu verhängen ift, foll auf Antrag des Angefchuldigten, 
wenn der Staatsanwalt zuvor darüber gehört worden, abgewendet oder beſeitigt werden, 
wenn von dem Angefchuldigten oder für denfelben von einem Dritten eine von dem Un— 
terfuchungsrichter zu beftimmende Sicherheitsleiftung durch gerichtliche Hinterlegung, Pfand» 
beftellung oder Bürgfchaft bewirkt wird, 

Leiftet ein Dritter die Sicherheit, fo fann er die Rechtswohlthat der Vorausklagung 
nicht in Anspruch nehmen, 
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Wenn die Vornusfegung des Schlußfages des Art. 131 vorhanden ift, kann in 
dem Falle des Art. 131 Ziffer 2 die Freilaffung des Angefchuldigten, auch wenn Si— 
herheitsleiftung dargeboten wird, verfagt werden, 

Art. 141. Wenn der Angefchuldigte -fich auf eine Borladung des Unterfuchungsrichters 
nicht ftellt, oder neue Umftände eintreten, welche die Verhaftung desfelben erfordern, fo 
ift ungeachtet der Sicherheitsleiftung mit der Verhaftung wieder vorzufchreiten. Iſt er 
bierauf verhaftet, ſo wird die Eicherheitsfumme frei, fie it zurüdzugeben und die Bür- 
gen find ihrer Verbindlichkeit enthoben. 

Auf gleiche Weife wird diefelbe frei, fobald der Angefchuldigte entweder freigefpror 
hen ift, oder die Vollftrefung der ihm zuerfannten Strafe begonnen hat. 

Bürgen können ihre Befreiung von der Bürgfchaft noch herbeiführen, wenn fie die 
Berbaftung des Angefchuldigien beantragen Sie werden jedoch erjt frei, wenn die Ber. 
baftung erfolgt iſt. 

Urt 142. Eine noch nicht wieder frei gewordene Sicherheitsſumme fann auf 
Antrag des Staatsanwaltes von dem Kreisgerichte für verfallen erfannt werden, wenn 
der Angeichuldigte fih durch die Flucht der Fortfegung der Unterfuchung entzogen hat 
und ſich nicht binnen dreißig Tagen von der Zeit an, wo er vor dem Unterfuchungd« 
rihter erfcheinen follte, freiwillig jtellt, oder nicht binnen eben diefer Zeit von dem Bür- 
gen zurücdgebracht wird, 

Die verfallene Sicherheit fällt an die Etaatöfaffe, doch hat der durch das Ver: 
brechen beichädigte das Recht zu verlangen, daß feine Entfhädigungsanfprücde daraus 
befriedigt werden. 

VII Entſchadigung bei nicht gerechtfertigter Haft. 

Art. 143. Im Falle einer widerrechtlich verfügten oder verlängerten Unterfuchungsbaft 
iſt dem Angefchuldigten, foweit nicht Art.60 des Strafgefepbuches zur Anwendung gefommen 
it, auf feinen Antrag eine Entfchädigung aus der Staatskaſſe von funfzehen Grofchen 
für jeden Tag und Nacht zuzufprechen, Der Staatsfaffe bleibt der Rüdgriff gegen den 
Beamten, welcher die Haft verfügt hatte, vorbehalten. 

Etwaige Anfprühe auf höhere Entfhädigung oder fonftige Genugthuung hat der 
Angefhuldigte gegen den fchuldigen Beamten und nötbigenfalld gegen den Staat be- 


ſonders zu verfolgen. 
Achtes Kapitel. 
Bon der Haudfuhung und von Urkunden und deren Beihlagnahme 
in der VBorunterfuhnng. 


I. Hausſuchung. 
Urt, 144. Eine Durchſachuug der Wohnung des a de ae — geſtattet, 
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wenn zu vermutben ift, daß fih darin Gegenftände finden werden, «welche für die Un- 
terfuhung von Bedeutung find, 

Wohnungen dritter Perfonen können ohne Zuftimmung des Dritten nur dann 
durdhfucht werden, wenn außer der Wahrfcheinlichkeit, daß ſich daſelbſt Gegenftände der 
bezeichneten Art vorfinden werden, der Dritte zuvor nach ſolchen Gegenftänden befragt 
worden ift, und im Kalle verneinender Antwort ihn noch der Verdacht der Berheimlich- 
ung trifft, oder im Halle bejahender Antwort er die Herausgabe der Gegenftände verweigert. 

Eine allgemeine Hausfuhung in einem ganzen Orte, oder in einer beftimmten Ab» 
tbeilung defjelben, ingleihen in öffentlichen Zofalitäten mit Einfluß der Gafthäufer, aus- 
genommen die darin vermietheten oder zum ausfchließlichen Gebrauche des Wirthes die- 
nenden Räumlichkeiten, ift jedoch fchon erlaubt, wern nur aus den Umftänden wahrfchein- 
lich ift, daß Gegenftände der fraglichen Art ſich dafelbft auffinden werben. . 


Art, 145. Der Unterfuhungsrichter foll die Hausfuhung dur einen mit Grün- 
den verfehenen Befehl anordnen, welcher fofort oder innerhalb der nächften vier und 
zwanzig Stunden den Betheiligten zuzuftellen ift. 

Er kann die Hausfuhung nad Befinden durch einen Protofoll-Führer oder auch 
durch einen Gerichtsdiener ausführen laſſen, welchen Falles dann * Urkundsperſonen 
zuzuziehen ſind. 

Auch ohne einen Befehl des Unterſuchungsrichters kann die Hausſuchung von Eins 
zelrichtern oder Polizei-Beamten, auf Erfordern des Staatsanwaltes (Art. 80) oder auch 
unaufgefordert, bei Verfolgung eines Verdächtigen auf frifcher That, oder wenn Gefahr 
auf dem Verzuge haftet, ingleihen bei Perfonen, welche nah Art. 19 des Strafgefep- 
buches unter polizeiliche Aufſicht geftellt find, vorgenommen werden. 

Nicht minder kann Hausfuhung ohne einen richterlihen Befehl gethban werden 
von verpflichteten Forft- oder Jagd-Beamten, unter Zuziehung eines Mitgliedes des Orts« 
vorftandes zur Verfolgung der Spuren oder zur Erlangung der Gegenftände von Forft« 
und Jagd Verbreden, und von den Ortsvorftänden bei Feld- und Baum«Freveln. 

Die Hausfuhung iſt ftets mit möglichfter Schonung und möglih geringfter Belä- 
figung, auch zur Nachtzeit nur in dringenden Fällen, vorzunehmen. Der Bewohner oder 
der Inhaber der zu durchfuchenden Näume, fei diefes der Angefhuldigte oder ein Drit- 
ter, oder in deffen Ermangelung ein erwachfenes Mitglied feiner Familie, und in deffen 
Ermangelung ein Nachbar, find aufzufordern, der Hausfuhung beizumohnen und, wenn 
fie diefes wollen, bei derfelben zuzulaffen. 

Bei der Hausfuchung vorgefundene verdädhtige Gegenftände find in Berwahrung 
zu nehmen 
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1. Durchſuchung und Deransgabe von Papieren und Urkunden überhaupt, 


Art. 146. ine Durchſuchung der Papiere des Angefchuldigten, gleichviel ob er 
oder ein Dritter diefelben in Verwahrung bat, tft nur dann geftattet, wenn zu vermuthen 
ift, daß fie für die Unterfuhung erheblich fein werden. 

Papiere dritter Perſonen können nur dann durchſucht werden, wenn befondere Der« 
dachtsgründe auf eine Erheblichkeit der Papiere für die Unterfuhung hinweiſen und nad 
einer Befragung der dritten PBerfon die Verdachtsgründe nicht für befeitigt anzunehmen 
find, Papiere folder dritter Perfonen, welche kein Zeugniß abzulegen brauchen, können 
gegen ihren Willen nur dann durchſucht werden, wenn Verdacht vorliegt, daß Papiere 
des Angefhuldigten darunter befindlich find. 

* Will der Inhaber von Papieren deren Durchſuchung nicht geſtatten, fo find dieſel— 
ben, wie Art 86 verordnet, in einen Umfchlag zu bringen, zu verfiegeln, in Berwahrung 
zu nehmen, und das Kreisgericht hat zu entjcheiden, db fie durchfucht oder zurüdgegeben 
werden follen, 

Art. 147. Die Durhfuhung von Papieren, außer bei einer Verhaftung oder 
Hausfuhung, fann nur in Kraft eines richterlihen mit Gründen verfehenen Befehles 
vorgenommen werden, welcher fofort oder innerhalb der nächſten vier und zwanzig Stun« 
den dem Betheiligten zugeftellt werden foll. 

Sie ift mit möglihfter Schonung der Privat» Geheimniffe vorzunehmen und auf 
diejenigen Papiere zu befehränfen, welche für die Unterfuchung wichtig werden können. 

Aufforderung des Angefchuldigten oder des Dritten, oder eines Bamilienmitgliedes 
oder Rachbarn, ift in gleicher Weife, wie in Art. 145 vorgefchrieben ift, erforderlich. 

Art. 148. Papiere, welche fich bei der Durdfuhung für die Unterfuhung als 
erheblich ausweifen, find in gerichtliche Verwahrung zu nehmen, und es ift, fofern es 
wegen ihrer Zahl angemeffen erfcheint, ein Verzeichniß derfelben zu den Akten zu bringen. 

Sie find in einen mit dem Gerichtöfiegel zu verfehließenden Umfchlag (Art. 86) 
zu bringen; auch iſt dem bei der Durchfuchung etwa anweſenden Betheiligten die Bei« 
drüdung eines Siegels zu geftatten, 

Dei einer Entjiegelung find der Angeſchuldigte, oder diejenige Perſon, deren. Siegel 
beigedrudt if, aufzufordern, derfelben beizuwohnen. 

Art. 149. Die Herausgabe von Urkunden, welche für die Unterfuhung von 
Einfluß fein fünnen, darf zum Behufe der Unterfuhung nicht verweigert werden. 

Berweigert der Angefhuldigte Die Herausgabe, fo ift mit Hausfuchung zu verfahren. 

Gegen dritte Perfonen if, im Falle fie den Befip der Urkunde zugeftehen oder die- 
fer font erwiefen ifl, fie aber die Herausgabe verweigern, nach richterlichem Ermeffen 
entweder mit Hausfuhung zu verfahren, oder es find die im Art. 178 geordneten Mit- 
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tel anzuwenden. Iſt der Belip geläugnet, aber doc mwahrjcheinlih, und dieſe Wahr- 
fheinlichkeit kann auf Befragen der Perfon nicht für befeitigt angenommen werden: fo 
ift die eidliche Beſtärkung des Nichtbefiges zu verlangen und bei deren Verweigerung 
Hausfuhung vorzunehmen. 

Art. 150. Zur Herftellung des Beweiſes der Aechtheit von Urkunden, insbeſon— 
dere wenn der Angefchuldigte deren Anerkennung verweigert, kann eine Bergleichung 
mit anderen unzweifelhaft ächten Urkunden durch Sacverftändige vorgenommen werden. 
Fehlt es an zu vergleichenden Handſchriften des Angefchuldigten felbit, fo kann derjelbe 
zur Fertigung einer Niederfchrift vor Gericht aufgefordert werden, ohne daß jedoch 
Zwangsmittel anzuwenden find. 

Art. 151. Zu [Urkunden in fremder Sprache hat der Unterfuchungsrichter eine* 
Ueberfegung dur einen beeidigten Sadverjtändigen BEINEN) zu den Alten bringen 
zu laſſen. 


II. Befchlagnahme und Eröffnung von Briefen. 


Art. 152, Briefe, welche ein Angefchuldigter empfängt oder abfendet, nachdem 
bereit8 ein Vorführungsbefehl oder ein Verhaftsbefehl gegen ihm erlaffen, oder er vor— 
läufig in Berwahrung genommen oder verhaftet ift, kann der Unterfuchungsrichter in 
Beichlag nehmen, auch deren Auslieferung von den Poſtbehörden verlangen 

Nicht minder fann der Staatsanwalt ſolche Briefe durch Polizei-Beamte wegneh— 
men und durch dieſe fofort uneröffnet an den Unterfuchungsrichter abgeben laſſen. Auch 
fann er die Poftbehörde zur Zurüdbehaltung folher Briefe bis auf weitere Verfügung 
des Unterfuhungsrihters auffordern, erfolgt jedoch eine ſolche Verfügung nicht innerhalb 
drei Tagen, jo hat die Poftbehörde die Beförderung der Briefe nicht weiter zu bean» 
fanden 

Art. 153. Die Eröffnung der in Beſchlag genommenen Briefe kann nur durd 
den Unterfuchungsrichter gefchehen, und zwar wenn der Angefchuldigte zuſtimmt, ohne 
Weitered Im entgegengefepten alle muß der Unterfuhungsrichter zuvor die Zuftim- 
mung ded Kreisgerichtes einholen, weldhe nur dann ertheilt werden fann, wenn entwe« 
der fchon ein Verhaftäbefehl gegen den Angefchuldigten erlaffen ift, oder wenn befondere 
Gründe zu der Annahme berechtigen, daß die Briefe die Vereitelung der Zwecke der 
Unterfuhung zur Folge haben fönnen. 


Art. 154. Die Beichlagnahme von Briefen tft dem Angefchuldigten und, wenn 
er abwefend ijt, einem feiner Angehörigen befannt zu machen. 

Iſt die Eröffnnng der Briefe erfolgt, fo find dieſelben, fofern von der Mittheilung 
ihred Inhaltes fein nachtheiliger Einfluß für die Unterfuchung zu beförgen ift, in Ur— 
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fchrift, oder in Abfchrift, oder im Auszuge, dem Ungefchuldigten oder denjenigen, an 
welche fie gerichtet find, mitzutheilen, Iſt der Angefchuldigte abwefend, fo gefchieht die 
Mittheilung an einen feiner Angehörigen. Sind Angehörige nicht da, oder weigern fie 
ſich die Mittheilung anzunehmen, fo iſt, wenn dieſes nach Ermeſſen des Richters im In- 
tereffe des Ubfenders des Briefes Liegt, der Brief dem Abſender zurückzuſchicken oder, 
wenn derfelbe bei den Alten bleiben muß, dem Abfender geeignete Nachricht zu ertheilen. 

Art. 155. - Briefe, welhe in Beſchlag genommen, deren Eröffnung aber nicht 
für nöthig erachtet wurde, find ohne Verzug demjenigen, an den fie gerichtet find, aus- 
zuantworten oder der Poft zurüdzirgeben. 


Neuntes Kapitel. h 
Bon dem Augenfheine und von Sadverftändigen in der Borunter 
fuhung. 


J. Augenfchein überhaupt. 

Art. 156. ‚Augenfchein ift vorzunehmen, fo oft ein für die Unterfuchung erheblis 
her Umstand dadurch aufgeklärt werden kann. Sept die Erforfhung des zu unterfut« 
chenden Gegenjtandes befondere Kenntniffe oder Yertigkeiten voraus, fo werden Sachver— 
ftändige beigezogen, 

Art. 157. Das über die Artder Bornahme unddie Ergebniffe des Augenſcheins aufzu« 
nehmende Protofoll (Art.89) iſt dergejtalt mit Beftimmtheit und Ausführlichkeit abzufaffen, 
daß es eine vollitändige und treue Anfhauung der befichtigten Gegenftände gewährt. 

Es find zu diefem Zwede erforderlichen Balles Zeichnungen, Pläne oder Riffe bei- 
zufügen und Maße, Gewichte, Größe und DOrtöverhältniffe nad befannten und unzwei— 
felhaften Beftimmungen zu bezeichnen, 

Art. 158. Fehlt es bei einem Augenfcheine an den erforderlichen Berfonen, oder 
wurde fein oder ein ungenügendes Protokoll aufgenommen, fo find die Wahrnehmungen 
der dabei anmwefend gewefenen Perſonen nöthigenfalld nach den Regeln über die Abhö— 
rung der Zeugen zu erheben. 


1. Sachverſtaͤndige. 

Art. 159. Sind Sachverftändige bei einem Augenfheine oder zu einer fonftigen 
Ermittelung erforderlich, fo fol der Richter nad Befinden einen oder mehrere zuzieben, 
vorbehältlih der befonderen Verordnung in den Art. 169 und 173, 

Art. 160. Der Unterfuhungsrichter wählt die Sachverftändigen. Sind dergleichen 
ftändig beftellt. fo fol er Andere nur dann beiziehen, wenn Gefahr auf dem Berzuge 
haftet, oder jene durch befondere Berhältniffe abgehalten find, 
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Berfonen, weldhe in den. Art 65 und 66 erwähnten Berhältniffen ftehen, darf der 
Unterfuhungsrichter nicht als Sahverftändige gebrauchen. Dem Angefhuldigten fteht 
das Recht der Ablehnung in der im Art, 68 geordneten Weife zu. Erachtet der Unter» 
fuhungsrihter die Ablehnung für begründet, fo hat er andere Sachverſtändige zuzuziehen, 

Alles diefes gilt auch bei den Art. 118, 119 und 151 gedachten Sachverſtändigeu. 


Art. 161. Sachverftändige, welche nicht ftändig angeftellt und nicht bereits als 
ſolche im Allgemeinen verpflichtet find, follen noch vor der Einnahme "des Augenfcheins 
von dem Unterfuhungsrichter darauf eidlich verpflichtet werden, daß fie die gemachten 
Wahrnehmungen treu und vollftändig angeben und ihr Gutachten nah beitem Wiffen 
und Gewiffen und nad den Regeln ihrer Wiſſenſchaft oder Kunft abgeben wollen. 

Art. 162. Die körperliche Befihtigung einer Frauensperſon fol, wenn Rüdfichten 
des fittlihen Anftandes es erfordern, in Abwefenheit aller anderen Perſonen, allein durch 
einen Arzt unter Zuziehung einer ehrbaren Frau, nah Befinden einer verpflichteten 
Hebamme, oder auch durch die leptere allein, geſchehen. 

Art. 163. Der Unterfuchungsrichter leitet den Augenschein der Sachverſtändigen. 
Er bezeichnet die Gegenftände, auf welde fie ihre Beobachtung zu richten haben, und 
ftellt die ragen, deren gutachtliche Beantwortung er für erforderlich hält. 

Die Sadhverftindigen können darauf antragen, daß ihnen aus den Akten oder durch 
Vernehmung von Zeugen über von ihnen beftimmt zu bezeichnende Punkte, welche für 
das abzugebende Gutachten erheblich zu fein fcheinen, weitere Aufflärungen gegeben werden. 

Art. 164. Iſt der Augenfhein von den Sadhverftändigen in Gegenwart deö Ge- 
richtd vorgenommen worden, fo wird das Gutachten derfelben mit Gründen von ihnen 
fofort zu Protokoll gegeben, e8 wäre denn, daß fie ſich die Abgabe eines fchriftlihen Gut— 
babens vorbehalten; auch kann der Unterfuhungsrichter im wichtigeren Fällen die Rach- 
bringung eines folden Gutachtens erfordern, wozu eine angemeffene Friſt zu beitimmen ift. 

Haben die Sadhverftändigen ihre Beobachtungen und Unterfuhungen ohne Gegens 
wart und Mitwirfung des Gerihtes angeftellt, fo geben fie ihr Gutachten mit den Grün- 
den mündlich zu Protofoll oder fchriftlich zu den Akten. 


Art. 165. Im Halle thatfächliche Behauptungen in dem Gutachten der Sachver— 
fHändigen mit dem Inhalte des über den Angenfhein aufgenommenen gerichtlichen Pro- 
tofolles in Widerfprud ftehen, oder wenn die Sachverftändigen fih rüdfichtlich thatſäch— 
liher Berhältniffe widerfprecden, oder wenn Dunkelheiten, Unvollitändigfeiten oder Unbe- 
ftimmtheiten in thatfächlicher Hinficht vorliegen, hat der Unterſuchungsrichter die Sad: 
veritändigen uoch einmal zu befragen, ımd wenn dadurch feine Aufklärung zu erlangen 


ift, fofem es möglich tft, den Augenfhein dur die nämlichen vder durch andere Sach— 
verftändige wiederholen zu laffen 
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Art. 166. Iſt das Gutachten der Sahverftändigen mangelhaft, dunkel, unvoll 
ftändig, unbeftimmt, ſich widerfprehend oder unſchlüſſig, fo find die Sachverſtaͤndigen von 
dem Unterfuhungsrichter noch einmal zu vernehmen, und wenn fih hierdurch der Ans 
fand nicht hebt, andere Sachverſtändige beizuziehen 

Sind Sadverftändige nur verſchiedener gutachtliher Meinung, fo hat der Unter 
fuhungsrichter einen weiteren Sachverſtändigen beizuzieben, und wenn die Sadverftän- 
digen Aerzte oder Chemiker find, das Gutachten einer höheren Medizinal- Behörde oder 
einem fonftigen Kollegium von Sadverftändigen, nah Befinden auch einzelnen in befon» 
derem Rufe ſtehenden Sadhverftändigen vorzulegen und deren weitere Begutachtung zu 

veranlaflen. 


1. Berfahren bei Tödtungen und Mörperverlegungen insbefondere, 


Art. 167. Liegt bei einem Todesfalle Verdacht vor, daß er dur ein Verbrechen 
verurfacht worden fei, fo ift vor der Beerdigung eine Leihenfhau und Leichenöffnung 
vorzunehmen, War die Leiche bereits beerdigt, fo ift fie zu diefem Behufe wieder aus— 
zugraben, fofern nach den Umftänden noch ein erhebliches Ergebniß davon erwartet wer- 
den fann und nicht die Rüdjiht auf die Gefundheit der dabei Theil nehmenden Perfo- 
nen die Vornahme der fraglihen Handlungen widerräth. 

Art. 168, Ehe zur Deffnung der Leiche gefchritten wird, ift diefelbe foldhen Per: 
fonen, welche den Berftorbenen gefannt haben, und wenn ein Berdächtiger bereits in 
Unterfuhung gezogen ift, auch diefem zur Anerkennung vorzuzeigen, 

Kennt Niemand den Berftorbenen, fo ift eine genaue Befchreibung deffelben zu den 

Alten zu bringen und in Öffentlihen Blättern befannt zu machen. 
Art. 169. Die Leichenfhau und die Leihenöffnung wird von dem Unterfuhungs: 
richter und dem Protokoll-Führer, auch dem Staatsanwalte, wenn diefer zugegen fein 
will, durch den gerichtlichen Arzt und Wundarzt vorgenommen, fo daß dem Arzte vor» 
zugsweiſe die Leitung der dem Wundarzte zufommenden Ausführung zufteht, 

Iſt der DBerftorbene in der feinem Zode vorhergegangenen Krankheit von einem 
anderen Arzte oder Wundarzte behandelt worden, fo ijt auch diefer, fofern es ohne Ber- 
zögerung geſchehen kann, zur Gegenwart bei der Leihenfhau und Leichenöffnung auf 
zufordern. 

Art. 170. Bei der Leichenſchau hat der Unterſuchungsrichter darauf zu ſehen, 
daß die Lage und Befchaffenheit des Leichnams und alles, was nah den Umftänden 
auf die Unterfuhung von Einfluß fein kann, forgfältig beachtet werde, Insbeſondere 
find die vorgefundenen Wunden und andere Äußere Spuren erlittener Gewaltthätigfeiten 
nad ihrer Zahl und Befhaffenheit, mit Bemerkung der Mittel und Werkzeuge, durch 
59 
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welche fie wahrfcheinlich verurfacht wurden, genau zu verzeichnen und die etwa vorge 
fündenen, möglicher Weife gebrauchten Werkzeuge mit den vorhandenen Verletzungen zu 
vergleichen. 

Art. 171. Die Leichenöffnung kann unterbleiben, wenn ſchon bei der Reichenfchau 
aus der Befchaffenheit der vorhandenen Berlegungen in Berbindung mit der Zeit des 
erfolgten Todes und den font vorliegenden Umftänden die Todesurfache fih nach dem 
Urtheile der zugezogenen Sadhverjtändigen mit unzweifelhafter Gewißheit ergibt. 

Außerdem ift die Leichenöffnung in der Weife vorzunehmen, daß die Kopfe Bruſt— 
und Unterfeibs-Höhle eröffnet werden; felbit in dem Kalle, wenn die Urfache des Todes 
bereit3 in einem Theile des Körpers aufgefunden worden ift. 

Art. 172... Bei dem Kindermorde, iſt, wenn das Leben des Kindes nicht ſchon 
ohnedies außer Zweifel beruht, noch insbefondere die Lungens und Athem- Probe vorzus 
nehmen und darauf zu achten, ob das Kind fein Leben außerhalb der Mutter fortzufepen 
geeignet gewefen. 

Art, 173. Bei Vergiftungen ift die erforderliche Unterfuhung giftiger oder ſonſt 
verdächtiger Gegenftände durch zwei Chemiker unter Beauffihtigung des Gerichtsargtes 
vornehnten zu laſſen. Das Beifein des Berichtes iſt bierbet nicht erforderlich. 

Begutachtungen find in Vergiftungsfällen von den Aerzten undChemifern zu geben. 

Art. 174. Bei Körperverlegungen und Verwundungen ift bei dem etwa erfor« 
derlihen Augenfheine und der Begutachtung bejondere Rüdjiht auf die gebrauchten 
Werkzeuge und auf die eingetretenen oder noch zu beforgenden nachtheiligen Folgen zu 
nehmen, 

Bei den nad Art. 131, Nr, 4 und 5 des Strafgefepbuches zu beitrafenden Kör— 
perverlegungen kann nach richterlihem Ermeſſen ftatt des gerichtlichen Arztes oder Wund— 
arztes der Hausarzt oder Hauswundarzt ald Sachverſtändiger gebraucht werden. 


Zehntes Kapitel. 
Bon. den Zeugen und dem Befhädigten in der Vorunterfuhung, 


J. Pflicht zum Zeugniß. 

Art. 175. Im der Negel ift jeder verpflichtet, über dasjenige, was ihm von dem 
Gegenftande der Unterfuchung befannt tft oder damit in Verbindung fteht, vor Gericht 
Zeugniß abzulegen, | 

Er erhält dafür auf Berlangen eine tarmäßige Zeugengebühr. 

Art, 176, Die Üblegung eined Zeugniffes können jedoh ablehnen: 

1) Ehegatten, Verlobte, Verwandte und Verſchwägerte in aufiteigender und abftei- 
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gender Linie, Verwandte in der Geitenlinie biß zum dritten Grade und Ber 
fhwägerte in der Seitenlinie bid zum zweiten Grade, Moptiv- und Pflege 
eltern und Kinder des Angeſchuldigten; 

2) Beiftliche in Anſehung deffen, was ihnen in der Beichte oder fonft als Seel 
forger anvertraut worden iſt; 

3) Staatsbeamte und andere in öffentlichem Dienfte ſtehende Perfonen in Anfehung 
folder Gegenftände, welche fie nach ihrem Amte oder Dienfte zu verfchweigen 
verpflichtet find; es fei denn, daß fie von Diefer Pflicht durch die ihnen vorge 
feßte Dienjtbehörde entbunden werden; | 

4) Sahmalter und Bertheidiger in Anſehung desjenigen, wad ihnen in diefer Ei— 
genfhaft von dem Angefchuldigten anvertraut worden ift, 

Art, 177 Jeder Beuge kann die Beantwortung von Fragen ablehnen, auf 
welhe er zu feiner eigenen Schande, oder zur Schande einer noch nicht in Unterfuchung 
befangenen Perfon ausfagen müßte, zu welcher er in einem der im Art. 176, Nr. 1 
bezeichneten Verhältniſſe jteht 

Die Beantwortung von Fragen, weldhe auf gegen eine Perfon verhängt gewefene 
Unterfuhungen, auf ergangene Straferfenntniffe oder verbüßte Strafen gerichtet find, 
kann nicht abgelehnt werden, 

Art. 178. Derweigert ein Zeuge die Ablegung eines Zeugniffes, wo er dazu 
verpflichtet ift, fo kann ihm der Unterfuchungsrichter durch eine Geldftrafe bis zu zwan- 
zig Thalern, im Falle der Arımuth durch Gefängniß bis zu vierzehn Tagen, und bei 
fernerer Berweigerung durch Gefängniß bis zu ſechs Wochen, zur Erfüllung feiner Ber: 
bindlichkeit anhalten. 


U, Borladung der Zeugen, 

Art 179. Borm, Inhalt und Behändigung der Vorladungen von Zeugen rich« 
ten fih nach den Vorſchriften in den Art, 103 f. 

Es iſt aber einer ſolchen Ladung Die Verwarnung beizufügen, daß der Zeuge bei 
einer namhaft zu machenden Geldftrafe bis zu fünf Thalern der Ladung Bolge zu lei— 
ten und außerdem noch zu gewärtigen habe, daß er auf feine Koften anderweit werde 
vorgeladen, nach Befinden auch zum Behufe der Abhörung vor Gericht werde vorge- 
führt werden. 

Bei der Abhörung einer im Voraus ungewiffen Zahl von Zeugen am Drte eines 
Berbrehens gilt, was im Art. 110 geordnet ift, 

Die Mitglieder der Tandesherrkichen Familie werden in ihren Wohnungen vernommen, 

Die Eidesformel wird ihnen von dem mit der Bernehmung beauftragten Richter 
vorgelefen und zur eigenhändigen Unterjhrift vorgelegt. 
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Zur Hauptverhandlung werden fie nicht vorgeladen, fondern es foll ſtets nur De 
von ihnen zu Protokoll gegebene Ausfage verlefen werden, 

Art. 180. Zeugen, welche durch Krankheit oder Gebrechlichkeit vor Gericht zu er- 
fheinen verhindert find, werden in ihrer Wohnung vernommen, und es ift hiernad ihre 
Borladung entfprehend einzurichten. 


I. Abhörung der Zeigen. 

Art, 181. Die Zeugen werden ohne Beifein des Angefhuldigten oder anderer 
Zeugen vernommen, „ 

Art, 182, Bei Zeugen, welche taub, flumm oder der deutfhen Sprade nicht 
mächtig find, ift das in den Art. 118 und 119 geordnete Verfahren einzuſchlagen. 

Art. 183. Der Zeuge wird zuerft ermahnt, über alle Umftände, über welche er 
werde befragt werden, nad der ihm beimohnenden Wiffenfhaft die reine und unver 
fälfhte Wahrheit anzugeben, nichts, was ihm von der Sache befannt ift, zu verfchweis 
gen und feine Ausfage fo einzurichten, daß er fie auf Erfordern mit unverleptem Ge— 
wiſſen werde eidlich beftärken fünnen, | 

Art. 184. Sodann ift der Zeuge über feinen Vornamen und Familiennamen, 
Geburtsort, Wohnort, Alter, über feine etwaige Verwandtfhaft, Bekanntfchaft oder fon- 
flige Verbindung mit einem bei der Unterfuhung Betheiligten, auch darüber, ob er 
von feiner Ausfage Nupen zu hoffen oder Schaden zu befürchten, ob ihm wegen feines 
Beugniffes etwas angeboten, verfprochen oder gegeben, oder er über das, mas er aus 
fagen fol, im Boraus unterrichtet worden, zu befragen. 


Art. 185. Bei Abhörung über die Sache felbit ift der Zeuge zunörderft zu eir 
ner zufammenhängenden Erzählung der den Begenftand des Zeugniſſes bildenden That« 
fachen, fodann aber durch weiteres Befragen zur Ergänzung derfelben und zur Hebung 
von etwaigen Dunfelheiten und Widerfprüchen zu veranlaffen, 

Ueberall ift der Grund feines Wiffens zu erforfhen; Fragen aber, durch welche ihm 
Zhatumftände vorgehalten werden, die durd feine Antwort erft feitgeftellt werden follen, 
find möglichft zu vermeiden. 


Urt. 186, Sollen dem Zeugen zum Behufe der Anerkennung Berfonen vorge 
ftellt oder Sachen vorgelegt werden, fo ift er vorher zur genauen Befchreibung und An— 
gabe unterfheidender Kennzeichen derfelben aufzufordern, 

Art. 187. Ueber Gegenüberftellung der Zeugen mit dem Angefchuldigten entfchei- 
det die Vorfchrift des Art. 129. Die im Art, 176 genannten PBerfonen dürfen jedoch, 
wenn fie fih als Zeugen haben abhören laſſen, dem Angefhuldigten überhaupt nur dann 
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gegenüber geftellt werden, wenn der Angefchuldigte oder der Zeuge diefes beſonders ver- 
langt. 

; Auch eine Gegenüberftellung mehrer Zeugen unter fi fol nur dann vorgenommen ' 
werden, wenn die Aufklärung von Widerfprühen über erbeblihe Umftände zu erwarten 
ſteht, und diefer Mafregel haben fih auch die im Art. 176 gedachten Perfonen zu uns 
terwerfen. 

IV, Bereidung der Beugen. 


Art. 188. In der Borunterfuhung findet eine Vereidung der Zeugen nicht 
Statt, ausgenommen wenn bei einem Zeugen wegen Krankheit, längerer Abweſenheit 
oder aus font einem Grunde zu erwarten fteht, daß er bei der Hauptverhandlung nicht 
werde gegenwärtig fein fönnen, oder wenn der Staatsanwalt oder der Angefchuldigte 
die Vereidung beſonders beantragen. 

Art, 189. Die Bereidung der Zeugen unterbleibt nıcht bloß, wenn diefelben ei- 
desunmündig oder eidesunfähig find, fondern auch, wenn der Richter wegen der befon- 
deren Beziehungen des Zeugen zu den in der Unterfuhung befangenen Berfonen, oder 
zu den in diefer verhandelten Verhältniffen die Vereidung für bedenklich hält, 

Die BVereidung der Zeugen erfolgt vor oder nach Abhörung derfelben, nachdem fte 
zur Ausfage der Wahrheit ermahnt und vor Begehung eines Meineides oder leichtfin« 
nigen Eides verwarnt worden find. 

Die Eidesformel richtet fih nad den ſonſt darüber beftehenden gefeglihen Vor— 
fhriften, nach denen auch zu beurtheilen ift, inwiefern nach befonderen Religions Grund- 
fügen andere DVerfiherungen einem Eide gleichſtehen. 

Der Zeuge fhwört: „auf die an ihn gerichteten Bragen ohne Gunft, ohne Haß und 
ohne Furcht die ganze und lautere Wahrheit und Nichts als die Wahrheit zu fagen“, 
oder — wenn die Eidesleiftung nach der Abhörung erfolgt — „gefagt zu haben“. 

Die Schlußbeitimmungen des Art, 179, die Vernehmung der Mitglieder der lan« 
desherrlichen Familie betreffend, gelten auch hier. 

Art 190. Die in dem Artikel 176 gedachten Perſonen fönnen, wenn fie fi 
freiwillig ald Zeugen abhören Taffen wollen, den Zeugeneid verweigern, 

Gegen andere Perfonen tritt im Falle der Berweigerung das im Art. 178 vorge: 
fhriebene Verfahren ein, Sind fie dadurd nicht zum Eide zu bewegen, fo werden fie 
unbeeidigt abgehört nad vorgängiger Leiftung eines Handgelöbniffes, oder ohne dieſes, 
wenn fie auch dieſes verweigern. 


V. Der Beihädigte und die fonftigen Privat-Betheiligten, 
Urt, 191, Der Berlepte bei einem Verbrechen, welches von Amtswegen vom 
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Staatsanwalte verfolgt wird, ingleichen der Betheiligte bei Verbrechen, welche nur auf 
feinen Antrag verfolgt werden, find rüchichtlih ihrer Ausfagen über das Verbrechen 
“und über dabei in Frage kommende Umftände wie Zeugen zu behandeln. 

Sie haben das Recht, eine Gebühr nach der Taxe für die Zeugengebühren zu ver 
langen; der Betheiligte bei Berbrechen, welche nur auf feinen Antrag verfolgt werden, 
jedoch bloß in dem Falle, wenn der Angefchuldigte verurtheilt wird. 

Art. 192. Auch die Bereidung der im dem vorigen Artikel genannten Perſonen 
bei Verbrechen gegen den Beſitz oder das Eigenthum richtet ih nah den Regeln bei 
Zeugen. * 

Beſitz und Eigenthum brauchen von diefen Perfonen nicht eidlich bekräftigt zu wer- 
den, wenn der Angefchuldigte fie nicht beftreitet. 

Ueber Werthsermittelungen bei den gedachten Verbrechen durch den Befchädigten 
entfcheidet Art, 43 des Strafgefepbuches. 


Elftes Kapitel. 


Bon dem Schluffe der Borunterfuhnng, der Berfegung in den 
Anklageftand und der Borladung zur Hauptverhbandlung. 


J. Schluß der Borunterfuhung. 


Art, 193. Die PVorunterfuhung wird gefchloffen, fobald der Zweck Dderfelben 
(Artikel 3) erreicht ift. 


I. Anträge der Staatsanwaltihaft und Auflageihrift. 


Art. 194. Nah dem Echluffe der Vorunterfuchung hat der Staatsanwalt, info- 
fern nicht Anträge auf Vervollftändigung der Unterſuchung zu ftellen find, bei Verbre— 
hen, welche vor das Kreisgericht gehören, die Anklagefchrift zu fertigen und nebit den 
Alten dem Kreisgerichte zur Beſchlußfaſſung über die Verfegung in den Anklageftand 
und die Anberaumung einer Hauptverhandlung mitzutbeilen. - 

Hält der Staatsanwalt dafür, daß die Hauptverhandlung vor ein Gefhwornenge- 
richt gehörig fei, fo hat er die Akten dem Ober-Staatsamwalte einzufenden, welcher die 
felben der Anflagefammer des Appellationsgerichtes mit dem durch eine Darftellung der- 
jenigen Thatſachen, welche den Gegenſtand der Anklage bilden follen, zu begründenden 
Antrage überreicht: beitimmte Angefchuldigte wegen beitimmter Verbrechen auf dem Grunde 
der zu bezeichnenden Strafgefeße in den Auflogskand zu verfeßen und. vor das Ge- 
fhwornengericht zu verweifen. 


Hat die Anflagefammer die Verfegung in den Anklageftand ausgefprohen (Art. 


417 


199, 200), fo hat der Ober-Staatsanwalt die Anflagefhrift zu fertigen und diefe nebit 
den Alten dem Präfidenten des Gerichtshofes mitzutbeilen. 

Hält die Etaatsanwaltfchaft dafür, daß die Einftellung der Unterfuhung zu bean- 
tragen fei, fo fommen die Vorfchriften des Artikel 95 zur Anwendung. 

Art. 195. Eine Anflagefchrift it bei Strafe der Nichtigkeit erforder 
lich. Die Anflagefhrift wegen eines vor das Gefchwornengericht verwiefenen Verbrechens 
foll enthalten: 

1) den Namen des Angefchuldigten und deffen perfönliche Verhältniſſe; z 

2) eine Darjtellung derjenigen Thatfachen, welche das, den Gegenftand der Anklage 
bildende Verbrechen begründen follen, mit den etwaigen erfchwerenden oder mil 
dernden Umftänden ; 

3) die Anklage in der Weile, daß der Amgefchuldigte wegen des fraglichen, nach ſei— 
nen thatſächlichen Beftandtheilen anzugebenden Verbrechens angeklagt werde, das 
gleichfalls hier anzugebende Strafgefep, oder eventuell ein anderes zu benennen 
des Strafgefeh verlept zu haben ;. 

4) zum Scluffe find die Beweismittel anzugeben, welche bei der tünftigen Haupt: 
verhandlung gebraucht werden follen. Imsbefondere And die Namen und: der 
Aufenthaltsort der Belaftungs- und BVertheidigungd-Zeugen und der Sadhverftän« 
digen, deren Abhörung die Staatsanwaltfchaft bei der Hauptverhandlung verlangt, 
oder bei denen fie fih mit Vorlefung ihrer bereits in der Vorunterfuchung ent 
baltenen Ausfagen begnügen will, anzugeben. 

Die Anflagefhrift wegen eines Verbrechens, welches vor das Sreisgericht zu ver— 
weifen ift, foll die vorftehend unter 1, 2 und 4 angegebeuen Beſtandtheile enthalten, ftatt 
der förmlihen Anklage unter 3 jedoch nur das Verbrechen und das verlegte Strafgefep 
bezeichnen, 


III. Entfcheidungen des KHreisgerichtes und der Anflagefammer des 
Appellations: Gerichte. 

Art, 196. Die Berathung der Anklagefammer über die Verfegung in den An— 
Flageitand erfolgt in Anwefenheit des Ober-Staatsanwaltes, welder nur bei der Abſtim— 
. mung nicht gegenwärtig. it. 

In gleicher Weife kann der Staatsanwalt den Berathungen des Kreiögerichtes über 
Berweifung einer Sache zur Hauptverhandlung beiwohnen. 

Findet die Anklagefammer oder das Kreisgericht bei dieſen Beratbungen, daß Die 
Borunterfuhung noch einer PINS bedarf, fo wird diefelbe durch die Staats- 
anwaltfchaft veranlaßt. 

Art. 197. Hält die —— dafür, daß die Sache, weil ſie kein Verbre⸗ 
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hen im engeren Sinne betrifft, nicht vor das Geſchwornengericht, fondern, weil ein Ber- 
geben in Frage jteht, vor das Kreisgericht, oder wegen deffen Unzuftändigfeit vor ein 
andered Kreidgericht, oder weil eine Uebertretung vorliegt, vor einen Einzelrichter gehö— 
tig fei, oder hält das Kreisgericht dafür, daß die Sache vor das Geſchwornengericht, 
oder vor ein anderes Kreidgericht, oder vor einen Einzelrichter gehöre, fo ift diefes aus- 
zufprechen und die Sache an das zuftändige Gericht zu verweifen, 

Berweifungen dur die Anklagefammer an die dem Appellations: Gerichte unterge- 
ordneten Kreisgerihte oder Einzelrichter binden diefe, und Verweiſungen der Kreiöge- 
richte an die ihnen untergeordneten Einzelrichter binden ebenfalls dieſe letzteren. Bei 
anderen Derweifungen ift erforderlihen Falles der Streit über die Zuftändigfeit nad 
Artifel 63 zu erledigen. 

Die Berweifung wegen Nihtzuftändigkeit hat feine Nichtigkeit der bisherigen Vor— 
unterfuchung zur Folge, vielmehr hat das Gericht, an welches verwiefen worden if, auf 
dem Grunde derfelben weiter zu verfahren. 

Eind mehrere Verbrechen Gegenftand der Vorunterfuhung, und ift das Gefchmwor- 
nengericht rücfichtlich eines oder mehrerer, vücdjichtlih anderer das Kreisgericht oder ein 
Eingelrichter zuftändig, ingleichen, wenn das Kreisgericht rüdfichtlich einzelner, und rüd- 
fihtlih anderer ein Einzelrichter zuftändig iſt, foll die Zuftändigfeit des höheren Gerich— 
tes aud auf diejenigen Verbrechen eritredt werden, welche eigentlih vor den- niederen 
Richter gehörig find, und es foll daher eine theilmeife Verweifung der Sache vor einen 
niederen Richter nicht eintreten. Ausgenommen find jedoch hiervon diejenigen Fälle, in 
welchen fhon nach dem zweiten und dritten Abfape des Artikel 56 eine Erftredung des 
Gerichtsſtandes ausgefhloffen ift. 

Art, 198, Binder die Anklagekammer oder das Kreiögericht, daß die in dem An- 
trage oder der Anklagefchrift angeführte That durch fein Strafgefeg verboten ift, oder 
daß der Staatsanwalt ohne den erforderlich gewefenen Antrag eines Betheiligten, oder 
umgekehrt ein Privat-Ankläger an der Stelle des Staatsanwaltes aufgetreten if, wo nur 
legterer hätte auftreten könneh, oder daß es an Beweismitteln fehlt, um den Angiſchul- 
Digten für dringend verdächtig halten zu können, oder daß diefer in Folge unzweifelhaf 
ter Thatfachen als ftraflos erfcheint, fo ift die Entiheidung zu geben: daß der Angefchul« 
digte nicht in den Anflageftand zu verfepen fei. 

Die Entfheidung kann von der Bedingung abhängig gemacht werden, daß zuvor 
Zeugen, weldhe zu Gunſten des Angefchuldigten ausgefagt haben, ihre Ausfagen eidlich 
befräftigen. Dann hat der Unterfuchungsrichter die Entfheidung erft nach erfolgter Ber» 
eidung dem Angefchuldigten befannt zu machen. Kann die Bereidung nicht erfolgen, 
oder ändern die Zeugen ihre früheren Ausſagen: fo ift eine anderweite Entſcheidung 
einzuholen, 
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Iſt bei einem abwefenden Angefchuldigten zu vermuthen, daß im Falle feiner Wie⸗ 
dererlangung der gegen ihn ſtreitende Verdacht ſich erhöhen werde, fo kann ſtatt der Ent— 
ſcheidung, daß der Angeſchuldigte nicht in den Anklageſtand zu verſetzen ſei, befchleffen 
werden, daß die Sache bis zur Wiedererlangung des Angefihuldigten auf fih beruhen folle. 

Art. 199. Treten die in dem vorigen Artikel gedachten Fälle nicht ein und er 
fheint der Angeſchuldigte insbeſondere dringend verdächtig, fo it” ein Berweifungs: 
beſchluß auf Verfegung des Angefchuldigten in den Anklageftand zu ertheilen. Der 
Berweifungsbefhluß hat den Namen des Angefhuldigten, das ihm zur Laſt gelegte Bers 
brechen und das Strafgefeg, nach welchem es zu beitrafen iſt, zu bezeichnen. 

In der Bezeichnung des Verbrehens und des Strafgefeges iſt das Gericht nicht 
an die Anträge der Staatsanwaltichaft gebunden, Auch iſt eine eventuelle Bezeichnung 
des Verbrechens und der anzumwendenden Strafgefege zuläflig. 

Die Anträge der Staatsanwaltfchaft auf Benupung von Beweismitteln in der Haupt: 
verhbandlung dürfen nicht abgelehnt werden. 

Das Gericht kann jedoch von Amtswegen die Benupung von Beweismitteln in der 
Hauptverhandlung, welde die Staatsanwaltfchaft nicht beantragt hat, und die es für er- 
forderlich erachtet, namentlich die Vorladung von Zeugen und Sadverftändigen, oder 
auch die Vorlefung der in der Vorunterfuhung erftatteten Ausfagen von Zeugen oder 
Sachverſtändigen anordnen. 

Art. 200, Die in den Art. 197199 gedachten Entſcheidungen find bei Strafe 
der Nichtigkeit mit den Unterfhriften der Gerichtömitglieder, welche an der Beichlußfaf- 
fung Theil genommen haben, zu verfehen, 

Weicht die Entfheidung des Berichtes von den Anträgen der Staatsanwaltfhaft 
ab: fo ift diefelbe der letzteren fofort mitzutheilen. . 

Die Anflagefammer theilt den Berweifungsbeihluß nebft den Alten dem Ober- 
- Staatdanwalte mit, welcher fodann die Anklagefchrift zu entwerfen hat 

Art. 201. Die Ankiagefhrift und der BVerweifungsbefhluß it dem Angeflagten, 
bei Strafe der Nichtigkeit — vorbehältlth des Verfahrens bei abwefenden Angeflagten 
(Art, 218) — mit der mündlichen oder fhriftlichen Aufforderung mitzutheilen, diejenigen 
Beweismittel, welche er zur Hauptverhandlung herbeigefhafft, insbefondere Die Zeugen, 
welche er vorgeladen zu fehen verlangt, binnen einer zu beftimmenden Ftiſt anzugeben, 
damit diefelben zur Hauptverhandlung herangezogen werden fünnen. Dem Angeklagten 
tft dabei zu bemerken, daß, wenn er die Benennung der Beweismittel in der geftellten 
Friſt verfäumt, ihm überlaffen bleibe, diefelben zur Hauptverhandlung ſelbſt mitzubringen, 

Der Berweifungsbefhluß fann aud durch Vorlefen befannt gemacht werden, 

Die Ladung zur Hauptverhandlung wird entweder mit Zufertigung der Anklage— 


frift verbunden, oder fie erfolgt fpäter. en 
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Die dem Angeflagten gefegte Friſt kann nach Befinden einmal verlängert werden. 
Die Mittheilung der Anklagefchrift und des DBerweifungsbefchluffes gefchieht durch 
den Unterfuhungsrichter, wenn nicht gleichzeitig die Ladung zur Hauptverhandlung erfolgt. 


IV. Bertheidigung des Angefchuldigten. 


Art, 202. Zur Führung von BVertheidigungen befugt find die angeitellten Anz 
mwälte, und die fonft von Staatswegen zu Bertheidigungen befähigten Berfonen, Staats- 
Diener, welche die juriftifche Staatsprüfung beftanden, oder den juriftifchen Doktor-Grad 
erlangt haben, find den zu Bertheidigungen befähigten Perſonen gleich zu ftellen, Sie 
können jedoch, wenn fie nicht in einem der im Art. 65 gedachten Verbälmiffe zu dem 
Angefhuldigten ftehen, fih nur mit Genehmigung ihrer vorgefegten Dienftbehörde mit 
einer Bertheidigung befaffen. 


Art. 203, Der Angefhuldigte kann nach gefchloffener VBorunterfuhung ſich mit 
feinem Bertheidiger ohne Beifein einer Gerichtöperfon befprechen, 

Bon derfelben Zeit it die Einficht der Akten dem Bertheidiger, auch, fofern nicht 
befondere Gruͤnde entgegenftehen, dem Angefchuldigten, diefem jedoch nur unter Aufficht, 
und Beiden nur an Gerihtöftelle zu geitatten, 

Der Vertheidiger oder der Angefhuldigte fann von den ihm nothwendig ſcheinenden 
Aktenſtücken Abfchriften nehmen, oder nehmen laſſen. Bon Gutachten der Sachverſtän— 
digen find auf Verlangen unentgeltlihe Abfchriften zu ertheilen, 


Art. 204. Anträge des Angeklagten oder feines Vertheidigers auf Heranziehung 
von Beweismitteln zur Hauptverkandlung find der REN! bet Strafe der 
Nichtigkeit mitzutheilen, 

Ueber diefe Anträge entfcheidet das Kreisgericht in Fällen, die vor daffelbe verwie- 
fen find, in den Faͤllen dagegen, die vor dem Gefchwornengerihte verhandelt werden, 
die Anflagefammer, oder, wenn der Gerichtshof bereits zufammengetreten ift, diefer. 

Die Thatfachen, worüber ein Beweismittel erhoben werden fol, müffen beftimmt be- 
zeichnet fein, Werden diefelben nicht für erheblich erachtet und wird deshalb der An— 
trag des Angeklagten abgelehnt: fo ift diefes demfelben zu eröffnen, und es bleibt ihm 
unbenommen, die Beweismittel felbjt zur Hauptverhandlung berbeizufchaffen, in welcher 
dann das Gericht enticheidet, ob es die herbeigefchafften Beweismittel erheben will. 

Wenn über einen und denfelben Umſtand von dem Angeklagten mehrere Zeugen 
vorgefchlagen find, fo beftimmt das Gericht auch die Zahl der vorzuladenden Zeugen. 
Daffelbe kann au die Vorlefung der in der Borunterfuhung erftatteten Ausfagen von 
Zeugen oder Sahverftändigen anordnen, 
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V. Freilaſſung und Verhaftung des Angeſchuldigten. 


Art. 205. Bei der Entfcheidung, daß der Angeſchuldigte nicht in den Anklage 
fand zu verfegen fei (Art. 198), ift derfelbe, wenn er in Unterfuhungshaft if, fofort 
bei Bekanntmachung der Entfcheidung der Haft zu entlaffen; ed feidenn, daß die Staats« 
anwaltichaft ein Rechtsmittel eingewendet hat (Art. 206), oder ein anderer Grund zur 
Berhaftung vorhanden ift. 

Iſt Dagegen ein Verweiſungsbeſchluß ertheilt worden, und der Angefchuldigte ift noch 
nicht verhaftet, fo it er fofort bei deffen Eröffnung in Haft zu nehmen, wenn er vor 
da8 Gefchwornengericht verwiefen iſt. 

Es kann jedoch, auch wenn der Angefchuldigte vor das Gefhwornengericht verwiefen 
ift, von deffen Verhaftung Abftand genommen, bezüglih eine in der Vorunterfuchung . 
verhängte Haft wieder aufgehoben werden, wenn nad der Beichaffenheit des Berbrechens 
oder aus fonftigen Gründen anzunehmen if, daß im Falle der Berurtheilung nur auf 
Gefängniß oder eine die Dauer von vier Jahren nicht überfteigende Arbeitshausftrafe 
zu erkennen fein wird und die Abwendung oder Befeitigung der Haft auch fonft unbe— 
denklich erfcheint. 

Die Breilaffung des Angefchuldigten kann auch in. dieſem Falle von einer nah Maf- 
gabe des Art 140 zu beftellenden Sicherheitsleiftung abhängig gemacht werden. 

Die Vorfhriften über die Abwendung der Haft durch Sicherheitsftellung (Art. 140 ff.) 
und über das fichere Geleit (Art. 115 ff.) bleiben bier vorbehalten. 

Auch gegen einen freigelaffenen Angefhuldigten kann jedoch die Verhaftung fpäter 
noch verhängt werden, wenn die im Art. 131 Ziffer 1 und 2 angeführten Gründe neu 
hervortreten. 

Die Verfügung wegen m Berbaftung oder Freilaſſung des Angefhuldigten wird nad 
Gehör des Staatsanwalts von dem Unterfuhungsrichter getroffen, fowohl wenn die Haupt: 
verhandlung vor das Kreisgericht, ald wenn fie vor das Gefchwornengeriht verwiefen ift. 
Gegen die Verfügung des Unterfuhungsrichters fteht dem Staatsanwalt und dem An— 
gefhuldigten ein Rekurs an das Kreisgericht und beiden von des Xepteren Entfcheidung 
ein Rekurs an die Anklagekammer des Appellationsgerichts zu. 

Berbaftete, welche vor das Gefhwornengericht verwiefen find, follen an den Drt, 
wo das Gefchwornengericht gehalten wird, zeitig abgeführt werden, jedoch nicht vor Ab- 
lauf der im Art 206 gedachten Notbfrift und, wenn fie gegen den Verweiſungsbeſchluß 
ein Rechtsmittel eingelegt haben, nicht vor deffen Erledigung. 

Uebrigens ift auch der Präfident des Gerichtshofs ermächtigt, bei oder nad) Inſinu— 
ation der Ladung zur Hauptverhandlung den biöher von der Haft befreiten Angefchul« 
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digten verhaften zu laffen, wenn er diefes, um die perfönliche Anweſenheit des Ange 
fhuldigten in der Hauptverbandlung zu fichern, für nothwendig erachtet, 


VI. Rechtsmittel gegen die Entfcheidungen des Mreisgerihtes und der Anklage- 
kammer des Appellations-Gerichtes, 

Art. 206. Gegen die in den Art. 197—199 erwähnten Entfheidungen der An— 
klagekammer und gegen die gleichen Entfcheidungen des Kreisgerichtes fteht der Staats— 
anmwaltihaft und dem Angeklagten das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbefehwerde an das 
Ober-Appellations-Gericht zu 

Diefe ift von dem Tage der Eröffnung der Entfcheidung an innerhalb fünftägiger 
Nothfriſt bei dem Kreisgerichte oder, gegen Entfheidungen der Anklagekammer, auch bei 
diefer fchriftlich oder mündlich mit Angabe der einzelnen Nichtigfeitsgründe einzuwenden 
und hat aufſchiebende Wirkung. | 

Außer den Bällen der Nichtigkeitsbefchwerde ſteht der Staatsanwaltfhft gegen die 
erwähnten Entiheidungen des Kreisgerichtes und der Anklagekammer, wenn diefelben von 
den Anträgen der erftern abweichen, eine Berufung an das Uppellationd-Gericht zu, 
welche ebenfalls innerhalb fünftägiger Notbfrift von Mittheilung der Entfheidung an bei 
dem Kreisgerichte, bezüglich der Anklagefaumer, eingewendet werden muß, Der Be— 
ratbung über diefe Berufung, welche in nicht Öffentlicher Sitzung ſtatt findet, wohnt der 
Dber-Staatsanwalt bei. Das Appellationd-Gericht entfcheidet an der Stelle und mit 
den Befugniffen des Kreisgerichtes und bezüglich der Anklagefammer, 

Die nah dem zweiten Abfage des Art. 206 eintretende Verhaftung des Angeklag- 
ten wird nicht aufgefhoben, wenn gegen den Verweiſungsbeſchluß Nichtigkeitsbefchwerde 
ergriffen worden if, Die nad) dem erften Abfape des Art. 205 eintretende Freilaffung 
fol dagegen nur dan aufgefhoben werden, wenn die Staatsanwaltfchaft dieſes wegen 
eines einzumendenden Nechtsmitteld fofort bei Mittheilung der Entfcheidung beantragt. 

Art. 207 Die Nichtigkeitsbefchwerde fann von dem Angeklagten und von der 
Stantsanwaltfchaft, von jedem Theile, foweit die vorige Entſcheidung ihn berührt, nur 
aus folgenden Gründen erhoben werden: 

1) wenn ein nichtzuftindiges Gericht für zuftändig, oder ein zujtändiges Gericht für 

nichtzuftändig angenommen wurde (Art. 197); 

2) wenn der Staatsanwalt bei einem Verbrechen, welches nur auf Antrag eines Be— 
theiligten verfolgt werden fonnte, unberechtigter Weile ohne einen ſolchen Antrag 
aufgetreten üjt, oder umgekehrt ein Privat: Ankläger an der Stelle des Staatsan- 
walted aufgetreten ift, wo leßterer hätte auftreten müffen ; 

3) wenn gegen gefegliche Vorfchriften gefehlt wurde, bei denen die Strafe der Nich« 
tigkeit ausdrüdlich angedroht iſt; 
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4) Menn das Gerät, welches die vorige Entfheidung ertheift bat, nicht gehörig bes 
fegt war; 

5) wenn die in Frage ftehende That aus dem Grunde, weil kein einſchlagendes 
Strafgeſetz vorhanden ſei, für fein Verbrechen gehalten wurde, obgleich ein ſol— 
ches Geſetz vorhanden iſt; oder wenn fie umgekehrt für ein Verbrechen gehalten 
wurde, während fein einfchlagendes Strafgefeg vorhanden iſt; ingleihen wenn 
die That durch unrihtige Gefepesauslegung einem falfhen Strafgefege unterzo« 
gen worden ift, 


Art. 208, Zur Ausführung der Nichtigkeitsbefchwerde fann auf Antrag eine wei 
tere zehentägige Srift von Ablauf der Einwendungsfrift an verftattet werden. 


Art, 209. Das Ober-Appellations:Gericht entfcheidet über die Nichtigkeitsbe- 
fehwerde im nicht öffentlicher Sipung, ohne daß eine weitere Verhandlung vor demfelben 
Statt findet, Es ift jedoch der General-Staatsanwalt vorher davon zu benachrichtigen, 
damit er der Berathung beimohnen, oder feine Anficht ſchriftlich mitteilen kann. 

Bevor eine Entfcheidung ertheilt üt, ſteht es dem Befchwerdeführer ſtets frei, fein 
Rechtsmittel fallen zu laffen. Auch Bat der General-Staatsanwalt die Befugniß, die 
von dem Staatsanwalte oder Ober-Staatsanwalte eingewendeten Nichtigkeitsbefhwerden 
wieder aufzugeben. 


Art. 210. Binder das Ober-Appellationsgericht die Nichtigkeit begründet, fo hat 
es zu den im Art. 207 aufgezäblten Nichtigkeitsgründen 

zu Nr. 1 nur auf die Zuſtändigkeit oder Nichtzuftändigkeit des Gerichtes zu er- 
kennen; 

zu Nr. 2 auözufprechen, daß der Angefhuldigte nicht in den Anklageftand zu ver 
fegen ſei; 

zu Nr. 3 die Nichtigkeit der einzelnen fraglichen —— auszuſprechen, die 
—— des Mangels zu verfügen und die Suche zu nochmaliger Entſchei— 
dung zu verweilen ; 

zu Nr. 4 die vorige Entfheidung aufzuheben und auf nochmalige Entfcheidung zu 
erkennen ; 

zu Nr. 5 nad Berfchiedenheit der Fälle entweder zu erkennen, daß der Angeklagte 
nicht in den Anklageſtand zu verfeßen fei, oder die Sache zu nochmaliger Ent« 
fheidung an das vorige Gericht zu verweifen, oder nach Befinden die vorige 
Entfheidung gleich felbft abzuändern. 


Art. 211. Die Entfheidung des Ober: Appellations» Gerichtes it nicht nur für 
den vorigen Richter, fondern auch für die nach abgehaltener Hauptverhandlung endlich 
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entfeheidende richterliche Behörde, das Kreisgrricht, Appellations-Geriht oder den Ge— 
richtshof bei dem Gefhwornengerichte, maßgebend. 

Aberkannte Nihtigkeiten können nicht auf dem Wege einer, gegen das ertheilte 
Endurtheil erhobenen Nichtigkeitsbefchwerde nochmals zur Entfcheidung des Dber-Appel- 
lations«Gerichtes gebracht werden, 

Art. 212. Nichtigkeiten aus den unter Nr. 1, 3 und 4 des Art. 207 aufge 
führten Gründen, wegen wekcher feine Nichtigkeitsbefchwerde erhoben wurde, follen ale 
durch Verzicht befeitigt angefehen werden und können daher überall nicht auf dem Wege einer, 
gegen das fpäter erteilte Endurtheil gerichteten, Nichtigkeitsbefhwerde geltend gemacht 
werden. 

Nichtigkeiten aus den in dem Art. 207 unter 2 und 5 erwähnten Gründen werden 
nit als durch Verzicht befeitigt angenommen und fünnen nach den unten gegebenen 
näheren Borfchriften noch durch eine Nichtigkeitsbefchwerde gegen das Endurtheil in 
Wirkſamkeit gefept werden, 


VI. Nachtrag zur Anklagefhrift und Nahbringung von Beweismitteln. 


Art, 213. Weicht ein VBerweifungsbefhluß in der Bezeichnung des Verbrechens 
und des Strafgefepes von der Anklagefhrift ab (Art. 199), fo fteht dem Staatsanwalte 
frei, eine entfprechende Abänderung der Anklageſchrift vorzunehmen. 

Art. 214, Wenn auf Verlangen der Staatsanwaltihaft Zeugen und Sachver— 
ftändige, außer den in der Anklagefehrift benannten, zur Hauptverhandlung vorgeladen 
werden, fo ift der Angellagte wenigftens drei Tage vor Beginn der Hauptverhandlung 
zu benachrichtigen. 


VII Beftelung eines Bertheidigers zur Daupfverhandlung. 


Art, 215 Hat der vor ein Gefchwornengericht verwiefene Angeklagte nicht jelbft 
einen Bertheidiger gewählt, fo muß demfelben ein Vertheidiger von Amtswegen zugeord- 
net werden 

In anderen Bällen fann das Gericht einem Antrage des Angeklagten auf Zuord- 
nung eines DVertheidigerd Statt geben, oder auch, ohne einen folhen Antrag, dann, 
wenn es die einzelne Sache zu erfordern feheint, von Amtswegen einen Vertheidiger 
beftellen 


IX. Borladung zur Hauptverhandlung. 


Art. 216. Die Borladung zur Hauptverhandlung gefchieht, wenn die Sache vor 
das Kreisgericht verwiefen ift, durch diefes Gericht, und wenn fie vor das Gefchwornen- 
gericht verwiefen ift, durch den Präfidenten des Gerichtshofes (Art. 21). 


425 


Es find alle Betheiligten, der Angellagte, deffen Bertheidiger, ferner der Staats- 
anwalt, oder Ober-Gtaatsanwalt, oder der Privat-Anfläger (Art. 49), und die Privat» 
Betheiligten, welche fih dem Strafverfahren angefchloffen haben, fodann die Zeugen und 
Sachverſtändigen vorzuladen, 

Die Behändigung der Ladung gefhteht nah den Vorſchriften in Art, 103 f, Bei 
den vor dem Geſchwornengericht zu verhandelnden Straffällen ſoll zwiſchen der Behän— 
digung der Ladung und dem Tage, an welchem die Hauptverhandlung vorgenommen 
wird, ein Zeitraum von mindeſtens acht Tagen in der Mitte liegen, jedoch mit Aus— 
nahme des Falls, wenn die Hauptverhandlung blos auf einen ſpätern Zeitraum verlegt 
wird. Eine Verzichtsleiſtung auf die Friſt von Seiten der Staatsanwaltſchaft und des 
Angeklagten iſt ſtatthaft. 

Die Ladung foll eine allgemeine Androhung der für den Fall des Außenbleibens 

gefeplich beſtimmten Nachtheile enthalten. 
; Die in dem 4. 5 und 6. Abfag des Art. 179 enthaltenen Beltimmungen gelten 
auch bier. 
Art. 217. Weift der Angeflagte nad, daß er wegen Krankheit oder einer fonfti- 
gen unabwendbaren Urfache nicht erfheinen kann, fo it die Hauptverhandlung zu ver— 
tagen 

Art. 218. Kann dem Angeklagten die Ladung wegen Abwefenheit nicht behän- 
Digt werden, fo iſt derfelbe, wie im Art 112 geordnet it, öffentlich vworzuladen, Dabei 
muß zwifchen der Einrückung in die öffentlichen Blätter und dem Tage, an welchem 
die Hauptverhandlung gehalten werden foll, ein Zeitraum von mindeitens drei Monaten 
in der Mitte liegen. Auch muß die Ladung die Verwarnung, daß im Falle des Au- 
Benbleibens die im Art. 219 geordneten Nachtbeile eintreten, ausdrüdlich enthalten, 

Außerdem muß in der öffentlichen Borladung erwähnt werden, daß der Vorgeladene 
in Anflageftand verjept worden fei, unter allgemeiner Bezeichnung des ihm zur Laſt ge 
legten Verbrechens, fowie unter Angabe der Beweismittel, welche in der Gauptverhand- 
lung gebraucht werden follen. 

Zugleich ift die Ladung dem etwaigen Stellvertreter oder Bevollmächtigten, oder 
einem Angehörigen des Angeklagten (Art. 37 des Strafgefepbuches), fofern dergleichen 
Berfonen dem Gerichte bekannt find, mitzutheilen, welche für den Fall, daß fie das Aus 
Benbleiben des Angeflagten genugfam zu entfchuldigen vermögen, eine Vertagung der 
Hauptverhandlung beantragen fünnen, Auch fteht ihnen frei, für den Angeklagten einen 
Bertheidiger zu beitellen, wenn ein folcher nicht ſchon beftellt it (Art. 215). 


Art. 219. Erfheint ein gehörig vorgeladener Angeklagter bei der Hauptverhand- 
lung nit und fann er auch micht noch fofort dur einen Vorführungsbefehl erlangt 
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werden, fo ift die Hauptverhbandlung in feiner Abwefenheit zu führen und eine endlice 
Entfheidung zu ertheilen; es fei denn, daß das Gericht Die perfönliche Gegenwart des 
Angeklagten zur Ermittelung der Wahrheit für erforderlih erachtet, welchen Falles die 
Bertagung der Hauptverhandlung und wegen der etwaigen Verhaftung des Angeflagten 
das Geeignete zu befchließen iſt. 


Art, 220. Erfiheint ein vorgeladener Vertheidiger des Angeklagten nicht, fo gebt 
die Hauptverhandlung dennoch vor fich, jedoch bei Gefchwornengerichtö:Fällen nur dann, 
weun der Vertheidiger einen Stellvertreter beftellt hat und dieſer erfcheint, oder fonft ein 
‚anderer Bertheidiger noch fofort erlangt werden kann; außerdem wird die Haupwer— 
handlung vertagt. 

Der ausgebliebene Bertheidiger ift, fofern er von richterlihen Amtswegen, oder auf 
Antrag bejtellt war, oder fonft die Vertheidigung übernommen hatte, in eine Geldftrafe 
von 1 bis 20 Thalern und in die Koften der vergeblich angefegten Verhandlung zu 
verur:beilen. 


Art. 221. Wenn bei der Hauptverhandlung fein Mitglied der Staatsanwalt- 
ſchaft erfcheint, fo it die Verhandlung ftetd zu vertagen. Erſcheint dagegen der vorge« 
ladene Privat: Ankläger nicht, fo wird dieſes als ein Verzicht auf die Anklage angefehen. 


Art, 222, Wenn Zeugen und Sadverftändige bei der Hauptverhandlung nicht 
erfcheinen, auch nicht mittelit Vorführungsbefehles fofort herbeigefchafft werden fünnen, fo 
entfcheidet das Gericht nad) Gehör des Staatsanwaltes und des Angeklagten und feines 
Vertheidigers, ob die Hauptverhandlung zu vertagen, oder mit derfelben vorzufchreiten, 
und jtatt mündlicher Abhörung die in der Vorunterfuhung enthaltenen Ausfagen und 
Angaben der Zeugen und Sachverſtändigen vorzulefen feien. 


Art. 223. Die nach Art. 216 gehörig vorgeladenen, aber ausgebliebenen Zeugen 
und Sachverſtändigen find in eine Geldftrafe bis zu fünfzig Thalern oder in eine Ge- 
füngnißitrafe bis zu dreißig Zagen zu verurtheilen; auch haben fie, wenn die Haupt- 
verhandlung vertagt worden it, die Koſten der vergeblich angefept gewefenen Verband» 
lung zu übernehmen. 


Art. 224. Iſt die Hauptverhandlung vertagt worden und ftehen den Zeugen und 
Sachverſtändigen nicht die in dem Art, 226 gedachten Entfchuldigungen zur Seite, fo 
bat das Gericht dafür zu forgen, daß fie zu der anderweit angefepten Hauptverhandlung 
vor Gericht geführt werden, 

Haben fie fih diefer Vorführung dur Verheimlihung oder Entfernung abfichtlich 
entzogen, fo treten Die im vorigen Artifel geordneten Nachtheile ein, und es ift außer- 
dem noch ein Verhaftsbefehl gegen fie zu erlaffen, erſt nach ihrer Verhaftung eine weis 
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tere Hauptverhandlung anzuberaumen, auch deren Haft bis zur Vornahme der Haupt⸗ 
verhandlung zu erſtrecken. 

Art. 225. Die in den vorſtehenden Artikeln geordneten Folgen des Ungehorſams 
find in den Öffentlichen Sipungen des Kreisgerichtes und des Gefchwornengerichtes fofort 
durch das Kreisgericht oder den Gerichtshof des Befchwornengerichtes auszufprechen, und 
es ift dem ungehorfam Ausgebliebenen die Entſcheidung abſchriftlich mitzutheilen. 

Art. 226. Innerhalb dreißig Tagen von-der Mitfheilung an, und wenn der Un- 
gehorfame zugleich binnen diefer Friſt befcheinigen kann, daß ihm die Ladung nicht ge— 
börig behändigt worden, oder daß er dur ein unabwendbares Hinderniß vom Er— 
fcheinen abgehalten worden ift, fann der Ungehorfame Aufhebung der gegen ihn ausge— 
fprochenen Nachtheile, auch etwaige Minderung der Strafe beantragen 

Bei Entfheidungen des SKreisgerichtes ift der Antrag bei demfelben Gerichte zu 
ftellen und noch ein weiterer binnen zehn Zagen einzulegender Rekurs an die Anklage— 
fammer des Appellations-Gerichtes zuzulaffen. 

Bei Entſcheidungen des Gerichtshofes des Gefhmwornengerihtes muß der Antrag 
bei der Anklagefammer des Appellations-Gerichts geftellt werden, und ein Rekurs ift 
dann noch an das Ober-Appellations- Gericht zuläflig. 


Swölftes Kapitel, 
Bon der Hauptverbandlung vor den Kreisgerihten und deren Urtbeil, 


I. Deffentlichfeit der Daupfverhandlung. 


Art. 227. Die Hauptverhandlung vor den Kreisgerichten ift öffentlich, bei Strafe 
der Nichtigkeit. 

Art. 228. Die Deffentlichkeit ift für die ganze Hauptverhandlung, oder einen 
Theil derfelben, auszufhließen, wenn eine Gefährdung der Ordnung oder der Sittlichkeit 
zu befürchten fteht. Bei Münzverbrechen wird die Deffentlichkeit ftets, und für die ganze 
Hauptverbandlung, ausgeſchloſſen. 

Das Gericht fpricht auf Antrag der Staatsanwaltfhaft, des Angeklagten oder des 
‚ Berligten, oder auch von Amtswegen, die Ausfhliefung der Deffentlichkeit durch einen 
ichriftlich abzufaffenden, den Grund der Ausfchliefung enthaltenden, Beſchluß aus. Die- 
fer Beihluß wird vor Beginn der Hauptverhandlung, oder auch im Laufe derfelben, ges 
faßt, und von dem Gerichtöfchreiber, im erfteren Falle bei dem Aufrufe der betreffenden 
Sache, vorgelefen, worauf die Zuhörer fich fofort zu entfernen haben. Rechtömittel ge- 
gen ſolchen Beſchluß find unzuläffig und nicht zu beachten. 


Bei Verfündigung des Endurtheils tritt jedenfalls die Deffentlichkeit wieder ein, 
61 
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Art. 229. Der Ausſchließung der Deffentlichkeit ungeachtet find der dur das 
Berbrehen Berlegte und Perfonen, welche dem Nichteritande oder dem Stande der An— 
wälte angehören, bei der Hauptverhandlung zuzulaffen. 

Der Präfident -fann auf Antrag des Angeklagten oder Verlegten, oder von Amts— 
wegen, auch einzelnen anderen bei der Hauptverhandlung unbetheiligten Perfonen den 
Zutritt verftatten. 


1. Amtsverrihtungen des Worfigenden und des Gerichtes während der 
Dauptverhandlung im Allgemeinen, 

Art. 230. Das Gefeh macht es dem BVorfigenden des Gerichtes zur Ehren- und 
Gewiffenspflicht, alle feine Kräfte anzuwenden, damit das Hervortreten der Wahrheit 
befördert werde, 

Er iſt berechtigt, den Angeklagten fehon vor der Hauptverhandlung zu vernehmen. 

Er muß alles befeitigen, was die Hauptverhandlung in die Länge ziehen fünnte, 
ohne eine größere Sicherheit in den Ergebniffen zu gewähren, 

Liegen gegen denfelben Angeklagten mehre Verbrechen vor, oder find bei demfelben 
Verbrechen mehre Angeklagte betheiligt, fü hat er von Amtswegen oder auch auf Antrag 
des Staatianwaltes oder der Betheiligten zu beftimmen, ob und in welder Weife die 
Hauptverhandlungen zu trennen oder zu verbinden find, 

Art. 231. Dem Borfipenden liegt die Erhaltung der Ordnung und Ruhe in 
dem Gerichtsfaale ob. Zeichen des Beifalld und der Mipbilligung find unterfagt, Der 
Borfipende hat bei eintretenden Störungen das Recht, zu ermahnen und einzelne 
oder auch ſämmtliche Zuhörer aus dem Gerichtöfaale entfernen zu laffen, ohne daß 
hieraus eine Nichtigkeit (Art, 227) abgeleitet werden kann, 

Es hängt von feinem Ermeffen ab, wenn er den Wiedereintritt der Zuhörer ge 
ftatten will. 

Der Borfipende kann überhaupt gegen Jeden, welcher fih im Gerichtsſaale unger 
bührlich beträgt, oder den getroffenen Anordnungen nicht Bolge leitet, eine Gefängniß- 
ftrafe bis zu acht Tagen, oder eine Gelditrafe biß zu fünf Thalern ausſprechen. Hier 
gegen findet fein Nechtsmittel Statt, 

Art. 232. BZwifchenfragen über das Verfahren im Laufe einer Hauptverhandlung 
entſcheidet das Gericht fofort, ohne daß ein Rekurs dagegen zuläfig iſt. 

Bei dem Ungehorfam der zur Hauptverhandlung vorgeladenen Perſonen gilt das 
in den Art. 225 und 226 vorgefihriebene Berfahren, 


II. Beginn der Hauptverhandlung und Vernehmung des Angeklagten, 


Art, 233. Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Aufrufe der Sache durch 
den Gerichtöfchreiber, 
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Der Angeflagte erfcheint ungefeffelt; wenn er verhaftet ift, in Begleitung einer 
Made, 

Die zur Beweisführung etwa erforderlichen Gegenftände müſſen zuvor in den Ge 
richtsſaal gebracht worden fein, 

Art, 234. Der Vorfigende fragt den Angeklagten nad feinem Namen, Borna« 
men, Alter, Gewerbe oder Befhäftigung, Wohnungs: und Geburts.Ort und ermahnt 
ihn dann zur Aufmerkfamfeit. Hierauf trägt der Staatsanwalt, oder in Fällen, wo 
ein Privatankläger aufgetreten iſt, diefer, oder ein Anwalt deffelben, den Gegenftand 
der Anklage kürzlich vor. Auch kann die Anklage auf Verlangen des Staatsanwaltes 
durch den Gerichtsfchreiber verlefen werden, 

Sodann läßt der Vorfigende die vorgeladenen Zeugen und Sachverftändigen aufe 
rufen. Die Zeugen begeben ſich dann in das für fie beitimmte Zimmer und der Vor⸗ 
ſißende hat nach Befinden Maßregeln anzuordnen, um das Beſprechen und Derabres 
dungen der Zeugen zu verhindern, | 

Im Falle des Nichterfheinens der zur Hauptverhandlung vorgeladenen Perfonen 
wird nad Vorſchrift der Artikel 217 flg verfahren, 

Art. 235. Der Vorfipende vernimmt hierauf den Angellagten über alle für die 
Urtheilsfällung erhebliche Thatumſtände, unter Beobachtung der in den Art. 117 f. ge 
gebenen Vorſchriften. . 

Eine Befragung des Angeflagten fann aud im Laufe der SHauptverhandlung nad 
Borführung der einzelnen Beweismittel Statt finden. 

Miderruft der Angeflagte ein in der Vorunterfuchung abgelegtes Geftändniß, fo 
ift derfelbe nah den Gründen feines Widerrufes zu befragen, Der Borfigende fann 
das früher abgelegte Geftändnig aus den Alten der Borunterfuhung vorlefen laſſen. 

Der Angellagte kann fih) zwar während der Hauptverhandlung mit feinem Ber- 
teidiger benehmen; es iſt diefes jedoch nicht zuläflig, wenn er auf an ihn geftellte Fra⸗ 
gen zu antworten hat: 


IV, Beweisverfahren. 


Art. 236. Auf die Vernehmung des Angeklagten folgt die Vorführung der von 
dem Staatsanwalte und dann die Vorführung der von dem Angeflagten zu gebrauchen 
den Beweismittel. Die Reihenfolge der einzelnen Beweismittel beftimmt der Vorfigende. 

Der Staatsanwalt und der Angeklagte künnen im Laufe der Hauplverhandlung 
Beweismittel fallen laſſen, wenn das Gericht zuftimmt und der Gegner nicht in Bezug 
auf fpeziell anzugebende erhebliche Thatfahen die Benugung derfelben verlangt. 

Art. 237. Die Zeugen und Sgchverſtändigen werden in Anwefenheit des An- 


klagten abgehört, 
geflagten abgehör PER 
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Sie werden nah dem Ermeffen des Borfigenden vor’ oder nach ihrer Abhörung 
einzeln oder zufammen, in der Artikel 161 und Artikel 189 diefes Gefepes angegebenen 
Weiſe verwarnt und vereidet, mit Ausnahme der im Allgemeinen verpflichteten Sach— 
verftändigen, fowie der bereit8 in der VBorunterfuhung vereideten Sadverftändigen und 
Zeugen, bei weldhen allen eine Erinnerung an ihren im Allgemeinen oder in der ein« 
zelnen Unterfuhung ſchon geleifteten Eid genügen foll, 

Die Abhörung gefchieht durch den Vorfigenden nah den Vorſchriften, welche der 
Unterfuhungsrichter in der Vorunterfuchung zu befolgen hat. 

Zeugen, welche in ihren Angaben abweichen, fann der Borfigende in ein Gegen- 
verhör ziehen. 

Im Falle einer unzuläfigen Verweigerung eines Beugniffes oder Eides ift gegen 
den Ungeborfamen eine Strafe bis zu zwanzig Thalern oder ſechs Wochen Gefängniß zu 
erkennen. Es findet dagegen fein Rechtsmittel Statt. 

Zeugen. und Sachverftändige bleiben nach ihrer Abhörung im Sipungsfaale anwe · 
ſend, bis der Vorſitzende ſie entläßt. 

Urt. 238. Zeugen und Sachverſtändige, welche über die Perſon des Angeklag— 
ten ausgefagt haben, find am Schluffe ihres Berhöres ausdrüdlih zu befragen, ob der 
anmejende Angeklagte derjenige ift, von dem fie ausgefagt haben; 

Art. 239. Der Angeklagte ift nach jeder Abhörung eines Zeugen oder Sachver— 
fändigen zu befragen, ob er etwas und was er auf die eben vernommene Ausfage des 
Zeugen oder Sadverftändigen zu entgegnen habe. 

Art. 240, Der Borfigende ift befugt, den Angeklagten während der Abhörung 
eined Zeugen oder Mitangeflagten aus dem Sipungsfaale entfernen zu laffen; er muß 
ihn aber bei feiner Wiedereinführung bei Strafe der Nichtigkeit von dem in feiner Ab— 
wefenheit Ausgefagten in Kenntniß fegen Auch hat er die in dem vorigen Artikel 
geordnete Befragung vorzunehmen. 

Art. 241. Außer dem BVorfipenden können auch die Mitglieder des Gerichtes und 
der Staatsanwalt an den Angeklagten oder an Zeugen und Sachverſtändige unmittel- 
bar Fragen ftellen, nachdem fie zuvor von dem Vorfigenden die Erlaubniß hierzu erhal« 
ten haben, Auf diefelbe Weife kann auch der Vertheidiger Fragen anZeugen und Sad: 
verjtändige jtellen, 

Dem Angellagten, dem Privat-Betheiligten, welcher fih dem Strafverfahren anges 
fhloffen hat, fowie dem Privat:Ankläger und deffen Anwalte, kann der Vorfigende ge- 
fatten, unmittelbare ragen an Zeugen und Sadverftändige, bezüglih an den Ange- 
klaglen zu ftelleu. 

Der Vorfigende hat darauf zu fehen, daß nur zur Sache gehörige Fragen geftellt 
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werden und ift befugt, die Brageitellung in jedem Augenblide felbit wieder zu überneh- 
men, oder auch das Berbör zu ſchließen. Wird gegen Zurüdweifung einer Frage Ein- 
ſpruch erhoben, fo hat das Gericht darüber zu entfcheiden, 

Eintretenden Falles hat der Vorfigende die Zeugen über die ihnen nad Artikel 177 
zuitehende Befugniß zu belehren. 

Art. 242. Der Angeflagte, ebenfo der Staatsanwalt, fann verlangen, nicht min— 
der der Vorſitzende von Amtöwegen anordnen, daß Zeugen nach ihrer Abhörung fih aus 
dem Gerichtsfaale entfernen und wieder hereingeführt und allein oder in Gegenwart ans 
derer Zeugen nohmald vernommen werden. 

Art. 243, Weichen Zeugen oder Sachverftändige von ihren Angaben in der Vor— 
unterfuhung ab, fo kann der Vorſißende deren frühere Angaben aus den Akten der Vor⸗ 
unterfuhung vorlefen laſſen. 

Art, 244. Im der Regel ift die mündliche Vernehmung der Zeugen und Sach— 
verftändigen erforderlich; jedoch genügt eine Vorlefung ihrer in der Borunterfuhung ab« 
gegebenen Ausfagen und Gutachten, außer den in den Art. 179, 199, 204 und 222 
diefes Geſetzes erwähnten Fällen, dann, wenn die Zeugen oder Sadverftändigen in der 
Zwiſchenzeit verftorben find, ihr Aufenthaltsort unbefannt tft, oder ihrem Erſcheinen nad 
dem Ermeffen des Gerichtes für längere Zeit erhebliche Hinderniffe im Wege ftehen. 

Belihtigungs-Protofolle, frühere Straferlenntniffe, überhaupt Urkunden, welche m 
die Sache von Bedeutung find, werden gleichfalld vorgelefen. 

Auch hier gelten die in dem 4., 5, und 6. Abfap des Art. 179 enthaltenen Be 
ftimmungen. 

Art. 245. Im Laufe oder am Schluſſe der Hauptverhandlung läßt der Bor- 
figende die -zur Beweisführung dienenden Gegenftände dem Angeklagten „vorlegen und 
fordert ihn auf, fih zu erklären, ob er fie anerfenne. 

In gleicher Weife find diefe Gegenftände den Zeugen und Sadhverftändigen vor« 
zulegen, 


Art. 246. Der Vorfigende hat zur Beförderung der Wahrheit die Befugniß, 
Beweismittel zu erheben, Er kann neue Zeugen und Sachverftändige in die Gerichts- 
ſitzung einführen laffen und abhören, neue Gutachten herbeifhaffen laffen, auch mit dem 
Gerichte Augenfhein einnehmen, oder hierzu ein Mitglied des Gerichtes abordnen, wel— 
ches fodann Bericht zu erftatten hat, 

Diefe Beweiserhebungen follen nur zur Aufklärung dienen und die neuen Zeugen 
und Sadverftändigen nicht beeidigt werden; ausgenommen wenn der Staatsanwalt und 
der Angeklagte gemeinfchaftlich deren Beeidung verlangen, oder wenn wegen Erhebung 
diefer neuen Beweismittel eine Vertaguug (Artikel 270) eingetreten war. 
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V. Ausführungen der Parteien, 

Art. 247. Nach Beendigung des Beweisverfahrens erhält zuerft der Etaatsan« 
walt das Wort, um die Ergebniffe der Beweisführung zufammenzufaffen und feine An- 
träge fowohl rücfichtlich der Schuld des Angeflagten überhaupt, als rückſichtlich der ge— 
gen denfelben zu erfennenden Strafe ihrer Art und Größe nad zu ftellen. 

Hat fih ein Privat-Betheiligter dem Strafverfahren angefchloffen, fo erhält diefer 
zunächſt nad dem Staatsanwalte das Wort, um feine Anfprüce” auszuführen und die 
jenigen Antrige zu ftellen, über welche er im Haupterfenntniffe mit entfchieden haben will, 

Art. 248. Eodann wird dem Vertheidiger des Angeklagten, wenn derfelbe einen 
folgen hat, außerdem dem Angeklagten felbit das Wort gegeben, um auf die Ausführuns 
gen und Anträge des Staatsanwaltes und ded Privat: Betheiligten zu entgegnen. 

Sat der BVertheidiger feine Entgegnung beendigt, fo ift der Angeklagte felbft noch 
zu befragen, ob er noch etwas beizufügen habe, 

Art. 249. Der Staatsanwalt und der Privat: Beteiligte fünnen bierauf nod 
erwidern; dem Angeklagten und feinem Bertheidiger gebührt jedoch jedenfalls das letzte Wort. 

Art. 250. Sowohl während des Beweisverfahrens ald während der beiderfeitigen 
Ausführungen fteht dem Staatsanwalte, dem Angeklagten, feinem Vertheidiger, ebenfo 
aud den Mitgliedern des Gerichtes frei, Aufzeihnungen zu machen; es darf jedoch das 
Berfahren dadurd in keiner Weife aufgehalten werden. 


VI. Urtheil des Gerichtes, 


Art. 251. Nah den Ausführungen der Parteien wird die Hauptoerhandlung 
durch den Vorfigenden geſchloſſeu. Das Gericht zieht fih in das Berathungszimmer zu 
rüd, um das Urtheil zu befchließen, 


Der Angeklagte wird, wenn er verhaftet war, nach Befinden einftweilen aus dem 
Eipungsfanie wieder abgeführt, 

Art, 252, Das Gericht hat die in der Hauptverhandlung vorgeführten Bewels— 
mittel in Anfehung ihrer Glaubwürdigkeit, fowohl einzeln als in ihrem Zufammenwirken, 
forgfältig und gewiffenhaft zu prüfen, Es entfheiden aber über die Brage, ob eine That- 
fahe als erwiefen anzunehmen fei oder nicht, Feine gefeglihen Beweisregeln, fondern die 


freie, aus der gewiffenhaften Prüfung gewonnene Ueberzeugung der abjtimmenden Mit 
glieder des Gerichtes. 


Art. 253. Das Gericht befäließt mit Stimmenmehrheit, Bei Stimmengleihhett 
geht die dem Angeklagten günjtigere Meinung vor, 

Bei mehr als zwei verfihiedenen Meinungen über dieſelbe Frage, von denen keine 
die Mehrheit für ſich hat, werden die dem Angellagten, nachtheiligiten Stimmen den zus 
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nächft minder nachtheiligen folange zugezählt, bis fi eine Mehrheit ergibt. Iſt es zwei— 

felhaft, welche Meinung nachtheiliger fei, fo it darüber beſonders abzuftimmen, wobei die 

Stimmenmehrheit und bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorfipenden denAusichlag gibt, 
- Alles bei Etrafe der Nichtigkeit, 

Art. 254, Bindet das Gericht, daß ein unberechtigter Anfläger aufgetreten (Art. 
207 Nr. 2) oder dab die in dem Berweifungserkenntniffe aufgeführte That durd fein 
Strafgefep verboten ift, fo fpricht es, ungeachtet des vorliegenden Berweifungserkennt« 
niffes den Angeklagten jept noch von der Anklage frei, wenn nicht bereits eine entgegen« 
ftehende Entfcheidung des Ober-Appellations-Gerichtes ergangen ift (Art, 211). 

Das Gericht fpricht ferner den Angeklagten frei, wenn es dafür hält, daß der That- 
beftand des Verbrechens nicht bergeftellt, oder die Thäterfchaft nicht erwiefen fei, oder daß 
Umftände vorliegen, welche die Strafbarkeit aufheben, 

Privatrechtliche Anfprüche, welche dem Strafverfahren angefchloffen waren, find in 
diefen Fällen zu etwaiger weiterer Verfolgung vor dem Civil-Richter vorzubehalten, 

Der dur das Urtheil Freigeſprochene ift, wenn er verhaftet war, fofort in Freiheit 
zu ſetzen, ſofern nicht noch ein anderer Grund zu feiner Verhaftung vorliegt, oder die 
auffchiebende Wirkung eines Rechtsmittel in den Weg tritt (At 321). 

Der Freigeſprochene kann wegen deffelben Verbrechens nicht noch einmal in Anklage 
genommen und vor Gericht gezogen werden; vorbehältlih der Fälle, wo eine Wiederauf⸗ 
nahme der Unterſuchung zuläſſig iſt (Art. 335, 336). 

Art. 255. Ergibt die Hauptverhandlung, daß der Angeklagte einer anderen That 
oder eines anderen Verbrechens fihuldig ift, als in dem Berweifungserfenntniffe enthalten 
ift, fo wird derfelbe, vorbehältlih der in dem folgenden Artikel geordneten Ausnahmen, 
zwar von der erhobenen Anklage freigeiprochen, es bleibt jedoch dem Staatsanwalte die 
weitere Verfolgung der anderen That oder des anderen Verbrechens vorbehalten und es 
tft auf feine diesfallfigen Anträge das Geeignete zu verfügen, 

Das Gericht fann jedoh, nachdem es die Staatsanwaltihaft deßhalb gehört hat, 
auch zur fofortigen Urtheilsfällung über die andere That oder das andere Verbrechen 
fpreiten, wenn es nicht dafür hält, daß die Sache vor ein Gefhwornengericht gehöre, 
welchen Falles diefelbe an die Anklagefammer des Appellationd=Gerichts zur Ertheilung 
eines neuen DBerweifungsbefchluffes abzugeben if, 


Art. 256. Ergibt die Hauptverhandlung, daß zu dem in dem Berweifungser- 
fenntniffe bezeichneten Verbrechen erfhwerende Umſtände hinzutreten, welche daffelbe zu 
einem ausgezeichneten Verbrechen derfelben Art machen, oder die Anwendung eines höhe— 
ren gefeplichen Straffages bei demfelben Verbrechen rechtfertigen, fo hat das Gericht über 
das Verbrechen in diefer Beichaffenheit abzuurtbeilen; es fei denn, daß wegen der neu 
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bervorgetretenen erfchwerenden Befchaffenheit die Zurüdweifung der Sade in die Vor. 
unterfuhung für angemeffen erachtet wird, oder diefelbe, ald vor ein Geſchwornengericht 
gehörig, vor die Anklagefammer des Appellationd-Gerichtes zu verweilen ift. 

Das Gericht hat ferner in folgenden Fällen über den Inhalt des Verweiſungser— 
fenntniffes hinaus "auf ein geringeres Verbrechen zu erkennen. 


1) wenn die Hauptverhandlung darlegt, daß einzelne Merkmale des in dem Verwei— 


2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


fungserfenntniffe bezeichneten Verbrechens wegfallen, die fraglihe That aber im 
übrigen unter den Begriff eines geringeren Verbrechens fällt; 


wenn das Derweifungserfenntniß auf ein ausgezeichnetes Verbrechen oder auf ein 
Verbrechen mit erfchwerenden Umftänden, welche einen befonderen gefeglihen Straf— 
fag begründen, gerichtet war, die Hauptverhandlung aber nur ein einfaches oder 
mit dem erfchwerenden Umftande nicht verfehenes Verbrechen derfelben Art er: 
geben hat; 

wenn die Hauptverhandlung ftrafmindernde, nah dem Gefege einen geringeren 
Straffag zur Folge habende Umftände ausweift, welche in dem Berweifungser- 
fenntniffe nicht berüdfichtigt waren ; 

wenn der Angeklagte in dem Berweifungserkenntniffe als Urheber bezeichnet war, 
die Hauptverhandlung dagegen nur ergibt, daß er ungleicher Theilnehmer oder 
Begünftiger geweſen ft; 

wenn der Angeflagte eines vollendeten Verbrechens befhuldigt war und nur eines 
Berfuches, oder vorbereitender Handlungen, falls diefe überhaupt ftrafbar find, 
für fchuldig erachtet werden kann; 


wenn dem Angeklagten Borfag zur Laſt gelegt wurde, aber nur eine Bahrläffig- 
feit vorliegt. 


In allen diefen Fällen hat das Gericht zu erkennen, auch wenn das Verbrechen ſich 
als zu der Klaſſe der Uebertretungen gehörig darſtellt. 


Art. 257. Iſt eine Hauptverhandlung in Abweſenheit des Angeklagten abgehal— 
ten worden und das Gericht hält die Sache zu einer endlichen Entſcheidung nicht ge— 
eignet (Art. 219), ſo erkennt es, daß die Sache bis zur Wiedererlangung des Ange— 
klagten auf ſich beruhen ſoll. 


Art. 258. Ein gegen den Angeklagten auszuſprechendes Strafurtheil muß angeben: 


1) 


welches Verbrechen der Angeklagte als Urheber, Theilnehmer oder Beguͤnſtiger 
begangen hat. 


2) ob und mit welchen erſchwerenden Umſtänden dieſes geſchehen ru 
3) die auf den Angeklagten anzumwendenden gefeslichen Beftimmungen, 
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4) die Strafe, zu welcher der Angeklagte verurtheilt wird, 
Alles dieſes bei Strafe der Nichtigkeit. 
5) Sodann iſt noch die Entfheidung über etwa geltend gemachte Privatanfprüdhe 
und über die Koften anzufügen. 
Art. 259. Jedem Urtheile des Gerichtes find Gründe beizugeben, welche aa 
enthalten follen: 
1) die Hauptpunfte der Anklage, 
2) das Grgebniß der in der Hauptverhandlung gegen und für den Angeflagten vor- 
geführten Beweiſe, 
3) die hieraus für die Verurtheilung oder Breifprehung des Angellagten gezogenen 
Schlußfolgerungen. 
Das Gericht it rückſichtlich der Strafatt und Strafgröße nicht an die Anträge des 
Staatsanwaltes (Art, 247) gebunden. 


Art, 260. Hat das Gericht das Urtheil befchloffen, fo erfolgt deffen Berfündig 
ung in öffentlicher Sipung. 

Das Gericht begibt fih zu diefem Behufe aus dem Berathungszimmer in den Ger 
richtsſaal zurüd, der etwa abgeführt geweiene Angellagte wird wieder vorgeführt und der 
Vorfigende fpriht das Urtheil mit den Gründen deffelben nach Befinden unter Vorleſung 
der angewendeten Strafgefepe aus. 

Ausnabmsweife fann bei umfänglichen Sachen die Verkündigung des Urtheils auf 
laͤngſtens acht Tage, unter ſofortiger Anſetzung des Eröffnungstages, verſchoben werden, 
muß aber dann ebenfalls in öffentlicher Sipung erfolgen. 

Die Belehrung des Angeklagten über die ihm zuftehenden Nechtsmittel iſt nicht er- 
forderlih; die zur Einwendung, der letzteren geordneten Briten Taufen ohne Rückſicht auf 
erfolgte Belehrung von der Bekanntmachung des Urtheiles an, | 

Art, 261. Jedes Urtheil iſt fpäteftens binnen acht Tagen nad- feiner Berkündig- 
ung in eine befondere Urkunde zu bringen und von allen bei der Yällung deffelben an— 
weſend gewefenen Mitgliedern des Berichtes: zu unterzeichnen und den Akten einzuverleiben- 


VI. Brotofol-Führung. 


Art. 262. Das über die Hauptverhandlung durch den Gerichtöfhreiber aufju- 
nehmende Protokoll foll enthalten: die Namen der anmwefenden Mitglieder des Gerichtes, 
des Beamten der Etautsanwaltfchaft oder des Privatanklägers, des Angeklagten und ſei— 
nes Dertbeidigers, des Privatbetheiligten, der fih etwa dem Strafverfahren angefchloffen 
bat, "der erfchienenen Zeugen und Sadverftändigen. 


Es foll den Berlauf der Hauptverhandlung kürzlich erzählen und insbeſondere der 
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Bereidung der Zeugen und Sachverftändigen, der VBorlefung von Stüden aus der Bor- 
unterfuhung und von fonitigen Urkunden Erwähnung thun. 

Bon dem Inhalte der Erklärungen der Staatsanwaltfhäft, des Angeklagten oder 
. Bertheidigerd, der Zeugen und Sachverſtändigen, fowie der etwaigen Privat-Betheilige 
ten oder eines Privat-Anklägers wird nur das Wefentliche Fürzlih in das Protokoll 
aufgenommen. Im Balle der Angeklagte, die Zeugen und Sachverſtändigen bereits in 
der Vorunterfuhung vernommen worden waren, if in dem Protofolle nur zu bemerken, 
ob und inwiefern ihre Ausfagen von den früheren Angaben in erheblihen Punkten ab» 
weichen, : 

Die zur Entfheidung geftellten Anträge, namentlih der Staatsanwaltihaft und 
des Angeklagten oder Bertheidigers, werden mit den darauf erfolgten befonderen Ent» 
fheidungen im Protokolle aufgenommen oder demfelben ald Beilage einverleibt, und 
ferner wird der endliche Urtheilsſpruch, auch im Falle befonderer Abfaſſung, rückſichtlich 
feines entfcheidenden Theiles, fowie die Verkündigung des Urtheiles in dem Protokolle 
vermerft. 

Ein Protofoll über die Hauptverhandlung ift bei Strafe der Nichtigkeit erforder: 
lich; e8 genügt jedoch, daß überhaupt ein Protokoll aufgenommen worden ift, und der 
Umftand, ob etwas im Protolle vermerkt oder nicht vermerkt ift, hat an ſich feine Nich— 
tigkeit zur Folge. 

Art. 263. Einer Vorlefung und Genehmigung des Protofolles in der öffentli— 
hen Eipung bedarf ed nichtz doch kann der Vorfigende die Vorlefung einzelner Theile 
des Protofolles, fofern er es zu genauer Beititellung des wörtlihen Inhaltes für ange 
meffen erachtet, anordnen. 

Rah dem Schluſſe der öffentlichen Sigung it aber das Profoll möglichit bald dem 
Gerichte vorzulefen, oder den Mitgliedern des Gerichtes zur Durchſicht vorzulegen, und 
zum Zeichen der Genehmigung von dem Vorfigenden und dem Protofoll-Führer zu un« 
terzeichnen, 

Art. 264. Ueber die Beratbung des Berichtes bei der Urtheilsfällung ift bei 
Strafe der Nichtigkeit ein befonderes kurzes Protokoll zu fertigen; welches das Nefultat 
der Abftimmungen mit Angabe der Stimmenzahl enthält. 

Das Unterbleiben der Aufnahme eines befondern Protofolles über die Berathung 
des Gerichtes bei der Urtheilsfällung ſoll jedoch dann Nichtigkeit nicht zur Folge haben, 
wenn das Ergebniß der Abjtimmungen des Gerichtes unter Angabe der Stimmenzahl 
in das Protokoll über die Hauptverhandlung mit aufgenommen worden ift, 


VII Bwifchenvorfälle, Vertagung und Einftellung der Hauptverhandlung. 
Art. 265. Die Hauptverhandlung darf durch Feine fremdartigen Geſchäfte un« 
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terbrochen werden und fann nad) Ermeffen des Gerihtes auch an einem Sonntage oder 
Beiertage fortgefegt werden. Zu nöthiger Erholung kann nah Beftimmung des Bore 
fipenden eine furze Unterbredung Statt finden. 


Art. 266. Störungen der Verhandlung durd den Angeklagten fucht der Vor- 
fipende dur. Ermahnung deffelben zu befeitigen. Im Wiederholungsfalle kann das 
Gericht erkennen, daß der Angellagte aus der Sipung ganz oder zeitweilig zu entfernen 
und die Verhandlung in feiner Abwefenheit fortzufegen fei, Das gefällte Endurtheil 
wird ihm dann durch ein Mitglied des Gerichtes verfündigt. 

Hat der Angeklagte aber feinen VBertheidiger, fo ift ihm bei feiner Entfernung fo- 
fort ein folcher zu beftellen, und wenn ein Bertheidiger nicht erlangt werden fann, bie 
Hauptverhandlung zu vertagen. 


Art. 267, Eine Bertagung der Hauptverbandlung tritt auch ein, wenn der An« 
geflagte dergeftalt erkrankt, daß er derfelben nicht mehr beimohnen fann nnd nicht felbft 
in deren Bortfegung während feiner Abweſenheit einwilligt. Willigt er ein, fo iſt ihm, 
falls er noch feinen DVertheidiger hat, ein folder zu beftellen, der jedoch noch immer ‚im 
Intereffe des Angeflagten die Vertagung verlangen fann. 

Bei einer Hauptverhandlung vor dem Kreisgerichte hängt die Beftellung eines Ber: 
theidigers in den Bällen der Artikel 266 und 267 und die Vertagung der Verhandlung 
im Balle ein Bertheidiger nicht zu erlangen ift, von dem Ermeffen des Gerichtes ab. 


Art. 268, Ergibt die Hauptverhandlung mit Wahrfcheinlichkeit, daß ein Zeuge 
wiffentlich falfch ausgefagt habe, fo kann der Vorfigende auf Antrag des Staatsanwal- 
tes den Zeugen fofort verhaften laffen und die Unterfuhung wegen des falfchen Zeug— 
niffe8 vor den zuftändigen Unterfuchungsrichter verweifen, 


Art. 269. Vergehen und Uebertretungen, welche von irgend jemand während 
der Gerihtsfipung begangen werden, nicht aber Berbrehen Im engeren Sinne, fünnen 
mit Unterbrehung der Hauptverhandlung oder am Schluſſe derfelben, nah Anhörung 
des Staatsanwaltes, Vernehmung des Thäterd und nach Befinden Abhörung von Zeu— 
gen oder Sachverftändigen, von dem verfammelten Gerichte fogleih abgeurtheilt werden. 
Es find dagegen zwar die gewöhnlichen Rechtsmittel zuläffig, jedoch ohne auffchiebende 
. Birfung. 

Ueber einen’ folgen Vorgang iſt ein befonderes Protofoll aufzunehmen. 

Art. 270. Außer den in den Art. 217 bis 224, 257, 260, 266, 267 ange 
führten Fällen der Vertagung einer Hauptverhandlung kann nah Ermeſſen des Ger 
richtes noch eine Vertagung angeordnet werden, wenn die Erhebung neuer Beweismit- 
tel erforderlich erfcheint (Art. 246) und dieſe nicht fofort beigefhafft werden fünnen, 
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wenn ferner wegen bereits vorgeführter Beweismittel, wegen eines Beugniffes, einer Ur- 
kunde, Verdacht der Zälfhung während der Hauptverkandlung hervorgetreten ift und 
weitere nicht fofort zu beſchaffende Ermittelungen für angemeffen erachtet werden, Inglei« 
den wegen Hinderniffen bei dem Perfonal des Gerichtes und wegen fonftiger äußerer 
Hinderniffe, die nicht fofort befeitigt werden fünnen und eine zeitweilige Aufſchiebung 
der Verhandlungen nothwendig oder zweckmäßig erfcheinen laſſen. 

Art. 271. Die Einftellung einer Hauptverbandlung kann bei Verbrechen, welche 
nur auf Antrag eines Betheiligten unterfucht und beitraft werden, von dem Betheilig. 
ten in gleicher Weife, wie rüdjichtlih der Vorunterfuhung im Art 97 geordnet ift, ſo— 
lange beantragt werden, ald noch fein endliches Erkenntniß ertheilt iſt. Diefe Einitel- 
lung foll ftets als gänzliche Zurüdnahme des Antrages auf Unterfuhung gelten. 

Bei Verbrechen, welche der Staatsanwalt von Amtswegen zu verfolgen bat, findet 
feine Einftellung der Hauptverhandlung auf Antrag des Staatsanmwaltes Statt. Nur 
wenn derfelbe im Laufe der Hauptverhandlung die Ueberzeugung gewonnen hat,” daß 
ein fchwereres Verbrechen vorliegt als dasjenige, welches Gegenftand feiner Anklage und 
des Verweiſungserkenntniſſes ift, fann er, falls das Gericht hierzu feine Genehmigung ertheilt, 
feine Anflage fallen Taffen, Einftellung des Verfahrens verlangen und weitere geeignete 
Anträge wegen Unterfuhung des fehwereren Verbrechens ſtellen. 


Dreizehntes Kapitel. 


Bon der Hauptverbandlung vor den Gefhwornengeriäten und 
deren Urtbeil, 


I. Allgemeine Beftimmungen, 
Art 272, Die Hauptverhbandlung vor den Gefchwornengerichten ift öffentlich, bei 
Strafe der Nichtigkeit, Es findet jedoch die in den Art 228 und 229 geordnete Aus- 
nahme auch bier Statt. 


Art. 273. Der Präfident des Gerichtshofes des Gefchwornengerichtes hat die in 
den Art, 230, 231 und 246 aufgezählten Rechte und Pflichten, 


” 


Der Präfident fann, wenn er es für angemeffen erachtet, eine Hauptverhandlung - 


fo Tange ſie noch nicht begonnen hat, auf Antrag der Staatsanwaltfhaft, oder des An» 
geflagten, oder auch von Amtswegen vertagen, oder einem fpäter zufammentretenden Ges 
[hwornengerichte zumeifen. 

Art, 274. Der Gerichtähof entfcheidet, wie im Art. 232 angegeben ift, und bei 
dem Ungehorfam der Geſchwornen nad der Vorſchrift des Art, 34, 
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U. Bildung der Gefhwornenbanf, 


Art. 275. Die Hauptverhandlung beginnt, nachdem der Angeklagte, wie Im 
Urt. 233 vorgefhrichen, eingeführt und die etwaigen Beweisftüde in den Gerichtsſaal 
gebracht worden find, mit dem Aufrufe der Sache, ingleihen der fehs und dreißig Haupt« 
gefhwornen (Art, 32) dur den Gerichtäfchreiber. 

Eind weniger als dreißig Hauptgefhworne erſchienen, fo find aus den zwölf Er- 
gänzungsgefhwornen (Art, 30) foviel dur den Präfidenten des Gerichtshofes auszu— 
loofen, ald zur Ergänzung der Zahl von dreißig Hauptgefchwornen erforderlich find, 
und zum fofortigen Erfiheinen zu veranlaffen. 

Reihen die Ergänzungsgefhwornen zu diefer Ergänzung nicht zu, fo bat der Prä« 
fivent andere, an dem Drte des Gefhwornengerichtes oder in deffen Nähe befindliche 
Berfonen, welche auf®er Jahresliſte der Geſchwornen ftehen (Art. 29), fofort beizuziehen, 
bis die Zahl von dreißig Hauptgefhwornen erfüllt if. Die Strafen des Ungehorfams 
in dem Art, 34 finden auf diefe Perfonen feine Anwendung. 


Art. 276. Der Präfident richtet hierauf an den Staatsanwalt, den Angeflagten 
und an die Gefchwornen die Frage, ob bei einem der Gefchwornen ein Grund vorliege, 
der ihn nach Art. 24 für die vorliegende Sache unfähig mache. 

Ueber die vorgebrachten Gründe der Unfühigkeit entfcheidet der Gerichtshof, und 
eine etwa erforderliche Ergänzung der Gefhwornen wird, wie im Art. 275 beftimmt 
tft, bewirkt, 


Urt. 277. Die Namen der hiernad) fehließlich feitgeftellten wenigitens dreißig Ge— 
fhwornen werden auf einzelne Papierftreifen gefchrieben, in eine Urne gethan und da— 
von foviel Namen einzeln von dem Präfidenten des Gerichtshofes herausgezogen und 
von ihm verfefen, bi8 die Geſchwornenbank (Art.x279) gebildet iſt. Alles bei Strafe 
der Nichtigkeit. 

Art. 278. Bet diefer Ausloofung haben der Staatsanwult und der Angeklagte 
das Recht, eine beftimmte Zahl von Gefhwornen ohne Angabe von Gründen abzuleh« 
nen, Se nachdem fechs Ind dreißig, vier und dreißig, zwei und dreißig oder dreißig , 
Geſchworne vorhanden find, hat jeder Theil das Necht, zwölf, elf, zehen oder neun Ge- 
fhworne abzulehnen. Bei fünf und dreißig, drei und dreißig oder ein und dreißig Ge— 
fhwornen hat der Angeflagte das Recht, einen Geſchwornen mehr abzulehnen, als der 
Staatsanwalt, j 

Das Recht der Ablehnung muß nach Verlefung des Namens des Ausgelooften, be- 
vor ein fernerer Name aus der Urne gezogen ift, durch die Bemerkung „abgelehnt“ aus- 
geübt werden, 2 
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Wird ein Gefhhworner von beiden Theilen abgelehnt, fo gilt er als blos von dem 
Staatsanwalte abgelehnt, 

Privat: Betheiligte, welche fh dem Strafverfahren angefchloffen haben, Ichnen ge— 
meinfhaftlih mit dem Staatsanwalte, Mitangeklagte gemeinfhaftlih mit einander ab, 
ohne daß die Zahl der Ablehnungen vermehrt werden darf. 

Die gemeinfchaftliche Ablehnung geſchieht nad Uebereinlommen, außerdem entjchei- 
det das Loos, in welcher Reihenfolge die gemeinfhaftlih Betheiligten abwechfeln. Der 
von einem derfelben Abgelehnte gilt auch rüdjichtlih der anderen Betheiligten für ab- 
gelehnt. 

Wird eine Hauptverhandlung in Abwefenheit des Angeklagten geführt, (Art. 219), 
fo hat an deffen Stelle fein Bertheidiger das Necht der Ablehnung, 

Art. 279. Sobald die Namen von zwölf nicht abgelehnten, Gefchwornen ausge 
zogen und verlefen find, ift die Geſchwornenbank durch dieſe zwölf gebildet, vor welcher 
die Hauptverhandlung der einzelnen vorliegenden Sache vorzunehmen ift. 

Die zwölf Gefhwornen nehmen in der Reihenfolge, in der’ ihre Namen aus der 
Urne gezogen wurden, ihre Plätze ein. 

Ale andere, unfähige, abgelehnte und nicht ——— Geſchworne werden von 
dem Präſidenten entlaſſen, nach Befinden mit der Bemerkung, daß und zu welcher Zeit 
fie ſich zum Zwecke der Bildung der Geſchwornenbank in einer anderen Sache wieder 
einzufinden haben, 

Art. 280. Nimmt eine Hauptverhandlung vorausfihtlih einen längeren Zeit— 
raum in Anſpruch, fo find flatt zwölf Gefchwornen, deren vierzehen auszuloofen, von ' 
welchen die erften zwölf Hauptgefhwerne und die Iepten zwei Erfapgefchworne find. Das 
Recht der Ablehnung vermindert fih in diefem Falle verhältnißmäßig. 

Die beiden Erfapgefhmwornen treten nad der Neihe ihrer Ausloofung an die Stelle 
von Hauptgefchwornen, welche etwa verhindert werden, der Hauptverhandlung fortwährend 
beizuwohnen. Für diefen Ball müffen fie felbit aber, bei Strafe der Nichtigkeit, der gan- 
zen Hauptverhbandlung ohne Unterbrehung beigewohnt haben. 

Wenn mehrere Hauptverhandlungen auf einen Tag anberaumt worden find, fo 
fann alsbald bei dem Beginne der erften die Gefchwornenbanf auch für jede folgende 
gebildet werden. 

Die für die erfte Hauptverhandlung gebildete Gefchwornenbant bleibt, wenn die 
Staatsanwaltfhaft und der Angeklagte fih damit einverftanden erklären, auch für die 
folgenden, an demfelben Tage anftehenden Hauptverbandlungen, 

Wird auf Verlangen der Staatsanwaltfhaft oder des Angeflagten für eine der 
folgenden Hauptverhandlungen eine neue Geſchwornenbank gebildet, jo bleibt nun. diefe, 
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wenn die Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte damit einverſtanden ſind, für die noch 
folgenden Hauptverhandlungen beſtehen. 

Verzögert ſich wegen der Dauer der vorhergehenden Hauptverhandlungen oder aus 
ſonſtigen Gründen der feſtgeſetzte Anfang einer Hauptverhandlung dergeſtalt, daß fie erſt 
am vierten oder an einem noch fpätern Zage nach demjenigen beginnt, an welchem die 
Geſchwornenbank gebildet worden war, fo muß zur Bildung einer neuen Gefchwornen- 
bank gefhritten werden. 

In allen Fällen, wo die für eine frühere Hauptverhandlung gebildete Gefchwornen- 
bank für eine folgende beſtehen bleibt, unterbleibt für leptere die Vereidung der Geſchwor— 
nen, und es genügt die Verweifung auf den in der früheren Sache geleijteten Eid. 


II. Vereidung der Gefhwornen, Beweisverfahren und Ausführungen der Parteien. 


Art, 281, Nach der Bildung der Gefchwornenbant erfolgt die Befragung und 
Ermahnung des Angeklagten und feines Vertheidigerd in der im Art. 234 vorgefchrier 
benen Weife. 

Sodann werden die Gefhmwornen bei Strafe der Nichtigkeit von dem Präfidenden 
des Gerichtöhofes vereidet, 

Zu diefem Behufe hält der Präfident an die Gefchwornen, welde fih von ihren 
Eigen erheben, folgende Anrede: 

Sie fhwören und geloben vor Gott und den Menfchen, die Belaftungs- und Ent- 
laftungs-Gründe, welche gegen und für den Angeklagten N. N. vorgebradht 
werden, mit der gewiſſenhafteſten Aufmerffamkeit zu prüfen, weder das Intereffe 
des Angeklagten noch das der bürgerlichen Gefellihaft, welche ihn anflagt, zu 
verrathen, «mit Niemand außer mit Ihren Mitgefhwornen über den zu erthei- 
leuden Ausſpruch NRüdiprache zu nehmen, nicht zu hören auf die Stimme des 
Haſſes oder der Bosheit, noch auf die der Furcht oder der Zuneigung, und 
fi) zu entfcheiden nah den Belaftungsgründen und den Vertheidigungsmitteln, 
und nad Ihrer vollen inneren Ueberzeugung, wie Sie e8 vor Gott und Ihrem 
Gewiſſen verantworten können, 

Jeder Geſchworne wird einzeln von dem Präfidenden aufgerufen, hebt die rechte Hand 
empor und antwortet: Ich fchwöre es, fo wahr mir Gott helfe! 

Inwiefern nach befonderen Religions-Grundfägen andere Berficherungen einem Eide 
gleich ftehen, ift nad den darüber beftehenden gefeplihen Vorfhriften zu beurtheilen. 


Art, 282, Hierauf werden die Anklagefchrift, das Verweiſungserkenntniß und die 
etwaigen Nachträge der Anflagefehrift verlefen;z der Präfident wiederholt nad Befinden 
deren wefentlihen Inhalt. 
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"Die Zeugen und Sadverftändigen werden aufgerufen und vorläufig wieder entlaffen. 
Gegen Ungehorfame fann Strafe erfannt werden (Art. 223). 

Der Angeflagte wird vernommen und die Beweismittel werden vorgeführt. 

Alles nad den in den Art. 234 bis 246 gegebenen Vorſchriften. 

Hinfichtlich des weiteren Verfahrens vor dem Gefhwornengerichte finden, ſoweit et⸗ 
was Anderes nicht beitimmt ift, die Vorfhriften für die Hauptverhandlungen bei den 
Kreisgerichten Anwendung. 


Art. 283. Das in dem Art, 241 den Mitgliedern des Gerichts eingeräumte Recht 
der unmittelbaren Brageftellung fteht aud) den Gefhwornen mit Einfhluß der Erfapge- 
fhwornen zu. 

Bei Abhörung von Sadverftändigen hat der Präfident, fofern wiffenfchaftliche oder 
technifche Folgerungen in Frage find, die Gefhmwornen zur PVorbringung aller Zweifel 
zu veranlaffen, weldye die Angaben der Sachverftändigen in ihnen erregt oder nicht ge- 
löſt haben, damit eine Aufklärung durch die Sachverſtändigen noch erlangt werden fünne. 

Die Gefchwornen können den Präfidenten zur Vornahme von Handlungen auffor- 
dern, welche geeignet erfcheinen, Aufklärung über Punkte herbeizuführen, die für die Be 
urtheilung der Sache von Erheblichkeit find, 


Art. 284. Nach beendigtem Beweisverfabren werden der Staatsanwalt, der Ber 
theidiger und der Angeklagte in der Art. 247 bis 249 angegebenen Reihenfolge gehört. 

Ihre Ausführungen haben fid) hier nur auf die Ergebniffe der Hauptverhandlung, 
foweıt fie dem Ausſpruche der Gefhwornen zu unterjtellen find, zu erftreden. Ausfüh- 
rungen über die Ergebniffe der Hauptverhandlung, foweit fie zur Entfheidung des Ge— 
rihtshofes ausjtehen, find einem fpäteren Zeitpunfte vorbehalten (Art. 298). 


IV, Bortrag des Präfidenten und Frageftellung an die Gefhwornen, 


Art. 285. Nachdem der Präfident die ‚Verhandlungen gefhloffen, gibt er eine 
Darfiellung der wejentlihen Ergebniffe der Hauptverhandlung. Er führt in möglihft 
einfacher und gedrängter Zufammenftellung die für und wider den Angeklagten ftreiten- 
den Beweife auf und macht auf gefepliche Vorfhriften aufmerkſam, welche bei Beurthei- 
lung der Thatfrage etwa in Betracht kommen; ohne Entwickelung von Anfichten über den 
vorliegenden Ball, 

Bon diefem Zeitpunfte an bis zur Eröffnung des Ausfpruches der Gefchwornen 
(Art, 296) foll die Sitzung nicht unterbrochen werden. 

Der Bortrag des Präfidenten darf von Niemand, namentlih auch nicht von dem 
Angeklagten, oder von der Staatdanwaltfchaft, unterbrochen oder zum Gegenftand irgend 
einer Aeußerung oder eined Antrages in der Sipung gemacht werden, 
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Art. 286. Sodann werden die an die Gefhwornen zu richtenden Kragen dur > 
den Präfidenten beſtimmt. Sie müſſen fchriftlich vorgelegt werden, find von dem Präſt— 
denten zu unterfchreiben und von demfelben zu verlefen, bei Strafe der Nichtigkeit. 

Der Staatsanwalt und der Angeklagte fünnen Einwendungen gegen die Frage— 
ftellung vorbringen, und der Gerichtshof entfcheidet darüber. Wird die Frageftellung abs 
geändert, fo find die geänderten Fragen nochmals, bei Strafe der Nichtigkeit, vorzulefen. 


Art. 287. Die an die Gefchwornen zu richtenden Fragen find fo zu ftellen, daß 
fie fih mit Ja oder Nein beantworten laſſen. 

Die Hauptfrage beginnt mit den Worten: Iſt der Angeflagte fchuldig, und muß 
die thatfächlichen Beftandtheile des Verbrechens, welches Gegenftand der Anklage iſt, 
enthalten. 

Iſt eventuell ein geringeres Verbrechen Gegenſtand der Anklage, oder liegt einer 
der Art. 256 gedachten Fälle vor, fo find entfprechende weitere Bragen zu ftellen. Eben 
Diefes gilt in dem Artikel 255 erwähnten Falle dann, wenn der Gerichtshof nah An— 
börung der Staatsanwaltfhaft es unbedenklich findet, daß eine andere That, oder ein 
anderes Berbrechen, als in der Anklageſchrift enthalten ift, der Aburtheilung mit. unter: 
jtellt werde. 

Es ift verjtattet, wenn mehrere Umftände bei einem Verbrechen zufammentreffen, 
auf einzelne Umftände Fragen zu ſtellen. Auch kann die Frage über die That an ſich 
und darüber, ob die Thar von der Eigenfchaft fei, welche das Geſetz zum Begriff des 
Verbrechens erfordert, getrennt werden. 

Auf Thatfachen, welche die Verhängung einer Strafe ausfchließen, oder eine Milde— 
rung der Srafe unter den gefeplichen Straffap herab begründen, find geeigneten Yalles 
befondere Fragen zu ftellen. 

Ueber thalſächliche Verhältniffe, welde für die Strafzumeffung innerhalb des ge« 
feglihen Straffages von Bedeutung find, ingleihen über die Vorausſetzungen des Ruück— 
falles, werden feine Fragen an die Geſchwornen gerichtet; fie ftehen zur ausfchließlichen 
Erwägung des Gerichtähofes. 


Art. 288, Die niedergefchriebenen Fragen werden von dem Präfidenten den Ger 
ſchwornen übergeben, und derſelbe erinnert die Geſchwornen an die ihnen und insbeſon— 
dere deren Obmanne (Art, 289) obliegenden Pflichten, 

Die Gefchwornen ziehen fih hierauf mit den Fragen in ihr Berathungszimmer zu« 
rüd, Es werden ihnen die in der Sache vorgebradhten Beweisftüde, ingleihen die An- 
Hagefhrift und das Verweifungserfenntniß mitgegeben. 

Der Ungellagte wird einftweilen a oder, wenn er nicht verhaftet war, in 


das Zeugenzimmer entlaffen. 
63 
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2; Berathung und Abjtimmung der Gefchwornen. 


Art. 289, Die Berathung der Gefchwornen leitet ein von ihnen aus ihrer Mitte 
zu wählender Obmann. Bei diefer Wahl entfcheidet einfache Stimmenmehrheit und bei 
Stimmengleichheit das Loos. 

Der Obmann bat vor der Berathung den Gefchwornen folgende Inftruftion vor— 
zulefen: ’ 
Das Geſetz fordert von den Gefhwornen feine Rechenſchaft über die Gründe, 

durch welche fie fich überzeugt haben. Es fihreibt ihnen feine Regeln vor, von 
welchen fie die Vollftändigkeit eines Beweifes abhängig machen follen. Es 
fhreibt ihmen aber vor, mit Öewiffenhaftigfeit und Sorgfalt zu prüfen, welchen 
Eindrud die wider den Angeklagten vorgebrachten Beweife und die Gründe 
feiner Vertheidigung auf ihre Urtheilskraft gemacht haben. 

Das Gefep fagt ihnen nicht: ihr müſſet jede Thatfache für wahr halten, die von 
diefer oder jener Zahl von Zeugen bekundet wird, Es fagt ihnen eben fo 
wenig: ihr dürft nicht einen Beweis als hinreichend geführt anfehen, der nicht 
auf diefen oder jenen Urkunden, auf fo und fo viel Zeugen oder Anzeigen 
beruht, Es richtet an fie die einzige Brage: feid ihr durch die vorgelegten. 
Beweife volllommen überzeugt, daß der Angeklagte des Verbrechens, welches 
man ihm zur Lait legt, fchuldig fei oder nicht. 

Die Berathung und der Ausfpruch der Gefchwornen muß fih auf die ihnen vom 
Präfidenten vorgelegten Bragen befchränfen. 

Ihre Anficht über die Zweckmäßigkeit oder Rechtmäßigkeit des Strafgeſetzes darf 
auf ihren Ausspruch feinen Einfluß haben. Nicht fie,. fondern die Richter find 
berufen, die gefeplihen Folgen auszufprechen, welde den Angeklagten wegen 
P der ihm zur Laft fallenden That treffen. Die Gefhwornen haben daher ihren 

Ausfpruh ohne Rüͤckſicht auf die gefeplichen Folgen deffelben zu fällen 

Der Obmann bat ferner den Geſchwornen noch die folgenden Art, 291, 292, 293 
vorzulefen, 

Die Inftruftion und die leptgedachten Artikel follen in dem Berathungszimmer der 
Geſchwornen in mehreren Eremplaren angefchlagen fein. 


Art. 290. Das Berathungszimmer wird nad Anordnung des Präfidenten- bewacht. 

Kein Gefhworner darf daffelbe ohne fehriftliche Erlaubniß des Präfidenten verlaffen. 
Im Uebertretungsfalle erfennt der Gerichtöhof auf eine Geldbuße bis zu fünfzig Thalern, 
ohne daß ein Nechtsmittel dagegen zuläſſig it. Kann ein Geſchworner der Berathung 
nicht bis zu Ende beimohnen, fo läßt ihm der Präfident auf erhaltene Anzeige durch 
eineu Erſatzgeſchwornen (Art. 280) erfepen, 
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Niemand außer den Gefhwornen darf das Berathbungszimmer betreten bei vier und 
zwangigftündiger Gefängnißftrafe, welche der Gerichtshof erfennt, mit Ausſchluß aller 
Rechtsmittel. Nur dem Präfidenten iſt auf fchriftliches Erfordern des Obmannes der 
Zutritt geftattet, um den Gefchwornen über den Sinn und die Bedeutung der ihnen ges 
ftellten Bragen Aufklärung zu geben. Zur Abftimmung der Gefhwornen darf aber bei 
Strafe der Nichtigkeit nicht eher gefihritten werden, als bis der Präfident das Zimmer 
wieder verlaffen bat, « 

Art 291. Die Gefhwornen ftimmen nad gehaltener Berathnng über jede Frage 
mündlih mit Ja oder Nein ab. 

Der Obmann bat bei jeder Frage jeden Gefhwornen einzeln nah feiner Abftim- 
mung zu fragen Gr zählt unter Mitwirkung eines zweiten Gefchwornen die Stimmen 
und fihreibt neben jede Frage, je nachdem fe durh die Mehrheit der Gefchwornen bes 
antwortet ift, Ja oder nein, mit Angabe des Stimmenverhältniffes, 

Den Gefhwornen iſt geftattet, eine Frage theilweife zu bejahen oder zu verneinen; 
der Obmann hat diefes yleichfalls niederzuſchreiben. 

Auch können die Gefhwornen, wenn fie glauben, daß einzelne in der Frage enthal« 
tene Umftände fih ganz anders verhalten, ftatt bloßer Verneinung der Frage, Ddiefelbe 
unter Beifügung der fih anders verhaktenden Umftände bejahen. Ihre Antwort ift 
dann: Ja, aber mit diefen oder jenen Umftänden, 

Art. 292. Zur Schuldigerflärung oder Bejahung erfchwerender Umftände wird 
eine Mehrheit ven zwei Drittheilen der zwölf Geſchwornen erfordert. Iſt aber die Frage, 
ob ein ftrafmildernder oder ftrafmindernder Umftand, oder ein die Strafbarkeit ausfchlie- 
Bender Umjtand vorhanden fei, fo foll die einfache Stimmenmehrheit und bei Stimmen«- 
gleihheit die dem Angeflagten günftigere Meinung den Ausſchlag geben, 

Die Gefchwornen fünnen bei einer ihnen vorgelegten Frage, die Frage über die 
That an fih und darüber, ob diefe That von der Eigenfchaft fei, welche das in Frage 
ftehende Gefep zu dem Begriffe des Verbrechens erfordert, trennen und, wenn fie die 
Frage über die That an ſich bejahen, die andere Frage durch einfahe Stimmenmehrheit 
dem Gerichtshofe zur Entfheidung überlaffen. Die Gefhwornen haben in diefem Halle 
das, was fie bejahen, beftimmt anzugeben und das, was fie dem Gerichtshofe zur Ents 
ſcheidung überlaffen, mit der Bemerkung zu bezeichnen, daß ihnen ee, ob 
der Angeklagte rüdfichtlich deffelben ſchuldig fei oder nicht. 

VI. Ausſpruch der Gefhwornen, 

Art. 293. Nach beendigter Abftimmung nehmen die Gefchwornen ihre Pläpe in 
dem Gerichtsfaale wieder ein. 

Der Präfident fragt nad dem Ergebniffe ihrer Berathung. . 

Der Obmann der Gefhwornen erhebt ſich, legt die Hand auf a A ſpricht: 


‘ 
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Auf meine Ehre und mein Gewiffen, vor Gott und vor den Nenſchen, der Aus: 
fprud der Gefchwornen ift u. f. w. 

Er verlieft hierbei die den Gefhwornen geftellten Kragen nad der Reihe und fügt 
unmittelbar nach jeder die den Fragen beigefchriebenen Ausfprüche der Gefchwornen bei; 
unter Strafe der Nichtigkeit. 

Nach diefer Berlefung kann feiner der Gefhwornen eine neue Berathung verlangen. 

Die Ausfprüche der Gefchwornen werden von dem Obmanne unterzeichnet, dem Präs 
fidenten übergeben und auch von diefem und dem Gerichtöfchreiber unterzeichnet, 


Art. 294. Findet der Gerichtöhof einen Ausſpruch der Geſchwornen undeutlic, 
unvollftändig oder ſich widerfprechend, fo hat er die Gefhwornen zu einer anderweiten 
Berathung zu veranlaffen, 

Hat fi) der Gerichtshof, um hierüber zu befchließen, in fein Berathungszimmer 
begeben, fo find gleichzeitig die Gefchwornen in ihr Berathungszimmer zu verwelfen, bis 
der Gerichtshof wieder in den Gerichtsfaal eingetreten tft, 

Das Ergebniß der anderweiten Berathung der Gefhwornen ift, wie im Art. 293 
geordnet iſt, vorzulefen und zu unterzeichnen. 


Art, 295. Haben die Gefhwornen den Angeflagten der That für fehuldig er- 
kläärt, der Gerichtshof ift aber einftimmig der Meinung, daß fich diefelben, abgefehen von 
blos erfchwerenden Umftänden, rüdfichtlih der That überhaupt bei ihrem Ausfpruche ge- 
irrt haben: fo erkennt er, daß die Entfheidung auszufegen und die Sache vor ein ans 
deres Geihwornengericht zu verweifen ſei Ein foldes Erfenntniß erfolgt von Amtswe— 
gen und kann von den Parteien nicht beantragt werden, j 

Die ausgefprochene Verweifung foll fih nicht auf etwaige Mitangeflagte erftreden, 
bei welchen der Gerichtshof feinen Irrthum der Gefchwornen annimmt. 

Die Akten find im Balle der Verweifung dem Appellationsgerichte zur Einleitung 
des Weiteren mitzutheilen, Das andere Gefchwornengeriht darf nur mit Gefchwornen 
befegt fein, welche an dem erften Gefchwornengerichte nicht Theil genommen haben. Bei 
dem Ausfpruche des zweiten Seſchwornengerichtes hat es ſein Bewenden und eine wei— 
tere Verweiſung findet nicht Statt. 

Et. 296. Demnächft wird der nach Art. 288 einſtweilen abgeführte Angeklagte 
wieder vorgeführt und ihm der Ausfpruch der Gefchwornen (Art. 293, 294), oder das 
nad Art, 295 gefällte Erfenntniß des Gerichtshofes durch Borlefen befannt gemacht; bei 
Strafe der Nichtigkeit. 

Art 297, Haben die Gefhwornen ausgefprocdhen, daß der Angeflagte nicht ſchul— 
dig fei, fo verfündigt der Präftdent fofort, daß der Angeklagte von der Anklage freige- 
ſprochen werde, - 
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Wegen des Vorbehaltes privatrechtliher Anfprüce, der Entlaffung des Angeflag- 
ten aus der Haft und der Befeitigung einer nochmaligen Anklage gilt, was im Art. 
254 verordnet ift 


VI Weiteres Verfahren und Urtheil des Gerichtshofes. 


Art. 298. Iſt der Angeklagte dur die Geſchwornen für fehuldig befunden wor— 
den, .fo erhält zunächſt der Staatsanwalt, fodann der Privat-Betheiligte, der Bertheidi- 
ger und der Angellagte das Wort, alles wie in den Art, 247—249 beftimmt ift. 

Der Staatsanwalt bat feine weiteren Anträge an den Gerichtähof insbefondere we⸗ 
gen der zu erkennenden Strafe und ihres Maßes zu ſtellen. 

Die Ausführungen allerſeits haben hier von demjenigen abzuſehen, was bereits 
durch die Ausſprüche der Geſchwornen feſtgeſtellt iſt, und ſich nur mit demjenigen zu 
befchäftigen, was noch zur Entſcheidung des Gerichtshofes ausſteht (Art. 284). 

Art. 299. Hierauf zieht fih der Gerichtshof zur Fällung feines Urtheiles in 
fein Beratkungszimmer zurüd, 

Der Angellagte wird nad Ermeffen des Präfidenten abgeführt, 

Der Gerichtshof faßt feine Befchlüffe nah Stimmenmehrheit, wobei die — 
Regeln im Art. 253 zur Anwendung zu bringen ſind. 

Art 300. Der Gerichtshof ſpricht den Angeklagten von der Anklage frei in den 
Fällen, welche in dem erſten Sape des Art. 254 und in dem Art. 255 gedacht find, 
unter den daſelbſt bemerften Einfchränfungen; ferner geeigneten Falles, wenn die Ge- 
ſchwornen eine ihnen vorgelegte Frage, wie im Art, 292 erwähnt, getrennt haben, oder 
wenn in Folge von Umftänden, über welche fein Ausſpruch der Gefchwornen erfordert 
wurde und melche aktenmäßig find, die Strafbarkeit des Verbrechens fih als gänzlich 

befeitigt annehmen läßt. 
Wegen Vorbehaltes privatrehtlicher Anfprüche, der Entlaffung des Angeflagten 
aus der Haft und der Befeitigung nochmaliger Anklage gilt die Verordnung im Art. 254, | 


Art. 301. Im anderen Fällen ſpricht der Gerichtöhof auf dem Grunde der Aus- 
ſprüche der Gefchwornen, innerhalb der Grenzen und mit den Befugniffen, welde die 
Art, 255 und 256 aufftellen, ohne an die Anträge des Staatsanwaltes wegen der 
Strafart und Strafgröße gebunden zu fein, ein Strafurtheil gegen den Angeklagten 
nad freier, gewiffenhafter Prüfung der für oder gegen den Angeklagten ftreitenden Mo- 
mente, in Genräßheit der Strafgefepe. 

Das Urtheil muß enthalten eine Bezugnahme auf die das Erfenntnif begründenden 
Sragen und Ausſprüche der Geſchwornen, die Bezeichnung der angewendeten ftrafgefeß- 
lihen Beftimmungen und die zuerfannte Strafe, bei Strafe der Nichtigkeit. 
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Außerdem bat das Urtheil noch über die etwa dem Etrafverfahren angefchloffenen 
Privataniprüdhe und über die Koften zu entfcheiden. 

Art. 302. Die Berfündigung des Urtheiles gefhieht durch den Präfidenten, 
nachdem fich der Gerichtöhof wieder in den —— zurüd verfügt hat und der An— 
geflagte wieder vorgeführt worden iſt. 

Art. 303. Jedes Urtheil muß binnen acht Tagen in einer befonderen Ausfer- 
tigung zu den Alten gebraht und von fümmtlichen Mitgliedern des Gerichtshofes un: 
terzeichnet werden. 


VIII. Protofoll-Führung, Bwifhenvorfälle, Vertagung und Einftellung 
des Verfahrens, 


Art. 304. Ueber die Protofoll-Führung bei der Hauptverhandlung vor den Ge— 
ſchwornengerichten gelten die Vorfäriften in den Art. 262 und 263 mit dem Zufape, 
daß das Protofoll auch die Namen der Gefhwornen, die Vorgänge bei Bildung der 
Gefhwornenbant und die Vereidung der Gefchwornen erwähnen fol, und mit der Ein» 
fhränfung, daß der Inhalt der Vernehmungen des Angeklagten, der Zeugen und Sad 
verftändigen nicht aufgenommen zu werden braudt, Der Inhalt neuer, in der Borun- 
terfuchung noch nicht vorgefommener Beweife, ingleihen Abweichungen des Angeflagten, 
der Zeugen und Sachverftändigen von ihren in der Borunterfuhung erftatteten Ausfas 
gen find auf Anordnung des Präfidenten von Amtswegen oder auf Antrag eines Be» 
theiligten in das Protokoll aufzunehmen, 

Einer Aufnahme der an die Gefhwornen gejtellten Bragen und der dazu abgege- 

* benen Ausſprüche in das Protokoll bedarf e8 nicht; es genügt, daß jene Fragen mit 
den dazu ertheilten Ausfprühen in Urſchrift dem Protokolle beigelegt werden. 

Auch über die Berathung des Gerichtshofes ift ein furzes Protokoll, wie Art, 264 
beftimmt, aufzunehmen, 


. Art. 305. Die Verordnungen in den Art. 265—271 über —— 
tagung und Einſtellung der Hauptverhandlung vor den Kreisgerichten finden auch bei 
den Geſchwornengerichten Anwendung 

Im Falle des Art. 269 entſcheidet der Gerichtshof ohne die Geſchwornen. 
Vierzehntes Kapitel. 
Bon den Rehtsmitteln gegen Endurtbeile. 
1. Richtigkeitsgründe bei Endurtheilen der Kreisgerichte und Geſchwornengerichte. 
Art, 306. Endurtheile, weldhe von einem Kreisgerichte oder dem Gerichtöhofe ei- 
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nes Gefchwornengerichtes gefällt find, follen nur dann wegen Nichtigkeit angefochten 


werden fünnen: 
1) wenn das urtheilende Kreisgericht, oder bei dem Gefchwornengerichte der Ge— 


2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


?) 
8) 


9) 


rihtöhof oder die Geſchwornenbank nicht gehörig bejegt war; 

wenn. der im Art. 207, Nr. 2 gedachte Fall vorliegt und nicht fhon durch eine 
frühere Entfcheidung des Ober: Appellationd-Gerichtes befeitigt ift (Art. 211); 
wenn in der Hauptverhbandlung vor dem Kreisgerichte oder vor dem Gefchwor« 
nengerichte, ingleichen bei der Fällung des Endurtheiles gegen gefepliche Vor— 
fchriften gefehlt wurde, bei welchen die Strafe der Nichtigkeit ausdrüdlich durch 
das Gefep angedroht if, Diefe Nichtigkeit foll jedoch nicht geltend gemacht wer«* 
den“fünnen, wenn der Angeklagte bei dem Gefchwornengerichte. nah Art. 297 
freigefprochen wurde; 

wenn dem Angeklagten oder dem Staatsanwalte bei der Hauptverhandlung, un- 
geachtet eines an das Gericht geitellten ausdrüdlichen Antrages, Befugniſſe oder 
ProzeßsHandlungen gefepwidrig befhränft oder verfagt wurden, welche als Mit: 
tel der Bertheidigung oder der erlaubten Strafverfolgung anzufehen find; 

wenn die in Frage ftehende That aus dem Grunde, weil fein einfchlagendes 
Strafgefep vorhanden fei, für fein Verbrechen gehalten wurde, obgleich ein ſolches 
Gefep vorhanden ift, oder wenn fie umgekehrt für ein Verbrechen. gehalten wurde, 
während fein einfchlagendes Strafgefep vorhanden ift; vorausgefept, daß das 
Dber-Appellationds Gericht nicht fehon hierüber früher entſchieden hat (Art. 211). 
Diefe Nichtigkeit kann nicht geltend gemacht werden, weil wegen unrichtiger Ber 
urtheilung thatfächlicher Verhältniffe Straflofigfeit oder Strafbarfeit angenommen 
worden ſei; insbefondere nicht in dem Falle einer Freiſprechung des Ungeflagten 
bei dem Gefchwornengerichte nad Art 297; 

wenn die That durch unrichtige Gefepesauslegung einem falfchen Strafgefege 
unterzogen worden ift, ebenfall® vorausgefept, daß das Ober-Appellations- Gericht 
hierüber nicht fehon früher erfannt bat. Diefe Nichtigkeit foll aber dann nicht bes 
rüdfichtigt werden, wenn das Strafgefeß, dem die That nach richtiger Auslegung 
zu unterjtellen ift, zu feiner andern Strafe führen würde, als erfannt worden ift; 
wenn auf eine andere Strafart, ald das anzumendende Strafgefeß beftimmt, oder 
auf ein Etrafmaß unter oder über dem gefeplichen Maße erfannt worden fit; 
wenn wieder eine von dem Ober-Appellations-Gerichte früher gegebene Entfchei- 
dung (Art. 218) erfannt worden iſt; 

bei dem Gefchwornengerichte, wenn das Urtheil des Gerihtöhofes von den, Aus- 
fprüchen der Gefhwornen abweicht, ausgenommen den im Art, 295 erwähnten Fall, 
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II. Nichtigkeitsbefhwerde gegen Endurtheile der Geihwornengerichte. 


Art, 307. Endurtheile bei einem Gefhwornengerichte können blos wegen Nihtig- 
keiten (Art. 306) dur eine an dad Dber-Appellations-Gericht gehende Nichtigkeitsbe— 
ſchwerde angefochten werden. 

Diefes Rechtsmittel kann nur der Angeklagte oder der Ober-Staatdanwalt, ein je- 
der, foweit ihn die vorige Entfheidung berührt, ergreifen. Es ift bei dem Appellationg« 
Gerichte einzuwenden, innerhalb zehntägiger Nothfrift vom Tage der Eröffnung des vori« 
gen Urtheiles an, und mit beftimmter Anführung der einzelnen Nichtigkeitsgründe, Die 
Einwendung gefchieht mündlich zu Protokoll oder fhriftlih; im letzteren Falle ift ein 
Duplifat beizufügen. 

Iſt das vorige, Urtheil gegen einen abwefenden Angeklagten gefällt worden, fo ift 
demfelben das Urtheil bei feiner Rückkehr oder Wiedererlangung zu eröffnen, und die 
Notbfrift Läuft ihm erſt vom Zage diefer Eröffnung an. 

Bei Verbrechen, wo ein Privat-Anfläger aufgetreten ift, hat diefer in Beziehung 
auf die Nichtigkeitsbefchwerde alle Rechte des Dber-Staatsanwaltes. 

Die Schlußbeftimmung in Art. 260 gilt auch bier, 

Art. 308. Gegen Berfäumniffe an der Nothfriſt fann aus erheblichen Entſchul⸗ 
digungsgründen Wiedereinſetzung in den vorigen Stand geſucht werden innerhalb dreißig 
Tage vom Ablaufe der Nothfrift an. Der Nachſuchende muß innerhalb diefer Frift zu— 
gleich den Entichuldigungsgrund befcheinigen, oder doch Befcheinigungsmittel anzeigen. 
Das Nachſuchen und das Erheben der Befcheinigungsmittel gefchicht bei dem Appella- 
tiond-Gerichte, bei welchem die Nichtigkeitsbefchwerde einzuwenden iſt, und die leptere 
jelbft muß gleich bei dem Nachſuchen um Wiedereinfegung in den vorigen Stand mit 
angebracht werden. Die Erhebung von Befcheinigungsmitteln fann das Appellations- 
Gericht durch Untergerichte vornehmen Taffen. 

Die Entiheidung über die gefuchte Reftitution ift dem über die Nichtigkeitsbeichwerde 
erfennenden Ober: Appellations- Gerichte zu überlaffen. 

Art 309. Die Nichtigfeitsbeichwerde hat auffchiebende Wirkung. 

War jedoch der Angeklagte verhaftet und iſt er durch das angefochtene Urtheil frei— 
gefprochen, fo joll feine Entlaffung aus der Haft in Folge einer von dem Ober-Staatd- 
anwalte eingewendeten Nichtigkeitsbefchwerde nur dann aufgefchoben fein, wenn der letz⸗ 
tere ſofort bei Bekanntmachung des Urtheiles die Fortſetzung der Haft beantragt und 
zugleich die Nichtigkeitsbeſchwerde wenigſtens vorläufig angezeigt und fodann noch inner- 
halb der Nothfrift ordnungsmäßig eingewendet hat. 

Art. 310, Die eingewendete Nichtigkeitsbefchwerde it von dem Appellations-Ge— 
rihte, wenn fie von dem Ober-Staatsanmwalte eingelegt wurde, dem Angeklagten und 
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wenn fie von dem leßteren ergriffen wurde, dem Ober⸗Staatsanwalt fofort ſchriftlich 
mitzutheilen, 

Der Befchwerdeführer kann noch innerhalb zeben Tagen, vom Ablaufe der erften 
Nothfriſt an, eine Ausführung übergeben, von welcher er ein Duplifat beifügen muß, 
Die Friſt kann auf Antrag den Umftänden nach von dem Gerichte einmal verlängert 
werden Diefe Ausführung iſt gleichfalls dem Gegner mitzutheilen, welcher dabei zu bes 
deuten ift, daß ihm die Beibringung einer Gegenausführung binnen zehen Tagen freiftehe. 

Der Dber-Staatsanwalt hat fodann an den General-Staatdanwalt zu berichten, 
damit diefer die weitere Berhandlung übernimmt, und das Appellations-Gericht fendet die 
Alten an das Ober-Appellationd-Gericht zur Erledigung des Rechtsmittels ein, 


Art. 311. Das Ober-Appellationd-Geriht kann die Nichtigkeitsbefchwerde, wenn 
fe verfäumt, oder nicht gehörig oder ohne einen geſetzlichen Nichtigkeitsgrund (Art 306) 
eingewendet, oder der Nichtigkeitsgrund bereits dur eine frühere Entſcheidung befeitigt 
ift (Art. 306—308), fofort verwerfen. Außerdem beraumt es einen Berichtstag zur Der- 
handlung der Sache an und Iadet hierzu den Befchwerdeführer und feinen Gegner der 
geftalt, daß die Ladung wenigftens acht Tage vor dem Gerichtstage behändigt wird. 

Der Angeklagte wird nie perfönlich geladen, fondern an deffen Stelle fein Verthei— 
diger, und falld er feinen haben follte, wird er zum Erfcheinen durch eineu Bertheidiger 
geladen, der ihm nöthigen Falles dur das Appellations-Beriht von Amtswegen zu be 
ftellen ift, 

Bür die Staatsanwaltfhaft wird der General-Staatsanwalt geladen. 

Die Ladung an den Befchwerdeführer und an deffen Gegner ift mit dem Präjudiz 
zu verfehen, daß im Kalle ihres Nichterfcheinens nichts deftoweniger in der Sache ent« 
Khieden werde. 

Beiden Theilen ift bis zum achten Tage vor dem anberaumten Gerichtötage die 
Einfiht der Akten auf Anmelden zu verftatten. | 


Art. 312, Die Verhandlung der Sache in dem angefegten Gerichtstage vor dem 
Ober-Sppellationd- Gerichte iſt öffentlih nach den Beitimmungen in den Art. 227—229, 

Ein von dem Präfidenten des Berichtes dazu beftimmtes Mitglied deffelben hält 
einen Bortrag aus den Alten, welcher den biäherigen Berlauf der Sache, foweit er nad) 
Maßgabe der aufgeftellten Nichtigkeitsbefhwerden erheblih it, die Börmlichkeiten des 
Rechtsmittels, Die Befchwerden und die fih hieraus ergebenden Streitpunfte umfaffen foll, 
ohne eine Anficht über die zu ertheilende Entfcheidung zu äußern. 

Darauf erhält der Befchwerdeführer und fodann deffen Gegner, fofern fie erfchie- 
nen find, das Wort, j 

Das Gericht zieht fih demnächft in das Berathungszimmer zurüd. Bis zu dies 

64 


452 


fem Zeitpunkte ift jeder Partei die Zurücknahme ihres Nechtömitteld verftattet, welchen 
Falles fie die dDadurd veranlaßten Koften zu übernehmen hat. 

Art. 313. Das Ober-Appellations-Gericht fällt die Entfheidung nah Stimmen- 
mehrheit mit Beobachtung der näheren Verordnungen im Art 253. 

Findet es die Richtigkeitsbeſchwerdk begründet, fo hebt es das vorige Urtheil auf 
und erkennt rüdfichtlih der im Art. 306 aufgezählten Nichtigkeitögründe: 

zu Nr. 1, auf nochmalige Hauptverhandlung und Entfheidung durh das Ge- 
ſchwornengericht desfelben oder eines anderen Geſchwornenbezirkes; ur 

zu Nr. 2, daß der Angeflagte von der erhobenen Anklage freizufprechen fei; 

zu Nr. 3 und 4, wie zu Nr. 1; 

- zu Nr. 5, wenn die That für eın Verbrechen gehalten wurde, während fie fei- 

nes ift, wie zu Nr 2; und wenn die That für kein Verbrechen gehalten 
wurde, während fie nad den Strafgefegen ein ſolches ift, wie zu Rr. 1; 

zu Nr. 6, 7, 8 und 9, wie zu Nr. 1. 

Die von dem Ober-Appellations-Gerichte gegebene Entfheidung iſt für die in der 
Sache anderweit entfheidenden Gerichte, Kreisgerichte, das Appellationd« Gericht, oder 
Gerichtöhöfe bei dem Gefchwornengerichte, maßgebend. 

Art. 314. Das Urtheil des Ober-Appellationd-Gerichtes it, nachdem ſich Iepte- 
red in den Gerichtsfaal zurüdverfügt hat, wit den Entfcheidungsgründen mündlich zu 
verfündigen. 

Eine fohriftlihe Abfaffung des Urtheiles it, wie Art. 303 verordnet, zu den Aften 
zu bringen, 

Art. 315. Führung eines Protofolles über die öffentlihe Verhandlung vor dem 
DOber-Appellations- Gerichte und über deffen Beſchlußfaſſung tft, wie die Art. 262—264 
beftimmen, erforderlich, 

Art. 316. Dffenbar grundlofe Nichtigkeitsbefhwerden full das Ober-Appellations» 
Geriht an den Parteien und den BVertheidigern mit Gelditrafen, welche bis zu funfzig 
Thalern anfteigen können, unnachfichtlih ahnden und dieſes auch bei den in den Art. 
206 f. und in den Art. 332 f. gedachten Nichtigkeitsbefhwerden zur Anwendung kommen. 


11. Appellation gegen Endurtheile der Mreisgerichte, 

Art, 317. Gegen Endurtheile eines Kreisgerichtes iſt Appellation an das Ap- 
pellations-Geriht zuläſſig. Sie kann gegen verurtheilende und fteifprechende Urtheile 
nah allen Richtungen, wegen vorliegender Nichtigkeiten (Art. 306), wegen angenomme« 
nen oder nicht angenommenen Beweifed, wegen der erfannten Strafart und Strafgröße, 
wegen der Entfheidung über etwaige privatrechtlihe Anfprühe und wegen der Koften 
ergriffen werden. 
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Art. 318. Die Appellation fteht dem Angellagten und dem Staatsanwalte oder 
dem Privat-Anfläger, einem jeden, fomweit das Endurtheil des Kreisgerichtes ihn berührt 
oder dem Gegner zum Vortheile gereicht, zu. 

Die Erben eines verftorbenen Angeklagten Fünnen an deſſen Stelle nur bei er- 
kannten Geldfttafen und wegen etwa mitentfchiedener Civil-Punkte oder wegen der Koften 
appelliren oder die von ihrem Erblaffer bereit ergriffene Appellation fortfepen. 

Iſt der Angeflagte nach Eröffnung des vorigen Urtheiles geftorben, fo kann der 
Staatsanwalt nur, fofern Geldftrafe oder der Koftenpunft in Frage fteht, gegen die Er- 
ben des Angeflagten appelliren oder eine ſchon eingelegte Appellation fortfepen. 

Art. 319. Ein Privat-Betheiligter, welcher fih wegen privatrechtlicher Anfprüche 
dem Strafverfahren angefchloffen hat, und deffen Anſprüche als unftatthaft oder wegen 
ermangelnder Beicheinigung ganz oder theilweife aberfannt worden find, fann nur dann 
appelliren, wenn von dem Angeflagten oder von dem Gtaatsanwalte in irgend einer, 
die privatrehtlichen Anfprüce vielleicht auch nicht berührenden Beziehung, appellit wor— 
den iſt. Die Einwendung einer ſolchen Neben-Appellarion fchließt jede weitere Betre- 
tung des Civil-Weges aus 

Mendet der Privat-Betheiligte feine Neben-Appellation ein, fo fann er gleichfalls 
auf dem Civil-Wege keine weiteren Anfprüche geltend machen; es ſei denn, daß er in- 
nerhalb der für die Neben-Appellation geltenden Nothfrift fich diefe Geltendmachung be— 
fonders vorbehalten hat. 

Kann er in Ermangelung eines Hauptredhtsmitteld nicht appelliren, fo fteht ihm 
frei, feine Anfprüche, ungeachtet der. in dem Strafverfahren vorliegenden Entſcheidung 
noch auf dem Civil-Wege zu verfolgen. 

Die Erhebung einer Eivil-Klage entzieht die Befuguiß, auf die im Strafverfahren 
vorliegende Enticheidung zurüdzugehen, indem die letztere nunmehr als nicht erteilt an- 
jufeben iſt. 

Art. 320. Die Appellationen find bei dem Kreisgerichte mündlih zu Protokoll 
zu geben oder fehriftlich einzuwenden, welchen Balles ein Duplikat beizufügen ift. Nich— 
tigkeitögründe müffen einzeln beftimmt angegeben werden; auch andere befchwerende Bunfte 
follen deutlich bezeichnet, jedoch eine allgemein eingewendete Appellation angefehen wer: 
den, als fei fie geggn alle einzelne Theile des Urtheiles, welde gegen den Appelanten 
geben, gerichtet. ni 

Dem Angeklagten uud dem Staatsanwalte läuft zur Einwendung eine gehntägige 
Rotbfrift nad den näheren Beftimmungen im Art, 307. ine Belehrung des Anger 
Magten über die ihm zufichenden Rechtsmittel ift nicht erforderlih. Auch gilt hier Wie- 
dereinfegung in den vorigen. Stand mit analogifcher. Anwendung der — tm 
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Art. 308. Die Entiheidung über die nachgeſuchte Wiedereinfegung if dem Appellations- 
Gerichte zu überlaffen. 

Ein Privat» Betheiligter, welcher fih nah Art 319 einem Hauptrechtsmittel an« 
fliegen will, muß diefes binnen einer zehentägigen Nothfrift von dem Tage an thun, 
an welchem er von der Einwendung eines Hauptrechtämitteld Kenntniß erlangt bat. 

Art. 321. Die eingemendeten Appellationen haben aufſchiebende Wirkung. 

Hatte das Endurtheil des Kreisgerichtes einen verhafteten Angeklagten freigeſprochen, 
fo foll die Entlaffung deffelben aus der Haft wegen einer von dem Staatsanwalte ein« 
gewendeten Appellation nur dann aufgefhoben fein, wenn der Teptere ſogleich bei Be— 
fanntmahang des Urtheiles die Fortdauer der Haft beantragt und die Einwendung der 
Appellation zugleich wenigſtens vorläufig augezeigt hat. 

Art. 322. Der Angeflagte und der Staatsanwalt haben als Appellanten die 
Befugniß, eine Ausführung ihrer Appellation bei dem Kreisgerichte zu übergeben und 
etwaige neu aufgefundene Beweismittel anzuzeigen. Sofern diefes nicht fhon bei Ein- 
wendung der Appellation gefchehen ift, Täuft ihnen bierzu eine zweite zehntägige Friſt 
von Zeit der erften Friſt für die Einwendung an gerechnet, welche den Umftänden nad 
auf Antrag einmal verlängert werden kann. 

Dem Angeflagten ift hierzu, fowie zur weiteren Beforgung der Sache, wenn er mit 
feinem Vertheidiger verfeben ift, auf Verlangen cin folcher zu beitellen, 

Art. 323. Die Einwendung der Appellation, auch die fich anfchließende Appel« 
lation eines Privat-Betheiligten, ingleihen die etwa übergebene Ausführung (Art. 322) 
find dem Gegner mitzutheilen. Bon einer Haupt-Appellation {ft auch jedenfalls der et— 
waige Private Betheiligte kürzlih in Kenntniß zu fepen, damit er fih wegen Anſchließung 
mit einer Neben»Appellation erflären könne. 

Bei der Mittheilung ift dem Gegner zu eröffnen, daß er binnen zehen Tagen eine 
.Gegenausführung übergeben könne und etwaige neue Beweismittel anzuzeigen habe. 


Art. 324, Der Staatsanwalt berichtet fodann an den Ober-Staatsanwalt, da- 
mit diefer die Sache weiter verhandle, und das Kreisgericht fendet die Alten an das 
Appellationd-Gericht ein, welches eine verfäumte oder nicht gehörig eingewendete Appel- 
lation ohne Weiteres fofort verwirft, auch, wenn nach Mafgabe der Appellationd-Be- 
fhmwerden nur über Koften und Eivil-Anfprühe zu entfcheiden ift, ein Erfenntniß in nicht 
Öffentlicher Sipung füllen fann, außerdem aber einen Gerichtötag Jur oͤffentlichen Ver⸗ 
handlung anfept. 

Art. 325. Zu dem Gerichtstage werden ſämmtliche bei dem Rechtsmittel Bethei- 
ligte, ingleien, wenn neue Beweismittel angezeigt worden find und das Appellations- 
Gericht diefelben nicht für offenbar unerheblich erachtet, die angegebenen Beugen oder 
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Sachverſtaͤndigen dergeftalt vorgeladen, daß ihnen die Ladungen wenigftens acht Tage 
vor dem Gerichtötage eingehändigt werden, und es ift wegen Beifchaffung etwa fonftiger 
Beweismittel die geeignete Sorge zu tragen. Das Appellations-Gericht kann au von 
Amtswegen die nohmalige Vorführung folder Beweismittel anordnen, weldhe bereits in 
der Hauptverhandlung gebraucht worden find. 

Der Angeflagte fol nur dann perfönlic geladen vder, wenn er verhaftet ift, vor- 
geführt werden, wenn das Appellations-Gericht e8 für angemeffen erachtet, oder der An- 
gellagte es ausdrüdlih verlangt. Außerdem wird deffen Vertheidiger, oder der Yin 
klagte, um durch einen Bertheidiger zu erfheinen, geladen. 

Für die Staatsanwaltfhaft wird ſtets der Ober-Staatsanwalt geladen, 

Die fümmtlihen bei dem Rechtsmittel Betheiligten werden unter dem Präjudiz ges 
laden, daß im Falle des Nichterfcheinens nichts defto weniger werde verhandelt und er- 
kannt werden, 

Die Ladungen der Zeugen und Sachverftändigen ergehen, wie im Art. 216 geord- 
net iſt. Erfheinen fie nicht, fo finden die Vorfchriften in den Art. 222—226 analoge 
Anwendung. 

Den bei dem Rechtsmittel Betheiligten ift die Einfiht der Alten bis zum achten 
Tage vor dem anberaumten Gerichtstage auf Anfuchen zu geftatten. 


Art. 326. Die Verhandlung vor dem Appellations-Gerichte iſt öffentlich nach den 
Borihriften in Art. 227— 229, 

Sofern keine Beweismittel zu erheben find, beginnt die DBerhandlung mit einem 
dur ein Mitglied des Appellations-Gerichtes zu haltenden Bortrag aus den Alten, 
welcher den bisherigen Berlauf der Sache, foweit er nad Maßgabe der Appellations« 
Beſchwerden erheblich ift, die Börmlichkeiten des Nechtsmitield, die Befchwerden und die 
fi) daraus ergebenden Streitpunfte umfaffen, jedoch feine Anficht über die zu ertbeilende 
Entſcheidung enthalten fol. 

Darauf wird der Appellant und fodann deffen Gegner gehört. 


Art. 327. Sind Beweismittel zu erheben, fo find die für die Hauptverhandlung 
vor den Kreisgerichten gegebenen Vorſchriften analogifh anzuwenden, mit der Modifika— 
tion, daß nad den einleitenden Handlungen in den Art. 233 und 234, foweit fie hier 
Plaß greifen, zuvörderft der in dem vorigen Artikel gedachte Bortray eines Mitgliedes 
des Appellationd-Gerichte® zu halten ift, fodann die Erhebung der Beweismittel, wie in 
der Hauptverhandlung vor den Kreisgeriääten, folgt, und endlich das Gehör der Parteien, 
wie in dem vorigen Artikel beftimmt if, den Beſchluß macht. 

Die dem Präfidenten bei den Appellations-Berhandlungen im Allgemeinen die Rechte 
des Borfigenden bei einer Hauptverhandlung, foweit er davon Gebrauch machen kann, 
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zufteben, fo bat er insbefondere au dann, wenn Beweismittel erhoben werden, die im 
Art. 246 gedachten Befugniffe. 

Art 328. Hierauf begiebt fih das Appellations-Geriht zur Beſchlußfaſſung in 
fein Berathungszimmer. 

Bis zu diefem Augenblide fteht es jedem Appellanten frei, fein Rechtsmittel ganz 
oder theilmeife wieder fallen zu laffen; er hat dann die dadurch verurfachten Koften zu 
übernehmen. 

Wird das Hauptrechlömittel fallen gelaffen, fo foll fi die Neben-Appellation eines 
Privat-Betheiligten von ſelbſt mit erledigen und die Sache rüdjichtlich feiner fo angefehen 
werden, als wenn er keine Neben-Appellation hätte einwenden fünnen (Art 319). 

Art. 329, Das Appellations-Gericht befchließt nah Stimmenmehrheit unter Beo- 
bachtung der näheren Verordgungen im Art. 253. 

Es erkennt, foweit die Sache wegen Nichtigkeitsgründen an daſſelbe gelangt iſt, nach 
Analogie der im Art 313 gegebenen Vorſchriften, oder auch geeigneten Falles abändernd 
in der Sache ſelbſt. Bei einer Appellation aus anderen Gründen entfcheidet es über 
baupt an der Stelle und mit den Berugniffen des Kreisgerichtes (Art. 254 f.), welches 
das vorige Urtheil gefällt hat. Es kann auch nur, wenn der Staatsanwalt appellirt 
bat, ein dem Angeklagten nachtheiligeres Urtheil fällen, nicht aber, wenn der Staatsan- 
walt blos ald Gegner einer von dem Angeklagten eingewendeten Appellation aufgetreten ift. 

Art. 330. Das Urtheil des Appellationd-Gerichtes ift, nachdem ſich leßteres in 
den Gerichtöjaal zurüd begeben hat, mündlid mit den Entjheidungsgründen zu ver 
fündigem Sit der Angeklagte oder ein Bertheidiger desfelben nicht anmwefend, fo tft 
noch eine befonderr Bekanntmachung an denfelben zu verfügen. 

Eine fhriftlihe Abfaffung des Urtheiles muß nod, wie im Art. 261 geordnet if, 
zu den Alten kommen. 

Art. 331. Bührung eines Protofolles über die Verhandlung vor dem Appella— 


nions⸗Gerichte und defien Beihlußfaffung if, wie, in den Art. 262—264 beftimmt iſt, 
erforderlich. . 


IV. Nichtigkeitsbefchwerde gegen Urtheile des Appellations-Gerichtes. 
Art. 332 Gegen Urtheile, welche das Appellations-Gericht in der Appellations- 
Inftanz geſprochen hat, findet fein weiteres Rechtsmittel als die Richtigkeitsbefchwerde 
an das Ober-Appellationd-Gericht Statt, und zwarnnur'in. folgenden Fällen: 
1) wenn die Appellation aus Nichtigkeitsgründen Eingewendet worden war, von dem 
Appellationd- Gerichte nit auf Nichtigkeit erfannt wurde und num die Nichtig- 


feitöbefchwerde wegen der nämlihen Gründe von derſelben Partei wiederholt 
wird; 
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2) wenn das Appellationd-Gericht auf Nichtigkeit erfannt hat und nun der Gegner 
wegen diefer Entfheidung eine Beſchwerde einwendet ; 

3) wegen neuer Nichtigkeiten, die erit in der Appellationd-Inftanz begangen wurden. 

Art, 333. Bei diefer Nichtigkeitsbefchwerde gelten diefelben Vorſchriften, welche 
bei Nichtigkeitsbefchwerden gegen die Urtheile der Geſchwornengerichte gegeben find (Art, 
307—316). 

Wird die Nichtigkeitsbefchwerde für begründet erachtet, fo ift zu Nr. 1 des vorigen 
Artikels nah Analogie der im Art. 313 gedachten Entfeheidungen zu Nr. 2., wenn blos 
der fragliche Nichtigkeitsgrund Gegenitand der Appellation war, auf Wiederherftellung 
des freisgerichtlihen Erfenntniffes, oder, wenn noch andere in dem Urtbeile des Appel- 
lations-Gerichtes nicht entfchiedene Beſchwerden in der Appellations-Inſtanz vorlagen, 
fowie zu Nr. 3 auf nochmalige Verhandlung in der Appellations =» Injtanz zu erfennen. 


Funfzehentes Kapitel. 
Bon Wiederaufnahme einer Unterfuhung. 


Art. 334. War eine Vorunterfuhung nad Art. 95 oder 97 eingeftellt worden, 
oder wurde die Verſetzung in den Anklageſtand aberfannt, weil e8 an Bemeismitteln 
fehlte, um den Angefchuldtgten für dringend verdächtig zu halten (Art, 198): fo kann 
der Staatsanwalt oder Privat-Ankläger eine Wiederaufnahme der Vorunterfuchung be 
antragen, wenn er neue Beweismittel beibringt, welche entweder ſchon vorhandene Ber- 
dachtsgründe verftärken, oder neue folhe Gründe darbieten, 

Nur wenn im Falle des Art. 97 der Betheiligte die Unterfuhung durch Zurüd- 
nahme feines Antrages ganz aufgegeben hatte, kann für ihn keine Wiederaufnahme bean; 
tragt werden. 

Art. 335. Wurde ein Angefhuldigter bei dem Schluffe der Vorunterſuchung 
(Art. 198) oder dur ein Endurtheil (Art. 254) von der Anklage freigefprochen, weil 
ein unrichtiger Ankläger aufgetreten ift, fo it dem wirklich zur Anklage Berechtigten die 
Wiederaufnahme der Unterfuchung unbenommen, 


Art. 336. Wurde ein Angeflagter durd ein Endurtheil wegen mangelnden Be- 
weifes freigefprochen, fo kann der Staatsanwalt oder Privat-Anfläger eine Wiederauf— 
nahme der Unterfuchung nur dann beantragen: 

1) wenn die Breifprehung durch Fälſchung, falfhes Zeugniß, Beftehung oder durch 
ein fonftiges Verbrechen des Angeflagten oder einer dritten Perſon herbeigeführt 
wurde, und hierüber bereits ein gerichtliches Strafurtheil vorliegt; 

2) wenn der Freigeſprochene ſpaͤter gerichtlich oder außergerichtlich ein Geſtaͤndniß 
des Verbrechens abgelegt hat; 
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3) wenn fpäter andere Perfonen wegen beöfelben Verbrechens verurtheilt worden find 
und ſich bei diefer Gelegenheit Beweismittel ergeben haben, weldhe die Ueber- 
führung des Freigeſprochenen als Mitfhuldigen zu begründen geeignet find 

Art. 337. Auch wenn der Angeflagte in dem Endurtheile verurtheilt wurde, 
kann der Staatsanwalt Wiederaufuahme der Unterfuhung in den im Art, 336 aufge 
führten Bällen beantragen, vorausgefept, daß zu Nr. 1 in dem fraglichen Verbrechen 
die Veranlafjung zu einem milderen Strafurtheile Tag, oder zu Rr 2 umd Rr. 3 aus 
dem Geftändniffe oder den Beweismittel fih ergibt, daß das Verbrechen härter zu be- 
firafen war, als in dem Endurtheile gefcheben iſt. 

Es foll jedoh in allen diefen Fällen die Wiederaufnahme der Unterfuchung nicht 
Statt finden, wenn es fih nur um Auswahl einer höheren Strafe innerhalb derfelben 
gefeglihen Strafgrenzen handeln würde, und fie foll daher nur eintreten, wenn die Bolge 
der Wiederaufnahme eine Beurtheilung nah einer anderen und härteren Strafbeftim- 
mung fein wird. 

Art. 338. Ein verurtheilter Angeflagter kann, felbft nach vollzogener Strafe, ' 
Wiederaufnahme der Unterfuchung verlangen: 

4) wenn er darthut, daß Urkunden, welche gegen ihn vorgebracht und berücfihtigt 
wurden, falſch oder verfülfcht, oder daß Sadverftändige oder Zeugen, die zu 
feinem Nachtheile ausfagten, meineidig, oder daß einer oder mehre derfelben, 
oder ein Mitglied des Gerichteö beftochen gewefen find, oder s 

2) wenn er neue Beweismittel vorbringt, welde allein oder in Verbindung wit 
früher erhobenen Beweifen geeignet find, feine Zreifprehung herbeizuführen, oder 
feine That als ein nad einer anderen und gelinderen Strafbeftimmung zu beur« 
theilendes Verbrechen darzuftellen. 


Art. 339, Unter den Vorausſetzungen in dem vorigen Artikel können aud nad 
dem Zode des Angellagten defien Erben, Ehegatte, Verwandte und Berfchwägerte in 
auffteigender oder abjteigender Linie, und Verwandte in der Seitenlinie bis zum dritten 
Grade, die Wiederaufnahme der Unterfuhung beantragen. 


Art. 340. Im allen Fällen der Wiederaufnahme einer Unterfuhung find die 
neuen Beweife, durch welche fie begründet werden foll, bei dem Unterfuchungsrichter an- 
zuzeigen und von diefem vorläufig zu erheben. Sodann ift in den Art. 334—337 ent« 
baltenen Fällen der Angeklagte, in den Fällen der Art. 338 und 339 der Staatsanwalt 
zu hören und darauf von dem Kreisgerichte über die Statthaftigkeit der Wiederaufnahme 
der Unterfuhung zu entfcheiden, 

Gegen diefe Entfheidung fteht den allerſeits Betheiligten ein binnen drei Zagen eins 
"zulegender Rekurs an die Anklagefammer des Appellations«Gerichtes zu. 
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Art. 341. Wird die Wiederaufnahme der Unterfuhung für jtatthaft erachtet, fo 
tritt die Sache in den Stand der Vorunterfuhung zurüd, die frühere Vorunterſuchung 
ift nach. Maßgabe der neu angegebenen Beweife zu vervollitändigen, über die Verfegung 
in den Anklageftand anderw.it von demfelben Berichte, welches das frühere Verweiſungs— 
erfenntniß ertheilte, zu erfennen und im Falle eines nocdhmaligen Berweifungserfenntniffes 
eine neue Hauptverhandlung vorzunehmen und ein neues Enderfenntniß zu fprechen. 

Urt. 342, Hat ein Verurtbeilter die Wiederaufnahme der Unterfuchung bean: 
tragt, und die ihm zuerfannte Freibeitsjtrafe wird bereits an ihm vollzogen, fo hemmt die 
Wiederaufnahme der Unterfuhung den ferneren Vollzug der Strafe nicht; es fei denn, ' 
daß das Kreisgericht eine Hemmung den Umftänden des Falles nach angemeffen erachtet. 

Hat der Vollzug der Strafe noch nicht begonnen, fo foll damit bis auf Weiteres 
Anftand genommen werden, ausgenommen bei wiederholten Anträgen auf Wiederaufnahme, 
welchen Falls das Ermeſſen des Kıeisgerichtes über die Ausfegung des Vollzuges entſcheidet. 

Befeitigt fih die Verurtheilung des Angeklagten in Folge der Wiederaufnahme der 
Unterfuhung dadurch, daß nunmehr eine Einftellung der Unterfuhung nad Art. 95 ein. 
tritt, oder das Kreisgericht oder die Anklagekammer des Appellations-Gerichtes nad) Art, 
195 ausfpricht, daß der Angefchuldigte nicht in den Anklageftand zu verfegen fei: jo hat 
derfelbe das Recht, öffentliche Bekanntmachung der Einftellung oder der gerichtlichen Ent- 
fheidung zu verlangen. 


Sechszehntes Kapitel. 
Bon dem Berfahren vor dem Einzelridter. 


Art. 343, Bei den vor die Einzelrichter gehörigen Uebertretungen, welche einer 
Unterfuhung und Beftrafung von Amtswegen unterliegen, tritt die Staatsanwaltichaft 
zwar in derfelben Weife, wie bei anderen Verbrehen in Wirkſamkeit; es können und 
follen jedoch Polizei:Beamte, Verwaltungs: und Gemeinde Beamte und Borftbeamte, in« 
nerhalb ihres Wirkungskreifes, an der Stelle des Staatsanwaltes die Rechtsverfolgung 
vor dem Einzelrichter übernehmen. Sie find dabei, foweit ihnen nicht durch befondere 
Inftruftionen eine felbititändigere Stellung angewiefen wird, dem Staatsanwalte unter: 
geordnet, haben defjen Weifungen zu befolgen, und derfelbe fann aud an ihrer Stelle 
fich der Nechtöverfolgung unterzieben. 

Bei Üebertretungen, welche nur auf Untrag eines Berheiligten unterſucht und be 
ftraft werden, ift die Mitwirkung des Staatsanwaltes gänzlih ausgefhloffen. Diejelben 
können nur duch den Betheiligten, als Brivatanfläger, verfolgt werden, welcher dabei dies 
jelben Befugniffe hat, wie der Staatsanwalt 


Iſt dei einem PolizeieBergehen jemand befchädigt worden, fo ſteht ihm frei, wenn 
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die Saatdanwaltfhaft oder die Polizei die Verfolgung des Vergehens verweigert, das- 
felbe mit allen Befugniffen eines Privat-Anklägers felbit zu verfolgen. n 


Art. 344. 
- Mandats-Berfahren. 
J. 


Auf Antrag der Staatsanwaltſchaft hat der Einzelrichter, wenn der Angeſchuldigte 
weder vorgeführt, noch die Verhaftung deſſelben erforderlich iſt, und nicht beſondere Be— 
denken entgegen ſtehen, 

a. bei Polizei-Vergehen, 

b. bei Defraudationen von Wege- und Gemeinde-Abgaben, 

e. bei den übrigen Uebertretungen, 
in dem letzteren Falle, fofern die Anfchuldigung auf der Anzeige einer verpflichte- 
ten PBerfon berubet, welche die That aus eigener amtlicher Wahrnehmung befundet, 

ohne vorgängige Hauptverhandlung die verwirkte Strafe durd eine Strafverfügung feft- 
zuſetzen. 
ul. 

Die Strafverfügung muß enthalten. 

1) Die Beichaffenheit der Uebertretung, fowie die Zeit und den Ort derfelben; 

2) die dafür angegebenen Beweismittel; 

3) die Beftfegung der Strafe und des Koftenpunftes, unter Anführung des einfchla- 
genden Strafgefepes oder polizeilichen Verbotes; 

4) die Eröffnung, daß der Angefchuldigte, wenn er fih durch die Strafverfügung 
befchwert finden follte, innerhalb einer zehentägigen Friſt, von dem Tage nad) der 
Zuftellung der Verfügung an gerechnet, feinen Einſpruch dagegen fhriftlich oder 
mündlich anzumelden habe, daß aber, falls in Ddiefer Brit ein Einfpruch nicht 
eingebe, die Strafverfügung Rechtskraft erlangen und gegen ihn vollftredt wer« 
den würde, 

Diefe Verfügung wird dem Angefchuldigten zugeftellt, 

IL. 

Wenn in der zehentägigen Friſt ein Einfpruch nicht erhoben wird, fo wird die 
Strafverfügung vollſtreckbar. 

Iſt dagegen ein Einfpruch erhoben worden, fo wird der Angefhuldigte, unter An- 
drohung des Verluſtes feines Einfpruches, zur Hauptverhandlung vorgeladen. Erſcheint 
derfelbe nicht, fo wird der Einfpruch wirkungslos und das früher erlaffene Mandat fo- 
fort vollitredbar. 
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Ein weiteres Rechtsmittel findet in diefen Fällen nit Statt, vorbehältlih der Be- 
fimmungen in dem Artifel 226, welche bier analog zur Anwendung kommen. 

Erfheint der Angeklagte in der Hauptverhandlung, fo wird nah Artikel 347 
verfahren, 


Art. 345. Das Verfahren vor dem Einzelrichter ift ein abgefürztes, dergeftalt, 
. daß die Vorunterfuhung mit der Hauptverhandlung verbunden wird. iner Anklage» 
ſchrift und Berfegung in den Anklageftand bedarf es nicht. Statt der erfteren ift ein 
allgemeiner Antrag auf gefepliche Beitrafung genügend. 

Es hängt ven dem Ermeffen des Einzelrichters ab, ob er fofork, oder erit nad 
weiteren Unterfuhungsfhritten in einer Borunterfuhung, einen Tag zur Hauptverband» 
lung anfegen will. 

Im Allgemeinen bat er die Vorſchriften zu beobadten, welche der Unterfuchungs- 
ri‘ter bei den Kreisgerichten zu beobachten hat. Rekurſe gegen feine Verfügungen fin« 
den nad Analogie der Vorfhriften im Art. 100 jedoch nur an das Kreiögeriht Statt. 


Art. 346. Bei folgenden einzelnen Handlungen gelten befondere Vorſchriften. 

1) Vorläufige Feſtnehmung des Angefhuldigten zum Behufe der Vorführung findet 
nur in den im Art. 108, Nr. 1 und Nr. 2 gedachten Fällen, und bei — 
Vergehen nur in den Fällen Nr, 1 Statt. 

2) Stedbriefe (Art. 114) find unzuläffig. 

3) Bei Uebertretungen, welche allein oder wahlweiſe mit Geldftrafe bedroht find, 
fann der Angefhuldigte bei Strafe des Eingeftändniffes, unter Androhung der 
für den Ball des Ungehorfams eintretenden Strafe, vorgeladen werden, auf welde 
legtere im Halle des Ungehorfams zu erkennen if. Die Ladung foll fchriftlich 
erlaffen werden, eine Frijt von mindeftend acht Tagen enthalten und die Vor— 
{hrift des Art. 226 bier analogifh Anwendung finden, 

4) Unterfuhungshaft kann nur in den Fällen des Art, 131, Nr.2 verhängt werden. 

5) Durdfuhung von Papieren dritter Verfonen (Art. 146) und Befchlagnahme 
und Eröffnung von Briefen (Art. 152 f.) finden nicht Statt. 

6) Sind Sachverſtändige abzubören, fo genügt die Abhörung eines einzigen; aud 
werden Sachverſtändige nur mittelft Handſchlages an Eidesftatt verpflichtet, 

7) Zeugen werden vereidet; ausgengmmen bei Polizei-Vergehen, fofern dabei der 
Richter nach feinem Ermeffen einen bloßen Handihlag an Eidesitatt für genü- 
gend eradtet. Beamte, welche eine Ausfage innerhalb ihres Dienftwirkungs- 
freifes erftatten, find blos auf ihre Dienftpflicht zu verweifen. 

8) Führung eines Protofolles ift bei der Hauptverhandlung fletd, und bei Unter 


fuhungshandlungen, welche zur Vorunterſuchung gehören (Art, 345), nur dann 
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erforderlich, wenn diefe Handlungen zum Beweis bei der Hauptverhandlung ge: 
braucht und in derfelben nicht wiederholt werden. 
9) Urkundsperfonen (Art. 90) find zu feiner Unterfuhungsbandlung beizuzieben, 
Art. 347. Die Hauptverhandlung, zu welcher der Zutritt verjtattet iſt, foweit 
ed die Räumlichkeit des Gerichtszimmers erlaubt, ift von dem Einzelrichter in der Weife 
vorzunehmen, daß der Angefchuldigte vernommen, die Beweife vorgeführt, darauf der 
Staatsanwalt, deffen Stellvertreter, oder der Privat-Ankläger mit ihren Anträgen, dann 
der Angefchuldigte und der von ihm etwa mitgebrachte Bertheidiger mit ihrer Antwort - 
gehört werden umd zulegt das Erkenntniß durch den Ginzelrichter gefällt und eröffnet 
wird Ein verurtbeilendes Erkenntniß muß das einſchlagende Strafgeſetz oder polizei. 
lihe Verbot ausdrüdlic anführen. 
In das über die Hauptverhandlung zu führende Protofoll ift das gefüllte Erfennt- 
niß aufzunehmen | 
Der Einzelrichter hat die Art. 231 gedachten Befugniffe des Borfigenden. 
Bei Unterfuhungen wegen Uebertretung des Gefepes zum Schupe der Holzungen 
u. f mw. vom 14 April 1852, wegen Polizei-Vergehen und wegen Defraudationen von 
Dege- und Gemeinde-Abgaben geht die Hauptverhandlung vor fih, auch wenn ein Ber- 
treter der Staatsanwaltſchaft nicht anwefend ift. 
Art. 348. Gegen die Entfcheidung des Einzelrichters findet das Rechtsmittel der 
Appellation in gleicher Weife, wie in den Art. 317 f. geordnet it, Statt 
Es wird bei dem Einzelrichter eingewendet und gebt an das Kreisgericht. 
An der Stelle des Staatsanwaltes fünnen auch die ihn nad Art. 343 vertreten» 
den Beamten appelliren. 
Das Kreisgericht läßt über das eingewendete Nechtsmiitel in öffentlicher Eipung 
verhandeln. 
Die in den Art. 320 f. gegebenen Vorschriften find für die Einwendung des Rechts— 
mittels und für die Verhandlung und Entfcheidung darüber allenthalben analogifh maßgebend. 
Auch findet gegen die Entſcheidung des Kreisgerichtes nur noch eine Nichtigkeit» 
befchwerde nad Analogie der Beftimmungen in den Art. 332 5 unmittelbar an das 
Dber:Appellations- Gericht Etatt. 
Art. 349. Ueber die Wiederaufnahme einer von dem Einzelrichter geführten Un— 
terfuhung entſcheidet die Analogie der Vorjhriften in den Art, 334—342, 


Siebenzehentes Kapitel. 
Bon der Bollfiredung der Strafurtbeile. 
Art. 350. Die Vollſtreckung ergangener Strafurtheile tritt von Amtswegen ein 
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und wird in Sachen, in welhen der Einzelrichter in erfter Inftanz erfannt hat, von 
diefem, außerdem von dem Unterfuchungsrichter der Sache angeordnet. Jede Voll— 
ftredung ift aftenkundig zu machen. Ueber jedes Todesurtheil it vor deffen Vollſtreckung 
dem Landesherrn Vortrag zu erjtatten und deffen Entſchließung einzuholen, ob er Bes 
gnadigung eintreten laſſen will 

Art. 351. Dem Berurtheilten ift verftattet, wenn er oder fein Gegner, ein Rechts« 
mittel gegen das ergangene Urtheil eingewendet hat, die le Antretung der ere 
fannten Strafe zu verlangen, 

Wird auf ein Nechtömittel des Gegners eine Freiheitsſtrafe höherer Art erkannt, 
fo ift die inzwiſchen vwerbüßte Hreiheitsftrafe niederer Art in ihrer ganzen Zeitdauer auf 
die Freiheitsjtrafe höherer Art fo, als wenn der Verurtheilte diefe während der ganzen 
fraglichen Zeit verbüßt hätte, anzurechnen. 

Diefe Anrechnung tritt ein, ohne daß darauf befonders erfannt zu fein braucht. 


Art. 352, Tritt der Verurtheilte die Strafe nicht ſchon vorläufig an, fo ift regel- 
mäßig binnen vier und zwanzig Stunden von dem Zeitpunfte an zur Vollſtreckung des 
Strafurtheiles zu fehreiten, wo die FZrift zur Einwendung eines Rechtsmitteld gegen das 
Urtheil verftrichen ift, ohne daß ein folhes eingewendet wurde; oder, wenn ein Rechts— 
mittel eingelegt wurde, von dem Zeitpunfte an, wo daffelbe zurüdgenommen oder durd 
ein Urtheil böberer Inftanz erledigt wurde; oder, wo fein Rechtsmittel weiter zuläfiig 
war, von dem Augenblide der Eröffnung des Urtheiles an. 

Auch in dem Falle, wenn der Verurtheilte der erfannten Strafe unbedingt fih un- 
terwirft, iſt zur Vollſtreckung der Strafe regelmäßig binnen vier und zwanzig Stunden 
zu fchreiten. 

Art. 353. Kann der Berurtbeilte bei vorläufigem Antritte der Strafe oder bei 
der Vollſtreckung nah Art. 352 nicht fofort zur Verbüßung einer Freiheitsſtrafe abgelie- 
fert werden, weil der Ort der Strafverbüßung vom Sige des vollitredenden Gerichtes 
entfernt Liegt, fo foll die -ganze Zeit, während welcher er am Sitze des Gerichtes noch 
zurüdbebalten wird, ihm fo angerechnet werden, ald wenn er während derfelben die Frei— 
beitäftrafe ſchon verbüßt hätte. 

Art. 354. Die Vollziehung von Freiheitsſtrafen it aufzufchieben oder auszufepen, 
fo lange der Berurtheilte fih im Zuftande der Verrüdtbeit, des Wahnfinnes, der Raferei, 
des völligen Blödfinnes oder in einem folhen körperlichen Zuſtande befindet, daß die 
Bollziebung der Strafe mit der Einrihtung der Strafanjtalt nicht verträglich, oder. da⸗ 
von ein Lebensgefahr für den Berurtheilten zu beforgen ift. 

Art. 355. Sofern durch fofortige oder ununterbrochene Gefängnißftrafe oder Hand— 
arbeitäftrafe der Nahrungsftand oder der Unterhalt der Familie des Verurtheilten gefähr- 
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det wird, kann der vollitredende Richter auf Anfuchen des Berurtheilten einen kurzen 
Auffhub, auch Verbüßung der Strafe mit kurzen Zwifchenräumen geftatten, 

Art. 356. Begnadigungsgefuhe hemmen eine Strafvollitretung nur dann, wenn 
das Zuftiz- Minifterium den einftweiligen Auffhub anordnet, Dem vollftredenden Richter 
bleibt überlaffen, dem Berurtheilten nach Ermeffen eine Friſt, welche jedoch, vierzehen Tage 
nicht überfohreiten darf, zur Beibringung einer entfprechenden Berfügung des Juftiz-Mi« 
nifteriums zu verftatten, 

Art. 357. Gelditrafen, Konfisfationen und Untgrfuhungstoften werden, wenn der 
Berurtheilte flüchtig oder verftorben iſt, aus deffen Vermögen oder Nachlaß beigebradt. 


Achtzehntes Kapitel. 


Bon den Koften des Strafverfahrens,. 


Art. 358. Zu den Koften des Strafverfahrens gehören alle Gebühren und jeder 
Aufwand, welcher zum Behufe der Zührung der einzelnen in Frage ſtehenden Unterfuch- 
ung erwachlen iſt. 

Namentlich find dahin zu rechnen die Gerichtöfporteln, die Auslagen, welche durch 
Borladungen, durch Gebühren der Zeugen und Sadhverftändigen veranlaßt find, Die Ko- 
fen der Vorführung, Bewachung, des Unterhaltes des Angefchuldigten oder Angeflagten 
während der Unterfuchungshaft, die Koften feiner Bertheidigung und die Koften der Ur- 
tbeilsvollitrefung. 

Reiſekoſten und Diäten der in der Borunterfuhung befchäftigt geweſenen Gerichts— 
perfonen werden zu den Koften des Strafverfahrend gezählt; es find jedoch Meifekoften 
und Diäten der Staatsanwälte, ingleihen der bei der Hauptverhandlung erforderlichen 
Gerichtöperfonen und der Geſchwornen ausgenommen, 

Nimmt ein Privat-Ankläger einen Anwalt an (Art. 49), fo hat er den dadurd er- 
wachfenden Aufwand jederzeit felbft zu tragen, 

Art, 359. Wird der Angeflagte in der Hauptfache verurtheilt, fo it derfelbe auch 
in die Koften des Strafverfahrend zu verurtbeilen, foweit ſolche nicht durch ein ungeſetz— 
liches Verfahren des Richters oder durch ein Berfhulden dritter Perfonen herbeigeführt 
worden find. 

Art. 360. Sind mehrere Theilnehmer eined Verbrechens in derfelben Unterfuchung 
befangen gewefen und in der Hauptfache verurtheilt, fo fallen dem einzelnen Theilnehmer 
Diejenigen Koften ausſchlleßlich zur Laſt, welche durd feine Bewachung, feinen Unterhalt, 
feine Bertheidigung, oder dur befondere nur bei ihm eingetretene Greigniffe, oder durch 
rein befonderes Berfhulden entftanden find. 

Alle andere Koften find für die mehreren gleichen oder ungleichen Theilnehmer ders 
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geftalt gemeinfhaftlih, daß zwar ein jeder nach Verhältniß feiner Theilnahme in einen 
entfprehenden Antheil, fämmtliche Theilnehmer aber zu folidarifher Haftung zu verur- 
theilen find. Bei gemeinfhaftlih begangenen Berbrehen aus Fahrläffigkeit fällt die foli- 
darifhe Haftung weg. 


Urt. 361. Losfprehende Erkenntniffe und Erfenntniffe, daß der Angefchuldigte 
nicht in den Anklageftand zu verfepen fei, haben den Angefhuldigten zugleih von den Ko- 
ſten frei zu fprechen, foweit fie nicht durch eigene wiſſentlich falfche Angabe deffelben ver- 
urſacht worden find, 

Die Koften find in diefem Kalle von dem Staate zu übernehmen. Nur bei Ber- 
brechen, welche blos auf Antrag eines Betheiligten unterfuht und von diefem als Privat« 
Ankläger verfolgt werden, hat lepterer die Koften zu tragen. Bertheidigungsgebühren 
vergütet der Staat oder Privat-Anfläger nur den angekellten Anwälten und nur, fofern 
diefelben durch die mündliche Bertheidigung entweder vor dem Gefchwornengerichte oder 
bei dem Sreisgerichte erwachfen find; bei einer Hauptverhandlung vor dem SKreisgerichte 
jedoh nur dann, wenn dem Angeklagten ohne feinen Antrag Iediglih von Amtswegen 
ein DVertheidiger beftellt worden war. . 

Bird eine Unterfuhung nad den Art. 95, 97 und 271 eingeftellt, fo ift der An— 
geſchuldigte mit Koften zu verfhonen. Bei Berbrechen, welche nur auf Antrag eines 
Betheiligten unterfucht und beitraft werden, hat dann der die Einftellung beantragende 
Betheiligte die Koften zu übernehmen. ine Uebereinkunft des Betheiligten mit dem 
Angefhuldigten, daß Iegterer die Koften abftatte, ift zuläffig. 


Art. 362, Iſt ein Angefchuldigter wegen‘ mehrer Verbrechen in Unterfuchung ge— 
zogen, und es erfolgt ein gemifchtes, denfelben theild in den Anflageftand verfeßendes, 
theils nicht in denfelben verfegemdes, oder ein theild verurtheilendes theils freifprechendes 
Erkenntniß: jo it, wenn ſich die Koſten nicht füglich abfondern laſſen, dem Angefchuldig- 
ten ein nach richterlihem Ermeffen feftzuftellender Theil der Geſammtkoſten zur Laft zu 
‚legen und bezüglih von der Erftattung durch den Angefchuldigten auszunehmen, 

Nah demfelben Grundfage ift zu verfahren, wenn von mehren wegen desjelben 
Verbrechens Angeklagten der eine freigefprochen und der andere verurtheilt wird, 


Art, 363. Wer durch wiſſentlich falfhe Anzeige ein Strafverfahren veranlaßt 
bat, ift in die hierdurch entitandenen Koften, auch in den außergerihtlihen Aufwand, 
welher dem Angefchuldigten verurfacht wurde, zu verurtheilen. 


Art. 364. Sind durch das Anſchließen eines Befchädigten an das Strafverfah- 


ren wegen civilrechtlicher Anfprüche befondere Koften entitanden, fo fallen diefe, wenn 
der Angeſchuldigte nicht verurtheilt wird, dem Befhädigten zur Laſt. Es bleibt, jedoch 
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demfelben bei Betretung des Civil-Weges wegen feiner Anfprüdhe unbenommen, zugleich 
den Erſat dieſer Koften zu fordern. 


Art. 365. Bei eingewendeten Rechtömitteln trägt der unterliegende Theil die 
Koften. 

Bei eingewendeter Appellation werden Vertheidigungskoſten auch dann nicht erfept, 
wenn der Angellagte auf feine Appellation freigefprochen wird. Dringt derfelbe mit 
einer Nichtigkeitsbefchwerde durch, fo find die Koſten feiner Vertheidigung in der Inſtanz 
des Nechtömitteld von dem Staate oder Privat: Ankläger unter den im Art. 361 ange» 
gebenen Einfchränfungen zu erftatten, 

Erlangt der Angeklagte auf fein Rechtsmittel blys eine Herabfegung. der Strafe, 
ſo fon‘ er nichts deito weniger auch die Kojten feines Rechtsmittels zu übernehmen jchul- 
dig fein. 

Die Koften eines Rechtsmittels, welches die Staatsanwaltfhaft im Intereſſe des 
Angeflagten eingewendet hat, find, mit Ausfhluß der Vertheidigungsgebübren, jtets auf 
die Staatsfaffe zu übernehmen, 

Art, 366. Iſt die Wiederaufnahme einer Unterfuchung beantragt worden und fie 
wird als unftatthaft verworfen, jo hat der Nachſuchende die verurfachten Koften zu tragen. 


Art. 367. Stirdt ein Angeſchuldigter oder Ang: klagter, bevor gegen ihn erfannt 
ift, fo haftet fein Nachlaß für die Koften nicht, wovon jedoch etwaige Koften der Ber: 
theidigung ausgenommen find. 

Art. 368. Iſt ein Angeklagter unvermögend, fo find die ihm zur Laft gelegten 
Koften einftweilen und bis er zu Vermögen kommt, Vertheidigungsgebühren jedoch nur 
mit der Art. 361 diefes Geſetzes geordneten Beſchränkung auf die Staatskaſſe zu über- 
nehmen. 


Ari. 369. Dritte Perfonen, auch wenn fie den Angeklagten zu ernähren verbun« 
den find, können nicht angehalten werden, Kojten für denfelben zu bezahlen, felbft nicht 
die Koſten feines Unterhaltes während feiner Berhaftung oder Strafzeit, oder die Koften, 
der Vertheidigung. 


Meunzehentes Kapitel. 


Bon dem Verfahren bei Ehrenkränkungen. 


Art. 370. Bei den in den Art. 185, 186, 189 und 190 des Strafgefegbuches 
gedachten Verläumdungen und Beleidigungen, ausgenommen fofern diefe Verbrechen ges 
gen Öffentliche Behörden gerichtet find, oder bei im öffentlichen Dienfte angeitellten Perfonen 
durch, deren amtliche Vorgefepte verfolgt werden, oder eine Beftrafung nah dem Schluß- 
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fage des Art. 185 des Strafgefegbuches eintritt, findet das nachftehend geordnete be- 
fondere Verfahren Statt. 

Wenn Berläumdungen und Beleidigungen im öffentlichen Dienfte angeftellter Per— 
fonen, welche durch deren amtliche Vorgeſetzte verfolgt werden, von der Befchaffenheit 
find, daß die zu erfennende Strafe eine fechswöcentliche Gefängnifftrafe oder verhält 
nigmäßige Geldbuße nicht überjteigen würde: fo fann das Kreisgericht nach Gehör des 
Staatsanwaltes die Unterfuhung an den Einzelrichter verweifen, in welchem Fälle dunn 
das im Art. 346 Nr. 3 und Art. 347 geordnete Verfahren unter Mitwirkung der 
Staatsanwaltſchaft eintritt, 

Art. 371. Der zur Verfolgung der Berläumdung oder Beleidigung Berechtigte 
tritt ald Ankläger bei dem Gingefrichter des Anzuflagenden auf. Eine Vertretung durch 
die Staatsanwaltfchaft findet niht Statt 

Die Anklage muß den Erforderniffen der Anklagefchrift in dem Art. 195 entfpre- 
hen und, bevor eine Ladung darauf ergeht, mit der Angabe der Beweismittel verfehen 
werden, Spätere Angaben derfelben find unzuläffig. 

Zu den Beweismitteln gehört auch der Eidesantrag, der jedoch nur über That- 
ſachen gebraucht werden kann, wobei fein anderes Beweismittel angegeben if. Zurüd- 
gabe des angetragenen Eides ift zuläffig, nicht aber eine Gewiffensvertretung. 
Auch Eivil-Anfprühe aus dem Verbrechen können in der Anklage mit verfolgt 
werden. = \ 

Die Anklage kann zu Protokoll gegeben oder in einer Anklageichrift angebracht 
werden, welche von einem Anmwalte gefertigt fein und mit einem Duplifate übergeben wer« 
den muß, 

Art, 372. Der Einzelrihter hat auf die Anklage einen Tag zur Vorverhandlung 
anzuſetzen und beide Theile hierzu dergeſtalt vorzuladen, daß die Behändigung der La— 
dung wenigſtens am achten Tage vor dem angeſetzten Tage erfolgt. 

Der Ankläger wird bei Verluſt der Anklage und der Angeklagte unter Mittheilung 
der Anklage mit der Aufforderung geladen, im Termine ſich auf den thatſächlichen In— 
halt der Anklage bei Strafe des Eingeſtändniſſes einzulaſſen, auf den etwa angetrage- 
nen Eid bei Strafe, daß derfelbe werde für angenommen erachtet werden, zu erflären 
und feine thatfählihen Einreden nebft Beweismitteln bei Verluſt derfelben vorzubringen, 

Alles bei Strafe der Nichtigkeit, 

Der Einzelrihter fann vor Ausfertigung auf die Anklage beide Parteien zu einem 
Eühne-Zermine, unter Androhung einer Ordnungsftrafe bis zu fünf Thalern, vorladen 
und bei einem Vergleiche die Kojten außer Anfag laſſen. 

Art. 373. Beide Theile können in dem angefepten Termine durch Bevollmäch— 
tigte erfcheinen, welche fih fofort über ihren Auftrag ausweifen müſſen. 
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Der Einzelrihter eröffnet den Zermin durch Pflegung der Güte und fordert in de- 
ren Entftehung zuvörderft den Angeklagten zu Einlaffung auf die Anklage, zur Erflä- 
rung über den etwa angetragenen Eid und zur Angabe feiner Einreden und deren Ber 
weismittel auf. Sodann ift der Ankläger zur Einlaffung auf die Einreten und Angabe 
feiner Repliken uud deren Beweismittel, und zum Schkuffe in ähnlicher Weife der An« 
geflagte zur Antwort und zum Dupliciren aufzufordern. 

Der Eidesantrag ift bei den Einreden und dem weiteren Borbringen der Parteien 
in gleicher Weife wie über die Anklage (Art. 371) zuläffig, fann aber nicht zur Füh— 
rung eines direften Gegenbeweifed gebraucht werden. Die Parteien find, wie rüdjichtlid 
des über die Anklage angetragenen Eides, zur Erklärung über denfelben bei Strafe, 
daß derfelbe werde für angenommen gehalten werden, Aıfzufordern. 

Es ift den Parteien verftattet, Urkunden, welche fie ald Beweismittel gebrauchen 
wollen, fofort in dem Zermine vorzulegen, und der Richter ift dabei ermächtigt, dem 
Gegner die Erklärung über deren Aechtheit, bei Strafe der Anerkennung, aufzulegen. 
Der Gegner kann die Anerkennung durch Erbieten zu einem Ableugnungseide ablehnen. 

Zu dem Zwecke der in der Replik und in der Duplit abzugebenden Erklärungen, 
können die Parteien Vertagung des Termined beantragen, 

Einreden, Repliken, Duplifen und fonftige Erklärungen find zu Protofoll zu geben, 
Das Protokoll hat der Aufforderungen an die Barteien zu gedenken, ijt vorzulefen und, 
wenn ed genehmigt ift, von den Parteien zu unterzeichnen; bei Strafe der Nichtigkeit, 

Sollte eine Partei eine Befihtigung zur Herftellung eines Beweifes beantragt ha- 
ben, fo it diefe von dem Einzelrichter vorzunehmen. 

Bei einem Berfäumniffe der Parteien an dem Termine kommt die Analogie der 
Vorfriften im Art, 226 zur Anwendung. 

Art, 374. Binder der Einzelrichter die Sache vo der Beſchaffenheit, daß die 
zu erfennende Strafe eine ſechswöchentliche Gefängnißftrafe oder verhältnigmäßige Geld» 
firafe nicht überfteigen würde, fo bat er die Sache weiter zu erledigen. 

Iſt diefelbe bereitd durch die Borverhandlung foweit erörtert, daß fie fpruchreif if, 
find intbefondere feine weiteren Beweife zu erheben und hängt die Entfcheidung etwa 
nur nod von Eidesleiftungen ab, fo fällt er fofort noch in dem Zermine zur Worver- 
handlung das Erkenntniß. 

Eind dagegen noch weitere Beweife zu erheben, fo hat er einen Gerichtstag zur 
Hauptverhandlung anzufegen und dazu den Ankläger bei Verluſt feiner Anklage, den 
Angeklagten mit Bedrohung, daß auch in feiner Abwefenheit weiter verhandelt werde, 
und die etwa als Beweismittel angegebenen Zeugen und Sadverftändigen, unter Beo— 
badtung der Vorſchrift im Art, 216 vorzuladen. 
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Erfcheint der Anfläger weder felbft noch durch einen Bevollmächtigten in dem Ge— 
richtstage, fo wird ohne weitere Verhandlung von dem Einzelrichter auf Berluft der An- 
Mage erkannt. Grfcheint er, jo wird nad furzem Vortrage der Anklage und der Bor» 
verhbandlungen zur Aufnahme der Beweismitte: gefchritten; Zeugen und Eachverftändige 
werden abgehört; Urfunden, welche nod nicht in der Borverhandlung vorgelegt wurden, 
werden nunmehr vorgelegt und der Angeflagte zur Erklärung darüber, wie Art. 373 
vorfihreibt, aufgefordert. Darauf folgen die Ausführungen der Parteien und die Fäl- 
lung des Urtbeiles durch den Einzelrichter. 

Ift der Angeflagte, weder jelbit noch durch einen Bevollmächtigten erſchienen, fo 
geht die Verhandlung nichts defto weniger vor fih. Es trifft denfelben aber der Rad. 
theil, daß ihm angetragene oder ihm zurüdgefchobene Eide für verweigert, und von ihm 
dem Anfliger angetragene oder demjelben zurüdgefhobene Eide für geleitet, und von 
ihm anzuerfennende Urkunden für anerfaunt geachtet werden. 

Das über die Hauptverhandinng aufzunehmende Protokoll fol die im Art. 262 
angegebenen Erforderniffe haben Der darin fürzlich angegebene Inhalt der Verneh— 
nungen der Zeugen und Sachverſtändigen foll den Anweſenden vorgelefen werden, 

Bei Verſäumniſſen des Gerichtötages durch die Parteien gelten die Vorfchriften im 
Art 226. 

Im Allgemeinen find bier die für das Verfahren vor den Einzelrihtern überhaupt 
aufgeſtellten Regeln namentlih auch über die Rechtömittel gegen deren Entſcheidungen 
anzuwenden (Art. 345 bis 348). 

Der Einzelrichter ift befugt, fofort auf die Anfluge einen Gerichtstag zur Haupt« 
verbandlung anzufegen, die Parteien zu demfelben unter den für den Termin zur Vor— 
verhandlung vworgefchriebenen, Verwarnungen, und die Zeugen und Sachverſtändigen, wie 
Art. 374 geordnet if, vorzuladen Wenn in dieſem Balle der Richter eine Erhebung 
von Beweismitteln für erforderlih hält, welhe von dem Angeflagten, oder zur Replit 
von dem Anfläger, im Termine angegeben worden find, fo ift die Hauptverhandlung zu vertagen, 

Der Richter hat das Recht, die Parteien unter den gefeplichen Verwarnungen zum 
perfönlichen Erfcheinen in der Borverhandlung oder Hauptverhandlung zu laden, 

Art. 375. Hält der Einzelrihter nah dem Schluffe der Vorverhandlung (Art. 
373) dafür, daß die zu erfennende Strafe eine fehswöhentliche Gefängnißitrafe oder vers 
bältnigmäßige Geldftrafe überfteigen würde, fo fendet er die Alten an das Kreisgericht 
zur weiteren Erledigung der Sache ein. Gibt diefes die Sache an ihn zurüd, weil es 
nur eine geringere Strafe für gerechtfertigt hält, fo hat fi der Einzelrihter der weiteren 
Grledigung wie Art. 374 beftimmt, zu unterziehen. 

Juı entgegeugefepten Balle fept das Kreisgericht, wenn es die Sade nicht wegen 
eines Ungehorfams der Parteien bei der Borverhandlung zu einer al a ra 
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geeignet findet, einen Gerichtstag zur Hauptverhandlung an, wobei rüdiihtlih der Bor- 
ladungen und fonft verfahren wird, wie Art. 374 bei dem Berfahren vor dem Einzel« 
richter vorſchreibt. 

Sind in der Sache keine Beweiſe zu erheben, ſo werden bei der Hauptverhandlung, 
nach erſtattetem Vortrage der Anklage und der Vorverhandlungen, ſofort die Parteien 
mit ihren Ausführungen gehört und darauf das Urtheil gefällt. 

Ueber die Deffentlichkeit der Hauptverhandlung, die Urtheilsfällung und die Rechtd- 
mittel gelten die Vorſchriften über die vor die Kreisgerichte gehörigen Sachen. 

Werden von den Parteien oder Zeugen Ehrenfränfungen in einem Termine aus— 
geftoßen, fo können diefelben auf Antrag des Berlegten fofort abgeurtheilt werden, fofern 
fie die Zuftändigfeit des Einzelrichters nicht überfteigen. 

Art, 376, Sowohl der Einzelrihter (Art. 374) als das’ Kreisgericht (Art, 375) 
können, wenn Beweife nicht volltändig erbracht find, auf einen Erfüllungseid oder Rei 
nigungseid erfennen. 

In allen Fällen, wo auf einen Eid der Parteien zu erfennen iſt, fei dieſes ein an- 

getragener oder zurüdgefhobener Eid, ein Abläugnungseid bei einer Urkunde, oder ein 
Erfüllungs- oder Neinigungs-Eid, hängt e8 von dem Ermeffen des Richters ab, ob er 
dem Erfenntniffe auf den Eid fogleih die endliche Entſcheidung anhängen oder diefelbe 
ausfegen will. 
Bei Eröffnung eines auf einen Eid lautenden Erkenntniſſes iſt jtets ſofort und 
mündlich ein Tag zur Eidesleiftung unter der Verwarnung, daß der Eid bei dem Aus« 
bleiben des Schwurpflichtigen für verweigert gelten foll, anzufegen, Bei einem Berfäum- 
niffe dee Schwurpflichtigen gilt Art. 226. Erſcheint der Gegnet in dem Schwörungsd- 
Termine nicht, fo trifft ihn fein Rechtsnachtheil. “ 

Der Termin wird bei den Kreisgerichten in öffentlicher Sitzung abgehalten. 

Das etwa audgefept geweſene endliche Erkenntniß ift in diefem Zermine zu ertbeilen 

Art. 377. Geſtändniß, Eid oder Eidesverweigerung begründen in Ehrenfränkungs- 
fahen volljtändigen Beweis der dabei in Frage ftehenden Thatfahen nad den Regeln 
des Civil-Prozeſſes. Auch über die Koften des Verfahrens in erfter Inftanz und in der 
Inftanz der Rechtsmittel ift nad den Regeln des Civil-Prozeſſes zu entfcheiden, 

Anwaltöfoften werden, mit Ausnahme derer für die Anklagefehrift, in erfter Inftanz 
nicht erftattet. . 

Wenn im erften Termine die gütlihe Beilegung der Sache von dem Koftenpuntte 
abhängig ift, fo können die Koften, foweit fie zur Verrechnung für die Staatskaſſe be- 
ftimmt, von dem Gerichte nad) feinem Ermeffen ganz, oder theilweife außer Anſaß gelaffen 
werden; bei fpäterer Zurüdnahme der Anklage findet eine ſolche Ermächtigung nicht Statt, 
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anwälte . . s . Art. 43, 44. 
II. Amtsverhältniß der Staats: 

anmwaltihaftim Allgemeinen Art. 45, 46. 


IV. Privat-Ankläger . . . Art. 47 — 50. 


Viertes Kapitel. 
der Gerichtözuftändigkeit in Straffachen. 
ie ine * 
— mehrer 
erichtöftände . 


Art. 51 — 54. 
. Art. 55 — 59. 


III. Befreite Gerichtsſtände und 


Kommiffionen . » » . Art. 60 — 62. 
IV. Streitigfeiten über die Ge- 
richtözuftändigkeit . . Art. 63. 


V. Verhalten nchtgftändiger 
Gerichte. . . Art. 
Fünftes Rapitel. 


Bon der Unfähigkeit und Ablehnung der Ge: 
richtöperfonen und der Staatsanwälte. 
I. Unfähigkeit der Gerichts— 


perjonen . 0 + At. 65 — 67. 
U. Ablehnung der Gerichts 
perſonen » . Art. 68 — 70. 


II. Ergänzung des Gerichts: 
yerlonal8 . . . . Art. 71. 
IV. Unfähigfeit des Staatsan- 
waltd . - . rt. 72. 
Sechſtes Rapitel. 
Bon der Vorunterfuhling im Allgemeinen. 
I. Stellung des Unterſuch⸗ 
ungsrichters und des Kreis · 
exichtes im Allgemeinen Art. 73 — 79. 
II. Stellung des Staatsanwal« 
tes inder Borunterfuchung Art. 80 — 82. 
II. Verfahren bei Denuncia- ’ 
tionen . » . Urt. 83, 84. 
IV. Verfahren bei vorhandenen 
Spuren und Gegenftänden . 
eines Verbrechens. . . Art. 85, 86. 
X. Privatrechtliche Vorfragen Art. 87. 
VI. Anfchluß eines Privat-Be- 
theiligten an die — 
fuhung . .» « . . Art. 88, 


Vo. PBrotofoll-Führung und Ur 
fundsperfonen . » » -» 

VII. Einftellung der Unterfuch- 
1 7 —— 

IX, Strafgewalt des Unterſuch⸗ 
ungdrihterd . . « 


X. Rechtsmittel in der Vor- 
unterfuhung » . - . Art. 99 —101. 


Siebentes Kapitel. 
Bon der Borladung, Vernehmung und Berhaft 
ung ded Angeſchuldigten in der Vorunterſuchung 
Art. 102. 
I. Borladung des Angeſchul⸗ 
Don - - 200. . 
II. Borführung des Angefhuls 
digten » er 
° 11. Vorläufige Verwahrung 
zum Behufe der Vorführung Art. 111. 
IV, Verfahren gegen Angeichul- 
digte, deren Aufenthalt 
unbekannt Ey —* pri ab« 
wejend find, un eres 
a ER ai. 
V. Vernehmung des Ange 
ſchuldigten . Art, 117—130. 
VI. Bon der Unterfathungshaft Art. 131—137. 
VII. Aufbebung der Haft und 
Sidyerheitöleitung .» » Art, 138—142. 
VII. Entſchädigung bei nicht ge 
reihtiertigter Haft . . . Art. 143. 
Achtes Kapitel. 
Bon der Hausfuhung und von Urkunden und der 
ren Beichlagnahme in der Vorunterfuchung. 
I. Hausfuhung -» » Art. 144, 145. 
U. Durchſuchung und Heraud- 
abe von Papieren und Ur« 
nden überbanpt * ß Art. 146—151. 
IU. Beſchlagnahme und Eröffe 
j nung * Briefen . Met. 152- 155. 
Neuntes Kapitel. 
Bon dem Augenſcheine und won Sachverſtändigen 
in der Vorunterſuchung. 
1. Augenſchein überhaupt . Art, 156—158. 
* Il. Sachverſtändige . Art. 159—166. 
II. Verfahren bei Zödtungen 
undflörperverlcpungen ind« 
befondee » «+.» 
Zehntes Kapitel. 
Bon den Zeugen nnd dem Beihädigten in der 
Borunterſuchung. 
1. Pflicht zum Zeugniß . Art. 175-178. 


Art. 899. 
Art. 95 — 97. 
Art. 98. 


Art. 103— 106. 
Art. 107—110. 


. Urt. 167—174. 


II. Borladung der Zeugen . rt. 179, 180- 

III. Abhörung der Zeugen . Art. 181—187. 

IV, Bereidung der Zeugen . Art. 188—190. 

V. Der Beſchädigte uud Die 

fonftigen Privat-Betheilig- 

iM oo 0 00 0 0. Art. 191, 192. 
Eilftes Kapitel. 


Bon dem Schluffe der Vorunterfuhung, der Ber- 
ſetzung in den Ankfageitand und der Vorladung 
zur Hauptverbandlung. 

I. Schluß der Vorunterfuhung Art. 193. 
I. Anträge der Staatsanwalt« 
haft und Anklagefhrift- . Art. 194, 195. 
Ill. Entſcheidung des Kreisge⸗ 
richtes und der Auflage 
fammer des Appellations- 
Gerichtes te fe 
IV. Vertheidigung des Ange 
fhuligten « 2 2... 
V. Freilaffung und Verhaftung 
des Angeichuldigten . . Art. 205. 
VI Rechtsmittel gegen die Eut— 
ſcheidungen des Kreisge— 
richtes und der Anklage— 
fammer des Appellations⸗ 
Serihted . . . . . Art. 206-212. 
VI. Rachtrag zur Anklagefchrift 
und Narhbringung von Bes 
weismitteln . » 2. . Art. 213, 214. 
VII. Bejtellung eines Berthei« 
Digerd zur Hauptverhand« 
MG +» 2 0 00 0 + ie 208. 
IX, Vorladung zur Hauptver- 
handllımg . » . . . Art. 216—226. 


Zwölftes Kapitel. 


Bon der Hauptverbandlung vor den Kreisgerich- 
ten und deren Urtheil. 
I. Deffentlichfeit der Haupt- 
verhandlung . . . Art. 227—229. 
U. Amtsverrichtungen des Vor— 
- figenden und. des Gerich- 
tes während der Haupt« 
verhandlung im Allgemei« 
Men 2a. Art 230— 232. 
III. Beginn der Hauptverhand⸗ 
lung und Bernehmung ded " 
Angeflagten » . . . Art. 233— 235. 
IV. Bemweisverfabren . . . Art. 236— 246. 
V. Ausführungen der Parteien Art. 247—250. 
VI. Urtheil des Gexichtes . Urt. 251—291. 
VII. Peotofoll-Führung . .Art. 262— 264. 


Art. 196201. 
Art. 202—204. 


» 


VII. Zwifhenvorfälle, Vertag · 
ung und Einſtellung der 
Hauptverhandlung . . Art. 265—271. 


Dreizehntes Kapitel. 
Don der Hauptverhandlung vor den Geſchwor⸗ 
nengerichten und Deren Urtheil. 
I. Allgemeine Beftimmungen Art, 272—274. 
DD. Bildung der Gefhwornens 
banf . Art. 275— 280. 


n * * “ . * * 
DI. Bereidung der Geſchwornen, 
Beweisverfahren und Ause 
führungen der Parteien . Art, 281—284. 
IV. Vortrag des Präfidenten 
und Srageftellung an die 


ha Geihwornen . . Art. 285—288. 
V. gg © und Abftimm- 
ung der Geſchwornen . Art. 289-292, 


VI. Ausſpruch der Gejchwornen Art. 293-—297. 
VII. Welteres Berfahren und 

Urtheil des Gerichtöhofes Art. 298303. 
VII. Protofoll = Führung, Zwi · 
fhenvorfäle, Bertagung 

und Einftellung des Ber 

fahrende. . . + + Art. 304, 305. 


Bierzehentes Kapitel. 
Bon den Rechtsmitteln gegen Endurtheile. 
J. Nichtigkeitsgründe bei End» 


urtbeilen der Kreisgerichte 
und der@eichwornengerichte Art. 306. 
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Bon den Koften 
hrens 


I. Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
Endurtheile der Geſchwor ⸗ 
nengerichte .. . + Art. 307—316. 

II. Appellation gegen Endur- 
theile der Kreisgerihte . Art. 317—331. 
IV, Nichtigleitsbeſchwerde gegen 
Urtheile des Appellationd- 
Gerihted . . . . . At. 332, 333. 


Bunfjebentes Kapitel. _ 


Don Wiederaufnahme einer Un- 
terfuchung . At. 334—342, 


Sechjebentes Rapitel. 


Bon dem Berfahren vor dem 
Einzelrichter . Art. 343—349. 


Siebenzebentes Rapitel. 


Bon der Vollſtreckung der Straf 
urtbeile - » 2 20. . Art. 350-357. 


Achtzehentes Kapitel. 
des GStrafver« 


* . “ ‘ * 


* ” 


Art. 358—369. 
Neunzebentes Kapitel. 


Bon dem Verfahren bei Ehren- 


tränkungen . . . . Art: 370-377. 


, 4174 


2) Gebühren-Tare 
für die Verhandlungen in Strafſachen. 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


8. 1. 

Zu den Koſten des Strafverfahrens gehören alle Gebühren und jeder Aufwand, 
welche zum Behufe der Fuͤhrung der einzelnen in Frage ſtehenden Unterſuchung erwach— 
fen find. In Fällen, wo eine zu Zahlung der Koften verpflichtete und dazu fähige Per— 
fon nicht vorhanden ift, find die baaren Berläge — wozu Piäten, Zransport-Koften, 
Gebühren der Gemeindebeamten, Sahverftändigen, Urfundsperfonen, Zeugen und anderer 
nicht durch ihre Anftelung zu unentgeltlicher Berrichtung verpflichteter Perfonen, fowie der 
Aufwand für die Verpflegung der Gefangenen und für nothwendige Bertheidigungen der 
Angefhuldigten unter den im $. 2 angegebenen näheren Beftimmungen, ferner die Ges 
bühren für den Transport der gerichtlihen Gefangenen, der Schühlinge und Bagabun- 
den zu zählen find — jedes Mal von der Berwaltungstaffe derjenigen Behörde, bei wel: 
her fie erwachfen find, zu übertragen, foweit nicht Dienftanftellungsverträge oder fonftige 
Vereinbarungen ein Anderes bejtimmen. Insbefondere find die Gebühren 

a, für die Verpflegung der Gefangenen, 
b. für die nothwendige Vertheidigung der Angefchuldigten ($. 2), 
e. für den Transport der gerichtlihen Gefangenen mit Einfhluß der Bagabunden 
und Schüblinge und 
d. für Sadverftändige und Zeugen (dafern fie von den Zeugen ausdrüdlich ver- 
langt werden) 
jedes Mal aus der Staatäfaffe vorzufhießen. 

Den ald Zeugen vernommenen Betheiligten bei Verbrechen, welche nur auf ihren 

Antrag verfolgt werden, werden die Zeugengebühren aus der Staatskaſſe nicht vorgefchoffen. 
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Reifefoften und Diäten der Staatsanwälte, ingleihen der bei der Hauptver- 
bandlung erforderlihen Gerichtöperfonen und der Gefchwornen find ſtets von der be— 
theiligten Staatöfaffe zu übertragen, aud dann, wenn ein zahlungspflichtiger und zah— 
lungsfähiger Angefhuldigter vorhanden ift. 

Hinfihtlih der gemeinfchaftlihen Gerichte wird das Weitere den befonders abzu— 
fchließenden Staatsverträgen vorbehalten. 


8.2, 

Bei Losfprechenden Erfenntniffen hat der Staat den, in den zu einer Gerichtöge- 
meinfchaft vereinigten Thüringifchen Landen, öffentlich angeftellten Sachwaltern die Ver— 
theidigungsgebühren zu erfegen, fofern diefe durch die mündliche Vertheidigung bei der 
Hauptverhandlung vor einem Gefhmornengerichte erwachfen find ($. 30 der Gebühren- 
Tgre sub voce: Bertheidigungen, litera d), alfo namentlih auch mit Ausfchluß der 
Reiſekoſten. 

Daſſelbe gilt, wenn der Angeklagte mit einer Richtigkeitsbeſchwerde durchdringt, auch 
rüdfichtlich diefes Rechtsmittels hier ebenfalls mit Ausſchluß der Reifekoften des Vertheidigers, 

- Bei verurtbeilenden Erfenntniffen find die Bertheidigungsgebühren den öffentlih an— 
geftellten Anwälten uuter den Vorausfegungen und Befhränfungen, unter welden fie 
ihnen bei freifprechenden Erfenntniffen erfeßt werden, auf Berlangen aus der Staats 
faffe vorzuſchießen und dann für diefe wieder beizutreiben. Bei ihrer Uneinbringlichkeit 
fallen fie dem Staate definitiv zur Laſt. 

Diefe Haftpflicht des Staates tritt in den voraufgeführten Fällen ein, gleichviel ob 
die Anwälte von den Angeklagten gewählt oder diefen von Amtswegen beftellt worden 
find, Dagegen findet ein Erjag oder Borfhuß der Vertheidigungsgebühren bei einer 
Bauptverhandlung vor dem Kreiögerichte ($. 30 „Vertheidigungen, litera b“), abgefehen 
von den vorgedachten Beihränkungen und Vorausfegungen, nur dann Statt, wenn der 
Bertheidiger ohne allen Antrag des Angeklagten Tediglich von Amtswegen beftellt worden ift. 

Die Uebernahme von Bertheidigungen bei Hauptverhandlungen vor dem Geſchwor— 
nengerichte und folcher, welde von dem Gerichte in einzelnen Fällen fonft für nothwen- 
dig erachtet werden, darf vpn den Anwälten nur aus befonderd triftigen Gründen ab» 
gelehnt werden. 

Vertheidigern, welche feine öffentlich angeftellten Anwälte find, wird von dem Staate 
in feinem Falle etwas vergütet oder vorgefchoflen. j 


8. 3. 

Ale Sportelfäge, die nicht blos nad der Seitenzahl beftimmt find, gelten nur 
von dem erften Blatte der fraglichen Ausfertigung und umfaſſen die Schreibgebühr mit. 
Jede dritte oder weitere Seite wird mit vier Groſchen liquidirt, In Fällen aber, wo 

67 
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eine Averfional-Sportel Statt findet, fällt jede Nüdfiht auf die Seitenzahl hinweg; na» 
mentlih ift bei Straferfenntniffen, mit Einfhluß der Gründe, für jede Ueberſeite nur 
die einfache Schreibegebühr anzufegen. 


Alle Niederfhriften, Reinfhriften und Abfchriften bei Gericht, die mehr als eine 
Seite füllen, müffen auf jeder Seite mindeftens 24 Zeilen enthalten. Jede nicht vors 
fhriftmäßig voll gefchriebene Seite einer ſolchen Schrift darf nur für eine halbe und 
eine weniger als halb befchriebene Seite gar nicht gerechnet werden. Die Auffchrift 
wird niemals mitgezählt. 


8.5. 

Es darf für feine gerichtliche oder aufergerichtlihe Bemühung Etwas gefordert 
werden, für die ſich nicht im gegenwärtigen Gefepe ein beftimmter Anfag nach unzigeis 
felhaftem Wortverftande findet, es fei denn, daß durch Verweifung auf anderweite gefep- 
liche Normen eine Ausnahme ausdruͤcklich zugelaffen ift, 

Ausdehnung der vorgefchriebenen Anfäge auf andere ähnlihe Fälle ift unftatthaft. 


8. 6. 

Die amtlichen Liquidationen find mit Vermeidnng fremder Ausdrüde bei der Bes 
börde aufzuftellen, bei weldyer die Unterfuhung geführt wurde, Der Unterfuchungsrich« 
ter bat diefe Aufitellung zu überwachen. Dabei find die vor verfihiedenen Behörden er- 
wachfenen Säge zulegt in eine und diefelbe Liquidation aufzunehmen; es haben des— 
halb jene Behörden — die Staatsanwaltichaften, die Anklagefammer, der Gerichtshof — 
foäteftens acht Tage nad) gefälltem Spruche die bei ihnen vorfommenden Anfäge feſtzu— 
ftellen und die diesfallfige Liquidation an den Unterfuhungsrichter abgeben zu laſſen. 
Bon dem Unterfuhungsgerichte erfolgt die Einlieferung der von der Anflagefammer und 
dem Gerichtshofe Tiquidirten Gebühren an die Eportelverwaltung des Appellations-Ge- 
richtes, 

Die Verpflihtung zur Koftenzahluug ift davon abhängig, daß dem Betheiligten 
eine fpezielle Koftenrehnung zugefertigt worden iſt. 

Inſoweit die allgemeinen Bejtimmungen diefes Gefeges nicht ausdrüdlihe Abän- 
derungen enthalten, bewendet e8 bei den zeither geltenden Normen, 


Zweiter Abſchnitt. 


Anſätze für gerihtlihe Bemühungen in der Borunterfuhung und 
der Öffentlihen Berbandlung, 
8.7. 
4) Alle Regiftraturen und Protofolle, hinfichtlich deren fein höherer Anfap 


2) 


3) 


4) 
5) 


6) 


477 


ausdrüdlic vorgeſchrieben ift, für jede vorfchriftmäßig gefchriebene (8.4) Seite 3 Gr. 
InfinuationsRegiftraturen find durchgehends frei. 

Anmerkung: 

a. wenn mehre demſelben Zahlungspflichtigen zur Lajt fallenden Zeugenver- 
nehmungen oder andere Bernehmungen unmittelbar hinter einander folgen, 
fo werden diefelben nur als Ein fortlaufendes Protofoll angeſetzt; 

b. Perfonal-Befhreibungen werden wie Regiftraturen liquidirt, ingleichen alle 
Niederichriften, welche dem Protokolle in Form von fohriftlihen Aufſätzen als 
Beilagen angefügt werden, 

Protokolle bei den öffentlichen Verhandlungen nah dem Berhältniffe der 

Dauer diefer Verhandlung und dem Umfange des Protokolles, zuſammen 

a. bei Einzelrichtern —— . 10 Gr. bis 2 Thlr. 

b, . bei Kreisgerichten — 0.0. 1b 6⸗ 

e. bei Gefchwornengerihten .  .» 3 bis 12 » 
Diefer Anſatz umfaßt Alles, was in Dem HProtokolle vorkommt, außer der 

Gebühr für die richterliche Verhandlung. 

Jedes erite Blatt einer von Öffentlichen Behörden ergebenden Ausfertigung, 

falls fein höherer oder niedrigerer Anſatz ausdrüdlich vorgefhrieben it 10 Gr. 
Ladungen von Zeugen und Sachverſtändigen zu einer öffentlihen Verhand- 

lung jedod nur . . . . 5 ©r. 

Jede dritte oder folgende Seite einer Ausfertigung ($. 3). . 4 Ör, 

Shriftlihe Borführungsd- und VBerhaftöpefehle . . : 20 ©r. 
Richterliche Befehle zur Hausfuhung und Durhfuhung von Pa- 


pieren ; ö » 20 Gr, 
Deffentliche Vorladung des Angeſchuldigten us ig des Anſchlags, 

EStedbriefe . R ; ur u : 5 . 15 ©r, 

Siher-Geleitöbriefe . - . 4 Thlr. 


Abfhriften, die bei öffentlichen Behörden gefertigt — jeder Bogen von 
vier voll geſchriebenen Seiten ($. 4), einſchlüſſig der Vergleichungsgebühr 3 Gr, 
bei gebrochenen Bogen . . 2 ©r. 
und fo verhältwißmäßig nad Blättern; aberſchiehende volle Seiten werden für 
einen halben Bogen, fonjt aber gar nicht gerechnet, Ertrafte, die wörtlih aus 
einer anderen Schrift entnommen werden, und Akten-Verzeichniſſe, die über eine 
Seite betragen, werden ebenfo angefeßt; außerdem aber find Ieptere frei, ſowohl 


in der Urſchrift als im Duplikate, und erftere wie Ausfertigungen zu liquidiren 


(Nr. 3 diefes Paragraphen). 


8) Beglaubigung von Abfchriften oder Ertraften, die nicht über — fuͤllen 2 ©r. 
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und für jeden weiteren Bogen noch, wobet jedoch jeder aud nur theilweife be— 
fhriebene Bogen für voll gerechnet wird . R . 16r. 
9) Entfheidungen der Behörden, für die fein hoherer ober niedrigerer Anfap 
ausdrüdlich vorgefchrieben. ift, fie mögen befonder8 ausgefertigt oder nur zum 
Protokolle gegeben werden, . ‚10 ©r. 
(verfteht fich Tepteren Falles — wo nicht ewas- Anderes ausdrüdtich beitinmt 
it — außer dem Protofoll-Anfage, jedoh einſchlüſſig der Eröffnung). 
Die Entfheidungen bei öffentlihen Verhandlungen werden von dem An- 
fage für die Verhandlung felbft mit umfaßt. 
10) Entfheidungen der Kreisgerichte in der Borunterfuhung auf ergriffene Be— 
rufung gegen dad Berfahren des Unterfuchungsrichters 20 Gr. bis 3 Thlr, 
11) Entfheidungen der Ankflagefammer in der Borunterfuhung auf gegen die 
die Entfheidung des Kreisgerichtes ergriffenen Rekurs 1 Thlr. His 4 Thlr. 
12) VBerweifungserfenntniffe des Kreisgerichtes ; 1 Thlr. bis 4 Thlr. 
13) Berweifungserkenntniffe der Anklagefammer . 1 Thlr. bis 6 Thlr. 
14). Entfheidungen des a ei bei nicht Öffentlichen Ver— 
bandlungen .  ” B : 1 Thle, bis 6 Thlr. 
15) Deffentlide Berbandlung einer unterſuchungeſache von deren Beginne bis 
einſchlüſſig der Eröffnung des ee 


a. vor Einzelrihtern  . 0.00. 20 Gr bis 3 Thlr. 
b, vor Kreigerihten . in A — — . 2 tr. » 8» 
c, vor Gefchwornengerihten . 3 >» Tage | 


Bon diefen Anfägen wird alles während der Berandlun, 3 bei dem betreffenden Ges 
richte vorfommende umfaßt, außer dem Protokolle (Ziffer 2 oben) und aufer den 
Anfägen der Staatsanwaltfaft. 

16) Deffentlihe Verhandlung vor dem Ober-Appellations-Gerichte auf erho— 
bene Nichtigkeitäbefhwerde gegen Endurtheile der Gefchwornengerichte oder. des 
Appellations-Gerichtes einfhlüffig des Urtheild . . 3 Thlr. bis 12 Zhlr. 

17) Deffentlide Verhandlung vor dem Appellations-Gerichte gegen Endurtheile 
der Kreisgerichte — einfchlüffig des Urtheild . ; 3 Thlr. bis 9 Thlr. 

Bemerkung zu Nr. 15—17. Dauert eine öffentliche Verhandlung mehrere 
Tage hindurch, fo fann die Gebühr für jeden Tag in Anfag gebracht werden. 

18) Umläufe (Zirkfular-Ladungen, N —— ; 12 Gr. 

19) Berichte ohne Unterfehied, für jede Seite j F ; 4. 
jedoch nicht unter . . 10 — 

20) Abnahme eines Eides ober feierlichen Angeldbniſes an Eidesſtatt (außer dem 
Protokoll-Anſatze) bei nicht Öffentlicher Verhandlung. 6 Gr. 
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Bemerkung. Bei Öffentlihen BerhandInngen geht diefer ‚befondere Anfag in 
dem für die Verhandlung felbit unter. 


21) Beitellung eines Bertheidigers . . 10 Gr. 
22) Randbefhlüffe, welche die Stelle einer ahedem unvermeidligen Aus. 
fertigung vertreten . ; R ’ 5 Gr. 


Alle anderen Randbefchlüffe find ganz frei, 

23) Für eine im Mandats-Berfahren erledigte Unterfuhung wird, mit Einfhluf der 
Berläge und der Beftellgebühren, ein Averfional-Quantum von 3 Gr. bis 20 Gr, 
angefept. 

8§. 8. 
In Waldbußangelegenheiten, in Unterſuchungen wegen Garten- und Feld-Deuben 
und in ganz geringfügigen Uebertretungsfällen greifen die Anſätze des vorigen Para. 
graphen höcftens nur zur Hälfte Plaß. 


8. 9. 

So oft die Koften außer allem Berhältniffe zu der Größe der ungefeglichen That 
und zu der Bermögenslage des Zahlungspflichtigen erfheinen, find die zuftändigen Ein— 
zelrichter und Kollegial-Gerichte ermächtiget, die Koftenzahlungspfliht (einfhlüfftg der 
Berläge) auf einen runden Betrag nach pflihtmäßigem Ermeffen zu beſchränken. 


Dritter Abſchnitt. | 
Anfäpe für die Arbeiten der Staatsanwaltfhaft. 


8. 10. 


1) Für die Anktlagefhrift nah Wichtigkeit und Umfang der Sache, und zwar: 
a. bei der Verhandlung vor einem wenn eine ſolche Schrift über- 
geben wurde . . 1 bis 2 Thlr. 
Wenn jedoch * Art. 1 und 343° der Shrafprogehorbnung ein Privat- 
Ankläger oder ein Polizeis, Verwaltungs‘, Gemeinde- oder Forft-Beamter an 
der Stelle des Staatsanwaltes auftritt, fo ift für ‚die von demfelben eritattete 
» Anzeige nur zu liquidiren . . er 3 Gr, bis 15 Gr. 
b. bei der Verhandlung vor einem Kreiögerichte ’ 2 hl » 8 Thlr. 
c, bei Verhandlungen vor dem Gefhwornengerihte . - Ge ae — 
Bemerkung. Im diefen Anfägen ift die Gebühr für das dem Gerichte 
zu übergebende und das einem Angeklagten zuäuftellende Eremplar mit be— 
griffen. Müffen wegen einer Mehrzahl von Angeklagten oder aus fonft einem 
Grunde noch weitere Eremplare übergeben werden, fo ift für folde eine 
Schreibegebühr von 3 Gr. für den Bogen noch befonderd unzufepen. 
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2) Bür die öffentlide mündlihe Berhbandlung, und zwar: 


a. vor einem Einzelrichter . . 1, 11/2 bis 2 Thlr. 
Denn jedoh nah Art. 49 und 343 der Strafprogefordnung ein Privat- 
Ankläger oder ein Polizei-, Verwaltungs-, Gemeinde- oder Korft-Beamter an 
der Stelle des Staatsanwaltes N e ift für die Verhandlung nur zu 


liquidiren . i ; ; j s 3 Gr. bis 15 Gr. 
b. vor Kreisgerichten . j 1, 2, 3, 4 The, 
€. vor dem Appellations- Gericht⸗ Sri Dber- 

Appellationd- Gerichte . ä R 2, 3, 4, 5 - 
d. vor den Geſchwornengerichten 3, 4, 5, 6 » 


Bemerkung. Dauert eine öffentliche Verhandlung mehre Tage bindurd, 
fo kann die Gebühr für jeden Zag in Anfap gebracht werden. 


Vierter Abſchnitt. 


Bon den an beftimmte einzelne Berfonen zu entrihtenden Gebühren. 


A. Diäten bei Verrihtungen außerhalb der Flur des Wohnfiges der Behörde, 


1) 


2) 
3) 


8. 11. 
Mitgliedern der — —— und Ein— 
zelrichtern 1 Thlr. 10 Gr. 
dem Protofoll- Führer > . : 1: 10.» 
Subalternen der Behörde, melde zu einem anderen 
Zwecke, ald zur Protokoll Fuͤhrung zu der ie ges 
zogen werden . ee 1: 10.» 


Nur halbtägige Diäten finden Statt bei allen Erpeditionen, die mit Einfluß 
der Hinreife und der Nüdreife innerhalb ſechs Stunden beendigt werden. 
Anfang und Ende der Reife, wie der Verrihtung felbit, ift daher immer in 
dem Protokolle zu bemerken,“ widrigenfalld nur ein halber Zag Diäten vergütet wird, 
Für Nacht Quartier, einfhlüfig des — dem NN. und 
dem Protofoll-Führer jedem : . . 0 ©r. 
Dauert die Abwefenheit zwar über Nast, vr nicht ie Mittag " andes 
ren Tages, fo erhöhet fih der Diäten-Anfag des . Zages: 
für den Unterfuhungsrichter um : s A ; . 16 ©r. 
für den Protofoll-Kührer um . R . 12 ©r. 
Aufwand für ein Gefhäftslofal bei außivärtigen Gypebitionen wird nur auf 
dem Grunde befonderer Befheinigung vergütet, 
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Anmerkung 1. In Zällen, wo eine Erpedition, wenn glei erft am fpäten 
Abend begonnen, über Mitternacht hinaus dauert, doch fo, daß noch in derfelben Nacht 
vor 6 Uhr Morgens zurückgekehrt wird, findet ein ganzer Tag Diäten Statt, aber feine 
Bergütung für Nacht-Quartier. 

Anmerkung 2, Werden mehre auswärtige Amtshandlungen in verſchiedenen An- 
gelegenheiten dergeftalt vorgenommen, daß nicht erft nah Haufe zurückgekehrt werden 
kann, fo find die Diäten eines ganzen Tages unter die verjchiedenen Angelegenheiten 
verhältnißmäßig zu vertbeilen. 

Dasfelbe gilt auch hinfihtlih der Transport-Koften ($. 14). 

4) Gensd’armerie - Wachtmeiftern, Beldwebeln, | wenn fie zur Affi- | 


Oberjägern . . ftenz der Juftiz 16 Gr. 
5) Gensd’armen (Sufaren) Unteroffigieren . | oder Polizei aufge: \ . 10 Gr. 
6) Soldaten, Feldjägern . . . | boten werden. . 8%. 


Berittene Gensd’armen (Sufaren), mit Einfhluß der Wachtmeifter, erhalten, 
wenn fie außerhalb ihres Stationd-Bezirfes oder doch auf mehr ald vier Stunden Ent- 
fernung von ihrem Stationd-Orte requirirt werden, neben den Diäten 5 Gr, Futter— 
geld, und im Falle fie Tag und Nacht abwefend find, 10 Gr. Futtergeld und 21/a Gr, 
Stallgeld. 

Die obigen Beftimmungen über die Berechnungen der Zeitdauer einer Abwefenheit 
gelten aud bei den unter —6 aufgeführten Perfonen. 

Der Diäten Bezug fällt bei den unter 4—6 Genannten hinweg, wenn die dienft- 
leitende Mannfhaft Quartier mit Natural- BVerpflegung nad darüber beſtehen⸗ 
den a Vorſchriften erhält. 

$. 12, 

Außerhalb der Flur ihres Wohnortes abgeordneten Richtern als folhen, fofern fie 

ſtimmberechtigte Mitglieder des Appellationd-Gerichtes oder Ober-Appellations-Gerichtes 


find J 2 Thlr. 
Wohnung über Nat in Safthöfen, Seigung, Licht und Zrinfgelder werden be⸗ 
fonders vergütet mit zufanmen . . + 20 Or 


Die Beftimmungen des vorigen Paragraphen über die Bereinung der Zeitdauer 
einer Abwefenheit gelten auch hier, 
Die Kreisgerichtö-Direktoren Tiquidiren wie die Mitglieder des Appellations- und 


Ober⸗Appellations⸗ Gerichte, 
8. 13, 


Staatsanwälte Tiquidiren bei nothwendigen Reifen wie der Unterfuhungsrich- 
ter, Ober: Staatsanwälte und der General-Staatsanwalt haben auf die im $, 12 an» 
gegebenen Saͤhe Anſpruch. Subftituten ftehen dem Hauptbeftallten gleich, 
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B. Zransport-Koften. 
8. 14. 

Der Aufwand an Transport:Koften ift von Seiten der Unterſuchungsrichter nebft 
Prototoll-Führern, der Staatsanwälte, der Richter u. f. w, befonders zu befcheinigen. 

Der Unterfuhungsridhter hat, wenn er einen eigenen Wagen miethet, die ihm 
nöthigen Subalternen mit fich zu nehmen, dafern nicht eine vorausgängige Abfendung 
derfelben dur die Sachlage geboten iſt. Dasfelbe gilt von der Staatsanwaltfchaft, 
Werden mehre an demfelben Orte wohnhafte Sprucdhrichter abgeordnet, fo wird ein be» 
fonderer Wagen nur für je zwei derfelben zufammen vergütet, Bei Benupung eigenen 


Geſchirrs erhält der betreffende Beamte den ortsüblichen Preis dafür aus der Sportel« 
kaſſe erfept. 


C. Gebühren der Urkundsperfonen (Schöppen), wo folde in Unterfuhungsfachen 
zugezogen werden müllen. 


$. 15. 
Bei jeder Verhandlung unter drei Stunden ; . . . 8Gr. 
Bei dreiftündiger Dauer derfelben ‘ ; i : ; IE — 
und auf jede volle Stunde längerer Dauer noch . . . . . 3 ⸗ 
Bei Sektionen jedoch wenigſtens . . 15 » 


Wenn Urfundsperfonen zu auswärtigen Erpeditionen in Strafſachen aus: 
nahmsweiſe zugezogen werden, erhalten fie überdies noh an Diäten . . 20 ©r. 
und wenn fie fchriftliche Meldungen oder Auffäpe einzureichen haben, für die 5 = 

Anmerkung. 
1) Mehre unmittelbar auf einander Folgende Verhandlungen in einer und der= 
felben Sade werden nicht einzeln berechnet, fondern es findet für alle zuſam— 

men nur Gin Anfag nah Maßgabe vorftehender Beftimmungen Statt. . 

2) Wo die Zeitdauer der Verhandlung aus dem Protokolle nicht zu erfehen ift, 
tritt ftetd nur der geringite Anfag ein. 


D. Gebühren der Gemeindebeamten. 
$. 16. 

1) Für die Beforgung aufgetragener Verrihtungen, namentlih der Be- 
fhlagnahme von Gegenftänden, Befihtigungen, Hausfuhungen, Berfiegelungen 
6 Gr. bis 10 Gr. 

bei mehr als vierftündiger Dauer des Gefchäfts aber, — Le 16 = 

2) Bür [hriftlihe Auffäpe jeder Art . i 5. 

Anzeigegebühren dürfen nicht Liquidirt werden. 
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Anmerkung. Botenlohn für Beförderung fchriftliher Eingaben an die Behör- 
den findet in der Negel nicht, fondern ausnahmsmweife nur dann Statt, wenn die Ab- 
fendung durch befondere Lohnboten unumgänglich nöthig war, was jederzeit auf. der Ein- 
gabe felbit pflihtmäßig zu bemerken ift. 

3) Für die Beiwohnung obrigfeitliher Verhandlungen: 
a. wenn ihre Zuziehung in der Eigenfhaft ald Sachverſtändige erfolgt, die in 
dem $. 17 erwähnten Gebühren ; 
b) in allen anderen Fällen aber die im $. 15 beftimmten Gebühren für Ur- 
34 kundsperſonen. 


E. Gebühren der Sachverſtändigen. 
§. 17. 

1) Wenn fie das Gutachten mündlich an ihrem Wohnorte abgegeben oder eine 

Entfernung von nicht über eine DViertelmeile zurüdzulegen haben für jeden Tag 

15 Gr. bis 2 Thlr, 

“ &ie haben jedoch nur auf drei Fünftheile diefes Gebührenahfages Anſpruch, wenn 
das Geſchäft nicht über ſechs Stunden gedauert hat. 

Anmerkung 1. Die Höhe der Gebühren ift in jedem einzelnen Falle mit Rück— 
fit auf die Erwerböverhältniffe und fonftigen Verhältniffe des Sachverftändigen und auf 
die örtlichen Preiſe der Lebensbedürfniffe zu ermeffen, 

Unmerkung 2. Diäten und Reifekoften finden bier nicht Statt Doc fünnen 
Sadverftändige, wenn fie in einem folhem Falle fi eines Fuhrwerks zu bedienen durd 
Krankheit oder andere Umftände genöthigt find, oder auf dem Wege zu dem Orte ihrer 
Vernehmung Brüden- und Fähr-Gelder zu zahlen oder andere Auslagen zu machen ha— 
ben, die Erftattung diefes Aufwandes verlangen; fie müffen aber die Verwendung und 
die Notbwendigkeit derfelben befcheinigen, 

2) Werden Sahverftändige zu einem Gefchäfte außerhalb ihres Wohn. 
ortes an einem von lepterem mehr als eine DViertelmeile entfernten Orte zuge 
zogen, fo erhalten fie ftatt der Gebühren Diäten und Reifefoften nad fol- 
genden Sägen: 

a An Diäten ; i 20 Gr. bis 2 Thlr. 
für jeden Tag. Im * Fällen, wo das Geſchaft mit Einſchluß der Reiſe 
nicht über ſechs Stunden gedauert hat, tritt eine Ermäßigung auf drei Fünf—⸗ 
tbeile dieſes Anfapes ein. 

b. An Transport und — — für jede Meile (Poſtmeile) der 
Hinteife - . 5 Gr, bis 1 Thlr. 
und eben fo viel fuͤr die Nücreife, wenn dieſelbe nicht an — Tage 


— -- 
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erfolgt; iſt dieſes der Fall, fo it für die Rüdreife nur die Hälfte anzufepen. 
Beträgt die Entfernung weniger als eine Meile, fo wird diefe für voll an« 
genommen; bei größeren Entfernungen werden dieſe Koften nad Biertel- 
meilen vergütet, wobei die Beträgeunter einer Viertelmeile nicht berechnet werden. 

Anmerkung 1. Die Höhe der Diäten, Transport: und Verſäumniß-Gebühren ift 
in jedem einzelnen Falle mit Rückſicht auf die Erwerbsverhältniffe und die übrigen Ber 
hältniffe der Sachverftändigen und die örtlichen Preife der Lebensbedürfniffe und der 
Transport-Mittel zu ermeffen. 

Anmerkung 2. Neben der unter a und b beftimmten Vergütung findet ein Er— 
fag der Kojten für Wohnung, Bedienung, Wagenmietbe, Trink, Wege- und Brüden- 
Gelder oder anderer Auslagen nicht Statt; follte jedoch der Sachverſtändige in befonde- 
ren Fällen nachzuweiien im Stande fein, daß ihm durch die Reife größere Kojten ver 
urfaht worden und daß dieſe wirklich nothwendig gewefen find, fo mäffen {hm folde 
vollſtändig vergütet werden, 

Anmerkung 3. Werden Staatsbeamte als Sachverftändige zugezogen, fo erhalr 
ten fie, voransgefept, daß fie nicht für derartige Gefhäfte befonders firirt find — in wels 
chem Falle fie eine Vergütung nur dann beanfpruchen fünnen, wenn und infoweit ein 
zahlungsfühiger Inkulpat in die Koſten verurtheilt wird — diejenige Vergütung an 
Diäten und Neifekoften, welche ihn bei Reifen in Dienjtangelegenbeiten tarmäßig zukommt. 

3) Bür — nothwendig — fhriftihe Gutachten, Ueberfepgungen, Pläne, 
Zeihnungen und ähnliche Ausarbeitungen mit Einfhluß der etwaigen Nein« 
fhriften R : 20 Gr. bis 2 Thlr. 
Fuͤr weitläufige — ſchwierige, ———— eigentlich wiffenfchaftliche Arbeiten if 
die Vergütung nad Verhältnig der zur Anfertigung erforderlichen Zeit und Mühe 
angemejfen zu erhöhen, 

Anmerkung. Hinfihtlih der Etaatsbeamten gilt die Beſchränkung der legten 

Anmerkung (Ziff. 2, Anmerk. 3). 

4) Die Vorfchriften unter 1 bis 3 finden auch bei Abfhäpungen Anwendung, 
jedoch mit der näheren Beftimmung, daß dem Tarator an Gebühren vergütet 
werden: 

3. Für die Abſchätzung von folhen Gegenftänden, zu deren Wiürderung feine 
befonderen technifhen Kenntniffe erforderlich find, wenn der Werth der abge 
ſchätzten Sahen zufammen die Summe von 20 Thlr. nicht überfteigt 5 Gr. 
bei einem höheren Werthe bis zu 50 Thlen. einfhlüfiig, . 120 : 

Iſt dabei eine verhältnigmäßig große Menge von Gegenftänden zu wür— 
dern, fo fünnen die vorftehenden beiden Säge nah pflihtmäßigem Ermeffen 
des Beamten um die Hälfte erhöht werden. 
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b Für die Abfhäpung von Gold, Silber und Juwelen bis zu 20 Thlen. 
an Werth ; . ; 10 Gr. 
bei einem höheren Werthe bis zu 50 Thlen, einfäjfüffig i 15 =» 

Beträgt der Werth der abgefchäßten Sachen mehr als 50 Thlr., fo find 
die Gebühren des Taxators nah den Sätzen unter Ziff 1 feitzufegen. 

c, Bür die Abihägung von Kunftfachen, Büchern, Landkarten, Kupferftichen, 
Gemälden und anderen Gegenftänden, zu deren Würderung befondere tech» 
nifche Kenntniffe erforderlich find, treten ohne Rüdiicht auf den Werth die 
Anfäge unter Ziff. 1 oder nad) Befinden unter Ziff. 2 ein, 


F. Seugengebübren. 
g. 18, 


Auf ausdrüdliches Verlangen ift zu gewähren: 


1) 


2) 


Wenn die Zeugen an dem Orte der Bernehmung felbft oder an einem von 
lepterem nicht über eine BViertelmeile entfernten Orte wohnen, vorbehältlich des 
Erfapes eines etwa zu befheinigenden pofitiven Schadens, für jede Etunde Ver— 
fäumni . . p ; e 1 Gr. bis 4 Gr, 

Angefangene Stunden werden für volle gereäjnet; für die Berfäumniß an einem 
Zage darf jedoch die Entfhädigung aufnicht mehr als fehs Stunden ausgeworfen 
merden. 2 

Die Höhe der Verfäumnißfoften ift in jedem einzelnen Falle mit Ruͤckſicht auf 
den muthmaßlichen Erwerb des Zeugen und auf die örtlichen Berbhältniffe zu bejtimmen, 
Erfolgt die Zuziehung oder Vernehmung der Zeugen an einem mehr als eine 
Biertelmeile von ihrem Wohnorte entfernten Orte, fo find ihnen an Reife 
foften mit Ginfhluß der u und Zehrungskoſten für jede Meile der 
Hinreife . r ö 3 Gr. bis 1 Thlr. 
ju vergüten; für die Nücreife fi ndet, wenn fe nicht an demfelben Tage erfolgen 
konnte, der gleiche Anfag Statt, außerdem nur die Hälfte deffelben, 

Beträgt die Entfernung weniger ald eine Meile, fo wird dieſe für voll ange— 
nommen, bei größeren Entfernungen werden die Reifekoften nach Biertelmeilen 
vergütet und es fommen dann nicht:volle Viertelmeilen nicht in Anfap. 

Die Höhe der Reiſekoſten tft nach den im $. 17 für die Sachverſtändigen aufe 
geſtellten allgemeinen Grundfägen im Betreff der Nüdjichtsnahme auf die Er- 
werböverhältniffe und fonftigen Verhältuiffe der Zeugen, auf die örtlichen Preife 
der Lebensbedürfniffe und bezüglich der Transport-Mittel, innerhalb des angegebenen 
Eapes zu bejtimmen. Insbeſondere ijt hierbei darauf Rüdficht zu nehmen, ob 
der Zeuge feinen Berhältniffen nad, wenn er in eigener Angelegenheit reifte, 

68° 
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befondere Transport-Koften aufwenden oder ob er den Weg zu Fuß zurüd- 
legen würde, 
Die im vorliegenden Paragraphen aufgeftellten allgemeinen Beftimmungen 
greifen auch bier Plap. 
Die Zeugengebühren müffen binnen zehen Tagen nad der Vernehmung des Zeugen 
gefordert werden, widrigenfalls diefer des Anſpruches auf den Vorfhuß feiner Gebühren 
aus der Staatskaffe verluftig gebt, 


G. Dienergebühren. 
8. 19. 
1) Beftellungsgebühr. 

Statt eines in jedem einzelnen Falle und je nach Verfchiedenheit der Ent— 
fernung zu berechnenden Botenlohns tritt bei jeder ausgefertigten Liqutdations- 
Nummer ein averfioneller Anfag für Beftellungsgebühr ein, und zwar 

wenn die liquidirten Sporten — ohne alle Rüdficht * ee 

und Berläge — nicht über 5 Gr. betragen . ; 1 ©r. 


bis zu 1 Thaler einfhlüffig . - . j . ; . 2. 
:.: 2 Pr . - 3 J E 
ar Sr . u.% 
ed “ . 5 
— . A ur 
= = 6 = ⸗ 7 
.:7 =» P i 8. 
ee 8 . s + D 9 ⸗ 

darüber hinaus, nah Höhe der Liquidation, 10 Gr, bis 1 Thlr. 


Diefe Gebühr wird da, wo der Diener durch ein Firum dafür entſchädigt iſt, 
zur Sportel-Kaffe berechnet. 

Es verfteht fi, daß der Empfänger einer nicht offiziellen Ausfertigung, wenn 
deren Beförderung durch die Poſt gefchieht, das Poftgeld auch künftighin zu be- 
zahlen Bat, 

Einen befonderen Botenlohn anqufepen, ift nur in folgenden Fällen ftatthaft, 
wenn 
a. die Betheifigten ausdruͤcklich aufAbfendung eines eigenen Eilboten angetragen, 
b. Eilboten in ein auswärtiged Land verfendet werden müſſen, oder 
e, fonft in dringenden Nothfällen die Beftellung auf feine andere Weife zeitig 

genug gefchehen Fonnte. 
Es beträgt alddann für jede Stunde Se Fu : , 3 ©r. 
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es fei denn, daß der dem außerordentlichen Boten gewährte höhere Lohn un— 
vermeidlich gewefen und befcheinigt würde. 


2) Für eine Hausfuhung j . 4 Gr. bi8 8 Gr. 
Dauert die Verrihtung (den Weg ungerechnei über ſechs Stunden .16 = 
3) Für eine Arretirung . . . 6 — 


(ohne Ruͤckſicht, ob Einſchluß darauf folgt * nit). 
4) Einfhlußgebühr bei Arretirung, Ein für alle Mal ; ; . 6 Gr, 
in den Waldbuße, Belddenbe- und Gartendeube-Angelegenheitenjedohnur 1 = 
Die Einfhlußgebühr findet in allen Fällen Statt, wo e8 zur Einfhließung eines 
Berhafteten kommt, ohne Unterfchied, wo und von wem die Arretur gefchehen, felbft 
wenn der Verhaftete fich freiwillig zur Haft geftellt hat; auch findet fie bei jeder neuen 
Haft, nad) vorgängiger Entlaffung wieder Statt. Dagegen ift für die Entlaffung feine 
befondere Gebühr in Anfag zu bringen. 
5) Auslieferung eines Gefangenen von einer nicht ee Behörde 


oder an dieſelbe . ; f . 6 Gr. 
6) Bei Sektionen einfhlüffig aller Beftellungen dabei i i .10 » 
7) Bei dem Transporte von Gefangenen mit un der aeg: und Schüb- 
linge für die Stunde ; j ; . 4 ©r. 
jedoh für den ganzen Tag nicht die 5 .16 « 
8) BürdieHauptverhbandlung vor ®efhmwornen, bezüglich die Aufwarkung 10 — 
bis 1 Thlr. 
Bür die —— vor dem Kreisgericht oder dem Appellations— 


Gerichte A P } j 5 Gr, bis 20 Gr. 
9) Diäten des Dieners finden nur Statt: z 
a): bei nothwendigen Verſchickungen an Orte von mehr als vier Stunden Ent- 
fernung, neben den etwaigen Gebühren für das Gefhäft felbit, mit Aus— 
ſchluß bloßer Botengänge zu Beftellunggn fehriftlicher oder mündliher Ber- 
fügungen,, ingleihen mit Ausfhluß der Transporte von Bagabunden und 
Schüblingen, für welche blos die in Nr. 7 dieſes Paragraphen beftimmte 
Averfional-Gebühr eintritt; 
b) wenn der Diener außerhalb des Gerichts-Lokals die ihm vorgefepte Gerichts- 


perfon begleitet: . 
für den ganzen Tg . “ 0.20.40 Gr 
dauert die Expedition nicht über 6 Stunden, nur . i .6 » 
Quartier-Geld über Naht . 5 «+ 


Diefelben Diäten-Säpe gelten aud für die Beidiener und Beiläufer. 
10) Die bei dem Gensd'armerie-Korps dienenden Gensd’armen haben, 
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wenn fie zur Unterftügung der Amtsdiener oder der Gerichtsdiener oder an de 
ren Stelle gebraucht werden, diefelben Gebühren wie dieſe au beziehen, ingleichen 
bei Bewahung von Gefangenen 


für jede Stunde A : . . . i ü ; . 1Gr. 
doch nicht über . ; ? .10 ⸗ 
für den ganzen Tag, wogegen in allen diefen Fällen feine Diäten für fie ein⸗ 
treten, 
Bei einem Aufgebote der Gerichtäfolge a 
deren Anführer R — . 5 Gr. 
jeder Dann aber . . . > . . : j ar 


zu erhalten. 
8. 20. 
Ruͤckſichtlich der Anfüge für Depofiten- Gebühren, Zählgelder, Rechnungsgebühren in 
Unterfuhungsfaden, fowie der ftantsärztlichen Gebühren, bewendet e8 bei den hierüber 
geltenden Beitimmungen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Gebühren der Sadmwalter. 


$. 21. 
Allgemeine Beftimmungen. 
Für die Gebühren der öffentlich angejtellten Sachwalter in Strafſachen beftehen die 
nachfolgenden Säge als alleinige Norm. 


Nihtanwälte haben einen Anſpruch auf Vertheidigungsgebühren gegen ihren Auf 
traggeber nur auf dem Grunde befonderer Vereinbarung und nicht über den Betrag der 
für Anwälte gefeglich beftimmten Gebühren hinaus. 


S 8. 22, 
Schreibemaß. 
Wo die Bogenzahl den Anſaß beſtimmt, find einzelne Seiten nur verhältnißmäßig 


zu liquidizen, Schriften von nicht einmal einer vollen Seite aber mit einem Vlertheile 
des Anſatzes für einen Bogen. 


Abſchriften, Niederſchaiften und Reinſchriften, die mehr als eine Seite füllen, müffen 
auf jeder 24 Zeilen, bei Briefjeiten in Quart mindeftens 16 Feilen enthalten, 


$. 23, 
Berehnung der Stunden. 
Wo Anfüpe nah Stunden der Dauer eined Gefchäftes beftimmt find, werden nicht 
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volle Stunden als halbe Stunden gerechnet, und bei Gefchäften über eine Stunde fommt 
der Mehrbetrag, welcher eine halbe Stunde nicht erreicht, gar nicht in Anſchlag. 


5 24. 
Berükjihtigung des inneren Gehaltes, 


Bei der Prüfung ift in allen Fällen, auch wo die Vogenzahl den Anfap bejtimmt, 
der innere Gehalt der Arbeit zu berüciihtigen; daher fann, wo die Tare einen Spiel« 
raum zuläßt, gründliche Kürze den höheren Anfag zuläfiig machen. 

Aus demfelben Grunde ift auch jeder Anfag für eine offenbar ganz unnöthige Ar— 
beit oder Handlung zu jtreichen und bei bloßen Wiederholungen und unnügen Weitläufig« 
keiten — jedoch nur in diefen Fällen — unter den Betrag nad) der Bogenzahl herabzufegen. 

Für folhe Handlungen insbefondere, welche wegen Eulpofer Verſäumniß des Sad. 
walters nicht zu berüdfichtigen find, ingleichen für ganz — wenn aud nur in der an— 
gebraten Maaße — unftatthafte Anträge und für frivofe Nechtsmittel find dem Sad- 
walter die Gebühren und Verläge zu ftreichen, dafern nicht etwa vorwaltende befondere 
Umftände dem Sachwalter zur Entfhuldigung gereihen und den BVorbehalt der Koften 
rechtfertigen. 

8. 25. 
Rachweifung der Gebühren, 


Jede Gebührenforderung muß durd) Öffentliche oder durch genau geführte Privat« 


Alten gerechtfertigt werden, 
Ausnabmöweife, wenn entweder der Gewaltgeber der Vorlegung der Privat: Akten 


. widerfpricht, oder wenn der Sachwalter felbft auf feine Pflicht verfichert, daß ſolche uns 
abfichtlih auf feiner Seite verloren gegangen feien, fünnen auch ordentlich geführte Spor— 
telbücher zur Nachweifung dienen, Auf die Richtigkeit diefer Bücher hat jedoch der Sach— 
walter eidlich anzugeloben, fobald folhes der Zahlungspflichtige beantragt. 
. 26 
. Nahmweifung baarer Berläge 
Baare Verläge müffen auf gleiche Weife ($. 25) nachgewiefen werden, der Betrag 
derfelben jedoch dann nicht, wenn folder aus einem Gefege oder aus der Natur der 
Sache von felbit hervorgeht und mit befannten Taufenden Preiſen übereinftinmt, 
8. 27. 
Gebührenrehnungen, 
Jede Gebührenforderung muß fih auf eine mit dem Tage der Ausfertigung und 
mit der Unterfchrift des Sachwalters verfehene Rechnung fügen, in welcher Ausdrüde 
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in fremder Sprache und Abkürzungen nicht vorfommen dürfen. Gebühren und Berläge 
müffen abgefondert und bei jeder Bezugnahme auf Alten mit Anführung der Alten- 
Blätter angefept werden. 

Unzuläffig iſt e8, den Reſt einer Älteren Rechnung auf eine neue Liquidation über« 
zutragen. 

Bor der gerichtlichen Beitreibung muß die Gebührenrehnung dem Gewaltgeber zu- 
geftellt worden fein. 

Zur Befheinigung, daß die Rechnung dem Zahlungspflichtigen eingehändiget wor- 
den, genügt eine Niederfchreibung des Sadhwalters in feine Alten, und dem Schuldner 
liegt dann der Beweis der etwa behaupteten Unrichtigkeit einer folchen Niederfhreibung ob. 

Nah Einhändigung der Rechnung hat der Schuldner binnen Tängftens vier Wo— 
hen, bei Vermeidung gerichtliher Beitreibung, Zahlung zu leiften. 

Der Gewaltgeber aber fann wider den Prozeß- Gegner, welder ihm zur Wieder: 
erftattung verpflichtet ift, diefe ohne Weiteres im Wege des gerichtlihen Berehnungs- 
und Hülfs-Berfahrens verfolgen. 


8. 28, 
Recht auf rihterliche Feſtſtellung. . 

Der Sadmwalter fowohl ald der Zahlungspflichtige, und zwar der Gewaltgeber eben⸗ 
fo, wie derjenige, welcher dieſem zur Wiedererſtattung verpflichtet iſt, kann auf richter- 
liche Feftftellung der Gebührenrehnung antragen, aber der Zahlungspflichtige nur fo 
lange, ald er die Rechnung nicht volltändig und ohne Vorbehalt bezahlt hat, 


§. 29. 
Feſtſtellende Behörden. 


Die Feſtſtellung der Sachwaltergebühren gehört vor das Gericht, vor welchem die 
Sache verhandelt wurde, bei Schwurgerichtsſachen vor das Appellations-Gericht. Die 
Feſtſtellung der Gebühren für Vertheidigungen, wenn und ſoweit ſie aus der Staatskaſſe 
zu erſetzen, oder wenigſtens vorzuſchießen ſind, geſchieht von Amtswegen. 

Gegen die Feſtſtellung kann fowohl der Sachwalter, als die zahlungspflictige Partei 
binnen zehentägiger Nothfrift, vom Empfange der feitgeftellten Rechnung an, Vorftellung 
thun und zwar: 

1) gegen die Beititellung des Einzelrichters bei dem Kreisgerichte, 

2) gegen die erft-inftanzliche Feſtſtellung des Kreisgerichtes bei dem Kreisgerichte nach 

vorgängiger Aenderung des Referenten. 

3) gegen die Beftftellung der Anklagefammer bei dem Appellations- Gerichte, 

4) gegen die erfteinftanzliche Weitftellung des Appellations-Gerichtes und die Feſt— 
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ftellung des Ober-AppellationdsGerichtes bei diefen Behörden, nah vorgängiger 
Beränderung des Referenten. | 
Eine ſolche Vorftellung muß die Gründe der Befchwerde enthalten und es ift auf 
diefelbe. ohne weiteres Verfahren zu erkennen. 
Die Feſtſtellung geſchieht: 
1) bei den Einzelrichtern von dieſen oder deren Stellvertretern, 
2) bei den Kreis gerichten in erſter Inſtanz von einem Milgliede desſelben, in zwei- 
ter Inftanz von dem Kreisgerichte, 
3) bei der Anklagefammer von’ einem Mitgliede derfelben, bei den Appellationd- 
Gerichten und dem Ober-Appellations-Gerichte in erfter Inftanz von einem Kol« 
legial-Mitgliede, in zweiter Inſtanz von dem Kollegium felbft. 
Bemerfung. Es ift überall darauf zu fehen, daß die Feſtſtellung der durch die 
Öffentlichen Verhandlungen erwachfenen Vertheidigungsgebühren in erfter Inftanz von ei» 
nem bei diefer Verhandlung thätig gewefenen Richter, in zweiter Inſtanz bei dem Ap— 
pellations-Gerichte und dem Ober - Appellations » Gerichte aber unter Mitwirkung eines 
oder mehrer ſolcher Richter erfolge. 
. F 30. 
Gebühren-Tage für die Rechtsanwälte. 
Alten: 
4) Auszüge aus foldhen, wo fie nöthig und dafern fie nicht in bloßen Abfchriften 
beftehben (außer den Gebühren für das Lefen der — von jeder voll geſchrie— 


benen Seite . 4 ©r. 
2) Halten und Bühren ir Brivat-Akten, ent * Hengeüpeen bis zu 10 
Blatt . . s . ; } . . e . 2 
bis zu 100 Blatt . . . . : . . . . 6 ⸗ 
von jeden vollen 50 Blättern mehr u 4 = 
Mehre Alten-Bände in derfelben Sache find (hrer Blatigahl * zufammen 

zu rechnen. 
3) Lefen öffentlicher Alten, welche zu der Sache — wenn der Akten-Band 
enthält bis zu 100 Blatt . 10 Gr. 
von jeden weiteren vollen 50 Blättern noh 6 =» 


Anmerkung. Sind mehre Alten Bände zu Iefen, fo wird die Gebůhr nur 
nach der Geſammtzahl der Blätter berechnet. 
Für Wege im Wohnorte wegen Einſicht der Akten findet fein Anfag Statt, 
Botenlohn: 
a. von Sendungen, welche durch die Poſt beforgt werden fünnen, darf blos der 


Poftgelder-Verlag angefept werden und as 
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b. von Sendungen an Orte, wohin Botengelegenbeit ift, nicht mehr, als für Be- 
nupung folher Gelegenheiten bezahlt werden muß; 

e. in allen anderen Fällen hingegen, ingleichen wo die Dringlichkeit der Sache be- 
fondere Lohnboten erford:rt, paflirt der diesfallfige nothwendige Verlag, welcher, 
inſoweit er ſich nicht ſchon nach den üblichen Preiſen beurtheilen und beſtimmen 
läßt, zu beſcheinigen iſt. 

Briefe, nothwendige, von jedem voll gefchriebenen Quartbogen . . . 10 ©r. 
für Seiten verhältnißmäßig, wenigitens aber für einen Brief . ". 5 
in fremder Sprache zu fehreibende das Doppelte. 
Enthalten die Briefe von dem Gewaltgeber verlangte rechtliche Ausführungen, 
fo find fie wie Deduftions-Schriften anzufegen. 
Deduftions-Schriften, wozu gebören: 
Anklageihriften, Vertheidigungsichriften nach mitgetheilter Anklagefhrift, fchrift- 
lihe Gutachten, Schriften, wodurch Rechtsmittel ausgeführt werden, 
a wenn die Sahe vor das Gefhmwornengericht gehört 1 Thlr. bis 5 Thlr. 
b. wenn fie ein Vergehen betrifft i ; j . 20 Gr. bis 3 — 
e. wenn fie eine Uebertretung betrifft . -. ; . 10.68 2 - 
Erfheinen vor einer Behörde, f. Verhandlungen. 
Information in der Sade: 

1) Wenn fie blos aus ergangenen Akten gefchöpft oder auf dem Wege der Korre- 
fpendenz eingezogen wird: Nichts, da diesfalls ſchon ein Anfap für das Leſen 
der Akten und für gefchriebene Briefe Statt findet. 

2) In allen anderen Fällen mit Einfchluß der dießfalls zu machenden Wege inner- 
halb des MWohnortes . . . 10 Gr. bis 2 Thlr. 

Jedoch ift ein diesfallfiger Anſaß in njurien-Saden und bei Uebertretungen 
nur ein Mal und in allen übrigen Sachen höchftens drei Mal ftatthaft. 

Zu Bemeffung der Nothwendigkeit und des Umfanges ift der Gegenftand der 
Information.bei der Liquidirung genau zu bezeichnen. 

Für eine Information, weldhe an einem auswärtigen Orte auf ausdrück— 
lihes Berlangen des Gewaltgeberd dur den Sachwalter perfönlich einge- 
zogen wird, paffirt noch befonders der Anfag für Reifekoften, 

Liquidation der Deferviten und Verläge und deren mündliche oder fehriftliche Ueber— 
reihung zur Beftftellung: Nichts, 

Rechtsmittel, Ausführung, f. Deduktions- Schriften ; 
bloße Einwendung ; . 5 ®r. bis 15 Gr 

Reifekoften bei nothwendigen Reiſen außerhalb der Flur des MWohnortes, neben dem 
Anfage für den Termin oder das fonftige Geſchäft felbit: 
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1) für Verſäumniß, von jeder Stunde (1/a Meile) — der Hinreiſe 10 Gr. 
jedoch für den ganzen Tag nie über . } : 2 Thlr. 
Anmerkung 1. Für die Zurüdreife findet nur in en Falle derfelbe An« 
fag Statt, wenn ſolche nicht an dem nämlihen Tage erfolgen konnte, 
Anmerkung 2. Bei Reifen von mehr als eintägiger Dauer tritt für Ver— 
ſäumniß und das Geſchäft zufammen genommen auf jeden ganzen Tag 
(24 Stunden) der Abwefenheit ein Anfap von 3 Thlrn ein. Für über- 
ihießende Stunden treten die Anſätze unter Nr. 1 für „Verſäumniß“ ein, 
2) An Diäten täglih . i j . 4 Thle. 15 Gr, 
Dauert aber die Abwefenheit nicht * ſechs Stunden, nur die Hälfte. 
Sobald der Rechtsanwalt auswärts über Nacht bleiben muß und überhaupt 
bei Reifen und Gefchäften von längerer Dauer, wird der Verlag für Logis, Er— 
leuchtung, Heitzung und Trinkgeld noch befonders mit . ; s 20 Gr. 
für jede Nacht vergütet. 
Auch paffiren bei Reifen in das Ausland, falld der Rechtsanwalt in größeren 
Städten verweilen muß, für jeden Tag folhen Aufenthaltes in Allem 24, Thlr. 


Diäten. 

3) An Transport-Koften, wenn die Entfernung "nicht über 2 Stunden (1 Meile) 
beträgt . . 1 Zhlr, 12 Gr. 
wenn fie mebr beträgt, für ide Stunde darüber — nach den ortsüblichen 
Preiſen . 5 Gr. bis 8 Gr. 


einichlüffig Wege⸗, Bruden⸗ * Pfiaſter ⸗ Geld. 
Eben fo viel paſſirt für die Rückreiſe, wenn ſolche des Geſchäftes wegen nicht an 
demfelben Tage erfolgen fann. ° 
: Wo eine Eifenbahn- oder Bot: Verbindung beiteht und paſſend benugt werden ann, 
paffirt nur der zu beitreitende Aufwand und bei Eifenbabnen der Anfag für die zweite Klaffe. 

Anmerkung I. Bei außerordentlihen Gefchäftsreifen, wozu Terminsreiſen nicht ges 
hören, fann auf dem Grunde ausdrüdlicher Ddiesfallfiger Vereinbarung auch ein 
Mehres gefordert werden. 

Anmerkung 2. Bo auf Erftattung der Koften erfannt iſt, werden gleichwohl die 
Reiſekoſten dann nicht eritattet, wenn an dem Orte des Prozeß-Gerichtes wenig— 
jtens zwei Nectsanwälte wohnhaft find und die zu dem Antrage auf Kojtenerfag 
berechtigte Bartet, fi des Beiftandes Eines, wıe des Anderen, derfelben zu bedie- 
nen, nicht behindert war. 

Sind zwar nicht an dem Orte des Gerichtes, aber doch in deſſen Nähe Rechts— 
anmwälte vorhanden, welche die Bartei wählen ‚konnte, fo wird nur fo viel an Reife 
aufwand erfept, als dieſe näheren Rechtsanwälte würden haben — koͤnnen. 


494 i . 


Der eigene Gewaltgeber hingegen ift zu Bezahlung der Reiſekoſten auch in den be- 
zeichneten Fällen — mag übrigens auf Koftenerftattung erfannt fein eder nicht — 
verbunden, 

Anmerkung 3. Hat ein Sachwalter an demfelben Orte und an Einem Tage mehre 
Termine abzuwarten oder fonjtige Anwaltsgefchäfte zu verrichten, fo iſt zu unter 
fheiden, ob nur Ein Theil — Gewaltgeber oder Gegner — oder ob deren mehrere 
die Koften diefer verfchiedenen. Verrichtungen zu tragen haben. 

In beiden Fällen hat der Sachwalter die zu den Reifekoften gehörigen, voritchend 
unter Ziffer 2 und 3 aufgeführten Gebühren nur ein Mal und jedem der etwa 
vorhandenen verfhiedenen Zablungspflichtigen antheilig anzufegen, im letzteren Falle 
hingegen den Anfap für Verſäumniß — unter Biffer 1 vorftehend gedacht — mehr- 
fach, je nach der Zahl der Berfonen, welche die Koften zutragen haben, zu Fiquidiren. 

Anmerkung 4. Bei Abwartung auswärtiger bloßer PBublifationssTermine findet 
niemals ein Anfag für Reifefoften Statt, 


Schreibegebühren: 
von jedem Bogen Abfchrift oder Reinfchrift ; . 5 . ; 3 Gr. 
bei gebrochenen oder Briefbogen ; . 2 Gr. 


und fo verhältnigmäßig nach Blättern; überfehiegende volle Seiten weihen für einen 
halben Bogen, fonft aber gar nicht berechnet. 

Schriftliche Eingaben und Aufjäge jeder Art, infofern fie nicht ſchon ihren be— 

—  fondern Anfap haben, von jedem voll gefchrievenen Bogen . ’ i 20 Gr. 
für Seiten verhältnißmäßig, wenigitens aber . . ; } ; 6 Sr, 
für die Eingabe. 

Anmerkung. Bür überflüfige Ueberreihungsihreiben, z. B. bei lagen und Ber- 
theidigungsfchriften, ingleihen für Schreiben, mittelft welcher Vollmachten übergeben 
werden, darf gar nichts und für Frift- oder Termins-Prorogations-Geſuche nur dann 
etwas liquidirt werden, wenn die Beranlaffung derfelben — abgefehen von Krank» 
beitsfällen — nicht in der Perfon des Nechtsanwaltes Liegt. 

Termine, Abwartung derfelben vor Öffentlichen Behörden, fiehe mündliche Verhandlungen, 
Unterredungen, wenn fie die Information in der Sache bejweden, da für Ieptere 
in geeigneten Faͤllen bereits ein Anfap Statt findet: Nichts, 

Außerdem aber bei Befprechung des Vertheidigers mit Angefhuldigten (jedoch mit 
Ausnahme aller folcher Unterredungen, welche bloße Anfragen und Erkundigungen über 
den Stand des Prozeffes oder der Sache überhaupt betreffen, wofür ein Anfag in der 
Regel gar nicht und der nachfolgende ausnahmsweife nur dann paffirt, wenn der Ges 
waltgeber den Sachmwalter ausdrüdlih zu fih einlud) . . 10 Gr. bis 15 Gr. 
und bei mehr als einftündiger Dauer, von jeder Stunde darüber eben fo viel, 
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Bei Unterredungen, welche weder die Information zur Sache, noch aud Anfragen 
und Grfundigungen über den Stand des Prozeffes oder der fonftigen Angelegenheit zum 
Gegenftande haben, findet, außer obiger Gebühr, auch noch ein Anſatz für den Weg nad) 
der unter diefer Rubrik gegebenen Norm in dem Falle Statt, wenn die Unterredung auf 
ausdrüdliches Begehreh des Gewaltgebers außerkalb der Wohnung des Sachwalters ge— 
halten wurde. 

Berhbandlungen, mündliche, jeder Art — blos mit Ausfhluß der öffentlichen Ver: 
theidigungen — fie mögen vor öffentlichen Behörden Statt finden oder anderwärts, 
mit Ginfhluß des diesfalls zu machenden . in dem —— wenn ſie nicht 


über eine Stunde dauern . . . 20 Gr. 
bei längerer Dauer für jede weitere Stunde : . . . . 10 Gr, 
jedoh für den ganzen Zag nie über . 3 Thlr. 


Anmerkungen 1. Ausgenommen find diejenigen Fälle, wo Rechtsanwälte wegen 
einer nicht terminlichen kurzen Verhandlung, 3. B. wegen Bekanntmachung einer 
Reſolution, Vorlegung einer Eingabe zur Erklärung oder Einfiht und a 
vor Behörden erfheinen, in welchen Fällen überhaupt nur . 10 Gr. 
pafliren. Diefer Anfag findet auch dann Statt, wenn die Verhandlung bei gele- 
gentlicher Anweſenheit an Gerichtsitelle "vorkommt, 

Anmerkung 2 Wenn ein Nechtsanwalt ftatt einer fhriftlichen Eingabe etwas 
mündlich zum Protofolle anbringt: fo darf er dafür, einfchlüffig des Weges, in fei- 
nem Falle mehr anfegen, als ihm für die fhriftlihe Eingabe zu fordern erlaubt 
geweſen wäre, 

— (Öffentliche — N: 


vor einem Einzelrichter ü j ; . 10 Gr. bis 2 Thlr. 
b. vor Kreisgerichten ; ö 1, 2, 3, 4 Thlr. 
c. vor dem Appellations- Berichte bezüglich Ober Apella 

tions⸗Gerichte . . . } s r „3, 4,5 Thlr. 
d. vor Gefhwornengerichten ; g 4, 5, 6 ve 

Diefe Anfäpe können bei mehrtägigen Verhandlungen nad) Beil nden für jede 


Tag gemacht werden. 
Vollmacht, für eine en mit ——— der Reinſchrift oder Dr eine —— 
8 Gr. 


zu einer ganzen Sache . . . . . . 
zu einem einzelnen Alte . ; — Gr 
für ein Suftitutorium, ebenfalls mit Einſchluß der Reinſchrift 4 = 


Wege, nothwendige, innerhalb des Wohnortes, infoweit fie nicht fehon unter anderen 
Anfägen mit begriffen find — wie 4. B. bei den Artikeln: Akten-Leſen, Information, 
Reifekoften, Termine, Unterredung, Verhandlungen — namentlich wegen zu baltender 
Anfragen und einzuziebender Erfundigungen mit Einichluß des Geſchäftes 10 Gr. 
jedoch in Injurien-Sachen und bei Uebertretungen nur dann, wenn der Sachwalter 
auf ausdrückliches, beſonderes Verlangen des Klienten einen ſolchen Weg gemacht 
hat. Konnte übrigens das Geſchäft eben ſo gut und mit geringeren Koſten ſchriftlich 
abgemacht werden: fo paflirt, abgeſehen von einem ausdrücklichen Verlangen des Ge— 
waltgebers nur fo viel, als die Beforgung auf fehriftlihem Wege gekoſtet haben würde, 


* 


Inhaits Ueberſicht. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen 
Zweiter Abſchnitt. 


Anfäge für gerichtliche Bemühungen in der Dor- 
unterfuhung und der öffentlihen Verhandlung. 


Für Regiftraturen, Protofolle, Aus— 
fertigungen, fehriftliche Borführungs- 
befehle, Sicher: Geleitöbriefe, Abs 
ichriften und deren Beglaubigung, 
Entſcheidungen der Behörden, Ber: 
weifungserfenntnifle, öffentliche Ber— 
bandlungen vor den Gerichten, Um⸗ 
Läufe, Berichte, Eidesabnahme, Be- 
ftellung eines Vertheidigers, Rand« 
rer u 


88. 16. 


8. 7—9. 
Dritter Abichuitt. 

Anfäge für die Arbeiten der 

- Staatsanwaltichaft. 

Für dieAnklagefhrift und für Die öf— 

jentliche und mündliche Verhandlung $. 10. 


Vierter Abfchnitt. 


Bon den an beftimmte einzelne Perfonen 
zu entrichtenden Gebühren. 


A. Diäten bei Verrichtungen außer- 
halb der Flur des W nfipes der 
Behörde . .» -» +. 8. 11-13. 

B. Transport⸗Koſten 8. 14. 


C. 


Te 


. Gebühren der Gemeindebeamten . 
. Gebühren der Sachverftändigen . 
. Beugengebühren . . .» - -» 

. Dienergebühren .. 


Gebühren der Urfunds- Perjonen 
(Schöppen), wo folde in Unterfu- 
chungsſachen zugezogen werden 
müfen . - » » PERS Fe FB 


Fünfter Abichnitt. 


Bebühren der Sadmalter. 


Allgemeine Beftimmungen . 
Schreibemaß . 
Berechnung der . 8 
Berückſichngung des inneren Gehaltes 
Nachweiſung der Gebühren 
Nachweiſung baarer Verläge 
Gebührenrehnungen » » » + » 
Recht auf richterliche Feſtſtellung . 
Heititellende Behörden — 


Gebühren-Tare für Rechtsanwälte. 


Stunden i B 


D 
— 
“ 
5 
* 


Akten, Botenlobn, Briefe, Deduftions- 


Chriften, Information in der 
Sache, Liquidation der Deferviten 
und Berläge, Rechtsmittel, Reiſe— 
foften, Schreibegebübren, fchriftliche 
Eingaben und Aufſätze, Termine, 
Unterredungen, mündliche Verband: 
(ungen, öffentliche mündliche Ber- 
theidigungen, Vollmacht, Wege 


8. 
8. 
8. 
8. 
5. 
8. 


.S. 30. 
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3) Gejeg über die Zuftändigfeit der Gerichte und über den Inftanzenzug in bürgerlihen Rechtöftrei- 
tigfeiten, ſowie rüdfiptlih der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Vormundſchaftsweſens, vom 28. 
April 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie regierender Fürft Neuf, Stammes Heltefter, Graf md Herr 

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranihfeld, Gera, Schleiz und Lo— 
benftein ze. ıc. 


ertbeilen in Uebereinftimmung mit der Landesvertretung über die Zuftändigfeit der Ge— 
richte und über den Inftanzenzug in bürgerlichen Nechtöftreitigkeiten, fowie rüdfichtlich 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des VBormundfchaftswefens folgende Bejtimmungen : 


1. Einzelrichter. 
Juſtizämter. 
81. 

Bon den bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſind die minderwichtigen von den Yuftiz« 
Ämtern zu leiten und zu entfheiden. 

Hierher gehören alle Nechtöftreitigkeiten, deren ſchätzbarer Gegenftand den Betrag 
von Einhundert Thalern nicht erreicht. Diefe follen als minderwichtige nah dem Ge— 
feg vom 24, März 1838 verhandelt werden. 

2 

Den Juftizämtern liegt die Hilfsvollſtreckung nicht nur in. den bei ihnen entfchie- 
denen, fondern auch in den bei anderen Behörden anhängigen Saden auf Requifition 
derfelben, fowie die Beitreibung der Öffentlichen Abgaben jeder Art, der Gelditrafen zc, ob. 

$. 3. | 

In Sachen der freiwilligen Gerichtöbarkeit verbleibt es bei der zeitherigen Kompe— 
tenz der Juftizämter, 

F§. 4. 

Die Sacheroͤrtetung wegen der Annahme an Kindesitatt, gleichviel, ob die an Kin 
desftatt anzunehmenden Kinder bisher unter väterlicher Gewalt ftanden oder nicht (Adop- 
tion und Arrogation), gehört zur Kompetenz der Juftizämter. 

8.5. 


Die Juftizämter find die einzigen obervormundfhaftlichen Behörden und haben das , 
vormundſchaftliche Depofitalmefen zu verwalten. 
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8. 6, 

Wenn ein Nachlaß nad der beftehenden gefeplichen Ordnung gerichtlich verfiegelt 
oder requlirt werden muß, fo haben die Juftizämter fih dieſem Gefchäfte in der bishe- 
rigen Weife zu unterziehen, wobei ihnen, wie bisher, in geeigneten Fällen die Auftrags- 
ertheilung an einen Notar oder an ein Drtdorgan unbenommen bleibt. 


U. Kreisgerichte. 


§. 7. 

Das Kreisgericht iſt das ordentliche Gericht erſter Inſtanz für alle in dem Gerichts- 
fprengel vorfommenden Rechtsſachen, infoweit fie nicht anderen Gerichten ausdrücklich zu— 
gewiefen find. In allen Fällen jedoh, wo Gefahr im Verzuge ift, können Klagen und 
Smplorationen, welche zur Kompetenz des Kreisgerichts gehören, bei einem Einzelrichter 
im Sprengel des Erftern angebracht, und es können darauf von dieſem, ald Mitgliede 
des Kreisgerichts und Namens des Lepteren, die feinen Aufſchub zulaffenden Prozeß lei— 
tenden oder proviforifhen Verfügungen getroffen werden. 

Auch kann das Kreisgericht einzelne Verhandlungen in den bei ihm anhängigen 
Rechtsſachen den Finzelrichtern feines Sprengels, ald Mitgliedern des Kreisgerichts, wenn 
ed zwedmäßig erfcheint, überweifen, 

Insbefondere ift die Abhaltung folder Termine, in welhen der Bellagte perfönlich 
oder durch einen Bevollmächtigten zu erfheinen bat, dann, wenn der Bellagte einem 
Juſtizamte untergeben ift, welches feinen Sitz außerhalb deffen des Kreisgerihts hat, 
regelmäßig diefem Juftizamt zu übertragen, dafern das Kreisgeriht nicht deren felbft- 
eigene Vornahme aus überwiegenden Gründen für geboten hält, 


j 88, 

Das Kreisgericht hat daher insbefondere die erftinftanzlihe Berhandlung und Ent« 
ſcheidung: 

1) in allen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, deren Gegenſtand nicht minderwichtig iſt. 

Die Ediktalprozeſſe zur Amortiſation verlorener Staatsſchuld-Urkunden des Bürften- 
thums gehören vor das Kreisgericht zu Gera, 

2) wegen aller Befchwerden über die bei den Juftizämtern des Gerichtöfprengels 

vorkommenden Nichtigkeiten. 

Gegen die Entfheidung des Kreiögerichts findet ein ordentliches Rechtsmittel nur 
dann Statt, wenn der Gegenftand der Beſchwerden unfhäpbar it oder einen Werth 
von Fünf und Zwanzig Thalern erreicht, 


$. 9. 
An das Kreisgericht gehen ferner die Berufungen wider Verfügungen und Er— 
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kenntniffe des Einzelrichters, infofern der Gegenftand der Befchwerden einen fhäpbaren 
Werth von 25 Thlr. nicht erreichet. 
Ueber diefe Berufungen entfiheidet das Kreisgericht in Tepter Inſtanz. 
8 10. 
Die Aktenverſendung findet bei dem Kreisgericht nicht Statt. 
8. 11. 

Hinſichtlich der Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, namentlich in Anſehung 
des Grund- und Hypothekenweſens ſowie der Obervormundſchaftsverwaltung bildet das 
Kreisgericht die letzte Inſtanz für alle Berufungen gegen die Verfügungen der Suftizäm- 
ter feines Bezirks. 

Das Kreisgericht übt in Ddiefen Beziehungen ganz die Befugniffe des zeitherigen 
Apvellationsgerihts aus. 

Insbefondere geben auf das Kreisgericht die $. 208 des Gefepes über die Grund— 
und Hppotbefenbücher vom 20. November 1558 und $. 103 der dazu gehörigen Aus— 
führungsverordnung dem Appellationsgerichte zugetheilten Rechte und Verpflichtungen über. 

1 

Die Kreisgerichte felbit find ſolche Handlungen der freiwilligen Gerichtöbarfeit vor- 

zunehmen befugt, für welche nicht befondere Bedingungen der Zuftändigkeit beftimmt find, 


II. Appellationsgerict. 
. 818. 

An das Appellationsgericht geben: . 

1) die Berufungen wider Verfügungen und Erfenntniffe der Einzelrichter in bür— 
gerlichen Rechtsftreitigkeiten, infofern der Gegenftand der Befchwerden unfhägbar 
it oder mindeitens einen Werth von 25 Thlr. erreichet. 

Infoweit das Appellationsgericht die Entfheidung des Kreisgerichtes beftätigt, fin- 
det fein weiteres "ordentliches Nechtsmittel Statt. 


8. 14. 

Außerdem fteht dem Appellationsgerichte die erftinftanzliche Verhandlung und Ents 
ſcheidung der Beſchwerden über Nichtigkeiten zu, welche bei den Kreisgerichten oder bei 
dem Appellationsgerichte felbit vorkommen. 

§. 15. 
Solche Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche niht an ein beftimmtes 


zuftändiges Gericht gewieſen find, fünnen auch bei dem Appellationdgerichte vorgenommen 


werden, 
70 
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§. 16. 

Das Appellationdgericht iſt die dienftlihe Aufiihtsbehörde über die Kreiögerichte, 

fowie in höherer Inſtanz über die Juftizämter. 
F. 17. 

Die Disziplinargewalt über die Anwälte und Notare wird bis dahin, wo eine An- 
waltsfammer gebildet fein wird, unter Oberauffiht des Minifteriums, Abtheilung für 
die Juſtiz, durch das Appellationsgericht geübt, vorbehältlih der jedem Gerichte auch 
über die Anwälte innerhalb des Bereiches der vor ihnen anhängigen Prozeffe zuftehen- 
den Drdnungspolizei. 


IV. Oberappellationsgericht. 
$. 18. ” 
Das Oberappellationsgericht entfcheidet auf eingewendete Oberberufung als lepte 
Inftanz: 

1) in denjenigen bürgerlichen Rechtsjtreitigkeiten, in welchen das Appellation ögericht 
ein freisgerichtliches Erkenntniß abgeändert hat. 

2) in allen bei dem Appellationsgerichte verhandelten Nichtigkeitsfachen, voraudge-. 
fept, daß der Gegenftand der Befchwerden unfchäpbar oder die Oberberufungs- 
fumme vorhanden ift, überhaupt nah Maßgabe der dur die proviforifche Ober» 
appellationsgerichts-Drdnung, deren Erläuterungen, Ergänzungen oder Abände— 
rungen getroffenen Beitimmungen. 


V. Allgemeine Beftimmungen. 
$. 19. 


Ueberall, wo es nad den vorftehenden Beitimmungen auf den Werth des Streit 
gegenftandes, bezüglich ded Gegenftandes der Befchwerden ankommt, ift nur der Haupt: 
werth mit Ausfhluß der Nebenforderungen an Zinfen, Rugungen, Schaden« und Koften- 
erfag, in Anfchlag zu bringen, . 

Solche Nebenforderungen fommen nur dann in Betracht, wenn fie befonders ein- 
geflagt werden, oder wenn deren Betrag ſchon an und für fih die Summe erreidt, 
welche die Appellabilität oder die Kompetenz des höheren Gerichts bedingt. 

Unfhäpbar find folhe Gegenjtände, welche eine Würderung nad Geldwerth nicht 
zulaffen. Für fhägungsunfähig dagegen follen felbit folhe Befugniffe gelten, deren zu 
Geld veranfhlagbare Nugungen nicht in bejtimmten Zeiträumen wiederfehren lm den 
Werth folder Befugniffe zu diefem Zwecke feftzuftellen, fol der durchfchnittlihe Ertrag 
der daraus hervorgehenden Nupungen innerhalb der legten 20 Jahre und, wenn diefer 
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nicht ermittelt vorliegt oder die Nupung innerhalb des gedachten Zeitraumes nicht ein- 
getreten ift, der zwanzigſte Theil einer einmaligen Nupung als jabrlicher Ertrag ange— 
ſehen und mit 25 zu Kapital erhöhet werden. 

Im Zweifel über den Werth des Gegenſtandes verfügt das Prozeßgericht eine kürz— 
lihe Schägung durch verpflichtete Taxatoren. Eine folde Schäpung fol jedoch nicht 
ftattfinden, wenn e3 blos ungewiß it, ob der Werth des Gegenftandes 25 Thlr. er- 
reiht (88. .1. 9. 10. 13); in diefem Falle ift im Zweifel der höhere, die Appellabilität 
und bezüglich die Zuftändigkeit des Obergerichts begründende Werth anzunehmen. 


8. 20. 
Diefes Gefep tritt mit dem 1. Juli diefes Jahres in Kraft. 
Das Geſetz über den Inftanzenzug in Civil- und SKriminalfahen vom 26. März 
1838 wird hiermit von diefem Tage an aufgehoben. 


Urkundlih haben Wir diefes Geſeß höchſt eigenhändig vollzogen und Unfer landes⸗ 
fürſtliches Inſiegel beidrucken laſſen. 


Schloß Oſterſtein, den 28. April 1863. 


(L. S.) Seinrich LXVIL 
v. Harbou. Dinger. Dr. €. v. Beulwip, 


70* 
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4) Gefeg, Uebergangsbeftimmungen zu dem Gejeg vom 28. April 1863 über die Zuftändigfeit der 
Gerichte und über den Inſtanzenzug in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten betr. 


Wir Deinrih der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün— 
gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Weltefter, Graf und Herr 
von Plauen, Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und 
Lobenſtein ꝛc. 2 


verordnen hierdurch wegen Behandlung derjenigen Rechtsſtreitigkeiten, welche vor dem 
Tage, an welchem das Geſetz über die Zuſtändigkeit der Gerichte und über den Inſtan- 
jenzug in bürgerlichen Nehtäftreitigkeiten in das Leben tritt, bereit begonnen haben, 
mit Zuftimmung der Landesvertretung Folgendes: 


g. 1. 

Diejenigen Rechtöftreitigkeiten, welche nach F. 1 des erwähnten Gefepes als minder- 
wichtig zu betrachten find, werden von den Jufizämtern fortgeführt bez. am diefelben ab« - 
gegeben und, da nöthig, in das für fie vorgefchriebene Verfahren umgeleitet 

Die in der zweiten Inſtanz anhängigen Rechtsitreitigkeiten diefer Art werden, infos 
fern eine Umleitung des Berfahrens nötbig iſt, an die Juftizämter, außerdem aber an 
das Uppellationsgericht oder, wenn der Gegenftand der Befchwerden einen fhäpbaren 
Werth von 25 Thalern nicht erreicht, an das Kreisgericht zur Ertheilung des zweit« 
inftanzlichen Erkenntniffes abgegeben. Die Berufung in diefen Rechtsftreitigkeiten geht 
von dem Juftizamt an das Appellationsgericht, oder an das Kreisgericht, nach den Bes 
fimmungen des Eingangs erwähnten Gefepes. 


8. 2. 

Die bei den Untergerichten bereits vor dem Tage des Eintrittd des im Einyange 
genannten Geſetzes anhängigen bürgerlihen Rechtäftreitigkeiten, deren Gegenftand nad 
F. 1 deffelben Gefeges nicht minderwichtig ift, gehen an die Kreisgerichte über und unter- . 
Tiegen den Beitimmungen des gedachten Gefepes. 

Für Rechtsmittel gegen Erkenntniffe in diefen Rechtöftreitigkeiten, welche am Tage 
des Eintritts des Eingangs genannten Gefepes bereits eröffnet find, finden die bisheri— 
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gen Bedingungen ihrer Zuläfiigkeit und der bisherige Inftanzenzug ftatt, letzterer nur 
mit dem Unterfchiede, daß an die Stelle dei Appellationsgerichts hier-das zu Eiſenach tritt. ' 
$. 3, 

Die bei dem Appellationsgericht zu Gera vor dem Tage des Eintritts des im Ein- 
gang genannten Geſetzes in erfter Inſtanz anhängig gewordenen bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten werden 

a. den Juftizämtern Überwiefen, wenn fie nah $. 1 des gedachten Gefepes minder« 
wichtig find, in welchem Falle $. 1 des gegenwärtigen Gefehes Anwendung findet; 

b. den Kreisgerichten überwiefen, wenn fie nicht minderwichtig find, und unterliegen 
dann dem $. 2 des gegenwärtigen Gejepes. 


$. 4. 

Die bei dem Appellationsgericht bisher verhandelten Grund- und Hypothekenſachen, 
fowie Bormundfchaftsfachen, werden mit dem Eintritte der neuen Juftizverfaffung an die 
Juſtizämter und, foweit es fih um Bormundfcaftsangelegenheiten des Fürftlichen Hauſes 
bandelt, an das Kreisgericht zu Gera abgegeben. 

Urkundlich haben Wir diefes Geſetz höchſt eigenhändig vollzogen und Unfer landes— 
fürftliches Inſiegel beidruden laſſen. 


Schloß Dfterftein, den 28. April 1863. 


(L. 8.) Seinrich LXVII. 


v. Harbou, Dinger Dr € v. Beulwiß. 


\ 
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5) Gefeg über die Aufhebung des befreiten Gerichtöftandes, vom 28. April 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Sehzigfte von Gottes Gnaden Jün- 

gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stammes Heltefter, Graf und Herr 

von Plauen, Berr zu Greiz, Rranihfeld, Gera, Schleiz und 
2obenftein ꝛtc. ıc. 


verordnnen bierdurd unter Zuftimmung der Landesvertretung Folgendes: 
§. 1. 

Das Geſetz wegen Aufhebung des befreiten Gerichtöftandes vom 4. Dezember 1852 
tritt mit dem 1. Juli diefes Jahres in Kraft und es hört daher von gedachtem Zage 
an der privilegirte Gerichtsſtand für Perſonen, Grundftüde und Gerechtigkeiten, ingleichen 
für den Fiskus und andere juriftifhe Berfonen auf, 

§. 2. 

Da die in dem erwähnten Geſetze $. 3 in Ausſicht genommene Allodifikation der 
Rittergüter inmittelit erfolgt üft, fo fällt auch rüdfichtlih Ddiefer der dort einftweilen noch 
vorbehaltene befreite Gerichtöftand gänzlich weg. 

8§. 3. 

Der Gerichtsſtand des Landesfürſten und fämmtlicher — des Bürftlichen 

Hauſes bildet künftig 
das Kreiögeriht zu Gera, 
ohne Rüdfiht auf den Werth und die Natur des Gegenjtandes. 


Urkundlih haben Wir diefes Gefep höchſt eigenhändig vollzogen und Unfer Tandes- 
ürftliches Infiegel beidruden laſſen. 


Schloß Dfterftein, den 28. April 1863, 


(L. S.) Seinrich LXVII. 


v. Harbou. Dinger. Dr €, v. Beulwig. 
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6) Geſetz, die Aufhebung des Konfiftoriums und der geiftlihen Inipektionsämter betr., 
vom 28. April 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün— 

gerer Linie regierender Fürft Neuß, Stämmes Weltefter, Graf und Herr 

von Plauen, Herr zu Greiz, Kranihfeld, Gera, Schleiz und Lo— 
benftein ꝛc. ꝛc. 


verordnen hierdurch mit Zuſtimmung der Landesvertretung Folgendes: 
F. 1. 

Das Konſiſtorium zu Gera und die geiſtlichen Inſpektionsämter zu Schleiz und zu 

Lobenftein werden hierdurch aufgehoben. 
$. 2. A 

Die ſämmtlichen, dem Konfiftorium als kirchlicher Oberbehörde zeither zugeftandenen 
Amtsbefugniffe und obgelegenen Verwaltungsgeſchäfte für Kirche und Schule gehen in 
ihrem ganzen Umfange auf das Würftliche Minifterium, Abtheilung für Kirchen und 
Schulſachen, über. 

$ 3. 

Die von dem Konfiftorium fowohl, ald den Infpektionsämtern zu Schleiz und Lo— 
benftein zeither ausgeübte Gerichtsbarkeit über Geiſtliche, Kirchen, und Schuldiener, in 
Streitigkeiten über geiftliche Grundſtücke, über Barochialverbältniffe und desfallfige Leiſt— 
ungen, fowie in anderen kirchlichen oder Schulprozefien gebt auf die Juſtizämter des 
Wohnorts und der gelegenen Sache resp. auf das betreffende Kreisgeriht nah Maß— 
gabe des Geſetzes über die Zuftändigfeit der Gerichte in bürgerlichen En über. 

8. 4. 


Die zeitherige Kompetenz des Konſiſtoriums und der Snfpettionsämter in Ehe: uud 

Verlöbnißſachen geht auf die Kreisgerichte zu Gera und Schleiz über. 
8.5. 

Die Kreisgerichte haben in allen Ehe- und Verlöbnißſachen bei jedem erjten Ter— 
mine, fowie bei allen, im Laufe der Berbandlungen fonft etwa noch vorfommenden Sühne- 
terminen den erſten Geiftlichen ihres Bezirks als Beifiper zuzuziehen. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Juli diefes Jahres in Kraft. 

Urkundlih haben Wir diefes Geſetz höchſt eigenhändig vollzogen und Unfer lan» 
desfürftliches Infiegel beidruden laſſen. 


Schloß DOfterftein, den 28. April 1863. 


(L. 8.) Heinrich LXVII, 


v. Harbon. Dinger. Dr. €. v. Beulwip. 
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7) Geſetz, die Einführung freier Gerihtstage betr. vom 28. April 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Schzigfte von Gottes Gnaden Jün— 
gerer Linie tegierender Fürft Neuß, Stammes Welteiter, Graf und Herr 
von Plauen, Herr zu Greiz, Kranihfeld, Gera, Schleiz 
und Lobenſtein ꝛc. zc. 


haben zu Beförderung der Rechtspflege und Grleichterung der Staatdangehörigen bei 
Verfolgung ihrer Rechtsangelegenheiten für zweckmäßig erachtet, freie Gerichtstage einzu- 
führen und verordnen deshalb mit Zuftimmung der Landesvertretung Folgendes. 

u 

Es foll bei jedem Kreisgerichte, fowie bei jedem Juftizamte, welches außerhalb des 
Eipes des Kreisgerichts feinen Sig bat, ein beftimmter Tag der Woche feftgefegt wer: 
den, an welchem es jedem Etnatsangehörigen erlaubt it, feine Magen mündlih anzu: 
bringen, worauf der Gegner mündlich auf den nächiten Gerichtstag vorzuladen iſt Wird 
die Anforderung zugeitanden oder verglichen, fo wird eine Friſt zur Leiftung von Ge— 
richtswegen feitgefegt und cd kann aus dem Brotofolle, wovon den Parteien Auszüge 
zu geben find, Exekution gefucht werden. Im entgegengefegten Falle, wenn die Anfors 
derung beftritten wird, ift die Sache zu Anbringung fürmlicher Klage zu verweifen. 

Diefe Gerichtstage follen von dem Vorftande des Juſtizamts — in Gera und Schleiz 
von dem Direktor des Kreisgerichts — unter Zuziehung eines verpflichteten Protokoll: 
führers gehalten werden. 

‚Sr 

Zu dem freien Gerichtstage kann bei dem nach F. 1 zuftindigen Gericht jeder Rechts: 
anfpruch angemeldet werden und es bedaıf hierzu bloß der kurzen Anzeige der Border: 
ung und deren rundes, fowie der gehörigen Bezeichnung des Beklagten. j 

$ 3. 

Wenn aber auch von Seiten des Klägers der Antrag nicht geitellt worden; den bes 
vorftebenden Nechtsftreit auf, dem freien Serichtstage zu verhandeln, fo foll doch der Rich— 
ter in Faͤllen, wo er es für ſachdienlich erachtet, berechtigt ſein, ſelbſt von Amtswegen die 
Sache auf den freien Gerichtstag zu verweiſen; namentlich ſoll dieſe Verweiſung auf den 
freien Gerichtstag in der Regel dann eintreten, wenn der eingeklagte Anſpruch nicht über 
25 Thlr. beträgt, ingleichen wenn eine Grenzirrung, der Beſitzſtand oder eine Dienſtbar— 
keit in Frage ſteht. Eine ſolche Verweiſung auf den freien Gerichtstag kann aber von 
Amtswegen dann nicht ſtattſinden, wenn der Anſpruch im Inhibitiv-, Mandats-, Arreft- 
und Wechſel-Prozeß verfolgt wird, und bei ſolchen Sachen, bei welchen Gefahr im Verzuge iſt. 

8.4. 
Der Ladung zu Dem freien Gerichtstage find die Barten bei Vermeidung einer Geld» 
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firafe von 15 Sr. bis 1 Thle. Folge zu leiſten ſchuldig, und es ift diefe Strafe in der 
Ladung anzudiopen. Den Varteien wird in der Negel nicht geftattet, durch Bevollmäd« 
tigte zu erfheinen, es fei denn, daß ihre Entfernung vom Gerichtsorte mehr als zwei 
Etunden beträgt, oder die Parteien durd Krankheit und fonft unabwendbare Hinderniffe, 
worüber das richterlihe Ermeffen zu entfheiden hat, von dem perfönlichen Erfcheinen abs 
gehalten find, wohin auch die Mehrheit von Streitgenoffen zu zählen iſt. Rechtsbeiſtände, 
als folde, find nicht zuläffig. ss 


Zt der Beklagte der ergangenen Ladung nicht nachgekommen, fo ift der Kläger zu 
Einleitung des gewöhnlichen Rechtsweges zu verweifen, und es foll der Bellagte wegen des 
nämlihen Anſpruchs nicht anderweit auf einen freien Gerichtstag vorgeladen werben Fönnen. 

$. 6. 

Fit der Mäger nicht erfhienen, fo Hleibt die Hauptfache auf ſich beruhen; in die— 
fen, wie in jenem Sale ($. 5) ift jedoch die fäumige Partei in die in $. 4 erwähnte 
Etrafe verfallen. . 

Sollten beide Theile nicht erfcheinen, fo unterbleibt jede Strafe. 

7 


Die Ladung zu dem freien Gerichtstage erfolgt durch den Gerichtsdiener; es find 
aber für folhe keine Citirgebühren zu fordern, fowie denn überhaupt für alle Verband» 
lungen auf dem freien Gerihtstage feine Sporteln und Gebühren in Anſaß gebracht 
werden künnen. 

8. 8. 

Sollte die Sache nit fofort auf die eine oder die andere Art erledigt werden kön 
nen, fo hat der Richter fih zu bemühen, die Parteien dahin zu bewegen, daß fie fih 
auf irgend einen, ihr Vertrauen befipenden Wriedensrichter vereinigen, um diefem den 
Nechtöftreit zum Verſuche der Gühne oder auch zum Behufe der ſchiedsrichterlichen Ent« 
ſcheidung vorzutragen, 6.9 

Das gegenwärtige Gefep tritt mit dem 1. Juli diefes Jahres in Kraft und das 
Minifterium, Abtheilung für die Zuftiz, hat für deffen Ausführung zu forgen. 

Urkundlich Haben Wir diefes Gefep höchfteigenhändig vollzogen und Unfer landes⸗ 
fuͤrſtliches Inſiegel beidrucken laſſen. 


Schloß Dſterſtein, den 28, April 1863. 


(L. 8.) Deinrich LXVII. 
v. Harbou. Dinger. Dr. E. v. Beulmwip. 
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8) Befep, die Errichtung von Friedensgerichten betr., vom 28. April 1863. 


Wir Heinrich der Sieben und Scehzihfte von Gottes Gnaden Jün- 
gerer Linie regierender Fürſt Neuß, Stammes Aelteſter, Graf und Herr 

von Plauen, Herr-zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lo— 
Ze benftein zc. ıc. 


haben, wm neben der Einrichtung freier Gerichtstage, über welche Unfer Gefep vom 
heutigen Tage die nöthigen Beltimmungen getroffen hat, den Gtaatsangehörigen noch 
weitere Gelegenheit zu Verminderung und Abkürzung der Prozeffe zu geben, befähloffen, 
Sriedensgerichte in das Leben treten zu laffen und verordnen deshalb mit Zuftimmung 
der Landesvertretung Bolgendes: 

a g&. 1. 

Für alle Stadt: und Landgemeinden follen Briedensgerichte errichtet werden, welche 
:aus den von den Gemeinden zu wählenden und. von den Gerichten zu beftätigenden 
Friedensrichtern beitehen, 

Ueber die Zahl der zu wählenden Friedensridhter haben die Gemeinden zu beftim- 
men und foll es nahe bei einander gelegenen Fleinen Gemeinden geftattet fein, ich zu 
einem Friedensgerichtsbezirke zu vereinigen, bezüglih fih einer größern nahe gelegenen 
Gemeinde anfhließen, 

$. 2. , 

Die Wahl der Friedensrichter erfolgt durch den Gemeinderath unter Leitung des 
Bürgermeifterd nach relativer Stimmenmehrheit. 

Bei der Vereinigung mehrerer Gemeinden zu einem Friedensgerichtsbezirk bezüglich 
den Anfchluß Eleinerer Gemeinden an eine größere haben ſich ſolche über die Betheiligung 
der einzelnen Gemeinderäte bei der Wahl zu vereinigen. 

Gemeinden ohne Gemeinderath find von dem betreffenden Juftizamt einer benad- 
barten Gemeinde, in der ein folcher bejteht, zuzuweiſen. 

8. 3. 

Die Friedensrichter werden zunächſt auf drei Jahre gewählt, doch find aud die ab» 
tretenden Friedensrichter wieder wählbar. Bähig zu dem Amie des Friedensrichters iſt 
jeder großjährige, im vollen Genuß des Staatsbürgerrechts ſich befindende Bewohner 
des betreffenden Gemeinde- oder Friedensgerichtsbezirks, doch iſt Niemand verpflichtet, die 
auf ihn gefallene Wahl "anzunehmen; wer aber das Amt eines Friedensrichterd ange» 
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nommen bat, muß fi, fo Tange e8 dauert, der guͤtlichen Bermittelung aller m vor⸗ 
getragen werdenden Streitigkeiten unterziehen. 
8.4. 

Der Bürgermeifter hat denjenigen, auf weldhen die Wahl des Gemeinderathed ge- 
fallen ift, fofort über die Annahme der Wahl zu befragen und in dem Balle der Ab- 
lehnung eine anderweite Wahl vorzunehmen. Das Ergebniß der Wahl ift dem zujtän- 
digen Juftizamte anzuzeigen, welches die Giltigfeit derfelben und die Eigenfchaft. des Ge- 
wählten zu prüfen und wenn fi fein Bedenken findet, den Lepteren zu verpflichten, 
außerdem aber eine neue Wahl anzuordnen hat. 

8. 5. 

Das Amt des Priedendrichters ift ein Ehrenamt und mit Gehalt nicht verbunden. 
Nur die gewöhnlihen Ehreibegebühren, ingleichen wirflihe Auslagen fowie 2 Sgr. Bo: 
tengebühren für jeden Termin fann er von den Parteien erfept verlangen. 

F§. 6. 

Dem üriedensrichter gebührt die Achtung einer öffentlihen Stelle; Berlegungen 
diefer Achtung bei Ausübung des Amtes werden von ihm felbit mit Verweis oder Geld» 
firafe bi8 zu 2 Thlr. geahndet. 

Wegen anderer und größerer Vergeben wird das Protokoll an das zujtindige Ger 
richt zum Behuf der Unterfuhung und Beftrafung abgegeben. 

Die von dem Briedensrichter erfannt werdenden Geldftrafen fallen der Semeindefaffe zu. 

Die Schreibmaterialien haben die Gemeindekaffen zu beftreiten, 

— — 

Die Hauptbeſtimmung der Friedensgerichte iſt, ſtreitige Rechtsſachen, ingleichen Ber- 
balinjurienſachen im Wege der Güte zu erledigen; jedoch können fie auch ſchiedsrichter— 
liche Erkenntniſſe ertheilen, infofern die Parteien ſich auf den ſchiedsrichterlichen Aus— 
ſpruch irgend eines Friedensrichters, mit deſſen Zuſtimmung, vereinigt haben. 

$. 8. 

Die Thätigkeit der Friedensgerichte fann nur dann eintreten, wenn fich die betref: 
fenden Parteien auf irgend einen Briedensrichter vereinigt haben, um diefem ihre Nechts- 
angelegenheit zum Behuf des Sühneverfuchs oder feiner fhiedsrichterlihen Entfheidung 
vorzutragen. 

It eine ſolche Bereinigung dem betreffenden Friedensrichter angezeigt, ſo hat der- 
felbe binnen 3 Tagen eine Ladung an die Parteien zu erlaffen und in der Negel bin- 
nen 8 Tagen einen Termin zwifchen ihnen abzuhalten, 

Nechtsbeiftinde als foiche, find ausgeſchloſſen, nur bei Abhaltungen durch ein öf⸗ 
fentliches Amt, hohes Alter, Krankheit oder — Privatgeſchaͤfte fünnen Bevollmäch— 
tinte zugelaſſen werden. 
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Wenn nicht beide Bartelen im — — ſo bleibt die Sat uf fih be 
ruhen, es bat aber der Sriedensrichter die Botengebühren und etwaigen Auslagen von 
der füumigen Partei durch das zuftändige Juſtizamt, an welches deshalb Monatöver- 
zeichniſſe einzufenden find, beizutreiben. 

Erſcheinen zwar Me Parteien im Zermin, es kommt aber eine Vereinbarung unter 
denfelben micht zu Stande, fo find die Gebühren und etwaigen Auslagen von beiden 
Theilen gleihmäßig zu erheben oder auf die oben erwähnte Urt beizutreiben. . 

8. 10, 

Erfheinen beide Theile im Termine und fommt eine Bereinigung zu Stande oder 
wird von dem Friedensrichter in Bolge der Uebereinkunft ein fehiedsrichterliher Aus- 
ſpruch ertheilt, fo kann auf den Grund des von dem Friedensrichter aufgenommenen 
Protokolls, weldes die Parteien mit zu unterzeichnen haben, bei dem zuftändigen Juſtiz- 
amt die fofortige Eprecution — oder die Vollziehung des ſonſt Vereinbarten gefor- 
dert werden. 

Wird diefer Antrag geſtellt, das Gericht überzeugt fih aber, daß die Verhandlung 
oder das Protokoll dunkel und umverftändlih oder fonft wefentlih mangelhaft fei, fo 
bat daffelde die Parteien felbft vorzuladen und den Mangel zu heben oder die Sache 
bierzu an den Friedensrichter zurückzuweiſen. 

Wäre die Befeitigung des Anftands jedoch auf ſolchem Wege nicht zu erreichen, fo 
ift die Sache im gewöhnlichen Rechtswege zu verfolgen und dahin zu verweifen. 

8. 11. 

Die Disziplinarauffiht über die Friedensgerichte haben die Juftizämter — in Gera, 
Schleiz und Lobenftein die Borftände der Prozefabtheilungen — unter Oberleitung des 
Minifteriums, Abtheilung für die Juftiz, zu führen, 

8. 12, 

Das gegenwärtige Gefeg tritt mit dem 1. Juli dieſes Jahres in Kraft nnd bat 
Unſer Minifterium, Abtheilung für die Juftiz, für defien Ausführung zu forgen. 

Urfundlih haben Wir diefes Gefeg höchfteigenhändig vollzogen und Unfer Iandes- 
fürftliches Infiegel beidruden laſſen. 


Schloß Oſterſtein, den 28. April 1863. 


(L. S) Heinrich LXVIL. 


v. Harbou. Dinger, Dr, €. v. Beumin 
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